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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/728: Klimakampf und Kohlefront - taktiles Versprechen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 03.06.2020

Pläne für Müllverbrennung stoßen bei Anwohnern auf Ablehnung: Unmut in
der Region verständlich



Cottbus/Jänschwalde - Umstrittener Bau einer Müllverbrennungsanlage am
Kraftwerksstandort Jänschwalde durch die LEAG. René Schuster von der GRÜNEN
LIGA kommentiert die heute bekannt gewordene Umfrage unter Anwohnern wie
folgt:

"Jänschwalde als Ort bundesweiter Müllimporte? Der Unmut in der Region ist
absolut verständlich. In der Kohlekommission wurde von Ministerpräsident
Dietmar Woidke für den Standort Jänschwalde ein Innovationsprojekt
versprochen. Stattdessen soll nur eine herkömmliche Müllverbrennung kommen.
Im Koalitionsvertrag der rot-schwarz-grünen Landesregierung wurde der
Lausitz noch versprochen: Gemeinsam mit dem Eigentümer und der Region wird
die Koalition Konzepte zur Nachnutzung der bestehenden Kraftwerksstandorte
in Schwarze Pumpe und Jänschwalde erarbeiten und umsetzen. Davon ist
bislang noch nichts zu merken."

Heute wurden die Ergebnisse einer Umfrage unter den Anwohnern bekannt:
"Einer Umfrage in den betroffenen Kommunen Heinerbrück und Jänschwalde
zufolge trifft das Vorhaben auf große Vorbehalte in der Bevölkerung. In
Jänschwalde sprachen sich über 80 Prozent dafür aus, sich 'kritisch mit der
geplanten Müllverbrennungsanlage auseinanderzusetzen'. In Heinerbrück lag
der Wert bei über 90 Prozent der Einwohner".


https://gruene-lausitz.org/startseite/news-detail/article/heftiger_gegenwind_fuer_geplante_leag_muellverbrennungsanlage_in_jaenschwalde_umfrage_anwohner_sehen_vorhaben_mehrheitlich_kritisch_kreisbehoerde_bezeichnet_anlage_als_noch_nicht_genehmigungsfaehig/

Hintergründe zum LEAG - Müllkraftwerk (April 2019)

https://kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/412-muellkraftwerk-der-leag-koennte-kraftwerk-jaenschwalde-2024-ersetzen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.06.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juni 2020 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/727: Klimakampf und Kohlefront - Kollisionskurs mit der Meinungsfreiheit ... ("Die Kirche(n) im Dorf lassen")


Bündnis "Die Kirche(n) im Dorf lassen" - Presseerklärung vom 2. Juni 2020

Stellungnahme von "Die Kirche(n) im Dorf lassen" zur Einstufung von
"Ende Gelände"

Die christliche Rede vom "Götzen Kapitalismus" - verfassungsfeindlich?



"Die Kirche(n) im Dorf lassen" protestiert gegen die Diffamierung des
Bündnisses Ende Gelände als verfassungsfeindlich und erklärt sich
solidarisch mit seinen Zielen. Vor allem die Gleichsetzung von
Antikapitalismus und Verfassungsfeindlichkeit ist ein unerträglicher
Angriff auf die Meinungsfreiheit. Angesichts zahlreicher klar
antikapitalistischer Beschlüsse christlicher Kirchen werden damit auch
Christ*innen weltweit stigmatisiert - was einen Angriff auch auf die
Religionsfreiheit bedeutet.

Der Berliner Verfassungsschutz hat Ende Gelände in seinem neuesten Bericht
als "linksextremistisch" und daher verfassungsfeindlich eingestuft. Das
eröffnet die Möglichkeit geheimdienstlicher Maßnahmen (Überwachung, Abhören
von Telefonaten, Ausspähen von Computern, Einsatz von V-Männern etc.) gegen
diese Gruppierung. Mit Ende Gelände wird eine der bedeutendsten Akteure der
Klimagerechtigkeits-Bewegung angegriffen. Da wir uns als Teil dieser
Bewegung verstehen, müssen wir dazu Stellung beziehen.

Antikapitalismus gleich verfassungsfeindlich?

In der äußerst knappen Begründung heißt es, Ende Gelände nehme
"Gewaltanwendung mindestens billigend in Kauf (...) So wurden Teilnehmende
zu Baggerbesetzungen motiviert." Zudem "geriere" das Bündnis sich nur als
Klimaschutz-Akteur, verfolge tatsächlich aber weitergehende Ziele: "Auf
eine Verortung des Bündnisses im linksextremistischen Spektrum deutet auch
eine unmittelbare Verknüpfung der Themenfelder Anti-Kapitalismus und Anti-
Faschismus hin."[1] (zur Argumentation des Berichts s. u. "Exkurs")
Diese Gleichsetzung von Antikapitalismus mit Verfassungsfeindlichkeit
bedeutet einen massiven Angriff auf die Meinungsfreiheit, der bis tief in
die sog. Mitte der Gesellschaft zielt. Grüne Jugend, 'solid und Jusos
solidarisierten sich mit dem Slogan "Wir sind linksextrem". Das ist
schlagfertig und macht Spaß, besetzt auf kreative Weise das diffamierend
gemeinte Vokabular.

Die Bedrohung ist allerdings durchaus ernst zu nehmen: Prompt reagierte die
WerteUnion und forderte nicht nur ein bundesweites Verbot von Ende Gelände
sondern darüber hinaus: "Der Verfassungsschutz muss jetzt auch bei
der Grünen Jugend prüfen, ob es sich um eine verfassungsfeindliche
Bestrebung handelt. Denn wer sich mit extremistischen Gruppierungen
solidarisiert, sollte zumindest als Verdachtsfall geführt werden."[2]
Diese Drohung gilt allen, die gegen die Einstufung und Begründung durch den
Verfassungsschutz protestieren und sich darin mit Ende Gelände
solidarisieren: "Jetzt zeigt die vereinigte linke Jugend, was sie wirklich
von unserer freiheitlichen Demokratie hält: Nichts!"[3]

Die Argumentation ist perfide: Die Einstufung von Ende Gelände als
verfassungsfeindlich wird als Tatsache gesetzt, jede Kritik daran als
Solidarität mit Verfassungsfeinden gewertet, die Kritiker*innen sind
folgerichtig selbst Verfassungsfeinde. Die Absicht, die Klimabewegung so zu
spalten, ist offensichtlich. Aber über diese vordergründige Taktik hinaus
sind - sollte sich diese Argumentation durchsetzen - zentrale Grundrechte
bedroht, nicht nur die Meinungsfreiheit, sondern auch die
Religionsfreiheit.

Antikapitalismus in christlicher Lehre

Obwohl von den institutionalisierten Kirchen des globalen Nordens oft
verschwiegen, sind Kritik und auch deutliche Ablehnung des neoliberalen
Kapitalismus zentraler Bestandteil (welt)kirchlicher Verkündigung. Schon
die Befreiungstheologie prangerte den "Götzen Kapitalismus" als
lebensfeindliches, dem göttlichen Heilsplan entgegenstehendes System an.
Diese fundamentale Kritik fand bald Eingang auch in die offiziellen
Beschlüsse der protestantischen Kirchen:

Der Lutherische Weltbund[4] nahm das Konzept vom "Götzen Kapitalismus" auf
und forderte: "Als Communio müssen wir der falschen Ideologie der
neoliberalen wirtschaftlichen Globalisierung so begegnen, dass wir dieser
Realität und ihren Auswirkungen Widerstand entgegensetzen, sie grundlegend
umwandeln und verändern."

Die Generalversammlung des Reformierten Weltbundes in Accra 2004
verurteilte die Ideologie des Neoliberalismus als "häretisch", der
Widerstand gegen dieses System sei also zwingend: "Die Integrität unseres
Glaubens ist in Gefahr, wenn wir angesichts des bestehenden Systems
neoliberaler ökonomischer Globalisierung schweigen oder uns weigern, zu
handeln." Die Kritik am Neoliberalismus bezieht sich ausdrücklich auch auf
die durch Profitgier und den Zwang zu unbegrenztem Wachstum bedingte
Zerstörung der Schöpfung. In sprachlich enger Anlehnung an die Barmer
Erklärung der Bekennenden Kirche, die Christ*innen zum Widerstand gegen das
NS-Regime aufrief, heißt es im Bekenntnis: "Deshalb verwerfen wir die
bestehende Weltwirtschaftsordnung, die uns der globale neoliberale
Kapitalismus aufzwingt." Auch die Sao-Paulo-Erklärung von 20125 schreibt
klipp und klar: "Daher bemühen wir uns um die Überwindung des
Kapitalismus."

Mit Amtsantritt von Papst Franziskus findet Kapitalismuskritik Eingang auch
in die offizielle katholische Lehre, vor allem über das
befreiungstheologische Konzept des Götzen: "Wir haben neue Götzen
geschaffen. Die Anbetung des antiken goldenen Kalbs (vgl. Ex 32,1-35) hat
eine neue und erbarmungslose Form gefunden im Fetischismus des Geldes und
in der Diktatur einer Wirtschaft ohne Gesicht und ohne ein wirklich
menschliches Ziel."[6]

Wenn auch Franziskus in seinen Äußerungen meist hinter der analytischen
Klarheit protestantischer Texte zurückbleibt, ist die Dringlichkeit seines
Appells doch deutlich: "Diese Wirtschaft tötet." Daher sucht er den Dialog
auch mit nicht-kirchlichen Akteuren, wenn er sich z.B. 2015 mit
Vertreter*innen der Sozialen Bewegungen in Bolivien trifft: "Wenn das
Kapital sich in einen Götzen verwandelt und die Optionen der Menschen
bestimmt, wenn die Geldgier das ganze sozioökonomische System bevormundet,
zerrüttet es die Gesellschaft, verwirft es den Menschen, macht ihn zum
Sklaven, zerstört die Brüderlichkeit unter den Menschen, bringt Völker
gegeneinander auf und gefährdet - wie wir sehen - dieses unser gemeinsames
Haus, die Schwester und Mutter Erde. (...) wir wollen eine Veränderung,
eine wirkliche Veränderungen, eine Veränderung der Strukturen. Dieses
System ist nicht mehr hinzunehmen."

Konsequenzen

Dieser (nur kleine) Ausschnitt aus kirchlichen Texten zeigt deutlich, dass
neoliberaler Kapitalismus von den Kirchen nicht nur grundlegend kritisiert,
sondern abgelehnt wird und überwunden werden muss. (Die zögerliche Haltung
vieler Landeskirchen des globalen Nordens ändert daran nichts!)

Ausschlaggebend für diese Haltung der Kirchen ist die weltweite soziale
Ungerechtigkeit und die systembedingte Zerstörung der Schöpfung - beides
fließt im neuen Begriff der Klimagerechtigkeit zusammen -, die im
Widerspruch zum christlichen Glauben an das Leben in Fülle stehen.

Am Einsatz für die Schöpfung und dem Kampf für eine gerechte Welt - und
damit der Überwindung des globalen neoliberalen Systems (kurz:
Kapitalismus) - führt darum für Christ*innen kein Weg vorbei. Wenn die
Gleichsetzung von Antikapitalismus und Staatsfeindlichkeit durch den
Verfassungsschutz beibehalten wird, bedroht der Staat nicht nur soziale
Bewegungen wie Ende Gelände, sondern auch Christ*innen mit dem Verdikt
"Staatsfeind"."

Unsere Konsequenz ist daher: "Die Kirche(n) im Dorf lassen" protestiert


	gegen die Diffamierung und Überwachung von Ende Gelände durch den Verfassungsschutz,

	gegen die Gleichsetzung von Antikapitalismus mit Verfassungsfeindlichkeit,

	gegen die Bedrohung all derer, die sich mit Ende Gelände solidarisieren,

	gegen die Einschränkung von Meinungs- und Religionsfreiheit.



Exkurs:
Die abenteuerliche Argumentation des Verfassungsschutzes

Es mag erstaunen, dass antikapitalistische und - vor allem! -
antifaschistische Einstellungen bereits ausreichen, um als linksextrem
eingestuft zu werden. Dazu aber der Verfassungsschutz: "Der Begriff
"Anti-Faschismus" leitet sich aus linksextremistischer Sicht aus dem
Kapitalismus ab und ist politisch eindeutig konnotiert. (...) Dabei geben
sie [autonome Antifa-Gruppen] nicht zu erkennen, dass ihr
"Faschismus"-Verständnis eine Ablehnung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung impliziert." (S. 146f) Merke: Antifaschismus ist - aus
linksextremistischer Sicht! - gleichzusetzen mit Linksextremismus. Ein
lupenreiner Zirkelschluss - durchaus nicht der einzige in diesem Papier.

Auch Antikapitalismus wird in ganz ähnlicher Weise mit Linksextremismus
gleichgesetzt - natürlich nur für Linksextremisten: "Anti-Kapitalismus in
linksextremistischem Verständnis (...) hat (...) nicht nur die Abschaffung
der marktwirtschaftlichen Ordnung, sondern auch der parlamentarischen
Demokratie zum Ziel." (S. 150) Jetzt fehlt nur noch die Gleichsetzung von
Linksextremismus mit Verfassungsfeindlichkeit: "Linksextremismus ist ein
Sammelbegriff für alle gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
gerichteten Bestrebungen, die auf einer Verabsolutierung der
aufklärerischen Werte von Freiheit und Gleichheit beruhen." (S. 137)


Anmerkungen

[1] Verfassungsschutzbericht Berlin 2019, S. 162.

https://www.berlin.de/sen/inneres/verfassungsschutz/publikationen/verfassungsschutzberichte/

[2] Dr. Hans-Georg Maaßen, ehemaliger Verfassungsschutzpräsident und
Mitglied der WerteUnion, PM 21.5.2020.

[3] Stefan Müller, Parlamentarischer Geschäftsführer der CSU-Landesgruppe.

[4] Vollversammlung Winnipeg 2003.

[5] Von der Vollversammlung des Ökumenisches Rates der Kirchen, Busan 2013
bestätigt.

[6] Evangelii Gaudium 2013.


Die Initiative "Die Kirche(n) im Dorf lassen" ist Teil des
Bündnisses "Alle Dörfer bleiben".

 * 

Quelle:

Bündnis "Die Kirche(n) im Dorf lassen"

E-Mail: kirchen-im-dorf-lassen@t-online.de

Internet: https://www.kirchen-im-dorf-lassen.de
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AUSSTELLUNG/4482: Marbach - #StepOne 'Narrating Africa', bis 01.08.2021


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2020

Bis 1. August 2021 

Eine Open-Space-Ausstellung: #StepOne: 'Narrating Africa'. 



Welche Texte und Archivalien gehören in einen realen und dann auch
virtuellen Raum, in dem es um die unterschiedlichen Arten und Weisen
geht, Afrika zu erzählen? Diese Frage verhandelt unter dem Titel
'Narrating Africa' in einem ersten Schritt der erweiterte
Teilnehmerkreis eines Workshops, der im September 2019 als Auftakt
eines Forschungs- und Ausstellungsprojekts im Deutschen
Literaturarchiv Marbach stattgefunden hat.

Gefördert von Ministerium für Forschung, Wissenschaft und Kunst des
Landes Baden-Württemberg.

Narrating Africa Digital

Unsere Open-Space-Ausstellung 'Narrating Africa' hätte am 13. und
14. Juli im Rahmen eines Literaturfestivals von Schriftstellerinnen
und Schriftsteller aus Afrika, Amerika und Europa ergänzt,
umgeschrieben und neu gefügt werden sollen. Wir haben das Festival
aufs nächste Jahr verschoben und die Ausstellung bis zum 1. August
2021 verlängert, werden aber am 13. Juni das Projekt und neue Stimmen
auf den Social-Media-Kanälen des DLA präsentieren - u.a. werden
Oladipo Agboluaje, Penda Diouf, Nuruddin Farah, Jennifer Nansubuga
Makumbi, Ildevert Méda, Rémy Ngamije und Sylvia Schlettwein auf
unsere Fragen antworten: Was ist 'Afrika' für dich? Welche
Geschichten, welche Texte, welche Sätze über 'Afrika'
faszinieren Dich?

(in Zusammenarbeit mit Annette Bühler-Dietrich,
Universität Stuttgart, und der Universität von Namibia; gefördert
vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-
Württemberg).

BESCHRÄNKUNGEN WEGEN COVID-19 IM MUSEUM

Von Dienstag bis Freitag dürfen sich maximal 20 Besucher/innen
zeitgleich im Museum aufhalten (Zeitfenster für Risikogruppen), am
Samstag und Sonntag maximal 40. Für Besucher gilt Mund-Nase-Schutz-
und Handschuh-Pflicht. Handschuhe und Faltpläne für einen
Museumsrundgang unter dem Motto #DistantVisiting werden kostenlos
ausgegeben. Da zur Zeit die Kassen in den Museen noch geschlossen
haben, können Sie nur via Spendenbox mit (passendem) Bargeld
bezahlen. Das Marbacher Magazin zur Ausstellung 'Hölderlin, Celan
und die Sprachen der Poesie' kann im Museum für 20 Euro, der
Katalog zur Dauerausstellung 'Die Seele' für 30 Euro erworben
werden.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juni 2020

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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RUSSLAND/140: Indigene Völker Russlands - Austretender Diesel bedroht Dolganen und Nenzen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Indigene Völker Russlands: Austretender Diesel bedroht Dolganen
und Nenzen



Der Kraftstoff, der seit dem 29. Mai aus einem beschädigten Tank in
der Nähe von Norilsk austritt, verseucht indigenes Land. "In der
Region Taimyr, nördlich des Unglücksortes, leben Dolganen und
Nenzen", berichtet Tjan Zaotschnaja, ehrenamtliche Sibirien-Expertin
der Gesellschaft für bedrohte Völker. "Die Jäger, Sammler und Fischer
dort sind auf die verseuchten Flüsse und Seen angewiesen - auf die
Fische, Zugvögel, aber auch das Trinkwasser für sich und ihre
Rentiere. Der Diesel bedroht nicht nur ihre traditionelle
Lebensweise, sondern auch ganz konkret ihr Leben."

Zaotschnaja hat den Doganen-Abgeordneten und Aktivisten Gennady
Schtschukin vor Ort kontaktiert. "Er versucht für die zuständigen
Umweltbehörden und Mitglieder der indigenen Gemeinden Zugang zu
bekommen, um die Ursachen des Unfalls klären zu können", so
Zaotschnaja. "Seine Anfragen blieben bisher ebenso erfolglos wie der
Versuch vor einigen Jahren, ein gemeinsames Programm zur
Wiederherstellung der Ökologie der Region mit dem Unternehmen
Nornikel und dem Verband der indigenen Völker Taimyrs zu entwickeln."

Jetzt, zu Beginn des Sommers, gliche Taimyr einem Flickenteppich aus
Myriaden von kleinen Seen und Flüsschen. Schtschukin befürchte, dass
sich der ausgetretene Kraftstoff vom Fluss Daldykan über weitere
Flüsse und Seen verteilen und schließlich in die Karasee am Rande des
Arktischen Ozeans ausbreiten werde. "Schwimmende Barrieren, die den
Kraftstoffteppich einfangen sollen, sind seiner Einschätzung nach auf
fließenden Gewässern wenig effektiv", erklärt Zaotschnaja. "Daher
werden Grundwasserreservoire und auch die Laichgründe der Fische
beeinträchtigt. Fische, die im Fluss Piasino laichen und sich dann
weiter in Taimyr verbreiten, werden das Gift auch zu Menschen
bringen, die relativ weit von der Katastrophenzone entfernt leben."
Dolganen, Nganasanen und Nenzen in der gesamten Region wären
betroffen. Gennady Schtschukin ist daher äußerst besorgt: "Ohne Fisch
in den Taimyr-Siedlungen zu bleiben, bedeutet den Tod", schreibt er.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1069: #BlackLivesMatter Protestwelle erreicht Österreich (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

#BlackLivesMatter Protestwelle erreicht Österreich

Von Sabine Schmitz, Wien, 4. Juni 2020






[image: Menschenmenge vor einem Säulenportal versammelt - Bild: © Sabine Schmitz]

Bild: © Sabine Schmitz



Die globale Protestwelle rund um den Afroamerikaner George Floyd hat
auch Österreich erreicht. Bei der heutigen Demonstration beteiligten
sich mehr als 50.000 Menschen, um gegen Rassismus und Polizeigewalt zu
demonstrieren. Angemeldet waren 3000 Personen. Aber nach wenigen
Minuten war der Platz der Menschenrechte überfüllt. BlackLivesMatter
stand auf den Plakaten "Hier wächst der Widerstand", your silent is
violent", "Österreich hat ein Rassismusproblem", "why always us".

Bereits am Mittwoch haben in Graz ca. 1000 Menschen unter dem
Stichwort #BlackLivesMatter demonstriert. Das gibt Hoffnung.


Über die Autorin

Sabine Schmitz, Jahrgang 1968, lebt in Wien und ist seit 1990 aktiv in
Humanistischen Projekten in Deutschland, Afrika und Österreich.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/474: Von Hongkong bis nach Minneapolis (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Von Hongkong bis nach Minneapolis

Von Gerhard Mersmann, Neue Debatte, 4. Juni 2020



Wer Objektivität lehrt und als seine große Stärke reklamiert,
muss sich ihr auch unterziehen. Sonst leidet die Glaubwürdigkeit. Und
wenn momentan etwas leidet, neben vielen Menschen und der Natur, dann
ist es diese Glaubwürdigkeit.

Der Westen, der sich weltweit gerne als Wertegemeinschaft zu
charakterisieren sucht, ist mit vollem Eifer dabei, sich selbst zu
zerlegen.

Mit nicht mehr zu überbietender Naivität werden die Verhältnisse, über
die es zu berichten gibt, durch die Brille der eigenen Perspektive
konturiert, dass es Beobachterinnen und Beobachtern, die sich an dem
Projekt der objektiven Betrachtung gerade üben, schwindlig wird vor so
viel Verzerrung und Chuzpe.


Voltaire dreht sich im Grab um

Käme es auf finale Beurteilungen an, wofür es, um in chinesischen
Maßstäben zu denken, noch viel zu früh ist, dann wäre das Urteil
niederschmetternd. Denn alles, was in den Annalen der französischen
Revolution, dem Urtext der bürgerlichen Gesellschaft, steht, spielt in
der gesellschaftlichen Praxis der Staaten, die sich auf sie berufen,
kaum mehr eine Rolle.

Einzelne Beispiele helfen immer. Hongkong ist so eine Sache. Hafen wie
Stadt unter britischer Verwaltung waren Ergebnis eines kolonialen
Raubkrieges. Als 1997 das Areal zurück an China ging, wurde eine
fünfzigjährige Übergangsfrist vereinbart, damit alle, die sich am
Kolonialstatus bereichert hatten, in aller Ruhe ihren Reichtum in
andere Zonen der Welt transferieren konnten [1].

Nun, nach nahezu der Hälfte dieses halben Jahrhunderts, soll die Uhr
zurückgedreht werden und das freie Pressewesen beginnt, die Sehnsucht
nach dem alten Kolonialstatus als eine Freiheitsbewegung im Sinne
westlicher Demokratie darzustellen. Hören Sie es, wie sich Voltaire im
Grab umdreht? Im Duktus der hiesigen Presseorgane spricht man von
einer blutigen Niederschlagung der Demokratiebewegung.


Die Negation des Verbrechens

In Minneapolis, eine von vielen Provinzialmetropolen der USA,
passierte etwas, das viele Male vorher schon passiert war: Ein
Afroamerikaner wurde von einem Polizisten ermordet. Und obwohl die
zuständige Staatsanwaltschaft den Polizisten des Mordes offiziell
angeklagt hat, spricht man in der Berichterstattung davon, dass ein
Afroamerikaner bei einem Polizeieinsatz verstorben sei. Genau gesagt:
seit 2015 wurde rund 5300 Menschen von Polizisten getötet, darunter
1220 Schwarze [2].


"Die Worte der repressiven Parteinahme sind das Gift, das
die Freiheit tötet."

Eine systemische Ursache wird als unglückliche Koinzidenz
bagatellisiert. Allein das sollte schon reichen, um, solange man den
Grundsatz der Objektivität im Kopf hat, zu erzürnen. Aber natürlich,
ja, es ist die Regel, folgt noch mehr. Denn die Proteste, ja, die
Proteste gegen den systematischen, gezielten, diskriminierenden
Gewaltmissbrauch gegen Teile der Bevölkerung, wird als gewalttätig
stigmatisiert. Und die alte Spaltungslinie wird aufgemacht, dass die
vielen friedliebenden Demonstranten sich von den Randalierern
distanzierten. Es ist, der Begriff sei von nun an benutzt,
Kriegsberichterstattung.

Es versteht sich von selbst, dass in dem Falle des amerikanischen
Flächenbrandes, der sich täglich ausbreitet und, Stand heute, allein
70 große Städte erfasst hat, weder von einem amerikanischen Frühling
noch von einer demokratischen Bewegung gesprochen wird. Die Worte der
repressiven Parteinahme sind das Gift, das die Freiheit tötet.


Ahnungslos und gewissenlos

Und ja, in der Provinz des Westens schimmert auch noch eine Episode
auf. Nein, kein Aufstand, Gott bewahre, nur ein weiteres Attest für
den Kleingeist. Es handelt sich um den DFB, den Deutschen Fußball
Bund. Der ermittelte nämlich gegen Spieler, die am letzten Wochenende
auf dem Platz ihre Solidarität mit den Opfern des Polizeiterrors in
den USA bekundeten [3].

Offiziell schmückt sich dieser Bürokratenring gerne mit
Anti-Rassismus-Kampagnen. Jetzt, wo es um ein praktisches Zeichen
geht, dokumentieren sie, dass sie in Sachen Propaganda alles begriffen
haben, in Fragen dessen, was in den Köpfen derer vor sich geht, die
noch einen Funken gesellschaftlicher Praxis in sich haben, an
Fassungslosigkeit nicht zu überbieten sind.

Sie sind genauso ahnungslos und gewissenlos wie der immer mehr ins
Faschistoid-Groteske abgleitende Präsident Donald Trump. Der sprach
von Sanktionen gegen Hongkong, wegen des Verstoßes gegen die
Menschenrechte und tobte gleichzeitig auf Twitter, er ließe bald auf
das Pack in den Straßen des eigenen Landes die schwarzen Hunde los. Da
bleibt, man kann es nicht verkneifen, eine Reminiszenz an den guten
alten Fußballlehrer Giovanni Trapattoni. Sein Wort, es träfe den
Umstand sehr genau: Was erlauben Trump?!


Über den Autor

Dr. Gerhard Mersmann studierte Politologie und
Literaturwissenschaften, war als Personalentwickler tätig und als
Leiter von Changeprozessen in der Kommunalverwaltung. Außerdem als
Regierungsberater in Indonesien nach dem Sturz von Haji Mohamed
Suharto. Gerhard Mersmann ist Geschäftsführer eines Studieninstituts
und Blogger. Seine gegenwärtigen Schwerpunkte sind Beratung, Lehre und
Publizistik. Auf Form7 schreibt er pointiert über das politische und
gesellschaftliche Geschehen und wirft einen kritischen Blick auf das
Handeln der Akteure.


Quellen und Anmerkungen:


[1] Hongkong ist eine Sonderverwaltungszone mit einem relativ hohen
Maß an Autonomie. Nach 156 Jahren britischer Kolonialherrschaft hatte
die Volksrepublik China am 1. Juli 1997 die Souveränität und Kontrolle
über Hongkong übernommen. Die chinesische Zentralregierung versucht
aber, die Autonomie abzubauen. Dies führte 2014 zu Protesten
(Regenschirmbewegung) und 2019 zu bis heute anhaltenden
Massenprotesten und Aufständen.

[2] The Washington Post (02.06.2020): 1,028 people have been shot and
killed by police in the past year. Auf 

https://www.washingtonpost.com/graphics/investigations/police-shootings-database/ 

(abgerufen am 03.06.2020).

[3] tz.de (03.06.2020): Strafen für Bundesliga-Stars wegen Zeichen
gegen Rassismus? DFB-Kontrollausschuss fällt Entscheidung. Auf 

https://www.tz.de/sport/fussball/george-floyd-bundesliga-dfb-strafe-schalke-mckennie-tot-usa-binde-aufschrift-twitter-zr-13782836.html

(abgerufen am 03.06.2020).


Der Artikel "Von Hongkong bis nach Minneapolis" wurde
erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2020/06/03/von-hongkong-bis-nach-minneapolis/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/473: LobbyControl zum Konjunkturpaket - "Durchmarsch der Autolobby verhindert!" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

LobbyControl zum Konjunkturpaket: "Durchmarsch der Autolobby 
verhindert!"

Pressemitteilung von LobbyControl, vom 4. Juni 2020



LobbyControl begrüßt, dass die Bundesregierung die umstrittene
Forderung der Autoindustrie nach einer Kaufprämie für Verbrenner nicht
vollständig ins Konjunkturpaket aufgenommen hat.

Christina Deckwirth kommentiert: "Erst die Absage der Klüngelrunde
Autogipfel, jetzt die Absage an die Lobbyforderung Kaufprämie für
Verbrenner: Das ist ein großer Erfolg für alle, die in den letzten
Wochen gegen die allzu engen Verflechtungen zwischen Autoindustrie und
Bundesregierung protestiert haben. Gemeinsam haben wir einen
Durchmarsch der Autolobby verhindert. Das ist sehr gut, so kann es
weitergehen.

Der Eklat um die Kaufprämie hat gezeigt: Lobbyrunden verhindern heißt
einseitige Politikergebnisse verhindern. Wir brauchen jetzt einen
Wendepunkt: Mit ihren Auto-Klüngelrunden hat sich die Bundesregierung
in eine Sackgasse manövriert. Sie muss jetzt einen anderen Weg
einschlagen.

Statt einseitiger Absprachen brauchen wir ausgewogene, offene und
transparente Beratungen über weitreichende politische Entscheidungen
und eine sorgsame Abwägung verschiedener gesellschaftlicher Anliegen.
Das gilt für die weitere Ausgestaltung einer klimafreundlichen
Mobilitätswende ebenso wie für das nun anstehende europäische
Konjunkturpaket."


Hintergrund

LobbyControl hatte schon im Vorfeld des Autogipfels Anfang Mai die
unausgewogene Zusammensetzung des hochrangigen Treffens zwischen
Autoindustrie und Bundesregierung kritisiert. Dazu hat die
Transparenzorganisation einen Online-Appell gestartet, den inzwischen
über 35.000 Menschen unterzeichnet haben. LobbyControl fordert darin
die Bundesregierung auf, der Autolobby bei der Aushandlung von
Corona-Hilfen keine Vorfahrt zu gewähren. Zuletzt hatte LobbyControl
die Absage des Autogipfels gefordert, der ursprünglich direkt vor den
Gesprächen im Koalitionsausschuss stattfinden sollte. 

Mehr zum Appell unter Corona-Hilfen: Keine Vorfahrt für die Autolobby! 

www.lobbycontrol.de/2020/04/autogipfel-aktion/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSTELLUNG/379: Marbach - Hölderlin, Celan und die Sprachen der Poesie, bis 01.08.2021


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2020

WECHSELAUSSTELLUNG IM LITERATURMUSEUM DER MODERNE

Bis 1. August 2021

Hölderlin, Celan und die Sprachen der Poesie



Was ist Poesie? Was machen wir mit Gedichten? Wie verwandeln sie uns
und unsere Wahrnehmung, vielleicht sogar ein wenig unser Leben? Welche
Verse lösen Gänsehaut aus, welche rühren uns zu Tränen, welche
lassen uns kalt? Die Ausstellung 'Hölderlin, Celan und die Sprachen
der Poesie' macht Lust auf das Lesen auch von schwierigen Gedichten.
Sie zeigt Hölderlins Gedichte aus sehr unterschiedlichen
Perspektiven: von ihrer Entstehung über ihre Machart bis hin zu ihrer
Wirkung.

Forschungspartner: Leibniz-Institut für Wissensmedien Tübingen und
Institut für Psychologie der Universität Tübingen, Centrum für
reflektierte Textanalyse (CRETA) und SRC Text Studies Universität
Stuttgart, Institut für deutsche Philologie der Universität
Würzburg.

Gefördert von der Baden-Württemberg Stiftung.

BESCHRÄNKUNGEN WEGEN COVID-19 IM MUSEUM

Von Dienstag bis Freitag dürfen sich maximal 20 Besucher/innen
zeitgleich im Museum aufhalten (Zeitfenster für Risikogruppen), am
Samstag und Sonntag maximal 40. Für Besucher gilt Mund-Nase-Schutz-
und Handschuh-Pflicht. Handschuhe und Faltpläne für einen
Museumsrundgang unter dem Motto #DistantVisiting werden kostenlos
ausgegeben. Da zur Zeit die Kassen in den Museen noch geschlossen
haben, können Sie nur via Spendenbox mit (passendem) Bargeld
bezahlen. Das Marbacher Magazin zur Ausstellung 'Hölderlin, Celan
und die Sprachen der Poesie' kann im Museum für 20 Euro, der
Katalog zur Dauerausstellung 'Die Seele' für 30 Euro erworben
werden.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juni 2020

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/9006: Und morgen, den 06. Juni 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.06.2020 bis zum 07.06.2020 +++






[image: Jean-Luc 9006 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Es hüpft das Tier,

es tanzt der Fisch,

der Himmel schier,

der Wind weht frisch.
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ITALIEN/336: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 5.6.2020 (SB)




Vor dem für Sonnabend zu dem Zweck, die italienische Hauptstadt nach
ukrainischem Vorbild in eine "Piazza Maidan" zu verwandeln,
angekündigten faschistischen Aufmarsch hat die Staatsanwaltschaft von
Rom am Donnerstag die Zentrale der Casa Pound, einer mit der Lega
liierten Stoßtruppe, die zu den Initiatoren der rechten Kundgebung
gehört, beschlagnahmt. Wie die italienische Nachrichtenagentur ANSA am
Freitag berichtet, handelt es sich um ein Haus in der Via Napoleone
III, das die Faschisten seit Jahren besetzt halten und in dem sie ihr
Hauptquartier aufgeschlagen haben. Gegen die Organisation laufe ein
Ermittlungsverfahren wegen Rassenhaß, hieß es.

Die Bürgermeisterin Roms Virginia Raggi von der Fünf-Sterne-Bewegung
(M5S), die 2016 mit den Stimmen der Lega gewählt und danach der
Komplizenschaft mit der faschistischen Alleanza Nazionale (AN)
bezichtigt worden war, begrüßte dieses Vorgehen als "einen
historischen Moment, einen Sieg für die Stadt". Sie erinnerte daran,
daß "wir heute" (am 4. Juni) "den 76. Jahrestag der Befreiung Roms von
der nationalsozialistischen Besatzung feiern" und dankte der
Staatsanwaltschaft für die Ansetzung eines Prozesses gegen Casa Pound.
Auch Emilio Ricci, Vizepräsident des Partisanenverbandes ANPI, der ein
Vorgehen der Staatsanwaltschaft gefordert hatte, zeigte sich laut ANSA
"zutiefst zufrieden mit der Entscheidung, die der Staatsanwalt
aufgrund unserer Beschwerde getroffen hat".

Casa Pound ist eine nach ihrem Gründer, dem Schriftsteller Ezra Pound,
einem Mussolini-Faschisten, benannte Bewegung, die sich "Faschisten
des dritten Millenniums" nennt, ihr national-soziales Image hervorhebt
und in Rom mehrere Tausend Mitglieder zählt. In der Vergangenheit trat
sie immer wieder gemeinsam mit der Forza Nuova (Neuen Kraft), der 1997
von dem verurteilten Terroristen Roberto Fiore gegründeten
faschistischen Partei, in Rom bei Ausschreitungen der Faschisten auf.
So waren Casa Pound und Forza Nuova u. a. im April 2019 im Stadtteil
Torre Maura an der Vertreibung von Sinti und Roma aus ihren
Unterkünften beteiligt. Dabei zeigten sie den "Führergruß", warfen
Brandflaschen und zündeten Benzinkanister, Autos sowie Müllcontainer
an und skandierten "Wir werden euch töten!" und "Verbrennt sie
lebendig!".

Daß die Forza Nuova auf eine gewisse Zustimmung unter den Wählerinnen
und Wählern stößt, zeigte sich 2018, als sie mit der aus der
Mussolini-Nachfolgepartei MSI hervorgegangenen Fiamma Tricolore auf
einer Liste "Italia agli Italiani" (Italien den Italienern) zu den
Parlamentswahlen antrat und 0,4 Prozent der Stimmen (126.207 Wähler)
erhielt.

5. Juni 2020
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MELDUNG/067: Ministerkomitee des Europarates drängt Türkei zur Anerkennung der Kriegsdienstverweigerung (Connection e.V.)


Connection e.V. - 5. Juni 2020

Ministerkomitee des Europarates drängt Türkei zur Anerkennung der
Kriegsdienstverweigerung



In unmissverständlichen Worten hat gestern das Ministerkomitee des
Europarates in einer Entscheidung gegenüber dem Mitgliedsstaat des
Europarates Türkei dargelegt, dass Kriegsdienstverweigerer nicht weiter der
Strafverfolgung unterliegen dürfen. Die Entscheidung befasste sich mit
Fällen von neun Kriegsdienstverweigerern, die als Antragsteller in den
letzten Jahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte Klage
erhoben hatten. Die Entscheidung fiel auch auf Grundlage einer von
Connection e.V., Vicdani Ret Derneği, Freedom of Belief Initiative in
Turkey, Norwegian Helsinki Committee, War Resisters' International und dem
Europäischen Büro für Kriegsdienstverweigerung eingereichten Stellungnahme.

Die Türkei wird in der Entscheidung zum einen aufgefordert, dass die
"Antragsteller nicht länger wegen ihrer Weigerung, Militärdienst
abzuleisten, strafrechtlich verfolgt oder verurteilt werden". Zum anderen
forderte das Ministerkomitee die Türkei auch dazu auf, bereits erhobene
Geldstrafen zu erstatten, Haftbefehle aufzuheben und Strafregister zu
löschen, um eine Situation zu beenden, in der die Antragsteller "dazu
gezwungen sind, ein geheimes Leben zu führen, was zu einem 'Zivilen Tod'
führt."

Rudi Friedrich von Connection e.V. heute dazu: "Solch klare Worte sind
schon längst überfällig. Der Europäische Gerichtshof hatte bereits 2006,
also vor 14 Jahren, festgestellt, dass die wiederholten Bestrafungen gegen
Kriegsdienstverweigerer die Europäische Menschenrechtskonvention verletzen.
Mit weiteren Urteilen seit 2011 wurde die Kriegsdienstverweigerung als
Menschenrecht anerkannt. Dennoch hat die Türkei daraus keinerlei
Konsequenzen gezogen und setzt die Verfolgung der Kriegsdienstverweigerer
fort. Die Verfolgung muss unverzüglich beendet werden."

In der Türkei gibt es eine Wehrpflicht. Jeder Wehrpflichtige hat derzeit
sechs Monate Militärdienst abzuleisten. Wer den Kriegsdienst verweigert,
muss damit rechnen, mehrfach einberufen und wegen seiner Verweigerung
strafrechtlich verfolgt zu werden. Diese Verfolgung kann ein Leben lang
andauern.

In Videobeiträgen, die zum Internationalen Tag der
Kriegsdienstverweigerung, dem 15. Mai, erstellt wurden, schilderten
Verweigerer aus der Türkei ihre Situation. Hüseyin Civan berichtete: "Weil
der türkische Staat das Recht auf Kriegsdienstverweigerung ignoriert, habe
ich große Probleme. Ich kann nicht sozialversichert arbeiten, keine
längeren Reisen unternehmen oder im Hotel übernachten. Bei Passkontrollen
auf der Straße wurden mehrmals meine Personalien aufgenommen, weil ich der
Wehrpflicht nicht nachgekommen bin. Jede Meldung führt zu einer neuen
Geldstrafe und einem neuen Strafverfahren gegen mich."

Einige Kriegsdienstverweigerer aus der Türkei hatten in den letzten Jahren
auch Schutz in Ländern der Europäischen Union gesucht und Asyl beantragt.
Allzu häufig werden diese Asylanträge jedoch abgelehnt, da "die Wehrpflicht
als solche und die Wehrpflichtpraxis der Türkei grundsätzlich keine
flüchtlingsschutzrelevante Verfolgung" darstelle, so das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge in einer Entscheidung im Juli 2019. "Die
Entscheidung des Ministerkomitees macht deutlich," so Rudi Friedrich heute,
"dass hier deutsche Behörden einer Unrechtspraxis der Türkei Vorschub
leisten. Kriegsdienstverweigerer brauchen Schutz und Unterstützung."

 * 

Quelle:

Connection e.V.

Von-Behring-Str. 110, 63075 Offenbach

Telefon: 069-82375534, Fax 069-82375535

E-Mail: office@Connection-eV.org

Internet: www.Connection-eV.org
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WIRTSCHAFT/137: Die europäische Cloud (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 5. Juni 2020

german-foreign-policy.com

Die europäische Cloud

Deutschland und Frankreich starten Initiative "Gaia-X" für eine
europäische Cloud-Struktur. Ziel: Unabhängigkeit von den USA.



BERLIN/PARIS - Mit der gestern offiziell gestarteten Initiative "Gaia-X"
wollen Deutschland und Frankreich eine "europäische" Alternative zu den
großen US-amerikanischen und chinesischen Cloud-Dienstleistern schaffen.
Hintergrund ist, dass Cloud-Dienste immer mehr an Bedeutung gewinnen;
deutlich wurde dies vor allem nach dem Covid-19-Shutdown, der zahlreiche
Unternehmen zur Umstellung auf Onlineheimarbeit und damit zur Nutzung von
Cloud-Diensten zwang. Aus Furcht vor Wirtschaftsspionage hatten sich
zahlreiche Unternehmen bislang geweigert, Cloud-Dienste von Amazon,
Microsoft, Google oder Alibaba in größerem Umfang zu nutzen - dies auch,
weil ein US-Gesetz aus dem Jahr 2018 es den US-Behörden unter bestimmten
Umständen erlaubt, auf Daten zuzugreifen, die US-Konzerne bei sich
speichern. Zudem hieß es mit Blick auf die Praktiken der
Trump-Administration, man sei, wenn man nicht über eine eigene
Cloud-Struktur verfüge und auf US-Firmen angewiesen sei, politisch
erpressbar. Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier nennt die Initiative
die "vielleicht wichtigste digitale Bestrebung Europas in dieser
Generation".

Auf dem Weltmarkt kaum präsent

Konzerne aus Deutschland sowie aus anderen europäischen Ländern sind auf
dem Weltmarkt für Cloud-Dienste so gut wie nicht präsent. Zwar bieten
deutsche Unternehmen, so etwa die Deutsche Telekom, Cloud-Speicherplatz und
-Rechenleistung an. Allerdings können sie mit Konzernen aus den Vereinigten
Staaten und aus China nicht mithalten, die zusätzlich Software aller Art
offerieren, darunter nicht zuletzt solche, die Künstliche Intelligenz (KI)
nutzt. Weltmarktführer ist zur Zeit Amazon mit einem Anteil von 45 Prozent
(2019); es folgen Microsoft (17,9 Prozent), Alibaba aus China (9,1 Prozent)
und Google (5,3 Prozent).[1] Deutsche Unternehmen, aber auch deutsche
Behörden sind bei ihrer Cloud-Nutzung deshalb vor allem auf Dienste
US-amerikanischer, eher selten auch chinesischer Firmen angewiesen.
Volkswagen etwa arbeitet bei der Cloud-Vernetzung seiner weltweit 122
Fabriken mit Amazon zusammen und kooperiert bei der Cloud-Vernetzung seiner
Fahrzeuge mit Microsoft. Sogar die Bundespolizei speichert ihre
Bodycam-Aufnahmen in der Amazon-Cloud.[2]

Der Lockdown-Boom der Cloud

Der Lockdown während der Covid-19-Pandemie hat die Bedeutung von
Cloud-Diensten rasant in die Höhe schnellen lassen. "Unternehmen auf der
ganzen Welt" hätten "dringend Zugang zu flexibler Rechenkapazität"
benötigt, um Onlineheimarbeit zu ermöglichen oder den Onlinehandel
auszubauen, hält der Chefanalyst der US-Marktforschungsfirma Canalys,
Matthew Ball, fest.[3] Größere Bekanntheit hat etwa das US-Unternehmen Zoom
erreicht, das Cloud-Videokonferenzen ermöglicht. Insgesamt stieg der Umsatz
der Branche allein im ersten Quartal 2020 um stolze 34 Prozent auf 31
Milliarden US-Dollar an. Zugleich gewann die Debatte über die Risiken, die
mit Cloud-Diensten verbunden sind, spürbar an Schwung. Auch dies betraf
unter anderem Zoom; das Unternehmen wurde wegen Sicherheitslücken und
umstrittener Datenschutzpraktiken weithin kritisiert.[4]

Keine Sicherheit

In puncto Sicherheit ist dabei auch von Interesse, dass ein US-Gesetz, der
im März 2018 ratifizierte "Cloud Act", es den US-Behörden unter bestimmten
Umständen erlaubt, auf Daten zuzugreifen, die US-Firmen gespeichert haben -
dies sogar dann, wenn sich die entsprechende Infrastruktur im Ausland
befindet.[5] Zoom-Videokonferenzen werden auch in der internationalen
Politik genutzt; so ist dokumentiert, dass Zoom auch bei Treffen der
gewöhnlich vertraulich tagenden Eurogruppe zum Einsatz kam.[6] Das
Auswärtige Amt hat die Nutzung von Zoom auf dienstlichen Geräten
ausdrücklich untersagt. Allerdings räumt das Ministerium ein, "ein völliger
Verzicht auf die App" sei zur Zeit kaum durchsetzbar, weil er die
Kommunikation mit Kooperationspartnern im Ausland "massiv erschweren"
würde.[7] Deshalb sei aktuell die Nutzung von Zoom auf privaten Computern
"krisenbedingt gestattet, wo dies unumgänglich für die Aufgabenerfüllung
ist". Berichten zufolge bemüht sich das Auswärtige Amt dabei bereits um
eine "vertrauenswürdigere" Alternative zu den Videokonferenzangeboten des
US-Unternehmens.[8]

Politisch erpressbar

Sicherheitsbedenken sind einer der Gründe, die Berlin veranlasst haben,
sich um die Schaffung einer deutsch-europäischen Cloud-Struktur zu bemühen.
Dabei geht es keinesfalls nur um Sorgen der Politik; die Bedenken werden
nicht zuletzt von vielen mittelständischen Unternehmen geteilt, die bei
einer Nutzung US-amerikanischer oder chinesischer Cloud-Produkte
Industriespionage befürchten. Hinzu kommen Warnungen, Deutschland sowie die
EU seien ohne eine eigene Cloud-Struktur erpressbar. Bereits im vergangenen
Jahr erklärte Karl-Heinz Streibich, Präsident der Deutschen Akademie der
Technikwissenschaften (Acatech), er halte es "für zumindest denkbar", dass
"unsere Abhängigkeit von wenigen Cloud-Anbietern politisch als
Druckmittel ... eingesetzt werden" könnte: "Können wir ausschließen, dass
eines Tages gedroht wird, die Cloud-Dienste zu kappen, wenn Deutschland
nicht die Nord-Stream-2-Leitung ebenfalls kappt?"[9]

Gaia-X

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hatte die Gründung einer eigenen
Cloud-Struktur in der EU bereits vergangenen Oktober angekündigt: "Die
europäische Wirtschaft benötigt dringend eine Infrastruktur, die
Datensouveränität und breite Datenverfügbarkeit bei hohen
Sicherheitsstandards gewährleistet".[10] Am gestrigen Donnerstag haben nun
Altmaier und sein französischer Amtskollege Bruno Le Maire gemeinsam den
offiziellen Start des Projekts mit dem Namen "Gaia-X" bekanntgegeben.
Demnach werden 22 Unternehmen - jeweils elf aus Deutschland und aus
Frankreich - eine internationale Stiftung nach belgischem Recht gründen,
die die Gaia-X-Infrastruktur tragen soll.[11] Dabei werden, wie der
Beauftragte im Bundeswirtschaftsministerium für die digitale Wirtschaft,
Thomas Jarzombek, erklärt, Dienste verschiedener Unternehmen zu einem
"homogenen, nutzerfreundlichen System" vernetzt; Gaia-X soll vor allem die
verbindenden Elemente entwickeln, darunter, wie berichtet wird, "technische
Standards, Schnittstellen für den Datenaustausch, zudem ein
Identitätsmanagement, ein Abrechnungssystem sowie eine
Benutzeroberfläche".[12] Insgesamt sind bislang rund 300 Firmen
eingebunden; zu den 22 Trägerunternehmen zählen auf deutscher Seite die
Deutsche Telekom, SAP sowie Siemens, auf französischer Seite Orange
Business Services sowie Atos International, der Konzern, der bis 2019 vom
heutigen EU-Binnenmarktkommissar Thierry Breton geleitet wurde.

Die "digitale Souveränität"

Während der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) Gaia-X als einen
"wichtige[n] Schritt" lobt, "um der Wirtschaft in Europa einen kräftigen
Digitalisierungsschub zu verleihen", nennt Wirtschaftsminister Altmaier das
Projekt die "vielleicht wichtigste digitale Bestrebung Europas in dieser
Generation".[13] Bereits Ende 2019 hatte es in Strategiepapieren von CDU
und von SPD jeweils geheißen, es gehe um die Sicherung der "digitalen
Souveränität".[14] Laut aktuellem Plan soll Gaia-X bereits Anfang 2021
zumindest teilweise nutzbar sein.
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/462: Iran-Report Nr. 6 - Juni 2020


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 6 - Juni 2020

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.

INNENPOLITIK

• Neues Parlament fest in der Hand der Konservativen

• Ghalibaf neuer Parlamentspräsident 

• Kampf gegen Corona-Epidemie 

• Alamolhoda: "Corona war ein Segen" 
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NEUES PARLAMENT FEST IN DER HAND DER KONSERVATIVEN

Das neue Parlament, das am 21. Februar gewählt wurde, nahm seine
Arbeit am 27. Mai auf. An der Eröffnung nahmen auch Präsident Hassan
Rohani, Justizchef Ebrahim Raisi und Mohammad, Mohammadi Golpayegani,
Gesandter des Revolutionsführers, teil. Zu Beginn legten die
Abgeordneten eine Erklärung vor, in der sie bekundeten, dass sie
weder Anwälte noch Feinde der Regierung seien. "Wir stehen
einheitlich hinter dem Revolutionsführer und sind entschlossen, die
Probleme des Landes zu lösen," hieß es. Zunächst verlas Golpayegani
eine Botschaft des Revolutionsführers Ali Chamenei, in der die
Wirtschaft als das Hauptproblem des Landes bezeichnet wurde, das mit
aller Kraft zu bewältigen gelte.

Danach forderte Rohani in einer Rede die Abgeordneten auf, mit der
Regierung zu kooperieren und in erster Linie nicht das Interesse
ihrer Fraktionen, sondern das Wohl des gesamten Landes zu
berücksichtigen. Zuvor hatte bereits die Nachrichtenagentur Irna, die
als Sprachrohr der Regierung gilt, in einem Bericht geschrieben,
angesichts der kritischen Haltung einiger Abgeordneter gegenüber der
Regierung, sei zu befürchten, dass es bei der Zusammenarbeit des
neuen Parlaments mit der Regierung Probleme geben werde. Dennoch habe
die Regierung dem neuen Parlament die Hand gereicht und erklärt, sie
werde sich nicht in die inneren Angelegenheiten des Parlaments
einmischen und eine Kooperation mit der Legislative anstreben.

Die rigorose Ablehnung unliebsamer Kandidaten durch den Wächterrat im
Vorfeld der Wahlen, hatte dazu geführt, dass nahezu sämtliche
reformorientierte und unabhängige Bewerberinnen und Bewerber von der
Wahl ausgeschlossen wurden. Der Wächterrat hatte 248 der 290
Parlamentsabgeordneten, die sich wieder zur Wahl stellen wollten, als
ungeeignet zurückgewiesen. Die meisten der Abgelehnten gehörten der
Reformfraktion an.

174 neu gewählte Abgeordnete sind Erstlinge im Parlament, die meisten
von ihnen mit den Regelungen und Mechanismen des Parlaments kaum
vertraut. Lediglich 20 Abgeordnete werden zu den Reformern gezählt,
weitere 27 Abgeordnete gelten als unabhängig. Alle anderen gehören zu
den rechten und ultrarechten Gruppen und Fraktionen, die nun einer
Regierung gegenüberstehen, die sich als gemäßigt bezeichnet. Doch
auch die Rechten und Ultrakonservativen, die unter der Bezeichnung
"Prinzipientreue" einen gemeinsamen Block gebildet hatten, sind sich
keineswegs einig.

Stärker als erwartet ist die "Dschebhe Paydari" (Einheitsfront) aus
den Wahlen hervorgegangen. Ihr geistiger Mentor ist der
ultrakonservative Geistliche Mohammad Taghi Mesbah-e Yasdi. Die
meisten Mitglieder dieser Fraktion sind ehemalige Weggefährten des
früheren Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad (2005-2013), die nachdem
dieser in Konflikt mit dem Revolutionsführer geriert, Abstand von ihm
genommen haben. Vor neun Jahren bildeten sie die Einheitsfront. Der
Generalsekretär der Front ist Mortesa Agha Tehrani, ein ehemaliger
Schüler von Mesbah Yasdi. Unter den 30 aus der Hauptstadt Teheran
gewählten Abgeordneten gehören neun der Front an. Der zweite Mann der
Front ist Sadegh Mahsuli. Er war unter der Regierung Ahmadinedschad
zunächst Innenminister und danach Sozialminister.

Die gemeinsame Liste der 30 Abgeordneten aus Teheran wurde von
Mohammad Bagher Ghalibaf geführt, der am 28. Mai zum Präsidenten des
Parlaments gewählt wurde. (s. nachfolgenden Bericht auf dieser Seite)
Ghalibaf bezeichnet sich als Anhänger der "Neoprinzipientreuen." Der
frühere Bürgermeister von Teheran wird von seinen Anhängern als
"Macher," als "Praktiker" präsentiert. Die Gruppe um ihn hatte sich
bei den Parlamentswahlen vor allem auf Probleme der Wirtschaft
konzentriert, während andere "Prinzipientreue" ideologische und
politische Themen in den Mittelpunkt ihres Wahlkampfs gestellt
hatten. Diese werfen Ghalibaf vor, er kümmere sich zu wenig um
Prinzipien der Islamischen Republik, er sei eher ein Technokrat,
daher habe er zum Beispiel bezüglich des Atomabkommens zustimmend
reagiert. Sie erinnern neuerdings munkelnd an Korruptionsfälle, für
die Ghalibaf während seiner Tätigkeit als Teheraner Bürgermeister
verantwortlich gemacht wurde. All dies deutet darauf hin, dass die
Einheit, die die Konservativen und Ultras im Wahlkampf
demonstrierten, im neuen Parlament nicht fortgesetzt wird.

Unter den neuen Abgeordneten befinden sich eine ganze Reihe von
früheren Ministern, Provinzgouverneuren, Staatssekretären und
weiteren hochrangigen Funktionären, die unter Präsident
Ahmadinedschad gedient hatten. Schamsoddin Hosseini, der frühere
Wirtschaftsminister, der nun als Abgeordneter gewählt wurde, sagte:
"Im neuen Parlament sitzen acht frühere Kabinettsmitglieder, neun
Provinzgouverneure und eine beachtliche Zahl von Staatssekretären und
hochrangigen Beamten aus der Zeit der Regierung Ahmadinedschad. Es
sind insgesamt mehr als 50 Abgeordnete. Sie haben lange
zusammengearbeitet und werden nun miteinander kooperieren."

Die traditionellen Konservativen sind vor allem in der Hesb-e
Motalefeh (Partei der Koalition) versammelt. Ihr profiliertester
Repräsentant im neuen Parlament ist der frühere Kulturminister
Mostafa Mirsalim. Seine Zeit als Minister war die dunkelste Zeit, die
Kulturschaffende in der Islamischen Republik erlebt haben. Mirsalim
wollte gerne Parlamentspräsident werden, scheiterte jedoch krachend
gegen Ghalibaf.

Der einzige einigermaßen bekannte Reformer, der einen Sitz im
Parlament erobert hat, ist Masud Peseschkian. Doch selbst er
distanzierte sich von den Reformern. "Die Begriffe Reformer oder
Prinzipientreue ziehen nicht mehr. Die Wähler haben den Reformern
eine deutliche Botschaft geschickt: 'Wenn ihr nicht in der Lage seid,
unsere Forderungen durchzusetzen, sind wir nicht verpflichtet, zu den
Urnen zu gehen', sagte Peseschkian. Auch die Abgeordnete Asar Mansuri
erklärte: "Das Beharren auf die Teilnahme an der Macht muss aus den
Plänen der Reformer gestrichen werden."

Tatsächlich scheint die Reformbewegung, die mit der
Regierungsübernehme von Präsident Mohammad Chatami (1997) ihren
Höhepunkt erreichte, in die Bedeutungslosigkeit getrieben worden zu
sein. Der Grund für diese, für Millionen Wähler und Wählerinnen
enttäuschende Entwicklung, besteht nicht alleine darin, dass die
Gegenseite mit mehr Macht und Möglichkeiten ausgestattet war, sondern
auch darin, dass die Akteure dieser Bewegung nicht genug Mut hatten,
die Kraft, die ihnen Millionen Wähler angeboten hatten, tatsächlich
einzusetzen und Reformen zu wagen, die die Grundsätze des Systems in
Frage stellten. Sie sind gescheitert, weil sie an dem bestehenden
System festhielten, ohne sich darüber bewusst zu sein, dass die
Staatsordnung der Islamischen Republik, das heißt die absolute
Herrschaft der Geistlichkeit, nicht reformierbar ist.


GHALIBAF NEUER PARLAMENTSPRÄSIDENT

Der 58-jährige Spitzenkandidat des Blocks der Konservativen und
Hardlinern, Mohammad Bagher Ghalibaf, wurde am 28. Mai mit 230 von
276 Stimmen zum Präsidenten des Parlaments gewählt. Sein Kontrahent,
der erzkonservative Mostafa Mirsalim, erlebte mit nur 12 Stimmen ein
Debakel.

Wie viele Spitzenpolitiker der Islamischen Republik, begann Ghalibaf
seine Karriere bei den Revolutionsgarden. Als bewährter Gardist
während des achtjährigen Kriegs gegen Iran (1980-1988) übernahm er
später die Leitung verschiedener Brigaden, danach die Leitung der
Bauabteilung und schließlich wurde er zum Chef der Luftwaffe ernannt.
Von 2000-2005 war er Chef der Polizei. Danach wurde er zum
Bürgermeister der Hauptstadt Teheran gewählt. Diesen Posten behielt
er bis 2017. Dreimal bewarb er sich vergeblich um das Amt des
Staatspräsidenten.

Während seiner Tätigkeit als Bürgermeister von Teheran wurden schwere
Vorwürfe gegen ihn erhoben. Das Teheraner Rathaus hatte zahlreich
Immobilien und Grundstücke zu Spottpreisen an Militärs, hohe
Staatsbeamte und Mitarbeiter der Justiz verkauft. Der
Nachrichtendienst Memari News veröffentlichte ein Schreiben des
"Obersten Kontrollorgan des Staates" an Ghalibaf, in dem ihm
Korruption, Vetternwirtschaft und Veruntreuung des Volkseigentums
vorgeworfen wurde. Die Vorwürfe wurden später von der
Staatsanwaltschaft bestätigt. Ein Urteil gab es jedoch nicht.

Bei seiner ersten Rede im Parlament übte Ghalibaf scharfe Kritik
gegen die Regierung. Die Führung der Staatsverwaltung sei "unfähig,"
es herrsche Chaos, der Blick der Regierung richte sich nach außen und
nicht nach innen. Sie erkenne die Grundsätze einer revolutionären
Verwaltung nicht an, so der neue Präsident. Das mache die Lage
gefährlich. Das Parlament werde im Umgang mit der Regierung "logisch
und revolutionär" vorgehen.

"Revolutionäre Verwaltung" ist ein Begriff, den Revolutionsführer
Chamenei geprägt hat. Damit meint er eine Verwaltung, die
selbstbewusst ist, die nicht nur nach Gesetzen und Paragraphen
handelt, sondern aus innerer Überzeugung, eine Verwaltung, die
opferbereit ist, die aus Dschihadisten (zum Märtyrertod bereiten
Menschen) besteht. Das Parlament werde mit Hilfe von Gesetzen, aber
auch durch strenge Kontrolle die Regierung auf die richtige Bahn
lenken, sagte Ghalibaf.

In einem anderen Teil seiner Rede ging Ghalibaf auf die
Außenbeziehungen der Islamischen Republik ein. Jegliche Verhandlungen
mit den USA, der "Achse globaler Arroganz," ebenso wie eine
Beschwichtigungspolitik seien "nutzlos," ja "sehr schädlich," sagte
er. Unsere Strategie im Umgang mit dem terroristischen Amerika ist,
die Rache für das Blut von General Soleimani zu Ende zu bringen, was
gewiss zu einer vollständigen Vertreibung der terroristischen
amerikanischen Militärkräfte aus der Region führen wird." Es gelte
nun, die Beziehungen zu den Nachbarn und Großmächten, "die uns in der
Not beigestanden haben" weiter auszubauen und zu intensivieren.
Welche Länder er meinte, sagte er nicht.

Der "radikal-revolutionäre" Auftritt des neuen Parlamentspräsidenten
lässt für die Regierung, die sich als gemäßigt bezeichnet, nichts
Gutes erahnen. Sollte das Parlament nach der Absetzung des Ministers
für Industrie und Bergbau, Resa Rahmani, einen weiteren Minister aus
dem Kabinett von Rohani absetzen, müsste die Regierung gemäß der
Verfassung erneut die Vertrauensfrage stellen. Ob diese bei der
gegenwärtigen Zusammensetzung des Parlaments positiv ausfallen würde,
ist mehr als fraglich.


KAMPF GEGEN CORONA-EPIDEMIE

Wie in vielen Ländern wurden auch in Iran die Einschränkungen
schrittweise gelockert. Am 3. Mai kündigte Präsident Rohani an, ab
dem 4. Mai würden 132 Städte, als "weiße Zonen" eingestuft und die
Moscheen sollen unter Beachtung der hygienischen Richtlinien wieder
für Besucher zugänglich sein. Die Gläubigen müssten Masken tragen und
den vorgeschriebenen Abstand einhalten. Dasselbe gelte für
Freitagsgebete. Von dieser Lockerung blieben sowohl die Hauptstadt
Teheran als auch die Mausoleen in den Pilgerstädten Ghom und Maschad
ausgeschlossen. Schulen, Restaurants, Cafés, Friseure und
Schönheitssalon blieben weiterhin geschlossen. Auch sportliche
Veranstaltungen sollen vorerst nicht stattfinden. Trotz bereits
erfolgter Lockerungen habe die Zahl der neu Infizierten abgenommen,
weil 80 Prozent der Bevölkerung die Regeln eingehalten hätten, sagte
Rohani. Doch zugleich warnte er: "Wir wissen nicht, wann die
Corona-Krise ihr Ende haben wird. Daher sollten wir lieber weiterhin
pessimistisch bleiben und uns auf schwierigere Zeiten vorbereiten."
Laut Gesundheitsministerium gab es in den vergangenen 70 Tagen mehr
als 6.200 Corona-Tote und fast 98.600 Infizierte. Fast 80.000 der in
den Krankenhäusern Behandelten, hätten die Krankheit überstanden.
Nach offiziellen Angaben hat die Pandemie fast 70 Prozent der
iranischen Wirtschaft lahmgelegt. Die offiziellen Zahlen sind höchst
umstritten. Auch Expert/innen zweifeln diese an.

Am 8. Mai fanden in rund 180 Gemeinden Freitagsgebete statt. Im
Fernsehen sah man Bilder von mehreren Tausend Menschen mit
Mundschutz. Am 9. Mai meldete der Sprecher des
Gesundheitsministeriums Kianusch Dschahanpur einen weiteren Rückgang
der Zahl der Neuinfizierten. Demnach lag die Zahl der Toten innerhalb
von 24 Stunden bei unter 50, die der Neuinfizierten bei 1.529, von
denen die meisten ohne Krankenhausaufenthalt behandelt werden
konnten. Doch die Lage sei in Teheran und der Provinz Chusestan
weiterhin kritisch, so der Sprecher.


ALAMOLHODA: "CORONA WAR EIN SEGEN"

Der Erzkonservative Geistliche Ahmad Alamolhoda, Freitagsprediger in
der Stadt Maschad, schrieb am 8. Mai, zwar habe das Corona-Virus
einige Probleme gebracht, es sei jedoch für Iran ein Segen gewesen.
Der Freitagsprediger, der wegen der Corona-Krise seine Predigten
nicht mehr wie sonst üblich öffentlich halten kann, veröffentlichte
seine Predigten aktuell online als "Freitagsbotschaft." Er hatte
gegen die Schließung des Mausoleums und dem Verbot der Freitagsgebete
protestiert, konnte sich aber nicht durchsetzen.

Das Virus habe die "Begabungen entfaltet und den Menschen einen Ruck
gegeben," sagte der Prediger. "Unseren schiitischen Jungs ist es
gelungen, Kits für Corona-Tests herzustellen und sie auch in andere
Länder zu exportieren. Sie haben Beatmungsgeräte gebaut, die bald in
Massen angefertigt werden und sogar ins Ausland exportiert werden
können."

Ob diese erfreuliche Ankündigung sich nicht als Finte herausstellen
wird, so wie bei dem Wundergerät zur Coronaviruserkennung, das die
Revolutionsgarden jüngst vorstellten, wird sich bald zeigen. Die
Garden hatte behauptet, ein Gerät erfunden zu haben, mit dem man
innerhalb von fünf Sekunden feststellen könne ob sich im Umkreis von
hundert Metern ein Corona-Virus befindet.


GESUNDHEITSMINISTER WARNTE VOR "BITTEREN GEGENTOREN IN DER
NACHSPIELZEIT"

Gesundheitsminister Said Namaki warnte am 10. Mai vor unbedachten
Lockerungen, vor allem an Orten wie den heilige Stätten, an denen
sich Menschenmassen versammeln. Zwar gebe es Teilerfolge, aber eine
übereilte Aufhebung der Einschränkungen könnte "bittere Gegentore in
der Nachspielzeit zufolge haben." Doch offenbar war der Druck seitens
des Klerus zu groß. So wurde den Moscheen während des Fastenmonats
erlaubt, an drei Abenden ihre Tore für Besucher zu öffnen. Die
Gläubigen sollen besonders das Fest Lailat al-Ghadr, einen Höhepunkt
des Fastenmonats, feiern können, sagte Namaki. Am 15. Mai meldete das
Gesundheitsministerium, es habe an diesem Tag die höchste Zahl von
Corona-Infizierten seit mehr als einem Monat registriert. Demnach gab
es innerhalb von 24 Stunden mehr als 2,100 Neuinfizierte, so viel wie
zuletzt am 6. April. In einige Provinzen wie Lorestan,
Sistan-Belutschistan und Ost-Aserbaidschan sei die Lage alarmierend.
Dennoch kündigte Präsident Rohani am 16. Mai weitere Lockerungen an.
Folglich wurde den Mausoleen erlaubt, ab dem 23. Mai zweimal, für je
drei Stunden am Tag, ihre Tore zu öffnen. Auch Cafés und Restaurants
dürften wieder Besucher empfangen. Die Schulen sollen weiterhin
geschlossen bleiben.

Am 18. Mai erklärte der Gouverneur der Provinz Chusestan, Gholamresa
Schariati, die Lage sei höchst kritisch, in 16 Kreisstädten herrsche
"die Warnstufe rot." Er forderte die Bewohner auf, ihre Häuser nicht
zu verlassen. Das medizinische Personal sei überlastet und der
Ansteckungsgefahr ausgesetzt. Weiter ordnete er die Schließung von
Ämtern, Geschäften und Banken für die nächsten Tage an.

Am 20. Mai gab Polizeipräsident Hossein Aschtari die Verhaftung von
320 Personen bekannt. Sie hätten "Angst und Unsicherheit wegen Corona
verbreitet. Zudem seien 1.300 Webseiten gesperrt worden, deren
Betreiber würden gerichtlich verfolgt.

Am 20. Mai erklärte Präsident Rohani auf einer Kabinettssitzung, "wir
haben im Kampf gegen Corona noch einen weiten Weg vor uns, wir
sollten uns nicht auf Teilerfolge verlassen, müssen Vorsicht walten
lassen. (...) Den Weg, für den wir uns von Anfang an entschieden
hatten, war nicht der der Zwangsquarantäne, wir haben auf freiwillige
Kooperation gesetzt, haben die Bürger um Unterstützung gebeten. Das
taten sie auch. Wir haben in den drei vergangenen Monaten Schritt für
Schritt Erfolge erzielt, mussten keinen Rückzieher machen und haben
insgesamt beachtliche Erfolge gehabt. Jetzt stehen wir an der Grenze
und haben nur noch einen Schritt zu gehen, um die Krankheit voll im
Griff zu bekommen. (...) Die Lage wäre noch besser, wenn in einigen
Provinzen, in denen es derzeit noch Probleme gibt, die Vorschriften
besser eingehalten worden wären."

Am 30. Mai relativierte Rohani seine Äußerungen. "Die Menschen müssen
wissen, dass wir so bald nicht zu den Zuständen der Vorcorona-Zeit
zurückkehren können," sagte er und forderte die Menschen auf, die
Regeln einzuhalten. Dennoch kündigte er an, dass "alle Moscheen im
ganzen Land von heute an zum Beten geöffnet werden," auch die
zeitlichen Einschränkungen für Einkaufspassagen sollen aufgehoben
werden. Man solle sich über die Zahl der Infizierten keine Sorgen
machen, die Zahl der Neuinfizierten sei das Ergebnis von Tests.
Demnach könne jemand, obwohl er jung ist und keine Symptome der
Krankheit zeigt, in häuslicher Quarantäne geschickt werden, damit er
andere nicht ansteckt.

"Es ist nicht nützlich, Angst zu verbreiten und um die Zukunft
besorgt zu sein," sagte der Präsident. "Wir müssen uns entschließen,
in den nächsten Monaten mit dem Virus zu leben und dabei Vorsicht
walten zu lassen. Das Virus wandert von Provinz zu Provinz. Wir
können es nicht innerhalb von wenigen Tagen vernichten, weil wir noch
kein Medikament und keine Impfung dagegen haben." Rohani forderte
alle Bewohner auf, die Einschränkungen bei sozialen Kontakten zu
akzeptieren und "einen Teil ihres realen Alltags in der digitalen
Welt" zu verbringen.


REAKTIONEN AUF CHATAMIS APPELL

Mohammad Chatamis großväterlicher Appell an das Volk und den Staat
hat unterschiedliche Reaktionen hervorgerufen. Der ehemalige
Staatspräsident (1997-2005), der als "Vater der Reformbewegung"
bezeichnet wird, hatte sich am 10. Mai über die "Spirale der Gewalt"
besorgt gezeigt. "Es ist möglich, dass die Anwendung der Gewalt
seitens der Unzufriedenen und die gewaltsame Reaktion des Staates
darauf zu einer Steigerung der Spirale der Gewalt führen." Um dies zu
verhindern sollte jede Seite, ehe es zu spät ist, offen eigene Fehler
zugeben, damit die "Herzen sich wieder näherkommen können."

Viele User in den sozialen Netzwerken machten den Ex-Präsidenten
darauf aufmerksam, dass nicht die Unzufriedenen, sondern der Staat
Gewalt anwende, zuletzt bei den Unruhen im November vergangenen
Jahres, bei denen mehr als tausend Menschen getötet wurden. Madschid
Tawakkoli, der eine längere Zeit im Gefängnis verbracht hat, warf
Chatami vor, unfair zu urteilen. "Wie können Sie den Unzufriedenen,
die für ihre Belange protestiert haben, Anwendung von Gewalt
unterstellen," fragte er.

Der Journalist Hossein Mehrdad bezeichnete Chatami als "den
saubersten und patriotischsten Politiker in der iranischen
Geschichte." Sein Appell gleiche einem politischen Testament, zumal
Chatami betont habe, dass er "niemals nach der Macht streben werde."

Einige Userinnen und User bezeichneten Chatami als unzeitgemäßen
Politiker, der heute nichts mehr ausrichten könne. Andere hingegen
wiesen darauf hin, dass kein Politiker in Iran so populär und beliebt
sei, wie Chatami. Daher hätten seine Worte ein besonderes Gewicht.

Unklar bleibt, warum sich Chatami gerade in diesen Tagen genötigt
fühlte, seine Sorge, um die Entwicklung des Landes öffentlich
mitzuteilen.


19 TOTE UND 15 VERLETZTE BEI MANÖVERUNFALL

Am 11. Mai gaben die iranischen Streitkräfte bekannt, dass bei einem
Manöver zwischen dem Persischen Golf und dem Golf von Oman
"versehentlich" 19 Menschen getötet und 15 verletzt wurden. Nach dem
Vorfall seien Rettungsmannschaften mit Schnellbooten zu dem Ort des
Geschehens hingefahren und hätten die Toten geborgen und die
Verletzten ins Krankenhaus gebracht.

Bei dem Manöver sei von der Korvette "Dschamaran" versehentlich eine
Rakete auf das Hilfsschiff "Kenarak" abgefeuert worden, hieß es in
der Mitteilung der Streitkräfte, die die Agentur Isna
veröffentlichte. Die Verletzten befänden sich in einem "guten"
Zustand. Der tragische Vorfall sei geschehen, weil das Hilfsschiff
den notwendigen Abstand nicht eingehalten habe. Die Streitkräfte
würden den Vorfall genau untersuchen und das Ergebnis der
Öffentlichkeit mitteilen. In der Mitteilung wurde gefordert, von
jeglichen Spekulationen abzusehen. Details über den Vorfall wurden in
der Mitteilung nicht genannt. Zunächst hatte ein Sprecher der
Militärs von einem Toten und 15 Verletzten gesprochen. Zuvor hatten
einige Journalisten von einem Fehler beim Abschuss der Rakete
berichtet.

Der Sprecher der Streitkräfte, Schahin Taghichani, erklärte am 13.
Mai: "Bei Manövern, die die Marine veranstaltet, entstehen oft
Situationen, die einer natürlichen Kampfsituation entsprechen.
Natürlich können sich bei solchen großen Übungen auch unangenehme und
tragische Vorfälle ereignen. Unsere geschätzten, tapferen Soldaten
müssen sich auf besondere Tage und auf den Kampf gegen unsere Feinde
vorbereiten und dabei einiges riskieren. Wenn man Großes leistet,
können Gefahren und Schäden nicht ausgeschlossen werden." Nach dem
Vorfall hätten der Staatspräsidenten und der Oberbefehlshaber der
Revolutionsgarden "ermunternde Botschaften" an die Streitkräfte
gesandt, was bei den Soldaten, vor allem bei der Marine, das
Selbstvertrauen gestärkt habe, erklärte Taghichani weiter. "Das Blut
der Märtyrer von Kenarak hat die Offiziere und Soldaten der Marine
ermuntert, ihre Aktivitäten unter besseren Bedingungen fortzusetzen."

Am 14. Mai erklärte Präsident Hassan Rohani auf einer
Kabinettssitzung, man werde bald die Ursachen des Vorfalls
feststellen und die Öffentlichkeit darüber informieren. Auch
Revolutionsführer Ali Chamenei bekundete den Hinterbliebenen der
Opfer sein Beileid und forderte die Verantwortlichen auf, die Gründe
für den Vorfall genau zu ermitteln und dafür zu sorgen, dass
derartige "schädliche und bittere Vorfälle" nicht mehr vorkommen.

Die USA bekundeten am 14. Mai dem iranischen Volk ihr Beileid. Bill
Urban, Sprecher des US-Zentralkommandos, sagte, der unnötige Verlust
von Menschenleben sei höchst bedauerlich. Zugleich seien die USA
besorgt und beunruhigt, dass solche Fälle in internationalen
Gewässern passieren können.


IRANISCHE GRENZBEAMTE TREIBEN AFGHANEN IN DEN TOD

Gran Hywad, Sprecher des afghanischen Außenministeriums, erklärte am
2. Mai in Kabul, das Ministerium habe eine Expertengruppe beauftragt,
den Vorfall an der iranisch-afghanischen Grenze, bei dem afghanische
Staatsbürger von iranischen Grenzbeamten in den Tod getrieben wurden,
zu untersuchen.

Nach Aussagen eines Betroffenen in einem Interview mit der BBC,
sollen 57 Afghanen, die illegal nach Iran einreisen wollten, von
iranischen Grenzbeamten festgenommen worden sein. Sie seien zunächst
misshandelt worden, manche von ihnen hätten sich nackt ausziehen
müssen. Danach seien sie über die Grenze gebracht und in einen Fluss
getrieben worden. 23 von ihnen, darunter auch Kinder, seien
ertrunken, der Rest habe sich retten können. Die Leichen von sechs
Ertrunkenen seien aus dem Fluss geborgen worden. In den sozialen
Netzwerken kursierten Bilder von den Leichen. Der Gouverneur des
Bezirks Gulran in der Provinz Herat, Abdol Ghani Nuri, sagte laut AFP
vom 8. Mai: "Die Leichen tragen Spuren von Schlägen und Folter (...).
Ausgehend von den Berichten der Überlebenden und den Spuren auf den
Leichen der Opfer, wurden sie von den iranischen Grenzsoldaten
zunächst mit Drahtseilen gefesselt und dann mit vorgehaltener Waffe
gezwungen, in den Fluss zu springen."

Die iranische Agentur Isna berichtete, die Polizei sei den Gerüchten
nachgegangen, habe jedoch keine Vorkommnisse festgestellt, die den
Vorfall bestätigen könnten. Auch die iranische Grenzpolizei erklärte,
auf den Aufnahmen der an der Grenze installierten Videokameras sei
von dem vermeintlichen Vorfall nichts zu sehen. "Die Afghanen werden
von unseren Grenzbeamten stets mit islamischer Wohltätigkeit
behandelt."

Außenamtssprecher Abbas Mussawi sagte: "Wir bedauern dieses Unglück
zutiefst, aber der Zwischenfall ereignete sich auf afghanischem und
nicht auf iranischem Territorium." Nichtdestotrotz sei Iran bereit,
die afghanischen Behörden bei der Aufklärung des Vorfalls zu
unterstützen. Mussawi bezeichnete die Grenzen zwischen Iran und
Afghanistan als "Grenzen des Friedens und der Freundschaft." Er fügte
hinzu: "Wir bekräftigen unseren Willen, unsere Freundschaft mit
unseren afghanischen Nachbarn auf der Basis der Freundschaft und
Brüderlichkeit und des gegenseitigen Respekts fortzusetzen."

Eine regierungsunabhängige Menschenrechtskommission Afghanistans
forderte am 4. Mai eine vollständige Aufklärung des Vorfalls.
Afghanistan und Iran sowie internationale Institutionen sollten die
Täter gerichtlich verfolgen und bestrafen, damit sich solche Untaten
nicht wiederholen. Alice Wells, Staatssekretärin im
US-Außenministerium, twitterte: "Der brutale Umgang iranischer
Grenzsoldaten mit afghanischen Migranten ist unmenschlich und
entsetzlich." Die USA werden die Untersuchung unterstützen und dafür
eintreten, dass die Verantwortlichen bestraft werden.

Am 5. Mai erklärte das afghanische Außenministerium, Teheran und
Kabul seien übereingekommen, eine gemeinsame Untersuchungskommission
einzusetzen, um die Berichte über Misshandlungen afghanischer Bürger
an der gemeinsamen Grenze auf ihren Wahrheitsgehalt zu überprüfen.
Das Außenministerium stehe zu diesem Zweck mit dem iranischen
Botschafter in Kabul in ständiger Verbindung. Es sei der Wunsch der
afghanischen Regierung gewesen, dass beide Seiten die Untersuchung
des Vorfalls so rasch wie möglich durchführen, um auf der Basis der
erstellten Ergebnisse die notwendigen Maßnahmen zu treffen. Das
Teheraner Außenministerium habe dem afghanischen Botschafter in
Teheran telefonisch die Bildung einer gemeinsamen Kommission
zugesagt. Diese Bereitschaft sei zu begrüßen. Ziel der Untersuchung
sei, die Wahrheit herauszufinden und Gerechtigkeit walten zu lassen.

Das Ergebnis der ersten Untersuchungen, die in Afghanistan unter der
Leitung von Mohammad Hamid Tahmasi durchgeführt wurden, wurde am 10.
Mai bekanntgegeben. Demnach seien bislang zehn Leichen gefunden
worden, 15 Personen werden vermisst. Insgesamt hätten 46 Personen
versucht, nach Iran zu gelangen. Tahmasi betonte, dass die
Untersuchung noch nicht abgeschlossen sei. Daher könnten sich die
Angaben ändern. Er hoffe, dass auch die Namen der Teilnehmer der
iranischen Delegation bekannt gegeben würden und erwarte, dass die
gemeinsame Untersuchung der Nachbarstaaten mit Blick auf die lange,
gemeinsame Geschichte der beiden Länder, fair erfolgen werde. Am
13.Mai gab das Außenministerium in Kabul bekannt, dass die gemeinsame
Untersuchungskommission mit Iran ihre Arbeit aufgenommen habe. Bei
dem ersten Treffen forderten iranische Delegationsmitglieder ihre
afghanischen Kollegen auf, ihre Grenzen besser zu kontrollieren.

Wie aus einer Erklärung des afghanischen Außenministeriums vom 18.
Mai hervorgeht, kam die Kommission zu keinem gemeinsamen Ergebnis.
Gran Hywad, Sprecher des Ministeriums, sagte, die Vertreter Irans
hätte die von der afghanischen Delegation vorgelegten Dokumente und
Zeugenaussagen nicht akzeptiert. Daher müsse die Entscheidung nun auf
diplomatischem Weg herbeigeführt werden.

Am 20. Mai gab das Außenministerium in Kabul bekannt, dass eine
Delegation, bestehend aus iranischen Diplomaten, ihren Besuch in
Afghanistan angekündigt habe. Sie werde von Mohssen Baharwand,
Staatssekretär im Teheraner Außenministerium für juristische und
internationale Angelegenheiten, geleitet. Das genaue Datum der
Einreise wurde nicht erwähnt. Es werde erwartet, dass eine gemeinsame
Untersuchung den Vorfall aufklären werde und bei dem Besuch Maßnahmen
beschlossen würden, die eine Wiederholung solcher Fälle ausschließen.

Indes haben 250 iranische Professoren und Menschenrechtaktivisten in
einer Erklärung vom 16. Mai die Regierung aufgefordert, sich
offiziell wegen des "Verbrechens gegen unschuldige afghanische
Bürger" zu entschuldigen. "Es ist höchst bedauerlich und beschämend,
dass das Unrecht und die Verbrechen, die immer wieder gegen kurdische
Lastenträger an den Grenzen im Westen des Landes geschehen, nun auch
an den Grenzen im Osten des Landes verübt werden," schreiben die
Verfasser der Erklärung. "Wir Unterzeichner fordern, dass die
iranische Regierung sich bei den Angehörigen der Opfer sowie bei der
afghanischen Regierung offiziell entschuldigt, alles unternimmt, um
das Verbrechen aufzuklären und die Verschwundenen zu finden und die
Hinterbliebenen zu entschädigen. Ferner fordern wir die Regierung
auf, die Verantwortlichen für das Verbrechen zu bestrafen und alle
notwendigen Maßnahmen zu treffen, damit solche Fälle sich nicht
wiederholen. Die iranische Regierung ist verpflichtet, internationale
Konventionen und Protokolle in Bezug auf Flüchtlinge und Migranten zu
achten und entsprechende Gesetze zu erlassen."


STATT KUNDGEBUNGEN AUTOKORSOS AM AL-KUDS-TAG

Wegen der Corona-Pandemie wurden in diesem Jahr am Al-Kuds-Tag
Demonstrationen und Kundgebungen abgesagt. Stattdessen fanden an
vielen Orten Autokorsos statt. Der Al-Kuds-Tag soll an den
Sechstagekrieg und die Besetzung Ost-Jerusalems (1967) erinnern. Dies
wurde nach der islamischen Revolution in Iran von dem damaligen
Revolutionsführer Ayatollah Chomeini angeordnet. Die Demonstrationen
finden jeweils am letzten Tag des Fastenmonats statt. Das war in
diesem Jahr der 22. Mai. Aus diesem Anlass hielt Revolutionsführer
Ali Chamenei eine Rede. Zudem nahm der Chef der palästinensische
Organisation Hamas, Ismail Hanje, an einer Zeremonie teil.

Ähnlich wie in Iran findet der Gedenktag auch in einigen anderen
Ländern statt, darunter auch in Deutschland, namentlich in Berlin.
Doch auch hier wurde die Demonstration wegen der Corona-Krise
abgesagt. Darüber zeigte sich der Berliner Innensenator Andreas
Geisel erleichtert. "Eine der widerlichsten antisemitischen
Veranstaltungen bleibt uns allen erspart. Eine gute Nachricht für
Berlin," sagte er.


AUSBILDUNG DER ZAHNARZTHELFERINNEN NUR MIT ERLAUBNIS DES
EHEMANNS

Einer Verordnung des Gesundheitsministeriums zufolge werden
verheiratete Frauen nur nach Zustimmung ihres Ehemanns zur Ausbildung
als Zahnarzthelferin zugelassen. Die Zustimmung beinhaltet das
Einverständnis, nach der Ausbildung an jenen Orten das Praktikum zu
absolvieren, die das Ministerium ihnen zuweist. Die Verordnung hat
landesweit Proteste hervorgerufen. Die Kritiker werfen dem
Ministerium vor, Frauen ungleich zu behandeln. Die Verordnung
bestätige die traditionelle Rollenverteilung zwischen Männern und
Frauen, bei der Frauen als Eigentum der Männer gelten.

Ein Sprecher des Ministeriums sagte dazu, die Verordnung sei nicht
neu, sie werde schon seit 15 Jahren praktiziert. Sie sei
erforderlich, um die Zahnarzthelferinnen dem Bedarf des Landes
entsprechend regional einsetzen zu können. Dem Gesetz nach müssten
verheiratete Frauen bei der Ausübung eines jeden Berufs die
Zustimmung ihres Ehemanns vorlegen.

 * 
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DARYABANDARI GESTORBEN

Der weit über die iranischen Landesgrenzen bekannte Schriftsteller,
Essayist und Übersetzer Nadschaf Daryabandari, starb am 4. Mai mit
fast 91 Jahren. Er hat über Jahrzehnte bei der geistig-kulturellen
Entwicklung Irans eine wichtige Rolle gespielt. Daryabandari hatte
weder einen Schulabschluss noch besuchte er ein Institut für
Fremdsprachen. Doch er wurde ein ausgezeichneter Essayist und
Journalist und ein hervorragender Übersetzer. Zudem arbeitete er als
Fotograf und malte Bilder.

Er wurde in Abadan, im Südwesten Irans geboren, verlor zu Beginn
seiner Schulzeit seinen Vater, der als Schifflotse arbeitete. Schon
als Schüler wurde Daryabandari für seine Aufsätze von den Lehrern
gelobt. "Ich ahmte verschiedenen Schriftstellern nach und kam damit
gut an," sagte er später. In der damals stark politisierten
Atmosphäre engagierte er sich für die kommunistische Tudeh-Partei und
war unter den Werktätigen der Ölindustrie aktiv.

Bei der Abiturprüfung fiel er durch, verzichtete auf eine
Wiederholung, begann bei der Ölgesellschaft, die damals in britischer
Hand war, zu arbeiten. Dort nutzte er der die Gelegenheit und lernte
die englische Sprache. "Ich schaute mir Filme (in englischer Sprache)
an, jeden Film mehrmals und lernte die Dialoge auswendig," sagte er.

Inzwischen war er aktives Mitglied der Tudeh-Partei geworden, nahm an
Arbeiterstreiks und Studentendemonstrationen teil. Beruflich wurde er
immer wieder wegen mangelhafter Leistungen versetzt, bis er in die
Presseabteilung der Ölgesellschaft kam. Dort lernte er einige
Journalisten und Filmemacher kennen. Danach arbeitete mit der in
Abadan erscheinenden Tageszeitung Achbare-Ruz (Tagesnachrichten)
zusammen. Zunächst übersetzte er Nachrichten und Berichte, danach
begann er selbst Artikel zu schreiben. Der Kontakt zu bekannten
Schriftstellern erweckte sein Interesse für die Literatur. "Der erste
Flug" war die erste Übersetzung eines irischen Schriftstellers aus
dem Englischen, die Daryabandari veröffentlichte. Danach übersetzte
er "Eine Rose für Emily," eine Kurzgeschichte des amerikanischen
Schriftstellers William Faulkner und später "Abschied von den Waffen"
von Ernest Hemingway.

Im Zuge der Nationalisierung der Ölindustrie (1951-1953) musste er
für kurze Zeit ins Gefängnis. "Es war meine eigene Schuld, ich hätte
leiser treten müssen, es war aber nicht so ernst," sagte er. Aber
nach dem amerikanisch-britische Putsch von 1953 gegen die
demokratisch gewählte Regierung von Mohammad Mossadegh wurde es
bitter ernst. Der damals 23-jährige Daryabandari wurde gemeinsam mit
zehn anderen politischen Aktivisten festgenommen und wegen
politischen Aktivitäten zum Tode verurteilt. Ein Revisionsgericht
milderte das Urteil in lebenslanger Haft. "Im Gefängnis habe ich
gemerkt, dass meine Ansichten von denen der Tudeh-Partei weit
entfernt waren," schrieb er.

Im Gefängnis übersetzte er einige philosophische und literarische
Bücher, darunter "Philosophie des Abendlands" von Bertrand Russell.
Später traf er den Philosophen in London. "Im Gefängnis habe ich auch
Kochen gelernt," sagte er in einem Interview.

Wenige Jahre danach veröffentlichte er gemeinsam mit seiner Frau ein
Kochbuch. Seine Gefängnisstrafe wurde immer wieder gemildert, bis er
schließlich wegen seines guten Verhaltens aus dem Gefängnis entlassen
wurde. Seine Eindrücke im Gefängnis verarbeitete er literarisch in
den Büchern "Die gelbe Spinne" und "Das Bad."

Nach seiner Entlassung aus dem Gefängnis wurde Daryabandari beim
Anfang der 1950er Jahre gegründeten Franklin-Book-Programm
eingestellt, einer kulturellen Einrichtung, die vorwiegend Bücher
veröffentlichte. Das "Institut" spielte in der Kulturpolitik der
Schah-Zeit eine zentrale Rolle. 17 Jahre lang blieb er bei dieser
Tätigkeit, bei der er auch zahlreiche Übersetzungen und eigene
Schriften veröffentlichte.

Nach der Revolution übernahm Daryabandari die Chefredaktion der
Zeitung Asadi, die von der neu gegründeten Demokratischen
Nationalfront herausgegeben wurde. Die Zeitung wurde bald verboten.
Die Umstände zwangen ihn zum Rückzug ins Privatleben. Zu Hause setzte
er seine Arbeit fort und übersetzte unter anderem "Der alte Mann und
das Meer" von Ernest Hemingway.

Die Lage in Iran wurde für Freidenker immer schwieriger. So musste
auch Daryabandari, wie zahlreiche Intellektuelle, die Heimat
verlassen. Er ging zunächst nach Amerika. "Mir wurde nach und nach
bewusst, dass Immigration Tod bedeutet," schrieb er. Er kehrte nach
Iran zurück und veröffentlichte weitere Übersetzungen. Erst eine
schwere Krankheit setzte seiner unerschöpflichen Schaffenskraft ein
Ende.


BRAND IN DER JÜDISCHEN PILGERSTÄTTE IN HAMADAN

Laut iranischer Medien wurde die jüdische Pilgerstätte, das Grab von
Esther und Mordechai am Abend des 15. Mai in Brand gesteckt. Das Grab
der Königin der Achämeniden Esther und Frau von Xerxes I. und ihres
Cousins Mordechai befindet sich im Zentrum der Stadt Hamadan im
Westen Irans. Es zählt zu den Kulturerben Irans.

Für iranische Juden ist das Grab der wichtigste Wallfahrtsort. Esther
hatte im 5. Jahrhundert v. Chr. einen Massenmord an den Juden
verhindert und sich für ihre Rettung eingesetzt. Auch zahlreiche
Christen und Muslime besuchen jährlich das Mausoleum.

Die staatliche Agentur Irna berichtete, am 14. Mai, dem Tag der
Gründung des Staates Israel, hätte ein Mann vergeblich versucht, in
die Grabstätte hinein zu gehen.

Überwachungskameras hätten den Vorgang aufgenommen. Der Mann werde
von der Polizei gesucht. Die Identität des Mannes und seine Motive
seien bislang unbekannt. Die Nachricht wurde nach wenigen Stunden aus
dem Netz genommen.

Von den Palästinensern wird der Gründungstag Israels als "Tag der
Schande" bezeichnet. Vor einigen Jahren hatten Basidsch-Milizen der
Stadt Hamadan mit der Zerstörung des Mausoleums gedroht.

Laut iranischen Behörden soll der Brand nur einen kleinen Teil der
Grabstätte ergriffen haben. Der entstandene Schaden sei gering. Der
Provinzgouverneur von Hamadan, Hassan Chandschani, sagte, die Justiz
werde den Fall genau verfolgen.

In Hamadan lebten früher zahlreiche Juden, doch viele von ihnen sind
inzwischen ausgewandert.


BRIEF VON 250 THEATERKÜNSTLERINNEN UND THEATERKÜNSTLERN
SORGT FÜR HEFTIGE KRITIK

Ein Brief von 250 Theaterkünstlern an Kulturminister Abbas Salehi
über Zensur hat heftige Kritik unter Künstler/innen,
Schriftsteller/innen und Kulturschaffenden ausgelöst. "Wir haben die
Zensur hingenommen. Nicht weil wir sie mögen oder sie akzeptiert
haben, sondern weil wir Bewohner eines Landes sind, das wir lieben
und die Gesetze dieses Landes für uns die Zensur angeordnet haben,"
schreiben die Theaterkünstler. "Wir achten immer auf die Verbote,
bevor wir unsere Arbeit beginnen und wir halten die Vorschriften ein.
Sollten wir etwas vergessen, übernehmen die Zensoren die Mühe der
Korrektur. Also geht es in diesem Brief nicht um die Zensur an sich."

"Was Ihre zuständigen Verantwortlichen in Bezug auf Filme tun, ist,
ausgehend von ihrer Überzeugung, dass Zensur notwendig ist, und in
Anbetracht der Masse der Ansprechpartner, folgerichtig. Dasselbe gilt
für die Zensur des Fernsehens, eines Mediums, das in jedem Haus zu
sehen ist. Doch mit dem Theater verhält es sich anders."

Wenn Theateraufführungen vom Fernsehen gesendet werden würden, wären
schärferen Zensuren akzeptabel, denn da würde das Kunstwerk auf
zufällige Zuschauer treffen. Doch bei Theateraufführungen in
Theaterhäusern ist die Zuschauerzahl beschränkt. ..." "Das Theater
hat bestimmte Zuschauer. Die strenge Zensur, die Sie ausüben, hindert
diese Menschen, deren Zahl weit geringer ist als die der
Fernsehzuschauer oder Kinobesucher, daran, an einer gesunden
kulturellen Aktivität teilzunehmen. (...) Auf der anderen Seite
verfügt das Theater nicht über die technischen Möglichkeiten, die das
Kino besitzt, um die Massen zu begeistern. Daher versucht es durch
geistige Auseinandersetzungen die Menschen zum Nachdenken
aufzufordern. Dieser Unterschied verlangt eine unterschiedliche
Zensur. .... Wir bitten daher bei der Online-Übertragung der
Theateraufführung weniger streng vorzugehen und die Zensur zu
mildern," schreiben die Autor/innen
Unter den Unterzeichnern befinden sich bekannte
Theaterregisseure/innen und Schauspieler/innen. Die meisten Kritiker
werfen den Unterzeichnern vor, mit ihrem Schreiben grundsätzlich die
Zensur akzeptiert und sich den Anweisungen der Obrigkeit gebeugt zu
haben.

Nicht erst seit der Gründung der Islamischen Republik, sondern auch
in den Jahrzehnten davor haben iranische Künstler/innen,
Schriftsteller/innen und Kulturschaffenden immer wieder in offenen
Briefen ihren Protest gegen die Zensur zum Ausdruck gebracht und auf
das Recht der freien Meinungsäußerung und auf die Freiheit der Kunst
ohne Einschränkungen bestanden. Es ist das erste Mal, dass Künstler
in Iran grundsätzlich die Zensur akzeptieren und um Milde bitten
(oder betteln) und dies nicht mal allgemein für alle Künste, sondern
nur für das Theater. Angesichts der langen Tradition des mutigen
Widerstands der Künstler und Schriftsteller in Iran ist dieses
Schreiben ein beschämendes Armutszeugnis.


MOHAMMAD MOSSAED VON DER DEUTSCHEN WELLE AUSGEZEICHNET

Der iranische Journalist Mohammad Mossaed gehört zu den Personen, die
in diesem Jahr von der Deutschen Welle für ihren Einsatz für die
freie Meinungsäußerung ausgezeichnet wurden. Die Preise werden
jährlich an Journalistinnen und Journalisten vergeben, die sich
besonders engagiert für die freie Meinungsäußerung einsetzen. In
diesem Jahr wurden Journalisten ausgezeichnet, die durch Aufklärung
und die Veröffentlichung wichtiger Dokumente zum Kampf gegen die
Corona-Pandemie beigetragen haben.

Peter Limbourg, Intendant der Deutschen Welle, erklärte, der Preis
für die Meinungsfreiheit 2020 gehöre jenen mutigen Journalisten, die
wegen ihrer Berichte über die Pandemie unterdrückt worden seien. Er
forderte alle Staaten auf, Journalisten, die deswegen verhaftet
worden seien, unverzüglich frei zu lassen. "Wir würdigen und
unterstützen alle unsere Kollegen und Kolleginnen, die unter schweren
Umständen trotz Gewalt und Unterdrückung ihrer Arbeit nachgehen,"
sagte der Intendant.

Die diesjährige Preisvergabe erfolgte wegen der Pandemie ohne
festliche Veranstaltung. Sämtliche Preisgewinner hatten in ihren
Heimatländern "geheim gehaltene Tatsachen" öffentlich gemacht, so wie
Mossaed in Iran.

Michelle Bachelet, Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen, sagte in
ihrer Video-Botschaft, die Menschen brauchten besonders in diesen
Zeiten eine freie Presse und das Recht auf Information und freie
Kommunikation. Auch die Staaten benötigten korrekte Informationen, um
richtige Entscheidungen treffen zu können. Es sei aber unerträglich
und beängstigend, wenn Journalisten gerade wegen ihrer
Berichterstattung bedroht, unter Druck gesetzt oder gar verhaftet
werden. Viele Staaten hätten auf die entstandene Krise mit
Einschränkungen von Grundrechten reagiert. "Politiker manipulieren
die Tatsachen, vertuschen Wahrheiten und verhaften trotz Corona
Journalisten," sagte Bachelet.

Menschenrechtsorganisationen wie Reporter ohne Grenzen berichteten in
den vergangenen Monaten, dass in mehreren Ländern, darunter in China,
in den afrikanischen Staaten sowie in lateinamerikanischen Staaten
Journalisten verhaftet worden oder verschwunden seien.

Die 17 von der Deutschen Welle ausgezeichneten Journalisten stammen
aus 14 Ländern. Mohammad Mossaed wurde im Dezember vergangenen Jahres
nach den landesweiten Protesten gegen die Erhöhung des Benzinpreises
von Sicherheitsbeamten festgenommen, wurde aber zwei Wochen später
gegen eine Kaution aus dem Gefängnis entlassen. Er hatte vor seiner
Verhaftung einige kritische Artikel über die Preiserhöhung und über
die Zensur des Internets veröffentlicht. Einer seiner Tweets, in dem
er schrieb: "Klopf, Klopf, freie Welt. Ich habe 42 Proxy verwendet,
um dies schreiben zu können. Millionen Iraner haben kein Internet.
Hört unsere Hilferufe!", wurde weltbekannt.

Nach seiner Freilassung setze Mossaed seine Kritik in den sozialen
Netzwerken fort. Mitte Februar, bevor sich das Corona-Virus
verbreitete, versuchte er die Öffentlichkeit über die Seuche zu
informieren. Er wurde unter Druck gesetzt, es wurde ihm untersagt,
weiter zu schreiben.

In seinem Dankschreiben an die Deutsche Welle schrieb Mossaed: "Wir
sind Journalisten, keine Soldaten der Regierung."

 * 
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MILLIARDEN-SUMMEN FÜR SYRIEN

Der frühere Vorsitzende des Ausschusses für nationale Sicherheit und
Außenpolitik im islamischen Parlament, Heschmatollah Falahatpischeh,
erklärte in einem Interview mit der Nachrichtenagentur "Etemad
Online": "Wir haben 20-30 Milliarden Dollar für Syrien ausgegeben.
Wir müssen das Geld zurückverlangen, denn es handelt sich um das
Eigentum des Volkes."

Falahatpischeh war, nachdem Alaeddin Borudscherdi nach 12 Jahren den
Vorsitz des Ausschusses abgegeben hatte, zu seinem Nachfolger gewählt
worden, musste aber nach einem Jahr diese Position aufgeben.

"Als das Parlament über die Mitgliedschaft Irans bei der FATF (die
Financial Action Task Force ist ein internationales Gremium zur
Bekämpfung von Geldwäsche, Finanzierung von Terrorismus und
Proliferationsfinanzierungen) debattierte, habe ich über Bedingungen
gesprochen, zum Beispiel über die Unterstützung von
Widerstandsorganisationen. Zugleich habe ich gefordert, dass das Volk
genau informiert wird, wofür die Gelder verausgabt werden," sagte
Falahatpischeh.

Die für Syrien zuständige Abteilung der Vereinten Nationen hatte vor
einigen Jahren erklärt, schätzungsweise investiere Iran im
Jahresdurchschnitt sechs Milliarden Dollar in Syrien.

Iranische Einheiten sind seit fast zehn Jahren in Syrien präsent. Die
Staatsführung begründet den Einsatz in Syrien mit der Unterstützung
des Regimes in Damaskus im Kampf gegen den Islamischen Staat (IS).
Mithilfe Russlands und der libanesischen Hisbollah solle der IS
vernichtet werden, heißt es. Teheran betont immer wieder, in Syrien
nur eine beratende Funktion auszuüben.

Die Menschen in Iran beklagen sich bei Demonstrationen immer wieder
über das Engagement in Syrien und die Aktivitäten des Landes in den
Nachbarstaaten. "Weder Syrien, noch Libanon. Ich opfere mein Leben
für Iran," ist eine Parole, die oft bei Demonstrationen gerufen wird.
Es ist vor allem für Millionen notleidender Menschen nicht
nachvollziehbar, dass Milliarden für das Engagement im Ausland
ausgegeben werden, während sie am Hungertuch nagen.

Falahatpischeh ist der erste Amtsträger, der die
Milliardenunterstützung offen benennt und eine Begründung für die
enormen Ausgaben verlangt. Im neuen Parlament ist er nicht mehr
vertreten.


HIMMELSCHREIENDE KORRUPTION UND SELBSTBEREICHERUNG IN DER
AUTOINDUSTRIE

Am 20. Mai, dem letzten Tag des alten Parlaments, waren die Berichte,
die die Abgeordneten zu hören bekamen so erschütternd, dass sie vor
lauter Schreck den Atem anhielten. Da wurde der Bericht der
Untersuchungskommission über die beiden größten Autokonzerne Irans,
Khodro und Saipa, vorgetragen, der reichlich für Entsetzen sorgte.
Und als wäre dies nicht genug, gab Justizsprecher Gholamhossein
Esmaili bekannt, dass Wahid Behasadi, der als "König der iranischen
Autoindustrie" bezeichnet wird und seine Frau und Kollegin Nadschwa
Lascheydai zum Tode verurteilt worden seien. Außer den beiden seien
50 weitere Angeklagte, darunter Mehdi Dschamali, Geschäftsführer von
Saipa, und zwei Abgeordnete aus eben diesem Parlament, das heißt
Mohammad Asisi und Fereidum Ahmadi, verurteilt worden.

Die Untersuchungen wurden vor mehr als einem Jahr aufgenommen. Das
Ergebnis zeigt, wie groß das Ausmaß der Korruption in diesen beiden
Autofirmen ist. Die Autoren des Berichts stellen zunächst fest, dass
die Eigentumsverhältnisse in beiden Firmen undurchschaubar seien.
Zwar habe der Staat mit einem Anteil von weniger als 20 Prozent keine
Kontrollbefugnisse. Doch weil der Staat bei einem großen Teil der
Zuliefererindustrie zu den Hauptaktionären gehört und auch in den
juristischen Bereichen das Sagen hat, ist er in beiden Firmen der
Hauptakteur. Unüberschaubar seien die Eigentumsverhältnisse auch
deswegen, weil Chodro aus 107 Subfirmen bestehe und Saipa aus 64
aktiven und 12 passiven Subfirmen. Bei diesem "Durcheinander" werden
die Unkosten in die Höhe getrieben. Eine einheitliche Strategie gebe
es nicht. Manche Subfirmen bekämen überhaupt keine Informationen über
die Pläne und Strategien der gesamten Firmen.

Die Monopolisierung der Zulieferungen habe für die grenzenlose
Korruption und die Veruntreuung von Geldern Tor und Tür geöffnet.
Beide Firmen haben Stahl, obwohl im Inland ausreichend produziert,
aus dem Ausland importiert. Diesen haben sie dann zum Bau von Teilen
an die Zulieferer übergeben, die den importierten Stahl teuer
verkauften, die Teile jedoch mit inländischem Stahl bauten. Dadurch
haben sie hohe Gewinne erzielt. Zugleich kooperierten die
Zuliefererfirmen mit ausländischen, zumeist chinesischen
Stahlproduzenten, manipulierten die Preise, so dass am Ende für die
Hauptfirma die Teile um bis zu 25 Prozent teurer würden.

Der Preis der Fahrzeuge für normale Käufer ist ungewöhnlich hoch.
Zugleich müssen die Käufer Monate und länger warten, bis sie ein
Fahrzeug bekommen. Ein wichtiger Grund für diesen Umstand besteht
darin, dass einflussreiche Personen, auch einige Funktionäre der
Firmen, die Autos horten, um dadurch die Preise in die Höhe treiben
zu können und sie dann mit einem weit höheren Preis an Interessenten
zu verkaufen. Das nun zum Tode verurteilte Ehepaar hatte 6.700
Fahrzeuge gekauft und gehortet. Justizbeamte hatte in der Wohnung der
Frau 24.700 Goldmünzen und 100 Kilo Gold sichergestellt. Offenbar war
das Ehepaar auch durch Geldwäsche und Betrug beim Kauf von
staatlichen Devisen zu einem horrenden Reichtum gelangt. All dies
konnte nur jahrelang unentdeckt geschehen, weil beide Firmen über ein
Netz von einflussreichen Personen im Staat und in der
Privatwirtschaft verfügten. Die nun festgestellte Korruption bei den
beiden Autofirmen ist nur ein Beispiel für die in der Islamischen
Republik verbreitete Korruption. Durch Korruption sind die frommen
Geistlichen, die früher für ein Handgeld bei Trauerfeiern Reden
hielten, inzwischen zu Milliardären geworden.


IRAN SCHICKT BENZIN NACH VENEZUELA

Das Datenunternehmen Rifinitiv Eikon, das Informationen über den
internationalen Schiffverkehr sammelt, meldete am 14. Mai, ein
iranischer Tanker mit Benzin am Bord habe Ende März den Hafen Bandar
Abbas am Persischen Golf verlassen und soeben den Suezkanal passiert.
Der Tanker trage iranische Flaggen. Sein Ziel sei offenbar Venezuela.
Die Lieferung solle Venezuela bei der Bewältigung der bedrohlichen
Wirtschaftskrise, in der sich das Land derzeit befinde, unterstützen.

Bereits im vergangenen Monat hatte Iran mehrere Flugzeuge, beladen
mit Geräten, die zum Reparieren einer großen Ölraffinerie dienen
sollten, nach Venezuela geschickt. Die beiden befreundeten Staaten,
Iran und Venezuela, leiden derzeit unter harten amerikanischen
Sanktionen.

Am selben Tag meldete die Agentur Reuters vier iranische Tanker seien
mit unbekanntem Ziel unterwegs. Sie hätten soeben den Atlantik
erreicht. Zugleich meldete das Medienunternehmen Bloomberg, die
Regierung in Venezuelas habe neun Tonnen Gold im Wert von rund 500
Millionen Dollar für Dienstleistungen Irans beim Wiederaufbau der
Ölraffinerie nach Teheran geschickt. Und US-Außenminister Mike Pompeo
erklärte, Flugzeuge der iranischen Fluggesellschaft Mahan seien in
Venezuela gesehen worden. Venezuelas Präsident Nicola Maduro dankte
Iran in einer Fernsehansprache für die "freundschaftliche
Unterstützung."

Am 21. Mai erklärte Venezuelas Verteidigungsminister Vladimir Padrino
Lopez laut AFP, den iranischen Tankern militärischen Schutz gewähren
zu wollen. Sobald die Tanker sich Venezuela annäherten, würden
Venezuelas Marine und Luftwaffe ihnen Gleitschutz gewähren, sagte der
Minister. Zur Koordinierung dieser Aktion stehe er mit seinem
iranischen Kollegen in Verbindung.

Indes warnte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif die USA vor
einem Versuch, die iranischen Tanker zu stoppen. In einem Brief an
UN-Generalsekretär Antonio Guterres bezeichnete er ein solches
Unternehmen als "illegal und eine Form der Piraterie."

Einem Bericht der Agentur Fars zufolge hatten die USA vier
Kriegsschiffe in die Karibik entsandt, um gegen eine "mögliche
Konfrontation" gewappnet zu sein.

Am 23. Mai meldete die Agentur Reuters, die Tanker hätten die Karibik
erreicht. Nach Angaben der Regierungen in Teheran und Caracas handelt
es sich bei dem Transport um 1,5 Millionen Barrel Benzin und
ähnlichen Erdölprodukte. "Falls die Amerikaner unseren Öltankern im
Karibischen Meer Probleme bereiten sollten, werden auch wir ihnen
Probleme bereiten," sagte Irans Präsident Hassan Rohani in einem
Telefonat mit dem Amir von Katar, Tamin bin Hamad al-Thani. Iran
wolle keinen Konflikt mit den USA, behalte sich jedoch das Recht vor,
sich selbst zu verteidigen. "Wir hoffen daher, dass die Amerikaner
diesbezüglich keinen Fehler begehen."

Am 24. Mai meldete dpa, ein erster iranischer Tanker, die "Fortune,"
habe ohne Zwischenfälle Venezuela erreicht. Außenminister Jorge
Arreaza twitterte: "Iran und Venezuela haben sich in schwierigen
Zeiten immer unterstützt." Wie dpa meldete, erklärte Russ Dallen,
Chef der US-Investmentfirma Caracas Capital Marktes, gemäß der ihm
vorliegenden Daten werde der letzte Tanker am 27. Mai eintreffen. Das
ist dann tatsächlich ohne Zwischenfälle geschehen.


WÄHRUNGSEINHEIT RIAL SOLL ABGESCHAFFT WERDEN

Das Parlament in Teheran hat ein Gesetz zu einer neuen
Währungseinheit verabschiedet. Demnach soll die iranische Währung
Rial in einer "Übergangsphase" Schritt für Schritt in Tuman
verwandelt werden. Der Wert des Tuman soll nicht wie bisher 100 Rial
betragen, sondern 10.000 Rial. Das bedeutet, dass vier Nullen
gestrichen werden. Die kleinste Geldeinheit wird dann nicht mehr
Rial, sondern "Gheran" sein. Hundert Gheran sind ein Tuman. Die
Gegner meinen, der Wechsel werde nicht zur Besserung der Wirtschaft
führen. Demgegenüber meinen die Befürworter, durch den Wechsel werde
die Währungseinheit aufgewertet. Zudem würden die Druckkosten für
Scheine und Münzen erheblich reduziert werden.

Wie der Chef der Zentralbank, Abdolnasser Hemmati, erklärte, soll die
Übergangsphase zwei bis fünf Jahre dauern. Um die Umsetzung zu
vollziehen, müssen neuen Geldscheine gedruckt und alte Geldscheine
und Münzen eingesammelt werden. Man rechnet mit langanhaltenden
Unstimmigkeiten bei der Festlegung von Preisen.

Das Gesetzt bedarf noch der Zustimmung des Wächterrates. In dem
Gesetz wird die Zentralbank verpflichtet, innerhalb der nächsten zwei
Jahre die "Übergangsphase" einzuleiten.

Hematti sagte im Parlament, angesichts der andauernden und
zunehmenden Inflation in den vergangenen fünf Dekaden spiele der Rial
faktisch keine Rolle mehr. Im Geschäftsalltag habe der Tuman sich als
Währungseinheit durchgesetzt. Durch den Wechsel und Streichung von
vier Nullen werde die chronische Inflation gebannt. Zudem werde die
nationale Währungseinheit international aufgewertet.


IRAN WARNT VOR VERLÄNGERUNG DER SANKTIONEN

Präsiden Hassan Rohani gab auf einer Kabinettssitzung am 6. Mai
bekannt, dass er in einem Schreiben an die Regierungen Russlands,
Chinas, Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens vor den Folgen
einer möglichen Verlängerung der Sanktionen gegen Iran gewarnt habe.
"Sollten sie einen solchen Fehler begehen, werden sie schwere Folgen
erleiden und eine historische Niederlage erleben," sagte er.

Eine Woche zuvor hatte die US-Regierung in Washington erklärt, sie
werde nicht zulassen, dass das Waffenembargo gegen Iran aufgehoben
werde. In der UN-Resolution 2231 wurde das Embargo konventioneller
Waffen auf Oktober 2020 befristet, vorausgesetzt, Iran halte seine
Verpflichtungen ein. Die USA wollen die Aufhebung verhindern.

Die Amerikaner seien auf einmal aufgewacht und haben nun gemerkt,
"welchen Fehler sie mit dem Ausstieg aus dem Atomabkommen begangen
haben," sagte Rohani weiter. Die Aufhebung des Embargos sei ein
"untrennbarer Bestandteil des Atomabkommens." Iran habe alle seine
Pflichten erfüllt. "Es ist unser Recht, dass das Embargo aufgehoben
wird. Gleichgültig ob wir Waffen kaufen oder selbst produzieren, wir
werden sie ausschließlich für unsere Verteidigung und Verteidigung
anderer Völker benutzen. Unsere Waffe ist nicht, Benzin auf das Feuer
zu gießen, sondern wir gießen Wasser auf das Feuer."

Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bezeichnete die Forderung der
USA, das Embargo zu verlängern, als "dumme Bemerkung.". "Dumme
Bemerkungen seitens der Amerikaner sind ja nichts Neues. Besonders,
wenn sie von Leuten kommen, die empfehlen, Desinfektionsmittel zu
trinken, um sich nicht mit dem Corona-Virus zu infizieren." Die USA
seien doch aus dem Atomabkommen ausgestiegen und hätten daher kein
Recht, im Zusammenhang mit der Resolution 2231 irgendwelche
Forderungen zu stellen.

Die USA versuchen auf die Unterzeichner des Abkommens Druck
auszuüben. "Sollten diese nicht bereit sein, mit uns zu kooperieren,
werden wir andere Wege suchen, um die Aufhebung des Embargos zu
verhindern.

Tatsächlich ist es nun wichtig, wie sich die Europäer verhalten
werden. Denn Iran hat zwar bis zum Ausstieg der USA und sogar ein
Jahr danach seine Vertragsverpflichtungen erfüllt. Das bestätigten
sowohl die Europäer als auch die Internationale Atombehörde (IAEA).
Doch seit einem Jahr hat Iran damit begonnen, schrittweise seine
Verpflichtungen ruhen zu lassen. So hat das Land mehr Uran als
erlaubt angereichert und den Grad der Anreicherung mit schnelleren
und moderneren Zentrifugen erhöht. Dies könnten die Europäer als
Grund nehmen, um eine Beschwerde gegen Iran beim UN-Sicherheitsrat
einzureichen. Sollte der Rat zu dem Schluss gelangen, dass Iran gegen
das Abkommen verstoßen habe, könnte er die Verlängerung des Embargos
beschließen. Allerdings müssten dem auch die Vetomächte Russland und
China zustimmen, was in Anbetracht der guten Beziehungen der beiden
Länder zu Iran unwahrscheinlich erscheint.


USA KÜNDIGEN ENDE DER AUSNAHMEN VON SANKTIONEN GEGEN IRANS
ATOMPROGRAMM AN

Die USA haben Ausnahmegenehmigungen für ausländische Unternehmen, die
mit dem iranischen Atomprogramm kooperierten, gekündigt.
Außenminister Mike Pompeo sagte am 28. Mai, die "waghalsige Politik"
der Islamischen Republik haben Washington keine andere Wahl gelassen.
Den Unternehmen sei eine letzte Frist von 60 Tagen zugesprochen
worden, um ihre Aktivitäten in Iran zu beenden. Einzig die
Ausnahmegenehmigung für Aktivitäten in Irans einzigem Atomreaktor in
Bushehr bleibe bestehen. Gemeint ist wohl Russland, das laut
Atomabkommen Treibstoff für den Reaktor liefert.

Einer Meldung der dpa vom 30. Mai zufolge haben die Außenminister der
drei europäischen Unterzeichner des Atomabkommens mit Iran,
Deutschlands, Großbritanniens und Frankreichs, eine gemeinsame
Erklärung veröffentlicht, in der sie ihr Bedauern über die Maßnahme
bekunden.

In dem Atomabkommen von 2015 mit Iran, das neben den drei EU-Staaten
auch Russland, China und die USA unterzeichneten, wird der
Islamischen Republik die zivile Nutzung der Atomenergie erlaubt und
somit die Kooperation ausländischer Unternehmen mit Iran im Bereich
des Atomprogramms des Landes. In der Erklärung, die von der
EU-Kommission unterstützt wird, betonen die drei Minister, dass sie
nach wie vor an dem Atomabkommen festhalten wollen. Die USA waren im
Mai 2018 aus dem Abkommen ausgetreten und hatten die Sanktionen gegen
Iran wieder aufgenommen.

In der Erklärung bezeichnen die Minister die gemeinsamen Projekte mit
Iran als nützlich. "Diese Projekte dienen den
Nichtverbreitungsinteressen aller und bieten der internationalen
Gemeinschaft eine Rückversicherung für den ausschließlich friedlichen
und sicheren Charakter der kerntechnischen Aktivitäten Irans,"
schreiben die Autoren. "Wir beraten mit unseren Partnern, um die
Folgen dieser Entscheidung der Vereinigten Staaten abzuschätzen."

Auch Russland kritisierte die Entscheidung der USA. Die Sprecherin
des Moskauer Außenministeriums Marija Wladimirowna Sacharowa sagte
den Journalisten: "Die Maßnahmen der US-Regierung werden von Tag zu
Tag gefährlicher und unvorhersehbarer."

Auch Josep Borrell, Außenbeauftragter der EU, bedauerte die
Aufkündigung der Ausnahmegenehmigungen und warnte, dadurch werde die
Kontrolle des iranischen Atomprogramms komplizierter. Auf einer
Sitzung des UN-Sicherheitsrats, auf der über das Verhältnis der EU zu
den Vereinten Nationen diskutiert wurde, sagte Borrell, das
Atomabkommen mit Iran sei wichtig gewesen. Denn es ermögliche
sicherzustellen, dass das iranische Atomprogramm die festgesetzten
Grenzen nicht überschreite. Aus demselben Grund sei die von den USA
getroffene Maßnahme höchst bedauerlich. Der Sprecher der iranischen
Atomorganisation, Behruz Kamalwandi, sagte laut der Agentur Isna, die
Maßnahme werde für das iranische Atomprogramm keine Konsequenzen
haben. Sie sei nichts anderes als ein "Medienrummel." "Unseren
Brennstoff für den Reaktor in Bushehr bekommen wir, wann immer wir
möchten, aus Russland. Und wenn er zu Ende sein sollte, sind wir
selbst in der Lage, ihn ohne Hilfe von außen zu produzieren. Mit dem
Tempo bei der Aktivierung des Schwerwasserreaktors in Arak sind wir
nicht zufrieden. Das könnte besser laufen, vor allem wenn die
Europäer besser kooperieren würden."


DEUTSCHE GESCHÄFTE MIT IRAN KOMMEN LANGSAM IN SCHWUNG

Laut einem Bericht der Agentur Reuters, der sich auf Angaben des
statistischen Bundesamts stützt, wuchsen die deutschen Exporte nach
Iran trotz der Corona-Krise im ersten Quartal dieses Jahres um 16,8
Prozent auf mehr als 394 Millionen Euro. Dieser Aufschwung erfolgt
gegen den allgemeinen Trend des deutschen Gesamtexports, der wegen
der Corona-Krise von Januar bis März um 3,3 Prozent gefallen ist. Den
Grund für die Zunahme des deutschen Exports nach Iran sieht die
Deutsch-Iranische Handelskammer in erster Linie darin, dass im
Zusammenhang mit der Pandemie medizinische Geräte nach Iran geliefert
wurden. Hinzu kämen aber auch die besseren Möglichkeiten der
Finanzierung. Zwar beziehe Iran Masken und Schutzausrüstung
vorwiegend aus China, sagte Vorstandsmitglied Michael Tockuss. Aber
Iran benötige auch technische Geräte. "Auffällig viel gekauft wurden
Medizintechnik und andere wichtige Dinge wie Vormaterialien für die
lokale Medikamentenproduktion."

Es gebe aber auch strukturelle Veränderungen. "Erste Banken sind
wieder stärker in die Exportfinanzierung gegangen," sagte Tockuss.
"Deutsche Banken halten sich zwar immer noch stark zurück, aber
iranische Banken haben das Feld wieder stärker für sich erschlossen.
Das haben sie früher in diesem Umfang nicht gemacht. Aber für größere
Projekte ist deshalb wieder Geld da."

Das Gesamtjahr wird ein Plus vorweisen, meinte Tockuss laut Reuters.
"Wir rechnen mit einem Zuwachs von zehn bis 15 Prozent. Das liegt
einfach daran, dass zwar die Rahmenbedingungen mit niedrigem Ölpreis
nicht gut sind. Aber Iran hat sich auf diese Situation eingestellt."
Die Besteuerung werde jetzt konsequenter als zuvor durchgesetzt. Das
stabilisiere die Finanzen in Iran, sagte Tockuss.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Chamenei: "Die Endlösung: Widerstand bis zu einem Referendum" 

• Bennett: Iran beginnt sich aus Syrien zurückzuziehen 

• Iranischer Hafen von israelischem Cyberangriff lahmgelegt 

• Assad soll nicht zurücktreten 

• Sanktionen gegen iranischen Innenminister und Polizeichef 

• Pompeo vergleicht Iran mit Nazi-Deutschland 

• Iran begrüßt die afghanische Einigung 

• Adelkhah zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt 

• Kein Gesetz zum Verbot der Teilnahme an Wettkämpfen gegen Israel 

• Durch iranische Angriffe verletzte US-Soldaten mit Orden ausgezeichnet 

• Iran zum Gefangenenaustausch mit den USA bereit


CHAMENEI: "DIE ENDLÖSUNG: WIDERSTAND BIS ZU EINEM
REFERENDUM"

Zum diesjährigen Al-Kuds-Tag am 22. Mai veröffentlichte
Revolutionsführer Ali Chamenei unter dem Motto "Palästina wird frei
sein" eine Zeichnung, die den Jerusalemer Tempelberg zeigt. Über der
Zeichnung steht: "Die Endlösung: Widerstand bis zu einem Referendum."
Zu sehen sind Soldaten, die mit palästinensischen Fahnen und Flaggen
der Organisationen Hamas und Hisbollah vor der Al-Aksa-Moschee stehen
und offenbar ihren Sieg feiern.

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu reagierte darauf mit den
Worten: "Chameneis Drohungen, die 'Endlösung' gegen Israel
umzusetzen, erinnern an die 'Endlösung' der Nazis zur Vernichtung des
jüdischen Volkes."

Auch US-Außenminister Mike Pompeo reagierte mit scharfen Worten. In
einem Tweet bezeichnete er Chameneis Bemerkungen als "widerliche und
hasserfüllte antisemitische Äußerungen." Es sei bekannt, dass Iran
weltweit der größte Unterstützer des Terrorismus und Antisemitismus
sei. Es schicke "Geld und Waffen an die anti-israelische Terroristen
und hat sich nun auf den Nazi-Aufruf zur Endlösung berufen."

Chamenei betont immer wieder, dass die Islamische Republik jede
Nation oder Organisation unterstützen werde, die gegen "das
zionistische Regime" ist und es bekämpft. Zugleich betont er auch,
dass die "Eliminierung des zionistischen Regimes" nicht die
Vernichtung der Juden bedeute. Es gehe um die Abschaffung eines
Unrechts- und Besatzerregimes. Sein Vorschlag sei, dass "muslimische,
christliche und jüdische Palästinenser" die Möglichkeit bekommen, in
freier Wahl ihren Staat und ihre Regierung zu wählen. "Das ist mit
Eliminierung gemeint und das wird auch passieren," schrieb Chamenei.

In seiner Rede zum Al-Kuds-Tag, die direkt vom staatlichen Fernsehen
übertragen wurde, sagte Chamenei: "Das Ziel des Kampfes ist die
Befreiung des gesamten Landes Palästina und die Rückkehr aller
Palästinenser in ihre Heimat." Gewöhnlich redet Chamenei frei mit nur
einem kleinen Zettel in der Hand. Doch bei dieser Rede las er vom
Blatt ab. Er warf den USA vor, "die Präsenz des zionistischen Regimes
in der Region normalisieren zu wollen." Scharfe Kritik übte er an den
arabischen Staaten, die "als Marionetten der USA" den Weg für diese
Politik geebnet hätten. Er forderte uneingeschränkte Unterstützung
der Palästinenser in ihrem Kampf gegen den Zionismus. "Jeder muss die
Hand des palästinensischen Kämpfers füllen und seinen Rücken stärken.
Wir tun stolz unser Bestes auf diesem Weg. Heute kann der
Gazastreifen, der von Hamas beherrscht werde, gegen die Aggression
des zionistischen Feindes aufstehen und gewinnen," sagte Chamenei.

Die ganze Welt zähle die Opfer der Corona-Pandemie in jedem Land,
doch die Zahlen der Opfer der Kriege und Aggressionen in den
islamischen Staaten würden ignoriert, kritisierte der
Revolutionsführer. Schuld für die Aggressionen und das viele
Blutvergießen in Afghanistan, Jemen, Libyen, Irak, Syrien und anderen
Ländern seien die USA und Europa. Chamenei kritisierte alle jene, die
sagen, Israel sei inzwischen eine Realität, man müsse den Staat
anerkennen, um die Lage zu normalisieren. "Sie vergessen, dass man
schädliche Realitäten bekämpfen muss," sagte er. Auch das
Corona-Virus sei eine Realität, gegen das jeder vernünftige Mensch zu
kämpfen bereit sei.

Der EU-Außenbeauftragte Josep Borell twitterte zu der Rede Chameneis:
"Dies ist eine Bedrohung des internationalen Friedens und der
Sicherheit. Die Sicherheit Israels ist von größter Bedeutung, und die
EU wird an seiner Seite stehen."

"Er (Chamenei) sollte wissen, dass jedes Regime, das Israel mit der
Vernichtung droht, sich in ähnlicher Gefahr befindet," schrieb
Netanjahu auf Twitter. Auch Verteidigungsminister Benny Gantz
erklärte, Israel sei für alle Bedrohungen gerüstet. Er warnte den
iranischen Revolutionsführer, Israel zu provozieren.

Das Auswärtige Amt in Berlin verurteilte die Äußerungen Chameneis.
"Wir verurteilen das Aufrufen zur Vernichtung Israels, die
Legitimierung von Terror und das Verbreiten antisemitischer Inhalte
auf das Schärfste. Solche israelfeindlichen Äußerungen, wie nun
erneut von iranischer Seite, sind absolut inakzeptabel."

Laut AFP vom 22. Mai bezeichnete der außenpolitische Sprecher der
Unionsfraktion im Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt, Chameneis
Äußerungen als "Hasstriaden." Sie seien "unerträglich und
überschreiten jede Grenze." "Wer offen die Eliminierung Israels
fordert, der greift auch uns direkt an," sagte er. Israels Sicherheit
sei "Teil der deutschen Staatsräson und nicht verhandelbar."


BENNETT: IRAN BEGINNT SICH AUS SYRIEN ZURÜCKZUZIEHEN

Israels scheidender Verteidigungsminister Naftali Bennett erklärte am
19. Mai, dem letzten Tag seiner Amtsausübung, Iran habe begonnen,
sich aus Syrien zurückzuziehen. Er forderte seinen Nachfolger Benny
Gantz auf, den Druck auf Iran aufrechtzuerhalten, andernfalls könnte
das Gegenteil passieren und Iran könnte seine Kräfte in der Region
verstärken.

Israel fordert immer wieder den Abzug iranischer Kräfte aus Syrien.
Das Land hat in den letzten Jahren zahlreiche Angriffe gegen
iranische Stützpunkte in Syrien durchgeführt. Bennett sagte, Iran
habe bereits Teile seiner Kräfte aus Syrien abgezogen und sogar
einige seiner Stützpunkte aufgelöst.

Bei dem letzten Raketenangriff Israels gegen iranische Stützpunkte am
5. Mai in der Nähe der Stadt Dair im Osten Syriens waren mindestens
14 iranische und irakische Milizen getötet worden. Damals hatte
Bennett, ohne die Verantwortung für den Angriff zu übernehmen, in
einem Fernsehinterview gesagt, sein Land werde den Kampf gegen die
Präsenz iranischer Truppen in Syrien fortsetzen. "Iran hat in Syrien
nichts zu suchen," betonte er. "Solange die Iraner in dem Land sind,
werden wir unseren Kampf dagegen fortsetzen."

Im Gegensatz zu Bennett erklärten die iranischen Revolutionsgarden
aus Anlass des Al-Kuds-Tags, alle Anzeichen deuteten darauf hin, dass
die Region des Nahen Ostens ohne Israel und die USA neue Gestalt
annehme und Revolutionsführer Chamenei in der Al-Aksa-Moschee die
Muslime zum gemeinsamen Gebet aufrufen könne.

In der Erklärung werden zudem die Verdienste von General Ghassem
Soleimani gewürdigt, der vor einigen Monaten in der Nähe des Bagdader
Flughafens durch einen gezielten Anschlag der USA getötet wurde.
Soleimani sei "der Mittelpunkt der Entwicklung der Widerstandsfront"
gewesen, hieß es.


IRANISCHER HAFEN VON ISRAELISCHEM CYBERANGRIFF
LAHMGELEGT

Laut einem Bericht der Washington Post, aus dem dpa am 19. Mai
zitierte, soll Israel hinter einem Cyberangriff stehen, der am 9. Mai
den im Süden Irans gelegen Hafen Schahid Raschai von Bandar Abbas
lahmlegte. Zunächst gab es für den eingetretenen Stillstand des
Schiffsverkehrs keine Erklärung. "Sämtliche Computer, die den Verkehr
von Schiffen, Lastwagen und Waren steuerten, stürzten ab," was zu
eheblichen Staus auf den Wasserstraßen führte. Der Angriff wurde vom
iranischen Vizetransportminister Mohammad Rastaf bestätigt, ohne
mutmaßliche Täter zu nennen.

Die Washington Post schrieb, die Regierungen in Washington und
anderer Staaten verträten die Meinung, es handele sich um eine
Attacke Israels als Reaktion auf einen Versuch Irans, israelische
Computer zu hacken, die Wassersysteme steuern. Dpa zitierte einen
namentlich nicht genannten westlichen Diplomaten mit den Worten, es
handele sich um eine Reaktion Israels auf eine iranische Cyberattacke
vor zwei Wochen. "Iran hat eine rote Linie überschritten. Israel
musste reagieren." Von dem Hafen aus liefere Iran Waffen an die
Al-Kuds-Brigade der iranischen Revolutionsgarden.

Eine Reaktion Irans ließ nicht lange auf sich warten: Am 22. Mai
berichtete AFP, am 21. Mai seien israelische Internetseiten durch ein
Bild ersetzt worden, das die Stadt Tel Aviv in Flammen stehend zeige.
Von der Attacke betroffen waren mehr als tausend Internetseiten
großer Unternehmen, der Kommunen und regierungsunabhängige
Organisationen. Ein Link führte zu einem Video, das die Bombardierung
von Tel Aviv und anderer Städte zeigte. "Seid bereit für eine
Überraschung," stand darunter, gezeichnet die "Piraten der Retter,"
berichtete AFP.


ASSAD SOLL NICHT ZURÜCKTRETEN

Iran und Russland haben Berichte dementiert, die behaupteten, die
beiden Staaten seien übereingekommen, den syrischen Präsidenten
Baschar al-Assad zum Rücktritt aufzufordern. Hossein Amir
Abdollahian, ehemaliger stellvertretender Außenminister für arabische
und afrikanische Angelegenheiten, twitterte am 17. Mai: "Gerüchte
über eine Vereinbarung zwischen Russland und Iran, Baschar al-Assad
zum Rücktritt aufzufordern, sind große Lügen. Das gehört zu den
amerikanisch-zionistischen Spielchen." Abdollahian, der derzeit als
Berater des Parlamentspräsidenten in internationalen Angelegenheiten
tätig ist, gehört zu den Politikern, die an der Gestaltung der
iranischen Außenpolitik mitwirken. "Teheran akzeptiert ohne Wenn und
Aber die nationale Einheit und die Souveränität Syriens," schrieb er.
Dem Tweet fügte er ein Foto bei, auf dem Assad und General Ghassem
Soleimani zu sehen sind. Soleimani war durch einen Anschlag der USA
in der Nähe des Flughafens in Bagdad ums Leben gekommen. Assad sei
"der legitime Präsident Syriens und großer Führer des Kampfes gegen
IS-Terrorismus," schrieb Abdollahian weiter.

In den letzten Wochen waren Gerüchte im Umlauf, die besagten, dass
Russland und Iran bei ihrer nächsten Syrienkonferenz in Astana, der
Hauptstadt Kasachstans, gemeinsam mit der Türkei möglicherweise
beschließen wollten, Assad fallen zu lassen, um damit auch
international ihre Ziele in Syrien besser durchsetzen zu können.

Auch einige russische Medien dementierten unter Berufung auf die
Führung des Landes die Berichte.

Bereits eine Woche zuvor hatte der Sprecher des Teheraner
Außenamtsministeriums, Abbas Mussawi, erklärt, das Schicksal Syriens
werde einzig vom syrischen Volk bestimmt. "Die Menschen in Syrien
werden entscheiden, welches Staatssystem Syrien in Zukunft haben soll
und wer das Land regiert. (...). Die Islamische Republik war stets
beim Kampf gegen den Terrorismus an der Seite des syrischen Volkes
und der syrischen Regierung präsent und wird auch in Zukunft diese
Strategie fortsetzen."

Die letzten Astana-Verhandlungen zwischen den drei Staaten, Russland,
die Türkei und Iran wurden am 22. April wegen der Corona-Pandemie
über Video geführt. Zwei Tag zuvor hatte Irans Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif trotz des Corona-Virus den syrischen Präsidenten Assad
in Damaskus besucht.

Anlass zu den Gerüchten hatten Spekulationen über eine mögliche
Änderung der Syrienpolitik Russlands geliefert. Die Medien
berichteten, dass Präsident Wladimir Putin Assad zu mehr Flexibilität
und Kompromissbereitschaft seinen Gegnern gegenüber aufgefordert
haben soll, um den zehnjährigen Krieg in Syrien bald beenden zu
können. Manche Medien berichteten auch über Meinungsverschiedenheiten
zwischen Teheran und Moskau. Der Führer der libanesischen Hisbollah,
der zu den festen Verbündeten Irans zählt, erklärte dazu, es gebe
zwischen Iran und Russland keine Interessenkonflikte, obwohl
Meinungsunterschiede zwischen den beiden Staaten "nicht unnatürlich"
wären.


SANKTIONEN GEGEN IRANISCHEN INNENMINISTER UND

POLIZEICHEF

Das US-Finanzministerium hat den iranischen Innenminister, Abdolresa
Rahmani Fasli, und den Polizeichef, General Hossein Aschtari, am 20.
Mai wegen "eklatanter Verletzung der Menschrechte der iranischen
Bevölkerung" auf die Sanktionsliste gesetzt. Das gesamte Guthaben der
beiden in den USA werde, falls vorhanden, beschlagnahmt. Sie
erhielten ein Einreiseverbot für die USA und jedwedes Geschäft mit
ihnen werde bestraft, erklärte das Finanzministerium.

Grund für die Strafe gegen Fasli ist seine Rolle bei den landesweiten
Protesten gegen die Preiserhöhung des Benzins im November vergangenen
Jahres. Fasli hatte das Oberkommando zur Niederschlagung der
Proteste. Die Internetverbindungen wurden über Wochen abgebrochen und
Polizisten, Milizen und Revolutionsgarden wurden auf die
Protestierenden losgelassen. Über die Zahl der Toten gibt es bis
heute keine Angaben. Die Agentur Reuters sprach von 1.500, die
Menschenrechtsorganisation Amnesty International legte Namen von
mehreren Hundert Opfer vor, darunter die von Kindern und
Jugendlichen.

Auch General Aschtari ist für die Opfer verantwortlich. Die Proteste
bezeichnete er damals als "Verschwörung."

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums Abbas Mussawi sagte
wenige Stunden nach der Bekanntgabe der Sanktionen, die Maßnahmen
seien "nutzlos," "sie sind ein Zeichen der Schwäche," "ein sich
wiederholender Akt der Verzweiflung." "Die Ergänzung

der Sanktionsliste mit Namen der Verantwortlichen für Innenpolitik,
Polizei und Justiz bestätigt die Wirkungslosigkeit der bisherigen
Sanktionen gegen Iran." Die Maßnahme sei ein Verstoß gegen die
UN-Resolution 2231, sagte Mussawi und forderte den UN-Sicherheitsrat
auf, die USA dafür zur Verantwortung zu ziehen.


POMPEO VERGLEICHT IRAN MIT NAZI-DEUTSCHLAND

Am zweiten Jahrestag nach dem Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen
mit Iran forderte der amerikanische Außenminister Mike Pompeo laut
dpa am 10. Mai die verbündeten Staaten der Vereinigten Staaten dazu
auf, sich im Kampf gegen den Erzfeind Iran zusammenzustehen. "Vor 75
Jahren standen die Vereinigten Staaten und unsere Verbündeten
zusammen, um die Welt von den Nazis und ihrer hasserfüllten Ideologie
zu befreien," sagte der Minister. "Heute stehen wir vor einer
schwerwiegenden Herausforderung für den regionalen Frieden durch ein
anderes Unrechtsregime und wir fordern die internationale
Gemeinschaft erneut auf, sich uns anzuschließen, um den weltweit
führenden staatlich Sponsor des Antisemitismus zu stoppen."

Pompeo betonte, die USA würden das "Niveau an Gewalt und Terror" das
derzeit durch Iran verübt werde, unter keinen Umständen dulden. "Und
wir werden Iran niemals erlauben, eine Atomwaffe zu haben," sagte
Pompeo. Zwei Tage nach dieser Erklärung besuchte er Israel.


IRAN BEGRÜßT DIE AFGHANISCHE EINIGUNG

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif begrüßte wenige Stunden
nach der Einigung zwischen dem afghanischen Präsidenten Mohammad
Aschraf Ghai und dem früheren Regierungsgeschäftsführer und
Außenminister Abdullah Abdullah das Abkommen zwischen den beiden
rivalisierenden Politiker. "Das ist ein großer Schritt zu der
nationalen Einheit Afghanistans," sagte er. Iran werde den Prozess
zur nationalen Souveränität und Unabhängigkeit Afghanistans aktiv
unterstützen und hoffe, dass alle Gruppen in dem Land, auch die
Taliban, an diesem Prozess teilnehmen.

Einige Wochen zuvor hatte der iranische Botschafter in Kabul der
afghanischen Führung empfohlen, sich zu einigen. Dafür war er wegen
der Einmischung in inneren Angelegenheiten des Landes hart kritisiert
worden.

Am 19. Mai erklärte das Teheraner Außenministerium, Vertreter Chinas,
Pakistans, Russland und Irans hätten sich über die Lage in
Afghanistan digital ausgetauscht. Dabei betonten die Teilnehmer
übereinstimmend, Afghanistan sei ein unabhängiges souveränes Land,
über dessen Zukunft und Entwicklung allein das afghanische Volk
entscheide. Sie begrüßten die Einigung der Fraktionen und äußerten
die Hoffnung, dass die "wichtige Einigung" den Weg für den
innerafghanischen Dialog ebnete. Sie versicherten, dass sie den
Friedensprozess unterstützen und zeigten sich überzeugt, dass die
Einigung die Konflikte und Rivalitäten beenden werde. Sie forderten
alle afghanischen Gruppen und Organisationen, einschließlich der
Taliban, auf, die nun entstandene Chance zum Frieden wahrzunehmen und
sie tatkräftig zu unterstützen.

Die Vertreter der vier Staaten betonten, dass sie den Friedensprozess
auf Grundlage der afghanischen Verfassung, der Rechte der Frauen und
ethnischen und religiösen Minderheiten unterstützen werden. Sie
werden den Prozess, der notwendigerweise auch zum Abzug fremder
Truppen aus Afghanistan führen werde, genau beobachten. Dieser Abzug
solle geordnet und verantwortungsvoll erfolgen. Ferner forderten sie
die Vertreter aller Gruppen in Afghanistan auf, politische Gefangene
frei zu lassen. Sie äußerten die Hoffnung, dass die UN-Resolution
2514 umgesetzt und ein allgemeiner Waffenstillstand von allen Gruppen
akzeptiert werde.

Die Vertreter der drei Staaten zeigten sich besorgt über den
"existierenden Terrorismus" in Afghanistan und forderten alle
Parteien und Gruppen auf, alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, um
terroristische Organisationen, die nicht nur in Afghanistan, sondern
auch in den Nachbarstaaten agieren, auszuschalten und den Schmuggel
von Drogen "auszurotten."

Die Teilnehmer an dem Treffen versprachen, die Unterstützung
Afghanistans beim Kampf gegen das Corona-Virus fortzusetzen. Sie
äußerten die Hoffnung, dass der Friedensprozess die Rückkehr
afghanischer Flüchtlinge in ihre Heimat ermöglichen werde. Sie kamen
darin überein, diesen Austausch über die Lage in Afghanistan in
Zukunft fortzusetzen.


ADELKHAH ZU SECHS JAHREN GEFÄNGNIS VERURTEILT

Die 61-jährige iranisch-französische Wissenschaftlerin Fariba
Adelkhah wurde von einem iranischen Revolutionsgericht zu sechs
Jahren Gefängnis verurteilt, fünf Jahren wegen "Verschwörung gegen
die nationale Sicherheit" und ein Jahr wegen "Propaganda gegen die
Staatsordnung der Islamischen Republik."

Adelkhah ist Anthropologin, sie arbeitet im Pariser Institut für
politische Wissenschaften (Sciences Po). Sie forscht seit Jahren über
die Lage der Frauen im Iran und Afghanistan und hat mehrere Bücher
und zahlreiche Beiträge zu diesem Thema veröffentlicht.

Geboren in Teheran, wuchs sie in einer mittelständischen,
religiös-konservativen Familie auf. Als Kind und Jugendliche trug sie
einen Schleier, obwohl damals kein Zwang bestand. Als Teenagerin war
sie begeistert von dem Geistlichen Mortesa Mottahari und dem
Religionsphilosophen Ali Schariati. Beide traten für einen modernen,
kämpferischen Islam ein. Sie gelten als ideologische Vorbereiter der
islamischen Revolution von 1979. Kurz vor der Revolution begab sich
Adelkhah zum Studium nach Frankreich, studierte zunächst an der
Universität in Straßburg Soziologie, machte dort ihr Staatsexamen.
Anschließend ging sie nach Paris und promovierte dort im Fach
Anthropologie am Institut für politische Wissenschaften, wo sie
später zu lehren und zu forschen begann.

In ihren Büchern und zahlreichen Beiträgen beschreibt sie die
islamische Revolution im Iran als ein "Akt der Befreiung," als Beginn
einer "modernen Ära", die ungewollt religiösen Frauen im Iran den Weg
in die Freiheit bahnte und ihre Emanzipation ermöglichte. Das Leben
der Frauen in der Islamischen Republik bezeichnete sie als "eine
Revolution in Schleier verhüllt." Ihr Blick auf die Entwicklung der
Islamischen Republik ist nicht grundlegend kritisch. Sie stehe nicht
im Widerspruch zu "Demokratie und Modernität," meinte sie. In ihren
Schriften versucht sie, wie in einer längeren Abhandlung unter dem
Titel "Falsche Vorstellungen von der Islamische Republik," bestimmte
"Unstimmigkeiten" mit Hinweis auf bestehende Umstände zu
rechtfertigen.

Die Islamische Republik habe dazu beigetragen, dass bestimmte
Eigenschaften, wie Bescheidenheit, Solidarität, Großzügigkeit,
Gerechtigkeit und dergleichen mehr, sich strukturell in der
Gesellschaft durchgesetzt hätten, schreibt Adelkhah. Als Vorbilder
nennt sie unter anderem Ayatollah Chomeini, der ein bescheidenes,
mutiges Leben geführt habe.

Der iranischen Opposition, vor allem der in der Diaspora, warf
Adelkhah Kollaboration mit der Islamischen Republik vor. Zumal sie in
einem Interview, das sie wenige Monate vor ihrer Festnahme im Iran
mit einem französischen Sender führte, die schiitische Geistlichkeit
in der Pilgerstadt Ghom als "Verteidiger der Demokratie" bezeichnete
und die Meinung vertrat, dass die Opposition keinerlei Chanen habe,
im Iran einen Regimewechsel herbeizuführen.

Adelkhah hielt sich im Rahmen ihrer Forschungsarbeit öfter im Iran
auf. Bei ihrem letzten Besuch im Juni 2019 wurde sie vor ihrem Abflug
auf dem Flughafen in Teheran unter dem Verdacht der Spionage
festgenommen. Auch ihr Kollege und Lebensgefährte Roland Marchal, der
sie im Gefängnis besuchen wollte, wurde inhaftiert, aber nach neun
monatiger Haft im März dieses Jahres im Zuge eines
Gefangenenaustauschs wieder freigelassen.

Frankreich verurteilte das Urteil gegen Adelkhah. Außenminister
Jean-Yves Le Drian erklärte am 16. Mai laut dpa, das Urteil basiere
nicht auf Fakten, es handele sich um ein politisches Urteil. Er
forderte die sofortige Freilassung der Wissenschaftlerin.

Vermutlich ist die demonstrierte Härte der iranischen Justiz auf die
Hoffnung zurückzuführen, bei einem möglichen Gefangenenaustausch hohe
Forderungen durchsetzen zu können, etwa so wie im Mai 2010. Damals
wurde die Französin Clotilde Reiss gegen zwei iranische Gefangene in
Frankreich ausgetauscht. Reiss arbeitete als Französischlektorin an
der Universität in Isfahan. Im Juli 2009 wurde sie auf dem Teheraner
Flughafen wegen Teilnahme an den Protesten gegen die umstrittene
Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschad festgenommen. Ihr
wurde Spionage und Zusammenarbeit mit ausländischen Geheimdiensten
vorgeworfen. Der Austausch erfolgte am 16. Mai 2010. Die beiden
freigelassenen Iraner gehörten aus der Sicht der Islamischen Republik
zu den wichtigsten Gefangenen im Ausland. Einer von Ihnen war Ali
Wakili Rad, der einen Mordauftrag gegen den letzten vom damaligen
Schah ernannten Ministerpräsidenten Schahpur Bachtiar ausführte.
Bachtiar wurde am 6. August 1991 in seinem Haus in Paris bestialisch
ermordet.


KEIN GESETZ ZUM VERBOT DER TEILNAHME AN WETTKÄMPFEN GEGEN
ISRAEL

Mitglieder des Ausschusses für Nationale Sicherheit und Außenpolitik
im islamischen Parlament gaben bekannt, dass ein Paragraph aus einer
Gesetzesvorlage gestrichen wurde. Dieser untersagte die Teilnahme
iranischer Sportler an Wettkämpfen gegen israelische Sportler.
Modschtaba Solnuri und Hossein Taghawi Hosseini, der Vorsitzende bzw.
Sprecher des Ausschusses, bestätigten am 17. Mai, dass Paragraph 17
aus der Vorlage: "Reaktionen auf feindliche Aktivitäten des
zionistischen Regimes" herausgenommen worden sei. Taghawi Hosseini
sagte der Agentur Isna, der Paragraph sei aufgrund eines Vorschlags
des Ministeriums für Sport und Jugend gestrichen worden. Auch
Solnuri, der zu den Initiatoren der Vorlage gehörte, sprach von einer
Übereinkunft der Mitglieder des Ausschusses und den Vertretern des
Sportministeriums.

Zwar gibt es bislang kein Gesetz, das die Teilnahme an Wettkämpfen
gegen israelische Sportler verbietet, aber es gibt ein
ungeschriebenes Gesetz, das die Teilnahme untersagt. Nicht selten hat
diese Praxis zu Strafmaßnahmen seitens internationaler Gremien gegen
iranische Sportler geführt.

Das Gesetz über Reaktionen auf feindliche Aktivitäten Israels wurde
im Eilverfahren in der ersten und zweiten Lesung mit einer
überwältigenden Mehrheit ohne Gegenstimmen verabschiedet. Die
Islamische Republik erkennt den Staat Israel nicht an. Beide Staaten
betrachten sich als größte Feinde. Das Gesetz enthält Vorschriften,
die bisher ohnehin praktizier wurden. Dazu gehören ein Verbot der
israelischen Flagge, die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt
Palästinas, das Verbot von Informationsaustausch zugunsten Israels,
das Verbot von Reisen nach Israel für iranische Staatsbürger und
Verbot von Verhandlungen mit Institutionen, die in irgendeiner Weise
in Verbindung zu Israel stehen.

Der nun gestrichene Paragraph untersagte jede Art von Teilnahme an
Wettkämpfen gegen israelische Sportler. Zudem wurden iranische
Sportföderationen und Vereine verpflichtet, alle ihre Möglichkeiten
und Beziehungen einzusetzen, um eine mögliche Bestrafung iranischer
Sportler oder Vereine zu verhindern. Schließlich sollten iranische
Sportler, die sich weigern, gegen israelische Sportler aufzutreten,
besonders unterstützt und belohnt werden.

Dazu sagte der Abgeordnete Mohammad Asisi am 14. Mai der Zeitung
Etemad: "Wir haben ideologische Grundsätze und demnach wird das
zionistische Regime nicht als souveräner Staat anerkannt und
dementsprechend wird es gegen die (israelische Sportler) keinen
sportlichen Wettbewerb geben." Dafür sei Iran bereit, auch
Disqualifizierungen der Sportler und Mannschaften in Kauf nehmen.
"Für uns sind ideologische Prinzipien wichtiger."

Über die Gründe, die zu der Streichung des Paragraphen geführt haben,
kann nur spekuliert werden. Solnuri sagte, es sei überflüssig,
Gesetze über Vorschriften zu verabschieden, die ohnehin seit Jahren
praktiziert würden. Doch die Äußerungen einiger Abgeordneter deuten
darauf hin, dass die Streichung aus Furcht vor Sanktionen erfolgt
ist. Der Abgeordnete Ghassen Mirsai Niku sagte, "jene, die ein
solches Gesetz verabschieden, wollen möglicherweise den gesamten
iranischen Sport zu den Akten legen." Auch sportliche Institutionen
äußerten die Befürchtung, ein solches Gesetzt könnte zum Ausschluss
Irans aus internationalen Wettkämpfen führen.


DURCH IRANISCHE ANGRIFFE VERLETZTE US-SOLDATEN MIT ORDEN
AUSGEZEICHNET

Einem Bericht der dpa vom 4. Mai zufolge werden US-Soldaten, die im
Irak durch iranische Angriffe verwundet wurden, mit dem
Verwundetenabzeichen der amerikanischen Streitkräfte, dem "Purple
Heart," ausgezeichnet. Diese Maßnahme sei vom US-Kommandeur im Irak,
Generalleutnant Pat White, angeordnet worden, sagte Militärsprecher
Bill Urban. Demnach würden 29 Soldaten die Auszeichnung bekommen,
sechs von ihnen seien bereits ausgezeichnet worden.

Der iranische Angriff erfolgte am 8. Januar als Vergeltung für den
Anschlag auf den iranischen General Ghassem Soleimani, Chef der
iranischen A-Kuds Brigade in der Nähe des Bagdader Flughafens. Nach
dem Angriff auf den irakischen Luftwaffenstützpunkt Al-Assad litten
110 US-Militärangehörige, wie nachträglich festgestellt wurde, unter
Schädel-Hirn-Traumen. Doch laut Urban bekamen nicht alle die
Auszeichnung, 80 von ihnen hätten zur Auswahl gestanden, aus denen
letztendlich 29 ausgewählt worden seien.


IRAN ZUM GEFANGENENAUSTAUSCH MIT DEN USA BEREIT

Irans Regierungssprecher Ali Rabii erklärte am 10. Mai, Teheran sei
ohne Vorbedingungen bereit, amerikanische Gefangene gegen Iraner, die
sich in amerikanischer Haft befinden, auszutauschen. Doch bislang
hätte sich Washington geweigert, auf das Angebot zu reagieren. "Da
der Ausbruch der Covid-19-Krankheit die Leben iranischer Bürger in
US-Gefängnissen bedroht, hoffen wir, dass die US-Regierung Leben
letztendlich der Politik vorzieht," sagte er.

Das Time Magazin hatte über die Bereitschaft Irans zu einem
Gefangenenaustausch berichtet. Teheran habe keine Vorbedingungen
gestellt, sei bereit, ohne Vermittler durch die iranische Vertretung
bei der UNO über den Austausch zu verhandeln. Doch ein ranghoher
US-Politiker, dessen Name nicht genannt wird, habe dem Magazin
mitgeteilt, dass Iran den Austausch noch nicht offiziell beantragt
habe. Der Bericht war erschienen, nachdem bekannt worden war, dass
der iranische Wissenschaftler Sirus Asgari in einem US-Gefängnis an
Corona erkrankt sei. Es gab auch Berichte darüber, dass der
amerikanische Navy-Veteran Michael White aus gesundheitlichen Gründen
Hafturlaub bekommen habe und sich derzeit unter der Aufsicht der
Schweizer Botschaft in Teheran befindet, die die Interessen der USA
in Iran vertritt.

Es gibt eine ganze Reihe iranischer Staatsbürger, die sich wegen
Verstoß gegen die Sanktionen in amerikanischer Haft befinden und eine
ganze Reihe Amerikaner oder Doppelstaatler, die wegen Spionage und
Zusammenarbeit mit ausländischen Geheimdiensten in iranischen
Gefängnissen sitzen.

US-Präsident Donald Trump hat den Bericht des Time Magazins in einem
Tweet wiedergegeben, ihn jedoch nicht kommentiert. Laut dpa vom 10.
Mai hatten Regierungsmitarbeiter in Washington von Fortschritten im
Fall von Michael White gesprochen.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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Die soziale Explosion in Chile

Eine moderne Hungerrevolte oder der Beginn einer Revolution in
neoliberalen Zeiten?

von Emil Berger, 28.11.2019



Wie konnte das geschehen? Da verordnet die Regierung der chilenischen
Hauptstadt eine Erhöhung des Fahrpreises um nur 30 Pesos. Das
entspricht etwa vier Eurocent und ist deutlich weniger als dort die
billigste Zigarette kostet. Doch kurze Zeit später sind in Santiago
mehr als eine Million Menschen auf der Straße und fordern ein Ende des
Neoliberalismus. Die unterschiedlichsten Forderungen vereinheitlichten
sich schnell zum Ruf nach dem Rücktritt des rechten Präsidenten und
einer neuen Verfassung. Die von der Militärdiktatur geschaffene
Konstitution ist heute noch in wesentlichen Teilen gültig und schreibt
der Gesellschaft die Wirtschaftsordnung vor. Alle grundsätzlichen
Änderungen blockiert die Rechte das sie im Besitz der Sperrminorität
ist.

Die Dimension der sozialen Explosion zeigen folgende Zahlen. Der
Großraum Santiago hat etwas über 6,2 Millionen Einwohner. An diesem
Tag war also jeder 6. Santiagino auf den Beinen! Gleichzeitig erlebten
die Provinzhauptstädte von Arica im hohen Norden bis Puntas Arenas im
tiefsten Süden ebenfalls Massenversammlungen. Diese nahmen für den
jeweiligen Ort auch historische Ausmaße an. Offensichtlich war hier
ein Nichts der berühmte Tropfen der das Glas zum Überlaufen bringt.

Das es sich um eine soziale Explosion handelt sieht man auch bei einem
Vergleich der Zahlen mit der bisher größten Demonstration Chiles.
Damals versammelten sich an einem Sonntag Menschen aus dem ganzen Land
in Santiago. Nur so konnte die Zahl von fast einer Million Teilnehmern
erreicht werden. Das gelang nur da den protestierenden Studenten
Organisationen zur Seite standen, die sie mit Geld und
Organisationskraft unterstützten.

Diesmal muss man den Menschenauflauf, der außerdem an einem Montag
stattfand, als eine spontane Aktion bewerten. Natürlich gab es Aufrufe
von linken Parteien, sozialen Bewegungen und Gewerkschaften. Aber es
kamen nicht nur die üblichen Verdächtigen sondern ein nicht
unerheblicher Teil des Landes war auf den Beinen. Die Mobilisierung
erreichte sogar Viertel der besser Gestellten wie Las Condes oder La
Dehesa. Es ist zu fragen ob die Aufrufe der traditionellen
Organisationen überhaupt eine Rolle gespielt haben. Viel eher waren
sie so etwas wie ein Signal dieser Organisationen an die Massen, dass
sie an ihrer Seite stehen.

Die politische Situation vor der Revolte

Wie bekannt war und ist Chile das neoliberale Versuchslabor. Während
der Militärdiktatur konnten Wirtschaft und Gesellschaft fast
vollständig nach den Dogmen dieser Ideologie umgestaltet werden. Durch
die Prägekraft dieser gesellschaftlichen Realität und den linken
Niederlagen, der von 1973 im eigenen Land und dem Zusammenbruch der
sozialistischen Staaten in den Jahren nach 1989, löste sich das
sozialistische Bewusstsein so gut wie in Luft auf. Die sich vormals
als marxistisch verstehende Sozialistische Partei wechselte zu
neoliberalen Positionen. Nach der Rückkehr zu einer beschränkten
Demokratie verwaltete und optimierte sie mit den Christdemokraten und
kleineren Parteien das von der Diktatur geschaffene System. Nur die KP
und einige Splittergruppen haben da nicht mitgemacht. Bei den letzten
Wahlen konnte die KP ca. vier bis fünf Prozent der Stimmen erzielen.
Das heißt, da nur jeder Zweite wählen gegangen ist, dass ihr
gesellschaftlicher Rückhalt nur halb so groß ist. Kein Vergleich zu
den über 12%[1] bei den Parlamentswahlen von 1965.

Eigentlich kann man es nachvollziehen das sich die Menschen nicht mehr
an Wahlen beteiligen. Welcher Linke in Deutschland hätte noch Lust
sein Kreuz bei DIE LINKE zu machen wenn sie nur aus Bodo Ramelows
bestehen würde? In Chile muss man seit dem Ende der Diktatur auch
bereit sein, Konservative zu wählen, um aktiv an der Diktatur
Beteiligte zu verhindern. So war nach der Studentenbewegung von 2011
ein Wahlbündnis von den Christdemokraten bis zur KP nötig, um das
undemokratische Wahlrecht zu entschärfen. Jetzt kann auch die KP
wieder im Rahmen von kleineren Bündnissen Mandate erringen. Solche
minimalen Ergebnisse als den Fortschritt zu erkennen, der sie sind
setzt aber ein entsprechendes Bewusstsein voraus.

Doch selbst solch kleine Erfolge führen zu neuen Schwierigkeiten. Die
Änderung des Wahlrechts führte zum Ausscheiden der Christdemokraten
aus dem Bündnis. Dazu gründete sich die Wahlallianz Frente Amplio
(FA, Breite Front). Hier taten sich bisher nur
außerparlamentarisch tätige Gruppen mit Kräften zusammen die bis zum
Entstehen dieses Zusammenschlusses Teil des Regierungsapparates der
Sozialistin Michele Bachelet waren. Die FA gilt vielen als linke Kraft
und ist das im chilenischen Rahmen auch. Ihre inhaltliche Ausrichtung
muss man aber als linksliberal charakterisieren. Daher findet man in
ihren Reihen auch die chilenische Bruderpartei der deutschen FDP.

Man könnte meinen das die Rechte mit dem Wahlsieg von Piñera
die Früchte der linken Arbeit geerntet hat. Aber so einfach ist es
nicht. Zum einen war auch die Politik der Regierung Bachelet
neoliberal. Zum anderen sind die Abgeordneten der KP jetzt regelmäßig
in den Medien präsent wo sie die aktuellen Ungeheuerlichkeiten
anprangern können.

Die neoliberale Linie der Regierungen Bachelets sieht man an der
Umsetzung der Forderung der Studentenbewegung nach "Guter Bildung
ohne Gewinnerzielungsabsicht". Das legt eigentlich die Stärkung
des staatlichen Bildungssystems nahe. Doch weit gefehlt! Viele
Studenten erhalten jetzt einen Gutschein den sie bei der Universität
ihrer Wahl einlösen können, sei sie privat oder staatlich. Damit wurde
das Verschuldungsrisiko durch die Ausbildung abgemildert. Das
Bildungssystem ist aber der Markt geblieben gegen den die Studenten
Sturm gelaufen sind. Die Probleme wie schlechte Qualität, überteuerte
Angebote und das Risiko der Insolvenz "seiner" Uni sind geblieben. Man
sieht, eine Forderung die das neoliberale Korsett sprengt, wurde von
"sozialistischen" Politikern in das System eingepasst.

Diese Linie wurde aber immer durch soziale Maßnahmen abgesichert. Im
Jahr 2008[2] hat Bachelet die staatlich finanzierte soziale
Mindestrente eingeführt. Aus neoliberaler Sicht ist das eine System
widrige Subventionierung der unteren Schichten. Sie wird aber zur
Aufrechterhaltung der sozialen Stabilität des Landes benötigt. Das
sieht man an einer der ersten Maßnahmen Piñeras nach dem Beginn
der Revolte. Er will diese Mindestrente um 20%[3] erhöhen, auch wenn
er diese Pension nie eingeführt hätte.

Die Lebensbedingungen im neoliberalen Musterstaat

Insgesamt fragt man sich wovon die Leute in Chile eigentlich leben. In
Santiago bekommt man zuweilen zur Antwort, dass eine alleinstehende
Person ohne Auto bei bescheidener Lebensführung eine Summe zwischen
1.100 und 1.300 Euro benötigt. In lokaler Währung sind das zwischen
870.000 und 1.000.000 Pesos. Der Mindestlohn liegt dagegen bei nur
301.000 Pesos. Das ist weniger als die Hälfte dessen was in diesem
urbanen Zentrum notwendig wäre! Die offiziellen Zahlen machen einen
noch fassungsloser. Nach der Umfrage CASEM von 2017, sie wird von der
Regierung alle zwei Jahre durchgeführt, lag das Pro Kopf
Arbeitseinkommen pro Haushalt des untersten Zehntel bei nur 71.980
Pesos. Der landesweite Durchschnitt dieses Wertes liegt bei 776.999
Pesos. Laut CASEM haben 70% der chilenischen Haushalte weniger als
diesen Durchnittswert zur Verfügung. Dagegen verfügt das oberste
Zehntel mit 2.810.689 Pesos mehr als doppelt so viel wie das gleich
nach ihm kommende.

Sprach man vor einem Jahr mit politisch interessierten Menschen aus
der Basis der Concertación über diese Lage, und gehörten sie nicht zu
den ökonomischen Nutznießern des Systems, konnte man eine gewisse
Erschöpfung und Hoffnungslosigkeit spüren. Laut ihren Erklärungen
können viele Menschen ihren Lebensstandard nur mit Schulden aufrecht
erhalten. Da sie diese nicht wirklich zurückzahlen können werden sie
bei Fälligkeit von einer Kreditkarte zur nächsten verschoben. Zu ihrer
persönlichen Lage wollten sie sich nicht Äußern. Das erklärt sich
vielleicht durch die Zahlen die ein chilenisches Online-Medium zur
Verschuldung der Menschen veröffentlichte.

In einem Interview mit EL MOSTRADOR[4] erklärt Lorena Pérez, sie hat
die Verschuldung in Chile untersucht, dass "Personen mit kleinen
und mittleren Einkommen - anders gesagt, die Mehrheit der Chilenen -
ungefähr 27% ihrer Gehälter für ihre Konsumentenkredite ausgeben".
Bei den niedrigen Gehältern geraten viele in Verzug und so befindet
sich jeder vierte volljährige Chilene auf einer Liste säumiger
Schuldner. Aufgrund der niedrigen Löhne wird der von der Kreditkarte
eingeräumte Überziehungskredit von den Menschen als Teil des
verfügbaren Einkommens angesehen. Ohne ihn würden sie nicht über die
Runden kommen. Im Laufe der Zeit hat sich das zugespitzt. "Die
Generation die ich untersuche, die sich für die Ausbildung verschuldet
hat, leidet heute unter den ökonomischen Kosten die dadurch
hervorgerufen werden, das ihre Eltern im System der privaten
Rentenversicherungen in den Ruhestand gehen. Diese Generation muss
ökonomisch ihre eigenen Schulden tragen, die Kosten der miserablen
Renten ihrer Eltern und ihrer eigenen familiären Projekte." Zur
Lösung dieser Probleme hält sie strukturelle Änderungen für notwendig.
Eine Erhöhung des Mindestlohns um 50.000 Pesos, wie jetzt von der
Regierung angekündigt, reicht da nicht aus.

Wie Massiv das Problem der Verschuldung in Chile ist zeigt ein
Vergleich des argentinischen Soziologen Atilio Borón: "Die
chilenischen Haus- halte sind die am meisten verschuldeten der Welt,
ihre Schulden entsprechen 43% des BIP während es in Argentinien 12%
sind."[5]

Die schon erwähnten Menschen aus der Basis der Concertación wussten
auch politisch nicht mehr weiter. Aus ihrer Sicht hatten sie in diesem
Bündnis und ihrer jeweiligen Partei eigentlich alles versucht.
Wesentliche Änderungen konnten aber nicht erreicht werden. Der
institutionelle Rahmen den die Militärs den zukünftigen demokratischen
Regierungen vorgegeben hatten ließ sich nicht sprengen. So gesehen ist
es kein Wunder, dass jetzt die zentrale Forderung die nach einer neuen
Verfassung ist.

Für die Rechte und damit für das Kapital lief alles bestens. Die
menschlichen Ressourcen des Landes konnten problemlos ausgebeutet
werden. Und zeigte sich Widerstand wurde er relativ einfach
neutralisiert. Piñera hat mit der Kennzeichnung Chiles als
"Oase des Friedens" die Sichtweise der herrschenden Klasse auf
den Punkt gebracht.

In dieser komfortablen Lage wollte man die Sozialpolitik Bachelets
abräumen und die von der alten Regierung durchgeführte Erhöhung der
Unternehmenssteuern zurück nehmen. Zu diesen Maßnahmen gehörte die
Erhöhung der Fahrpreise während der Stoßzeit. Erste Kritik an der
Preiserhöhung konterte der Wirtschaftsminister mit dem Hinweis "wer
früher Aufsteht dem ist mit niedrigeren Tarifen geholfen".[6]
Diesen Rat hat er Leuten gegeben die häufig eh schon rund um die Uhr
arbeiten!

An diesem Ausspruch zeigt sich ein Problem rechter Regierungen in
Chile. Die Ministerbank wird mit den Vertretern wichtiger
Kapitalgruppen besetzt. Sie sind gewohnt Firmen zu Leiten und
verhalten sich in ihren neuen Ämtern entsprechend. Nach einiger Zeit
haben sich diese Personen holt. Piñera hat nach dem Beginn der
sozialen Erschütterungen die Hälfte seiner Minister entlassen.

Der Zündfunke waren die Studenten

Aufgrund ihrer Aussichten und den Erfahrungen ihrer Vorgänger ist es
kein Zufall das die soziale Explosion von den Studenten ausgelöst
worden ist. Als Protest gegen die Fahrpreiserhöhung beschlossen sie
kollektiv Schwarz zu fahren und übersprangen in größeren Gruppen die
Sperren. Das ging mehrere Tage so während von Seiten der Regierung nur
Drohungen zu hören waren. Die Proteste wurden nur als
Sicherheitsproblem behandelt. Daher versuchte die Obrigkeit das
Schwarzfahren mit massiven Polizeieinsätzen zu verhindern. Das führte
zu Auseinandersetzungen in den Stationen der Metro in deren Folge
zahlreiche[7] Bahnhöfe mehr oder weniger zerstört worden sind.

Jetzt trat etwas ein was man in sehr kleinem Maßstab in Chile ab und
zu beobachten kann. Die Menschen solidarisierten sich mit denen, die
gerade den geregelten Ablauf ihres Lebens stören. In diesem
entpolitisierten Land begannen die Menschen über ihre Lage zu
sprechen. Am Ende der Woche startete die oben beschriebene
Mobilisierung. Nun ging es nicht mehr um 30 Pesos sondern um 30 Jahre!
Die 30 Jahre Demokratie in denen das Volk schon unter dem neoliberalen
Joch leidet. Doch diese Parole greift zu kurz. Eigentlich müsste es um
die Zeit seit dem Militärputsch gehen. Mit ihm begann die Zerstörung
des Sozialstaates und die Orientierung an den wirtschaftsliberalen
Dogmen. Doch der Schlachtruf mit den 30 Jahren drückt das aktuelle
Bewusstsein der meisten Chilenen aus. Die Zeit davor wird am liebsten
verdrängt.

Es ist hier nicht der Platz um die einzelnen Schritte der Regierung
und der Bewegung nachzuzeichnen. Doch so viel: Es kam zu einer
Repression wie man sie zuletzt während der Militärdiktatur gesehen
hat. In den ersten vier Tagen wurden mehr als 5.400 Menschen
verhaftet. Die peruanische Tageszeitung DIARIO UNO[8] hat das mit den
Zahlen aus Hong Kong verglichen. Danach sind das mehr als doppelt so
viele Festnahmen wie in der chinesischen Sonderverwaltungszone seit
dem Beginn der dortigen Proteste vor etwa einem halben Jahr. Die
Zeitung kommentiert, dass wir die Bilder der Aufstandsbekämpfung in
den westlichen Medien in Endlossschleife zu sehen bekämen wenn
Piñera nicht ein so treuer Alliierter Washingtons wäre.

Differenzen zwischen politischer und militärischer Führung?

Die Menschen ließen sich von der massiven Repression nicht
einschüchtern, auch der Ausgangssperre widersetzten sie sich. Als
letzter Schritt zur Niederschlagung der Proteste wäre nur noch das
Kriegsrecht geblieben. Doch auf die Ausrufung des Kriegszustandes hat
man verzichtet obwohl sich Piñera im "Krieg gegen einen
mächtigen Gegner" sieht. Auf einer Pressekonferenz während des
Ausnahmezustandes erklärte dagegen General Iturriaga: "Ich bin ein
glücklicher Mann. Die Wahrheit ist, ich befinde mich nicht im Krieg,
gegen Niemanden."[9] Noch am gleichen Tag war er gezwungen seine
Worte zu Erklären. Er versicherte, dass seine Intention keine
Gehorsamsverweigerung gegenüber dem Presidenten war. Auffallend ist
aber doch wie schnell die Soldaten wieder von den Straßen
verschwanden. Wenige Tage nach seiner Ausrufung wurde der
Ausnahmezustand zurückgenommen. Die brutale Repression geht trotzdem
weiter und wird nun von der paramilitärischen Polizei getragen.

Dabei haben die Carabineros von den europäischen Polizeibehörden
gelernt. Es darf keine Toten geben! Die Menschen aber so zuzurichten,
dass sie zu Krüppeln werden, das geht. Die Öffentlichkeit nimmt das
nicht wirklich wahr. Dementsprechend ist die Mehrheit der Toten bisher
nicht durch Polizei oder Militär gestorben. Sie sind bei Plünderungen
verbrannt. Das wird von einigen Beobachtern als Ausdruck der
neoliberalen Prägung der Akteure gesehen. Sie nehmen nicht mehr auf
einander Rücksicht. Die Plünderungen richten sich nicht nur gegen die
großen Ketten sondern auch gegen kleine Geschäftsleute. Sie leiden
unter dem System wie alle anderen auch.

Die wahrscheinlich grausamste Waffe der Carabineros ist die Verwendung
einer neuen Art Gummigeschoss. Sie hat bei mehr als 230[10] Menschen
zum Verlusst eines Auges geführt, bei zwei von ihnen sogar zum
kompletten Erblinden. Dieses "Gummigeschoss" ist eigentlich ein
ganz normales Projektil das als Schrot verschossen wird. Es besteht im
wesentlichen aus Metall. Es dringe in den menschlichen Körper ein und
führt auch an anderen Körperteilen zu häßlichen Verletzungen. Doch
über diese Fälle wird bei uns in den Medien so gut wie nicht
berichtet.

Wer geht auf die Straße?

Auf Seiten der Demonstranten ist festzustellen, dass sie sich nicht
als Linke verstehen. Bezeichnend ist dafür der Videoblog[11] einer in
Chile lebenden Peruanerin. Sie erklärt ihren Landsleuten daheim was in
ihrer neuen Heimat gerade passiert. Nach einer sehr emotionalen
Darstellung der sozialen Realität betont sie ausdrücklich, dass sie
und ihre Nachbarn weder Links noch Rechts sind. Auch weist sie empört
die Vorwürfe zurück, dass die Proteste von Cuba und Venezuela
angefacht worden sind.

Diese Grundeinstellung prägt auch die Demonstrationen. Man sieht viele
Transparente mit Forderungen die sich gegen die Auswüchse des
Neoliberalismus wenden. Doch Fahnen von linken Organisationen sah man
am Anfang der Proteste nicht! Das hat sich mit der Zeit geändert aber
wirklich viele sind es immer noch nicht.

Auffallend war die gleich große Zahl an chilenischen und
Mapuchefahnen. Mit einer chilenischen Fahne bringt man zum Ausdruck,
dass man ein Bürger des Landes ist. Man hat daher ein Recht gehört zu
werden. Mit einer Mapuchefahne stellt man sich in einen Gegensatz zur
chilenischen Gesellschaft.

Die herrschende Klasse hat in den letzten Jahren die verschiedenen
Strömungen der Mapuche-Bewegung als ihren größten Feind angesehen und
sie auch so behandelt. Das reichte bis zum Mord an Angehörigen dieser
Minderheit. Auf der anderen Seite gibt es in der Mapuche-Bewegung aber
auch militante Segmente. Die bekämpften z.B. den Bau eines neuen
Flughafens in Temuco mit Anschlägen auf Baumaschinen. Jemand der eine
Opposition zur herrschenden Klasse sucht wird hier fündig. Er kann
sich in den Gegensatz "Chilenischer Staat" - "Nation Mapuche"
einordnen. Damit ist hier eine ethnische Frage an die Stelle der
Klassenfrage getreten. Entsprechend jubelte im Fernsehen ein
Hochschullehrer dieser Ethnie darüber, dass den Menschen jetzt die
Kosmovision der Mapuches wichtig geworden ist, sprich die Esoterik der
Mapuches.

Dafür sprechen auch statistische Daten. Laut der Umfrage CASEM ist der
Anteil der Indigenen an der Bevölkerung Chiles von 2006 bis 2017 von
6,6 auf 9,5 Prozent gestiegen. In Zahlen gab es einen Zuwachs um
634.084 Personen, von 1.060.786 auf 1.694.870 Menschen. Das ist ein
Wachstum um fast 60% in elf Jahren! Es lässt sich nicht mit der
Geburtenrate erklären.

Die große Mehrheit der Chilenen sind Mestizen. Sie haben sowohl
europäische als auch indigene Vorfahren. Sie können sich also
aussuchen welche ihrer Ahnen ihnen gerade wichtiger sind.
Offensichtlich geht da die Tendenz gerade in Richtung der indigenen
Seite.

Es ist die Frage ob sie sich damit einen Gefallen tun. Eine Strömung
der Mapuche-Bewegung fordert die Rückgabe des gesamten Territoriums
zwischen dem Fluß Bio Bio und der Stadt Puerto Mont. Nur in den
größeren Städten dürfen dann noch "Spanier" bleiben. Das ist
ein Programm für eine ethnische Säuberung! Welcher Mestize dann die
Aufnahme in den Kreis der Mapuches findet wird sich zeigen.

Das diese Frage viel Konfliktstoff birgt sieht man an der Zerstörung
zahlreicher Statuen von Pedro de Valdivia. Er kommandierte die
Expedition die Chile dem Spanischen Reich einverleibte. Man kann also
Feststellen, dass Kräfte, die für alles mögliche stehen nur nicht für
eine sozialistische Perspektive, wissen was sie wollen. Sie nutzen das
Machtvakuum das durch die sozialen Proteste entstanden ist.
Möglicherweise sind diese Zerstörungen Teil ihrer Strategie zur
Machteroberung.

Eine Strategie fehlt aber den aus sozialen Gründen auf die Straße
gehenden. Möglicherweise werden sich neue Strukturen herausbilden,
aber das bleibt abzuwarten. Im Moment verhandeln die
Oppositionsparteien, die Teil des Problems sind, mit der Regierung.
Sie haben sich auf einen Weg zu einer neuen Verfassung verständigt.
Diese Vereinbarung lässt der Rechten aber ihre Macht zur Blockade.
Daher haben die Abgeordneten der KP dem nicht zugestimmt.

Was bleibt?

Kurzfristig die Rücknahme der Steuersenkung für Unternehmen wie auch
der Preiserhöhung der Metro. Die Erhöhung des Mindestlohns, wenn auch
auf neoliberale Art.[12] Die Gehaltserhöhung soll die Unternehmen
nicht belasten, daher will ihnen der Staat die Kosten erstatten. Dazu
kommt noch die Steigerung der Mindestrente, damit ist das Problem der
miserablen Renten aber auch nicht gelöst.

Mittelfristig wird eine neue Verfassung kommen. Ihre Abfassung soll
mit einem leeren Blatt Papier beginnen. Man wird sehen ob mit ihr dem
Neoliberalismus Zügel angelegt werden können oder es auf eine
Optimierung des bestehenden Systems hinausläuft.

Langfristig wird das neue Selbstbewusstsein der Bevölkerung seine
Wirkung entfalten. Ob es zu einer allgemeinen Repolitisierung des
Landes führt bleibt abzuwarten. Auf alle Fälle sind die gemachten
Erfahrungen eine gute Basis für zukünftige soziale Kämpfe.

International gesehen ist der Neoliberalismus entzaubert werden, auch
wenn das in Deutschland wohl nicht so schnell ankommen wird. Man
braucht dabei gar nicht so weit gehen wie DIARIO UNO. Sie jubelt in
einer Überschrift: "Chile unterschreibt den Totenschein für den
Neoliberalismus in Lateinamerika."[13] Grundsätzlich hat sie aber
Recht! Wenn die Lebensbedingungen der Menschen im neoliberalen
Musterstaat so unerträglich werden, dass Leute auch nach Wochen harter
Repression weiter auf die Straßen gehen, dann ist dieses System an
seinem Ende. Die Rechte hat mit ihrer "Stillen Revolution"[14]
das Ziel verfolgt, dass solche kollektive Erhebungen nie mehr
vorkommen. Damit ist sie grandios gescheitert.

Das wissen auch kluge Angehörige der herrschenden Klasse. DIARIO UNO
ist dafür ein peruanisches Beispiel. In Chile ist Jeanette von
Wolffersdorff von ihrem Amt im Vorstand der Börse von Santiago
zurückgetreten.[15] Sie wirft den ökonomischen und politischen Eliten
des Landes vor, die Schuld an der gegenwärtigen Krise zu tragen.
Gleichzeitig fordert sie eine Umverteilung von oben nach unten. Auch
wenn man es sich schwer vorstellen kann, die Revolte könnte der
Auslöser eines grundsätzlichen Strategiewechsels der chilenischen
Bourgeoisie werden. Vielleicht steht wieder eine Politik der
Klassenzusammenarbeit auf der Tagesordnung. Das gab es in Chile schon
einmal. Dafür stehen die Volksfrontregierungen die ab 1938 soziale
Sicherungssysteme eingeführt haben. Diese Linie wurde mit der
Orientierung auf den Militärputsch verlassen. Vielleicht erleben wir
ja eine Wiedergeburt dieser Politik und das wäre für Chile eine
revolutionäre Wende.
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[15] https://www.elmostrador.cl/mercados/2019/11/24/directora-del-observarorio-fiscal-la-redistribucion-del-capital-jamas-va-a-funcionar-si-la-elite-no-esta-de-acuerdo/
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Trzaskowski

von Jan Opal, Gniezno



Polens Staatliche Wahlkommission konnte nur noch feststellen, dass am Tag
der Präsidentschaftswahlen am 10. Mai 2020 nicht gewählt wurde. Nun wird
fieberhaft nach einem Ausweg gesucht. Regierungslager wie Opposition, so
scheint es jetzt, werden wohl für den 28. Juni 2020 als Wahltermin
optieren. Wenig Zeit also, um einen Wahlkampf zu entfesseln, der wegen der
anhaltenden Virus-Krise bislang noch gar nicht aus den Startlöchern
gekommen ist. Auch wenn das öffentliche Leben im Lande nun langsam wieder
hochgefahren wird, ändert das im Grunde nicht viel, denn größere
Veranstaltungen mit Publikum wird es wohl frühestens ab Juli geben. Dann
aber geht das Land traditionell in die großen Sommerferien, in denen
Politik ohnehin merklich zurückzutreten hat.

Die wichtigste Oppositionskraft hat nun beschlossen, für die verbleibende
Wegstrecke einen neuen Kandidaten ins Rennen zu schicken. Bislang sollte
Małgorzata Kidawa-Błońska die Kastanien aus dem Feuer holen,
also die Scharte der beiden verlorenen Wahlen im letzten Jahr für die im
Kern liberal ausgerichtete Bürgerlichen auswetzen. Sie selbst neigt dem
konservativen Flügel zu, der keinen unbeträchtlichen Einfluss in der
Gruppierung ausübt. Ein wenig erinnerte ihr ganzes Auftreten in der
gescheiterten Kampagne allerdings an die Art und Weise, wie Bronislaw
Komorowski von 2010 bis 2015 das hohe Amt ausführte - als jemand, der eher
die innenpolitischen Gräben zuschüttet und keine neuen aushebt. Auch er
gehörte dem konservativen Flügel an, betonte gerne seine aristokratische
Abstammung und machte keinen Hehl aus ihm wichtigen Werten. Als
Kidawa-Błońska jetzt ihren Hut nahm, wurde sie im eigenen Lager
unisono wegen ihres Festhaltens an wichtigen Werten gelobt.

Kidawa-Błońska war tüchtig ins Straucheln geraten, als sie
inmitten der Corona-Pademie als erste der Kandidaten den Wahltermin am 10.
Mai infrage stellte und das Regierungslager aufforderte, auf gesetzlich
tragfähige Weise für eine Verschiebung zu sorgen. Als Jarosław
Kaczyński jedoch hartnäckig an diesem Termin festhielt, sogar seine
Mehrheit im Parlament aufs Spiel setzte, drohte die Herausforderin mit
einem Wahlboykott, erklärte entschieden, nur dann zu Wahlen anzutreten,
wenn sie demokratisch und freiheitlich seien. Es sah plötzlich so aus, als
hätte sie den Wahlkampf eingestellt, entsprechende schlechte Umfragewerte
purzelten schnell hinterher. Die nahm sie zum Anlass, kurz nach den
ausgefallenen Wahlen ihren Rückzug zu erklären.

Neuer Kandidat der Bürgerlichen ist Rafał Trzaskowski, Warschaus
Stadtpräsident und bekennender Liberaler, dem vielfach sogar ein
linksliberaler Einschlag nachgesagt wird. Trzaskowski gilt vor allem als
erfolgreicher Wahlkämpfer, sein prestigeträchtiges Amt in Warschau hatte er
im Herbst 2018 bereits in der ersten Runde erobert. In seinen ersten
Stellungnahmen machte Trzaskowski schnell deutlich, dass er Staatspräsident
Andrzej Duda, der mit voller Unterstützung des Kaczyński-Lagers um
seine Wiederwahl kämpft, politisch herausfordere und diesen in der
Stichwahl bezwingen möchte, damit ein Signal gesetzt werde, dass die
schlimmen und gefährlichen Entwicklungen im Lande gestoppt würden. Ob mit
den nicht abgehaltenen Wahlen vom 10. Mai und der zeitlichen Verschiebung
alles im gesetzlichen Rahmen zugegangen sei, müssten jetzt andere Stellen
und Instanzen überprüfen, seine klare Aufgabe aber heiße - Wahlkampf. Und
den wolle er in erster Linie mit politischen Argumenten führen, weniger mit
langwierigeren Verfahrens- und Verfassungsfragen.

Wahrscheinlich wird es Anfang Juli zur Stichwahl zwischen Amtsinhaber Duda
und Trzaskowski kommen. Darauf stellen sich auch die Nationalkonservativen
ein, die ihre Hoffnung nun aufgegeben haben, Duda könne im Schatten der
Corona-Krise bereits im ersten Wahlgang die erforderliche absolute Mehrheit
der abgegebenen Stimmen einstreichen. Entsprechend wird in den
Regierungsmedien der Kandidat der Bürgerlichen nun als wahres
Schreckgespenst hingestellt, mal wird er lächerlich gemacht und als unfähig
denunziert, mal als große Gefahr für das Vaterland beschrieben. Man weiß um
den Einsatz - Top oder Flop!

Interessant ist die Einschätzung des früheren polnischen Präsidenten
Aleksander Kwaśniewski, der sagt, die Nominierung Trzaskowskis erinnere
ihn an das Auftauchen eines Schattens im dichten Nebel, womit er den
bisherigen Wahlkampf in Corona-Zeiten meint, in dem alle Konturen zu
verschwimmen drohten. Zugleich warf er Kidawa-Błońska vor, zu
lange überzeugt gewesen zu sein, ein auf freundlich-braves Auftreten und
Händeschütteln ausgerichteter Wahlkampf werde schließlich über die
aufgerissenen Gräben hinweg eine nötige Mehrheit erbringen, wo angesichts
der verfahrenen Situation allein wohl noch die scharfe Zuspitzung, die
Polarisierung helfe - hier wir, dort ihr! In diesem Vorwurf klingt noch
einmal bedauernd mit, dass Komorowski sich 2015 mit einer ähnlichen Haltung
von Duda überraschen oder besser übertölpeln ließ. Das war, wie man heute
weiß, der Beginn des Siegeszugs der von Kaczyński angeführten
Nationalkonservativen, die seitdem alles dem großen Ziel unterwerfen, eine
neue Verfassungsordnung herzustellen.
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Konjunkturpaket der GroKo: 50 Milliarden für Autokonzerne, 1 Milliarde
für Kitas

Von Peter Schwarz

5. Juni 2020



Nach zweitägigen Verhandlungen haben sich die Mitglieder der Großen
Koalition am Mittwochabend auf ein 130 Milliarden schweres Konjunkturpaket
für die Jahre 2020 und 2021 geeinigt.

Es kommt zu mehreren bereits bestehenden Programmen hinzu: zum
Corona-Hilfspaket [1], das die Bundesregierung im März beschloss und das
sich inzwischen auf fast 1,2 Billionen Euro beläuft; zu den Anleihenkäufen
der Europäischen Zentralbank, die bis Ende des Jahres ebenfalls die
Billionengrenze übersteigen werden; und zu den Corona-Hilfen [2] der
Europäischen Union von 750 Milliarden Euro, die zum Teil ebenfalls nach
Deutschland zurückfließen.

Von all diesen Programmen profitieren vor allem die großen Konzerne und die
Börsen. Seit dem Corona-bedingten Absturz im März hat der DAX kräftig
zugelegt und beinahe wieder den historischen Höchststand vor der Krise
erreicht. Das Vermögen der Aktionäre aller im DAX gelisteten Unternehmen
ist dadurch innerhalb von zweieinhalb Monaten um 360 Milliarden Euro
gestiegen - das ist fast das Dreifache des neuen Hilfspakets.

"Der Börsenboom dieser Tage ist der beste Börsenboom, den man für Geld
kaufen kann", kommentiert der frühere Handelsblatt-Herausgeber Gabor
Steingart in seinem Morning Briefing. "In Washington, London, Paris
und Berlin öffnen sich die Steuerkassen - und an den Finanzplätzen spritzt
der Champagner. ... An den Weltfinanzmärkten hat man längst begriffen, dass
Corona keine Zumutung, sondern eine Injektion bedeutet. Die dortigen
Investoren zählen zu den eindeutigen Gewinnern der Pandemiebekämpfung."

Das verhält sich auch mit dem jüngsten Konjunkturpaket nicht anders.

Die Große Koalition und insbesondere die SPD geben sich zwar große Mühe, es
als soziale Wohltat zu verkaufen. Angesichts der Explosion heftiger
Klassenkämpfe in den USA und anderen Ländern sind sie darauf bedacht, sich
als Parteien des sozialen Ausgleichs darzustellen. Dabei werden sie von
Ökonomen und Medien unterstützt. So behauptet die Süddeutsche
Zeitung, das Paket stärke "die sozial Schwachen".

Das ist schlicht gelogen. Wie die früheren Programme lässt auch dieses
einen Geldregen auf die Reichen niederprasseln, kaschiert mit einigen
dürftigen Almosen für Familien. Außerdem ist schon jetzt klar, dass die
gewaltigen Summen später durch Sparprogramme auf die Arbeiterklasse
abgewälzt werden, wie dies bereits nach der Finanzkrise 2008 der Fall war.
Es ist bezeichnend, dass eine Finanzierung des Programms durch eine höhere
Belastung von Spitzeneinkommen und -Vermögen noch nicht einmal erwogen
wurde.

So wird das Konjunkturpaket zu einer weiteren Verschärfung der sozialen
Ungleichheit führen und die Reichen auf Kosten der großen Mehrheit
bereichern. Und das in einer Situation, in der große Unternehmen wie
Lufthansa, ZF und fast alle Autokonzerne bereits den massenhaften Abbau von
Arbeitsplätzen angekündigt haben. Die Arbeitslosenzahlen sind schon im
April und Mai kräftig angestiegen. 7,3 Millionen befinden sich in
Kurzarbeit und fürchten um ihren Arbeitsplatz. Hinzu kommt die Gefahr einer
zweiten Welle der Pandemie als Folge der verantwortungslosen
Öffnungspolitik.

Vor allem die Senkung der Mehrwertsteuer von 19 auf 16 Prozent (von 7 auf 5
Prozent beim ermäßigten Satz) für die Dauer von fünf Monaten, die mit 20
Milliarden Euro veranschlagt ist, wird als Beleg für die soziale
Ausgewogenheit des neuen Konjunkturpakets angeführt. "Von einer
Mehrwertsteuersenkung profitieren besonders Menschen mit niedrigen und
mittleren Einkommen, die einen Großteil ihres Nettogehalts für den Konsum
ausgeben", schreibt etwa die F.A.Z..

Doch gerade elementare Konsumgüter wie Nahrung sind während der 
Corona-Krise um ein Vielfaches von dem gestiegen, was jetzt kompensiert werden
soll. So haben sich die Gemüsepreise zwischen Januar und März im Schnitt um
26,3 Prozent erhöht. Auch Obst, Milch und Butter sind stark angestiegen.

Die Reduzierung der Mehrwertsteuer wird unter diesen Bedingungen vor allem
den Unternehmen und Händlern zugutekommen. So sagte der Präsident des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft, Gabriel Felbermayr, dem
Handelsblatt: "Mir ist nicht ganz klar, ob die Unternehmen wirklich
für die kurze Zeit ihre Preise senken werden oder diese Steuersenkung nicht
einfach nur mitnehmen." Gerade Unternehmen mit Marktmacht könnten das halbe
Jahr einfach aussitzen, ohne die Preise zu senken.

Die geringen Summen, die den am stärksten von der Corona-Krise Betroffenen
direkt zugutekommen sollen, sind eher eine Beleidigung als eine Hilfe.

So erhalten Eltern für Kinder unter 18 Jahren eine einmalige Erhöhung des
Kindergelds von 300 Euro. Gesamtkosten: etwa 4,3 Milliarden Euro. Ein
lächerlich geringer Betrag, wenn man bedenkt, dass viele Eltern wochenlang
auf Einkommen verzichten oder hohe Gebühren zahlen mussten, um die Kinder
während der Schließung von Schulen und Kitas zu betreuen.

Eine weitere Milliarde Euro ist bundesweit eingeplant, um marode Kitas zu
erweitern, umzubauen und die Hygienesituation zu verbessern. Das ist gerade
einmal ein Neuntel der Summe, die die Bundesregierung in die Rettung der
Lufthansa steckt!

Für arme Menschen ohne Kinder ist im ganzen Paket "nicht ein Cent"
vorgesehen, wie der Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes,
Ulrich Schneider, kritisierte. Auch das Wort "Pflege" kommt in der gesamten
Vereinbarung nicht vor. Dabei hat die Corona-Krise die unhaltbaren Zustände
in den Pflegeheimen aufgedeckt, wo es zu zahlreichen vermeidbaren
Todesfällen gekommen ist.

Für die Kommunen, die von der Großen Koalition systematisch kaputtgespart
wurden, sind gerade 6 Milliarden Euro vorgesehen. Und dies, obwohl sie
durch wegbrechende Gewerbesteuereinnahmen, wachsende Sozialausgaben und
fehlende Einnahmen für Kultreinrichtungen besonders betroffen sind. Der
Vorschlag, hoffnungslos überschuldete Kommunen von Altschulden zu befreien,
wurde verworfen; stattdessen will der Bund einen Teil der Kosten für die
Unterbringung von Sozialhilfeempfängern übernehmen.

Der größte Teil des 130-Milliarden-Pakets fließt direkt in die Unternehmen.
So sind 11 Milliarden Euro eingeplant, um die Ökostrom-Umlage zu senken.
Das wirkt sich zwar in geringem Maße auch auf die Stromrechnung von
Privathaushalten aus, Hauptprofiteure sind aber die Großverbraucher in der
Industrie.

25 Milliarden Euro sollen als "Überbrückungshilfen" an besonders belastete
Branchen und kleine und mittelständische Betriebe fließen, deren Umsätze
weggebrochen sind. Geplant ist neben steuerlichen Entlastungen die
Erstattung von fixen Betriebskosten bis zu einem Betrag von 150.000 Euro
für Branchen wie das Hotel- und Gaststättengewerbe, Clubs und Bars,
Reisebüros, Schausteller und Profisportvereine der unteren Ligen. Zur
Milderung der Corona-Auswirkungen im Kulturbereich ist eine Milliarde Euro
eingeplant.

5,3 Milliarden Euro plant das Konjunkturpaket für die Deckelung der
Sozialbeträge auf maximal 40 Prozent des Einkommens ein. Auch davon fließt
die Hälfte direkt in die Taschen der Arbeitgeber.

Die größte Summe ist mit 50 Milliarden Euro für "Investitionen in
Klimaschutz und Zukunftstechnologien" vorgesehen. Hinter diesem
hochtrabenden Titel verbirgt sich eine Geldschwemme für die Autoindustrie.

Mit der Forderung nach einer Kaufprämie auch für Benzin- und
Dieselfahrzeuge konnten sich die Autokonzerne zwar trotz intensiver
Lobbyarbeit nicht durchsetzen. Stattdessen können sie nun bei
Elektrofahrzeugen umso großzügiger abkassieren. Der Kauf eines E-Autos wird
zukünftig mit 6000 statt mit 3000 Euros vom Staat bezuschusst.

Hinzu kommen weitere Förderprogramme für die Hersteller. 2,5 Milliarden
Euro werden für den Ausbau des Ladenetzes für E-Autos und für die
Batteriezellfertigung eingesetzt, weitere 2 Milliarden für ein 
"Bonus-Programm" für den technologischen Umbau. Und bei Diesel- und 
Benzin-Fahrzeugen kann die Autoindustrie doch noch von der gesenkten
Mehrwertsteuer profitieren. Bei einem Mittelklassewagen im Wert von 30.000
Euro macht dies immerhin 900 Euro aus.

Bei der Bahn will der Bund das Eigenkapital um 5 Milliarden erhöhen. Für
Hilfen für den öffentlichen Nahverkehr sind 2,5 Milliarden vorgesehen.

Das Konjunkturpaket wurde von allen Wirtschaftsinstituten und -Verbänden
gelobt. Der Präsident des Ifo-Instituts, Clemens Fuest, bezeichnete es als
"ausgewogen". Der Direktor des arbeitgebernahen Instituts der deutschen
Wirtschaft, Michael Hüther, lobte, es sei "überraschend groß" und
"fiskalisch verantwortbar". Der wissenschaftliche Direktor des
gewerkschaftsnahen Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung
(IMK), Sebastian Dullien, findet es "erfreulich, dass sich die
Bundesregierung auf ein Konjunkturpaket mit einem erheblichen Umfang
geeinigt hat".

Das Programm dient, neben der Vorbereitung neuer Angriffe auf die
Arbeiterklasse, auch dazu, der deutschen Wirtschaft im Handelskrieg mit
ihren europäischen und internationalen Rivalen einen Vorteil zu
verschaffen. Deshalb hat es die ungeteilte Unterstützung von
Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2020/03/24/pake-m24.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2020/05/21/euro-m21.html
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Die stille Reserve wird zur Armee

von Florian Sieber



Arbeitslosigkeit gehört zum Kapitalismus, wie der Regen zur Wolke.
Doch während Arbeitssuchende sonst für das System eine wichtige Rolle
erfüllen, werden sie in der Krise zur Bedrohung für das Kapital. Zur
Arbeitslosigkeit in Zeiten von Covid-19.

Am 12. Februar schloss der Dow Jones mit einem Allzeithoch. Nie zuvor
war der Börsenmarkt in der Vergangenheit profitabler gewesen. Zwei
Wochen später war der leere Traum dann vorbei. In der Zwischenzeit
waren die Kurse so stark gestürzt, wie seit dem 2008er-Crash nicht
mehr. Die Kursstürze waren ein zuverlässiger Anzeiger für das, was
geschehen würde: Die Krise, in der wir uns seit 2008 befinden, trat in
eine neue, verschärfte Phase ein. Die Krisenpolitik der letzten zwölf
Jahre hatte die globalen Volkswirtschaften nicht im Geringsten auf das
vorbereitet, was kommen würde. Mehr noch: Das Vorgehen des politischen
und wirtschaftlichen Establishments hatte die Katastrophe in diesen
Ausmassen überhaupt erst ermöglicht.


Moderne Alchemie

Dabei dürfen wir hier nicht dem Irrglauben aufsitzen, dass die
Börsenkurse die Entwicklungen in der Wirtschaft abbilden. So haben
sich die Kurse in den letzten Wochen erholt, was wohl auch viel mit
den grössten staatlichen Hilfspaketen der Geschichte zu tun hat:
Alleine in der ersten Maihälfte kam es in den USA laut einer Studie
von Goldmann Sachs zu Aktienrückkäufen in der Höhe von insgesamt 190
Milliarden Dollar. Innerhalb von zwei Wochen gaben US-Unternehmen
gleich viel aus, wie innerhalb von drei vollen Monaten im Jahr 2019,
um durch den Kauf eigener Aktien die Kurse in die Höhe zu treiben.

Die Rückkäufe in den letzten Jahren waren vor allem eine kosmetische
Massnahme. Kein Produkt ist deshalb effizienter produziert, keine
Innovation geschaffen worden. Als dann im März 2020 die Krise wieder
heiss wurde, fehlten aber durch die Rückkäufe Finanzmittel um Löhne,
Mieten und Rechnungen zu bezahlen. Und hier bildet sich die wahre
Tragödie der aktuellen wirtschaftlichen Situation ab: Es sind nicht
die Verluste von parasitären Spekulant*innen, die Weizenpreise in die
Höhe treiben oder in Rüstung investieren, um Geld zu machen. Ein
Kursanstieg sagt nicht aus, ob ein Unternehmen besser oder schlechter
wirtschaftet, sondern ob es die Profitansprüche von Investor*innen zu
befriedigen weiss. Dass die Aktienkurse nichts mit dem Zustand der
Wirtschaft zu tun haben, sehen wir vor allem im Moment, indem die
Nachrichten von Massenentlassungen Kursanstiege bei den entsprechenden
Unternehmen auslösen.


Eine ungekannte Kluft

Seit Mitte März ist die Arbeitslosigkeit alleine in den Vereinigten
Staaten um 33,3 Millionen Personen gestiegen. Das entspricht einer
Arbeitslosigkeit von etwa 20 Prozent. Damit einher gehen massive
Folgen für die Massen. Viele haben kaum oder keine Rücklagen und
alleine schon der Ausfall von einem oder zwei Monatsgehältern kann in
einem Land ohne nennenswertes soziales Netz existenzbedrohend sein. Es
erstaunt sodann auch nicht, dass ein Drittel der US-Amerikaner*innen
im März nicht dazu in der Lage war, ihre Monatsmiete zu zahlen. Es ist
anzunehmen, dass die USA besonders schwer von der aktuellen Krise
betroffen sein wird.

Doch auch in der Schweiz müssen wir uns auf eine schwierige
wirtschaftliche Lage einstellen. Normalerweise sinkt hierzulande die
Arbeitslosigkeit im Frühling. Davon war dieses Jahr gar nichts zu
spüren. Um rund 18.000 Personen ist die Arbeitslosigkeit seit März
angestiegen, was einer Quote von 3,3 Prozent entspricht. Aber wie
immer sind diese Zahlen mit Vorsicht zu geniessen. Nur wer auch
berechtigt ist, ALV-Gelder zu beziehen, taucht in der Statistik auf.
Durch das Mittel der Kurzarbeit - von der 1,9 Millionen Menschen
hierzulande betroffen sind - wird dieser Anstieg im Vergleich zu den
USA langsamer vonstattengehen. Doch dass die Schweiz eine Insel der
Glückseligen bleibt, ist nicht zu erwarten.

Während für Millionen von Menschen die wirtschaftliche Lage verschärft
wird, profitieren einige wenige Superreiche enorm. Der reichste Mensch
der Welt, Jeff Bezos, hat sein Vermögen seit Beginn der Krise um 25
Milliarden Dollar vergrössert - ein grösserer Betrag als die
Wirtschaftsleistung Kambodschas während eines Jahres.


Die Reichen immer reicher...

Während sich die Kapitalist*innen, deren Unternehmen die Krise
überstehen, eine goldene Nase verdienen, gehen Tausende und
Abertausende Kleinbürger*innen bankrott. Wir Kommunist*innen haben
nicht die Aufgabe jetzt über das Los dieser selbst ernannten "Patrons"
zu klagen und zu fordern, dass man sie mit ganz bewussten
Kaufentscheiden bei Schweizer Unternehmen zu unterstützen habe. Es
sind dieselben Kleinbürger*innen, die in den letzten Jahren mit ihren
Verbänden bei jeder Gelegenheit für schlechtere Löhne und
Arbeitsbedingungen gekämpft haben. Uns muss klar sein, dass dieser
Prozess im Kapitalismus unvermeidbar ist und de facto schon seit
Jahrhunderten andauert: Kleine Unternehmen gehen baden, die Grossen
übernehmen derweil die Marktanteile ihrer vorherigen Konkurrenz und
konzentrieren Kapital.

Das geschieht zwar auch in Konjunkturphasen, aber in der Krise, wo
sich die geringere Liquidität von kleineren Marktakteur*innen rächt,
gehen entsprechend mehr Betriebe bankrott. Die Deutsche Industrie- und
Handelskammer rechnet als Resultat einer Umfrage momentan mit einer
Insolvenz von zehn Prozent der "mittelständischen Unternehmen". Rund
ein Drittel der befragten Unternehmen hat Stellen abgebaut, rund
40 Prozent sind von Insolvenz gefährdet.


...die Armen immer ärmer

In der Krise verschärft sich zusätzlich der Konkurrenzkampf. Zwar
verschwinden Akteur*innen von den Märkten, doch müssen die
Übriggebliebenen um kleiner werdende Kaufkraft konkurrieren: Die
steigende Arbeitslosigkeit, stagnierende Löhne, die Vernichtung ganzer
produktiver Industrien unter dem Hauptaugenmerk der Profitabilität für
Anleger*innen sorgt dafür, dass der Teufelskreis innerhalb der Krise
sich zusätzlich verschärft. Um die Konkurrenzfähigkeit aufrecht zu
erhalten, müssen bei kleiner werdender Kaufkraft die Güter pro Stück
günstiger auf den Markt geworfen werden. Da die Hauptkosten in der
Produktion von Waren und Dienstleistungen in Ländern wie der Schweiz
durch Sozialabgaben und Löhne ausgemacht werden, ist es im ureigensten
Interesse der Kapitalist*innen, bei ebenjenen Ausgabeposten Senkungen
zu erreichen. Die Folge: Die Büezer*innen haben noch weniger Geld zur
Verfügung, um die immer zahlreicher und immer günstiger produzierten
Waren dann auch zu kaufen - von der günstigeren Produktion kommen die
Profite meist eben auch nicht bei den Konsument*innen an...

Marx beschrieb diese Entwicklung in der Beziehung zwischen Fabrikant
und Arbeiter*innen als Widerspruch zwischen Arbeit und Kapital - als
einen der grossen Konstruktionsfehler, die diesem System letztlich den
Kragen kosten wird.


Hausgemachter Aufruhr

Um zu wissen, dass ökonomische Krisen vom Kapital mit Angriffen auf
Lebensbedingungen und Löhne des Proletariats beantwortet werden, muss
man nur die letzten 12 Jahre Revue passieren lassen. Ob hungrige
Schulkinder in Griechenland, prekarisierte Arbeiter*innen in
Bangladesch, gestrichene Sozialleistungen in der Schweiz oder grösser
werdende Flüchtlingsbewegungen: All diese Prozesse waren Folge der
Krisenpolitik des Bürgertums nach 2008.

Bei der durch die Covid19-Pandemie losgebrochenen Krise handelt es
sich um die direkte Fortsetzung und Verschärfung dieses Prozesses.
Eine Verschärfung, welche die herrschende Ordnung erschüttern wird.
Mit dem Proletariat, mit Heeren von Arbeiter*innen, die in Fabriken
und Büros für die Kapitalist*innen Profite zu erwirtschaften haben,
schuf sich das Kapital seine eigenen Totengräber*innen - jene Klasse,
die dieses System niederwerfen kann. Mit den Antworten auf die
aktuelle Krise schafft sich das Kapital aber noch viel mehr: Es
schafft eine brandgefährliche Situation, in der Millionen und
Abermillionen Menschen deshalb in direkte Feindschaft mit der
herrschenden Ordnung geraten werden, weil sie ihre direkten
Lebensbedürfnisse nicht mehr werden decken können, weil sie ihre
Wohnungen nicht bezahlen und ihre Familien nicht ernähren können
werden. Mit der Fortführung der Krisenpolitik nur im Interesse der
Besitzenden destabilisiert die herrschende Klasse den brüchigen Status
quo weiter.


Wir wollen nur die Welt

Für die revolutionäre Linke eröffnet dies neue Perspektiven und die
Deutlichkeit, dass wir uns mit nicht weniger zufrieden geben dürfen,
als der irische Marxist James Connolly gefordert hat: "Our demands
most moderate are, we only want the earth". (Unsere Forderungen sind
ausgesprochen gemässigt - wir wollen nur die Welt.) Nur so werden wir
die Tragödie, die ins Haus steht, zumindest mildern können.

 * 
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FESTIVAL/414: WDR-Koproduktion "Enfant Terrible" gehört zur Official Selection Cannes 2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

WDR-Koproduktion "Enfant Terrible" gehört zur Official Selection
Cannes 2020



Oskar Roehlers "Enfant Terrible" über das Leben von Rainer Werner
Fassbinder gehört als einziger deutscher Beitrag zu den 56
ausgewählten Filmen der Official Selection Cannes 2020, wie die
Internationalen Filmfestspiele von Cannes gestern bekanntgegeben
haben.

Die ausgewählten Filme sollen durch das "Cannes 2020"-Label besondere
Aufmerksamkeit bekommen, wenn sie im Kino oder auf anderen Festivals,
u.a. in Toronto, San Sebastián, New York und Busan, ihre Premiere
haben.

Starregisseur Oskar Roehler widmet sich in seinem Film einer der
großen Ikonen des deutschen Kinos in der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts, Rainer Werner Fassbinder, und interpretiert Leben und
Wirken der Filmlegende in künstlerisch innovativer Form. Zum
hochkarätigen Darstellerensemble zählen u.a. Oliver Masucci, Katja
Riemann, Hary Prinz, Anton Rattinger, Felix Hellmann, Erdal Yildiz,
Jochen Schropp, Sunnyi Melles und Isolde Barth.

Der Film entstand in Köln und München als eine Produktion der Bavaria
Filmproduktion GmbH mit X Filme Creative Pool und in Co-Produktion mit
WDR (Redaktion: Andrea Hanke), BR (Redaktion: Cornelia Ackers) und
ARTE (Redaktion: Andreas Schreitmüller). Produzenten sind Markus
Zimmer, Stefan Arndt und Uwe Schott.

"Enfant Terrible" wurde von der Film- und Medienstiftung NRW, dem
Medienboard Berlin-Brandenburg, dem FilmFernsehFonds Bayern sowie dem
Deutschen Filmförderfonds gefördert. Die Auswertung in den deutschen
Kinos übernimmt WELTKINO.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Juni 2020

Herausgeber:
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FORSCHUNG/166: Algorithmen - Gefahr für die Demokratie? (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 04.06.2020

Algorithmen - Gefahr für die Demokratie?

Algorithmen von Internetplattformen tragen zur Sichtbarkeit polarisierter
Diskurse bei - Gesetzliche Transparenzregeln sind erforderlich



Online-Medien wie Facebook, YouTube, Google & Co arbeiten mit
Algorithmen, die darüber entscheiden, welche Informationen die Nutzer
vorzugsweise zu sehen bekommen. Algorithmen entscheiden über die Reihenfolge
von Suchergebnissen, personalisierte Werbeanzeigen oder Beiträge in sozialen
Netzwerken - um nur einige Beispiele zu nennen. Allerdings tragen
Algorithmen dazu bei, extreme Positionen sichtbar zu machen und damit
Polarisierungstendenzen in der Gesellschaft zu fördern, wie neue Studien
zeigen. Prof. Dr. Birgit Stark, Professorin an der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und Direktorin am Mainzer Medieninstitut,
weist darauf hin, dass die Internet-Unternehmen stärker in die Verantwortung
genommen werden müssen, und fordert einen verbesserten Zugang zu den Daten
der Plattformen für die Wissenschaft und standardisierte
Offenlegungspflichten.

Transparenz als zentrale Grundlage für Regulierung

Die Regulierung von Intermediären ist eine der dringendsten
medienpolitischen Aufgaben, was sich in einer Reihe von Initiativen auf
europäischer und nationaler Ebene widerspiegelt, die nach Wegen suchen, um
digitale Plattformen effektiv zur Rechenschaft ziehen zu können. Zwei neue
Gutachten, die am Mainzer Medieninstitut entstanden und von AlgorithmWatch
in Zusammenarbeit mit dem European Policy Centre veröffentlicht worden
sind, kommen zu dem Schluss, dass Transparenz die zentrale Grundlage
darstellt, auf der eine wirksame Regulierung aufbauen muss:
Wissenschaftler, Journalisten und zivilgesellschaftliche Akteure müssen
dafür Zugang zu den Daten der Plattformen erhalten. Dazu gehört unter
anderem der verbesserte Zugang zu technischen Schnittstellen und
Informationen für die Nutzer, nach welchen Kriterien bestimmte Inhalte
angezeigt werden.

Im Rahmen des Governing-Platform-Projekts kooperieren das Mainzer
Medieninstitut und AlgorithmWatch in Zusammenarbeit mit
zivilgesellschaftlichen Akteuren und Stakeholdern auf politischer Ebene.
Ziel ist es, in einem partizipativen Entwicklungsprozess konkrete
Vorschläge für Instrumentarien zur Plattformregulierung zu entwickeln. Das
Mainzer Medieninstitut übernimmt in diesem Kontext die zentrale Aufgabe,
die akademische Expertise aus der Kommunikations- und Rechtswissenschaft
einzubringen.

Gefahren für die Meinungsbildung durch Bevorzugung emotionaler und
polarisierender Inhalte

In ihrem kommunikationswissenschaftlichen Gutachten "Are Algorithms a
Threat to Democracy?" stellen Birgit Stark und ihr Mitarbeiter Daniel
Stegmann auf einer sehr breiten empirischen Basis einen fundierten
Überblick über den aktuellen Forschungsstand zu den negativen Auswirkungen
von Intermediären auf den öffentlichen Diskurs bereit. "Uns war es
wichtig, einen holistischen Ansatz zu wählen und nicht alleine die
prominenten Schlagworte 'Filterblase' und 'Echokammern' zu diskutieren,
sondern die Perspektive auf die zentralen Gefahren für den öffentlichen
Diskurs zu lenken", sagt Birgit Stark, Professorin für Medienkonvergenz am
Institut für Publizistik der JGU. In der Gesamtschau ergibt sich ein
differenziertes Bild: Während die pauschalen Effekte von Filterblasen in
der öffentlichen Debatte meist überschätzt werden, entstehen hauptsächlich
indirekte Gefahren für Meinungsbildungsprozesse, indem Algorithmen in
Online-Diskursen beispielsweise Extrempositionen prominenter erscheinen
lassen und diesen in der Debatte damit unverhältnismäßig viel Raum geben -
häufig verknüpft mit einer Zunahme von Inzivilität und Hassrede in
politischen Auseinandersetzungen. Denn ihre algorithmenbasierten Logiken
befördern vor allem emotionale Inhalte und belohnen das Polarisierende.

Umsetzung von Transparenzvorschriften in Deutschland noch offen

Besonders virulent sind in der aktuellen Covid-19-Pandemie Sorgen über die
Verbreitung von Desinformationen, insbesondere in der Form von
Verschwörungstheorien: "Die bisherigen Erkenntnisse, die hauptsächlich die
USA in den Blick nehmen, deuten darauf hin, dass die Verbreitung und
Rezeption von Desinformation außerhalb von Krisenzeiten aber überschätzt
wird", so Daniel Stegmann, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Medienkonvergenz. "Allerdings ist dies eine vorläufige, vorsichtige
Einschätzung, denn die Datenlage ist speziell außerhalb der USA dünn, was
auch mit dem unzureichenden Zugang zu Plattformdaten zusammenhängt."
Entsprechend hebt das Gutachten in seinem Fazit die Bedeutung von
Transparenz und Datenzugang hervor, die unbedingte Voraussetzungen für
evidenzbasierte Regulierungsmechanismen darstellen.

Außer dem kommunikationswissenschaftlichen Gutachten wurde im Rahmen des
Governing-Platform-Projekts die Studie "Designing platform governance: A
normative perspective on needs, strategies, and tools to regulate
intermediaries" von Prof. Dr. Matthias Cornils, ebenfalls Direktor am
Mainzer Medieninstitut und Professor für Medienrecht, Kulturrecht und
Öffentliches Recht an der JGU, veröffentlicht. Transparenzverpflichtungen
sind demnach die Anfangsstufe jeder erforderlichen Regulierung.

Deutschland nimmt mit zwei Regelwerken, dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz
und dem kürzlich unterzeichneten neuen Medienstaatsvertrag, bei der
Regulierung von Plattformen eine Vorreiterrolle ein. Offen ist allerdings,
wie die geplanten Transparenzvorschriften im Medienstaatsvertrag
benutzerfreundlich und nachvollziehbar umgesetzt werden können.


Weiterführende Links:

https://www.medienkonvergenz.ifp.uni-mainz.de/

- Medienkonvergenz

https://www.mainzer-medieninstitut.de/

- Mainzer Medieninstitut

https://www.mainzer-medieninstitut.de/transparenz-als-schluesselnorm-bei-der-regulierung-
von-digitalkonzernen-zwei-neue-gutachten-veroeffentlicht/

- Neue Studien zur Transparenz

https://algorithmwatch.org/project/governing-platforms/

- Projekt "Governing Platforms"

Lesen Sie mehr:

https://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/2426_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Bedeutung von Facebook überschätzt" (21.08.2017)

https://www.uni-mainz.de/presse/57274.php

- Pressemitteilung "Forschungsschwerpunkt Medienkonvergenz untersucht
'Googleisierung' der Online-Informationssuche" (15.08.2013)

Originalpublikation:

Birgit Stark and Daniel Stegmann with Melanie Magin & Pascal Jürgens

Are Algorithms a Threat to Democracy? The Rise of Intermediaries: A
Challenge for Public Discourse

Berlin: AlgorithmWatch, 26. Mai 2020

https://algorithmwatch.org/wp-content/uploads/2020/05/Governing-Platforms-communications-study-Stark-May-2020-AlgorithmWatch.pdf

Matthias Cornils

Designing platform governance: A normative perspective on needs,
strategies, and tools to regulate intermediaries

Berlin: AlgorithmWatch, 26. Mai 2020

https://algorithmwatch.org/wp-content/uploads/2020/05/Governing-Platforms-legal-study-Cornils-May-2020-AlgorithmWatch.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PREIS/2275: Deutscher Fernsehpreis - "Hindafing" als Beste Comedy-Serie nominiert (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Deutscher Fernsehpreis

"Hindafing" als Beste Comedy-Serie nominiert



Die zweite Staffel der BR/ARTE-Serie "Hindafing" ist am 4. Juni 2020
als beste Comedy-Serie für den Deutschen Fernsehpreis nominiert
worden. Im Mittelpunkt der hochkarätig besetzten satirisch-bayerischen
Serie steht der Provinzpolitiker Alfons Zischl, gespielt von
Maximilian Brückner, der sich immer tiefer in einem Netz
selbstgestrickter Intrigen verheddert. Für die erste Staffel wurde
Maximilian Brückner 2018 mit dem Bayerischen Fernsehpreis
ausgezeichnet. Auch die zweite Staffel der viel beachteten Serie wurde
von Kritikern hoch gelobt.

Die Entscheidungen über die Preisträger des Deutschen Fernsehpreises
2020 werden in der zweiten Junihälfte bekannt gegeben, eine festliche
Gala gibt es coronabedingt in diesem Jahr nicht.


"Hindafing"

Die zweite Staffel führt Alfons Zischl (Maximilian Brückner) nach
München. Denn nach seinem Rücktritt als Bürgermeister von Hindafing
wird er überraschend Landtagsabgeordneter. Doch das Leben als
Abgeordneter ist härter als gedacht. Statt Ruhm und rotem Teppich in
der Landeshauptstadt erwarten Zischl Fraktionszwang und mühsame
Fleißarbeit im provinziellen Stimmkreis. Als er auf der Jagd nach
Wählerstimmen durch ein Missverständnis einem von der Pleite
bedrohten, dubiosen Rüstungsunternehmen seine Unterstützung zusichert,
findet er sich schnell in einem politischen Fiasko wieder. Beim
Versuch aus der Sache unbeschadet wieder rauszukommen, rutscht Zischl
immer tiefer hinein. Doch Zischl macht das, was er am besten kann: Er
laviert in der Provinz herum, dreht an vielen Rädern und redet sich um
Kopf und Kragen. Und all das, während seine Frau Marie (Katrin Röver)
hochschwanger ist: Alfons Zischl wird Vater eines Sohnes...


Infos zur Serie

zweite Staffel (6 x 45min)

Regie: Boris Kunz

Drehbuch: Niklas Hoffmann, Rafael Parente, Boris Kunz

Darsteller: Maximilian Brückner, Katrin Röver, Andreas Giebel, Petra
Berndt, Heinz-Josef Braun, Johanna Bittenbinder, Michael Kranz, Roland
Schreglmann, Gitta Schweighöfer, Jürgen Tonkel, Philipp Moog, Wilfried
Hochholdinger, Anne Schäfer, Christian Hoening, Christian Lex, Jockel
Tschiersch, Hans Schuler, Sebastian Winkler u.a.

Redaktion: Elmar Jaeger (BR) Uta Cappel (ARTE)

Produktion: Neuesuper (Produzent: Rafael Parente) in Koproduktion mit
dem BR in Zusammenarbeit mit ARTE, gefördert vom FFF Bayern

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Juni 2020
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FILM/1733: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Sterne über uns", am 15.06.2020 (ZDF)


Sterne über uns

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 15. Juni 2020, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Statement von Drehbuchautorin und Regisseurin Christina Ebelt

– Biografie von Christina Ebelt (Buch und Regie)



Montag, 15. Juni 2020, 20.15 Uhr, ZDF
Sterne über uns
Spielfilm/Drama, Deutschland 2019
Der Fernsehfilm der Woche

Buch: Christina Ebelt, Franziska Krentzien
Regie: Christina Ebelt 
Kamera: Bernhard Keller
Schnitt: Florian Riegel
Musik: Benjamin Drees, Jakob Ilja Ton Bernd Hackmann
Szenenbild: Jochen Dehn 
Kostümbild: Eugenia Giesbrecht 
Produzenten: Harry Flöter 
Produktion: 2Pilots Filmproduction in Koproduktion mit ZDF/Das kleine Fernsehspiel in Zusammenarbeit mit ARTE mit Unterstützung von Film- und Medienstiftung NRW und des Creative Europe MEDIA Programms der Europäischen Union
Redaktion: Claudia Tronnier, Lucas Schmidt (ZDF), Doris Hepp (ZDF/ARTE)
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Melli – Franziska Hartmann
Ben – Claudio Magno
Martin Lauenstein – Kai Ivo Baulitz
Frau Gerster – Nicole Johannhanwahr
Ausbilderin Yvonne – Davina Donaldson
Sascha – Elias Reichert
Anita – Marita Breuer
Max – Leon Kamps
Kerstin – Demet Fey
Frau Kujawski – Mareile Blendl
und andere


Inhalt

Melli hat die Miete einbehalten. Die Wände ihrer Wohnung sind feucht und schimmelig. Statt die Mängel zu beseitigen, kündigt ihr der Vermieter fristlos. In die Obdachlosigkeit gedrängt, zieht die Alleinerziehende mit ihrem neunjährigen Sohn Ben sowie Zelt und Koffer in den Wald. Hier improvisieren die beiden ein notdürftig eingerichtetes Lager, abgelegen von Wegen, damit niemand sie entdecken kann.

Für Melli ist das Waldleben nur eine Notlösung, bis sie wieder eine Wohnung gefunden hat. Sie hofft, dass es dank ihrer neuen Stelle als Flugbegleiterin bald wieder bergauf geht. Anders als Melli findet Ben das Waldleben aufregend, die extremen Bedingungen zwingen die beiden noch enger zusammen. Doch niemand soll von ihrer Obdachlosigkeit erfahren, da Melli große Sorge hat, dass man ihr ansonsten den Jungen wegnimmt. Mit enormer Kraft strengt sie sich Tag für Tag an, um einen Weg aus ihrer Misere zu finden.

Als ihre Wohnungssuche aussichtslos bleibt, ihr das Jugendamt im Nacken sitzt und ihr Arbeitgeber zusätzlich Druck macht, ist Melli heillos überfordert. Was sie mit aller Gewalt zu verhindern versuchte, kann sie nicht länger aufhalten: Zum Wohl ihres Kindes trifft sie eine schwerwiegende Entscheidung.

 * 

Statement von Drehbuchautorin und Regisseurin Christina Ebelt

"Sterne über uns" erzählt, wie der alltägliche Kampf für etwas Würde, das Verhältnis zwischen Mutter und Sohn auf die Probe stellt und letztlich – beinahe abrupt – von innen zersetzt. Die Geschichte von Melli und Ben ist eine Art Betrachtungsmodell, ein Beispiel von vielen dafür, wie schnell man vor dem Abgrund stehen kann, wenn nur ein Baustein aus dem sozialen Fundament rausfällt. Wie schnell stehe ich auf der Straße, wenn ich meinen Job verliere? Welches Netz fängt mich auf, wenn ich meine Miete nicht mehr zahlen kann? Wir erzählen Überforderung auf allen Seiten.

Melli tut mit unbändiger Kraft alles dafür, für sich und ihren Sohn ein neues zu Hause zu finden. Gleichzeitig will sie aber auch geheim halten, wie ernst ihre Lage tatsächlich ist, womit sie ihren Sohn in eine unzumutbare Lage bringt. Die Frage der Verantwortung können wir dabei gar nicht so schnell klären, das wäre zu einfach. Den Behörden mangelt es enorm an Möglichkeiten zur Hilfe, da wird lieber die Zuständigkeit geklärt.

Uns ging es darum, unser Wertesystem zu hinterfragen und eine Geschichte zu erzählen, die uns mit unseren eingeschliffenen Moralvorstellungen konfrontiert und uns zwingt, die eigene Position zu überdenken: Können wir es uns als Gesellschaft leisten, Fragen nach dem Selbstverschulden zu stellen? Wollen wir überhaupt so miteinander umgehen? Die Geschichte ist atemlos und aufwühlend, aber zunächst noch ohne die erwartete Entwicklung.

Die Hauptfigur scheint nicht dazulernen zu wollen. Der Druck von außen steigt und staut sich, doch letztlich zwingt die innere Not die Hauptfigur, genau das zu tun, was sie zuvor mit aller Kraft verhindern wollte. In einem emotionalen Moment transzendiert das Gefühl des konstanten Drucks in eine kathartische, wenn auch tragische Geste der Aufgabe.

 * 

Biografie von Christina Ebelt (Buch und Regie)

Christina Ebelt wurde 1979 in der Nähe von Stuttgart geboren. Während ihres Studiums an der Kunsthochschule für Medien in Köln entstand in Zusammenarbeit mit Jan Bonny das Drehbuch zum Kinofilm "Gegenüber", der in Cannes' "Quinzaine des Réalisateurs" Premiere feierte und 2007 beim Filmfest München den Preis für das beste Drehbuch erhielt. Seitdem arbeitet sie als freie Drehbuchautorin. Ihr Regiedebüt "Sterne über uns" feierte 2019 im Rahmen des Filmfestes München Premiere, im Februar 2020 erhielt Christina Ebelt für ihren Film den SI STAR Förderpreis für Regie. Das Drehbuch schrieb sie gemeinsam mit Franziska Krentzien.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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FILM/1732: ZDF - Thriller-Serie "Mirage – Gefährliche Lügen", am 08.06., 15.06. und 22.06.2020 (ZDF)


Mirage – Gefährliche Lügen

neoriginal

Ab Montag, 8. Juni 2020, 22.15 Uhr

Inhalt:

– Erstes Projekt der Kooperationsplattform "European Alliance"

– Stab und Besetzung

– Mirage – Gefährliche Lügen (1)

– Mirage – Gefährliche Lügen (2) 

– Mirage – Gefährliche Lügen (3) 

– Statement von Regisseur Louis Choquette

– Drei Fragen an Hannes Jaenicke



Erstes Projekt der Kooperationsplattform "European Alliance"

An drei Montagabenden in Doppelfolgen präsentiert das ZDF die Thriller-Serie "Mirage – Gefährliche Lügen" als deutsche Erstausstrahlung. In französisch-kanadisch-deutscher Koproduktion entstand vor der Kulisse von Abu Dhabi die spannungsgeladene Geschichte um eine falsche Liebe, zerstörte Träume und gefährliche Cyber-Spionage. Regie führte der kanadische Regisseur Louis Choquette, der mit der viel beachtete Cop-Serie "19-2" über die Grenzen von Kanada hinaus bekannt wurde. 
Die Hauptrolle der Security-Expertin Claire übernahm die Französin Marie-Josée Croze, die Kinogängern unter anderem aus Filmen wie "Schmetterling und Taucherglocke" oder "Im Namen meiner Tochter – Der Fall Kalinka" bekannt sein dürfte. Zuletzt war sie in der Agentenserie "Jack Ryan" zu sehen. An ihrer Seite spielen der britische "Viking"-Star Clive Standen und der deutsche Schauspieler und Umwelt-Aktivist Hannes Jaenicke.

Einen wichtigen Part spielt der Schauplatz Abu Dhabi, der längst nicht mehr nur für begeisterte Formel 1-Fans etwas zu bieten hat. Mit einer luxuriösen Hochhaus-Kulisse, dem neuen Louvre, den magischen Wüstenlandschaften, orientalischen Palästen und Moscheen bietet der arabische Wüstenstaat die perfekte Kulisse für diesen internationalen Agenten-Thriller.

Die in Zusammenarbeit von France Télévisions und ZDF entstandene Serie ist im deutschen Fernsehen das erste Projekt der 2017 ins Leben gerufenen "European Alliance", einer Kooperationsplattform von RAI, FTV und ZDF zur Produktion hochwertiger fiktionaler europäischer Serien. Ab dem Tag des jeweiligen Sendetermins wird "Mirage – Gefährliche Lügen" als sechsteilige Serie in der ZDFmediathek zu sehen sein – in der deutschen sowie in der Originalfassung.

Doris Schrenner, Hauptredaktion Internationale Fiktion

 * 

Stab

Regie: Louis Choquette
Drehbuch: Franck Philippon, Bénédicte Charles, Olivier Pouponneau
Kamera: Ronald Plante
Schnitt: Jean-François Bergeron
Musik: Christian Clermont
Produktion: Lincoln TV, France Télévisions, Wild Bunch Germany, ZDF
Redaktion: Doris Schrenner, Wolfgang Feindt
Länge: 3 x ca. 100 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Claire – Marie-Josée Croze
Gabriel – Clive Standen
Lukas – Hannes Jaenicke
Zack – Thomas Chomel
Birgit – Jeanette Hain
Bassem – Chadi Alhelou
Doug – Shawn Doyle
Jennifer – Maxim Roy

 * 

Montag, 8. Juni 2020, 22.15 Uhr
Mirage – Gefährliche Lügen (1)

15 Jahre ist es her, dass die Französin Claire ihren Ehemann Gabriel bei dem Tsunami-Unglück in Thailand verloren hat. Geblieben sind ihr der 15-jährige Sohn Zack und die Erinnerung an eine große Liebe. Nun möchte sie in Abu Dhabi mit Zack und ihrem neuen Ehemann Lukas ein neues Leben beginnen. Die Security-Expertin hat eine Anstellung bei dem einflussreichen Geschäftsmann Al Tarubi erhalten und setzt alles daran, sich in ihrem neuen Job zu beweisen. Denn neben dem persönlichen Verlust musste Claire auch eine berufliche Katastrophe erleben: Unter ihrer Verantwortung ging der Probelauf in einem kasachischen Atomkraftwerk schief. Es gab zahlreiche Tote, die sie zu verantworten hatte. Ihre Karriere war auf einen Schlag beendet.

Nun scheint jedoch endlich alles gut zu laufen. Ehemann Lukas will vor Ort mit einem französischen Geschäftspartner ein Restaurant eröffnen. Zack besucht die französische Schule, auf die viele Kinder der französischen Ex-Pats vor Ort gehen. Doch eines Abends entdeckt Claire vor einem Luxusrestaurant im Sunset Tower ein bekanntes Gesicht. Ist es tatsächlich Gabriel, den sie wie einen Schatten in den Fahrstuhl huschen sieht? Aber warum sollte sich der geliebte Mann nicht bei ihr melden, falls er die Katastrophe in Thailand doch überlebt hat?

Quälende Fragen, die Claire nur auf eine Weise lösen kann: Sie wird zur Hobby-Detektivin und durchkämmt mit Hilfe des sympathischen Taxi-Fahrers Bassem die Stadt. Und schon bald fällt dem findigen Syrer auf, dass sein Wagen verfolgt wird. Wer beschattet Claire, und warum versteckt sich Gabriel offensichtlich vor ihr? Fragen, auf die Claire nur allzu bald eine erschreckende Antwort erhält.

In einer kleinen Rolle tritt Jeanette Hain auf, die gerade in den deutschen Kinos in der Til-Schweiger-Komödie "Die Hochzeit" zu sehen ist.

 * 

Montag, 15. Juni 2020, 22.15 Uhr
Mirage – Gefährliche Lügen (2)

Claire musste lernen, dass ihr totgeglaubter Mann Gabriel höchstlebendig und in Abu Dhabi in einen Spionagefall verwickelt ist. Und: Er versucht, Claire mit hineinzuziehen. Wider Willen arbeitet die Security-Expertin mit Gabriel zusammen, wohl wissend, dass sie sich selbst und ihre Familie damit in höchste Gefahr bringt. Doch kann sie ihm dieses Mal trauen?

Den Neubeginn in Abu Dhabi hatte sich die französische IT-Security-Expertin Claire anders vorgestellt. Die Restaurant-Pläne ihres deutschen Ehemannes Lukas geraten ins Stocken, Sohn Zack hat Probleme, sich in der Schule einzugewöhnen, und im Job muss sie sich gegen missgünstige Konkurrenten zur Wehr setzen. Zu allem Überfluss muss sie erkennen, dass ihr angeblich vor 15 Jahren bei einem Tsunami ums Leben gekommener Mann Gabriel höchstlebendig in Abu Dhabi unterwegs ist. Der gutaussehende Charmeur gesteht ihr, dass er sie 15 Jahre zuvor lediglich im Auftrag der Private-Security-Firma Asgard kontaktiert hatte, um ein Atomkraftwerk in Kasachstan zu sabotieren, für dessen Sicherheit Claire damals verantwortlich war. Sie war in eine "Romeo-Falle" getappt. Doch dann hatte er sich in Claire verliebt und die Tsunami-Katastrophe genutzt, um unterzutauchen und auf diese Weise die gefährlichen Asgard-Leute aus Claires Leben herauszuhalten.

Nun braucht Gabriel wieder Claires Hilfe, denn Asgard will das neue Forschungszentrum Al-Razah vor den Toren von Abu Dhabi sabotieren. Wieder könnte es viele Tote geben, und das will Gabriel mit Claires Hilfe dieses Mal verhindern. Widerwillig lässt sich Claire auf das gefährliche Spiel ein, denn sie weiß nicht, ob sie Gabriel vertrauen kann. Und was soll sie ihrem Mann Lukas und ihrem Sohn Zack erzählen, der immer wieder nach seinem toten Vater fragt? Andererseits könnte sie endlich ihren Namen reinwaschen und beweisen, wer wirklich damals für den Reaktorunfall verantwortlich war.

Während die Asgard-Agenten Doug und Jennifer Lukas inkognito kontaktieren und sich als potentielle Geldgeber seines Restaurants ausgeben, verschafft Claire Gabriel den gewünschten Kontakt zu ihrer Freundin Birgit, die als Security-Expertin für Al-Razah arbeitet – nichtsahnend, dass sie sich damit in Teufels Küche begibt.

 * 

Montag, 22. Juni 2020, 22.15 Uhr
Mirage – Gefährliche Lügen (3)

Gemeinsam mit Gabriel versucht Claire, einen Sabotageakt im Forschungszentrum Al-Razah zu verhindern. Mit Hilfe eines gestohlenen Ausweises verschaffen sie sich Zugang zur Anlage. Dicht auf den Fersen sind ihnen die Asgard-Agenten und die Security-Beauftragte Birgit, die entdecken muss, dass Claire sie hereingelegt hat. Doch als Claire auf dem Gelände ankommt, muss sie feststellen, dass die Anlage bereits gehackt und der Alarm ausgelöst wurde.

Claire setzt alles auf eine Karte. Sie hat beschlossen, Gabriel den Zugang zum Forschungszentrum Al-Razah zu besorgen, um den geplanten Sabotage-Akt der Asgard-Agenten zu verhindern. Dafür hat sie den Verräter Thomas Grasset verführt und seinen Security-Pass gestohlen. Auch Birgit hat sie gemeinsam mit Gabriel auf geschickte Weise ausgetrickst, um in das Netzwerk von Al-Razah einzudringen.

Doch als Claire im Forschungszentrum ankommt, ist Grasset schon am Werk. Die Anlage kollabiert und kann jeden Moment explodieren. Claire nimmt all ihren Mut und ihr Können zusammen, um den Countdown zu stoppen. Und es gelingt. Eine schwere Niederlage für den Asgard-Agenten Doug und sein Team. Eine Chance sehen sie allerdings noch, ihr Ziel zu erreichen. Claire hat etwas in Al-Razah entwendet, was Asgard doch noch zum Ziel führen könnte. Und dafür ist kein Preis zu hoch. Zunächst bezahlt Claires Freundin dafür mit ihrem Leben.

Während Claire sich mit Gabriel noch über den gemeinsamen Erfolg freut, fühlt ihr Ehemann Lukas sich böse betrogen. Als schließlich auch noch Claires Sohn Zack ins Fadenkreuz der Agenten gerät, droht die Situation zu eskalieren. Gemeinsam machen sich Claire und der von Eifersucht gebeutelte Lukas auf den Weg, um Zack zu retten.

 * 

Familiäre Realität und die Welt der Spionage
Statement von Regisseur Louis Choquette

Die Besonderheit von "Mirage" liegt darin, dass man sich mitten einer familiären Realität wiederfindet, in die plötzlich die Welt der Spionage Einzug hält. Die Menschlichkeit steht im Vordergrund, und die Spannung wird von der Menschlichkeit der Geschichte getragen.

Während der Dreharbeiten mussten immer wieder Stolperfallen und Schwierigkeiten überwunden werden. Doch dadurch wurde eine erstaunlich enge Zusammenarbeit zwischen Produzenten, Autoren und mir gefördert. Für mich waren die Dreharbeiten ein einzigartiges und bereicherndes Erlebnis mit einer internationalen Mannschaft.

Die Sprache der Serie ist eine universelle. Autoren aus Frankreich, ein Regisseur aus Quebec, Schauspieler aus Deutschland, England, Frankreich, Kanada, Marokko, den Vereinigten Arabischen Emiraten und vielen Ländern mehr: Diese Serie ist das Ergebnis einer einzigartigen Zusammenarbeit.

 * 

"Eine erfreuliche Erfahrung in Zeiten des wachsenden Populismus"
Drei Fragen an Hannes Jaenicke

Sie spielen in "Mirage" den Ehemann einer Frau, die in Abu Dhabi ihren totgeglaubten Exmann wiederfindet. Was hat Sie an der Rolle gereizt?

Zunächst einmal die Möglichkeit, mit dem Regisseur Louis Choquette zu drehen und in einer internationalen Produktion zu spielen. Auch durfte beziehungsweise musste ich noch nie dreisprachig drehen, und das war eine schöne Herausforderung. Und last but not least war es spannend, einen nichtsahnenden Ehemann und Vater zu spielen, der völlig unschuldig in einen Fall internationaler Industrie-Spionage hineingezogen wird.

Die Serie spielt im Emirat Abu Dhabi, die Produktion ist französisch-kanadisch-deutsch. Gedreht wurde mit einem internationalen Cast größtenteils auf Englisch. Inwieweit war der Sprachenmix eine Herausforderung am Set?

Das hat riesigen Spaß gemacht, nicht nur, weil ich mein schwer eingerostetes Französisch wieder auffrischen durfte, sondern weil das Team aus 17 verschiedenen Nationen kam und wunderbar zusammengearbeitet hat. Das war in Zeiten des wachsenden Populismus und Fremdenhasses eine erfreuliche Erfahrung.

Für die Ausstrahlung im ZDF haben Sie Ihre Rolle durchgehend selbst synchronisiert…

Ich persönlich finde es schade, dass im deutschen Fernsehen fast alles immer durchgehend synchronisiert wird, und gucke selbst lieber Originalfassungen mit Untertiteln. Insofern bin ich gespannt, wie viele Zuschauer die Originalfassung ansehen werden.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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REPORTAGE/592: ZDF.reportage – die kommenden Themen, am 07.06., 14.06. und 21.06.2020 (ZDF)


ZDF.reportage

Robben, Schnaps und keine Gäste – Helgoland in der Krise

Sonntag, 7. Juni 2020, 17.55 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Robben, Schnaps und keine Gäste – Helgoland in der Krise

– Deutschland kocht – Zwischen Gulaschkanone und Sternestress

– Müllhelden im Einsatz – Homeoffice unmöglich

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sonntag, 7. Juni 2020, 17.55 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Robben, Schnaps und keine Gäste – Helgoland in der Krise
Film von Torsten Mehltretter

Produktion: Mehltretter Media
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 14. Juni 2020, 17.55 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Deutschland kocht – Zwischen Gulaschkanone und Sternestress
Film von Trieneke Klein

Produktion: field media
Redaktion: Mike Stagneth
Leitung der Sendung: Bettina Warken
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 21. Juni 2020, 17.55 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Müllhelden im Einsatz – Homeoffice unmöglich
Film von Janis Schönfeld

Produktion: Tower Productions
Redaktion: Leo Spors
Leitung der Sendung: Bettina Warken
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Robben, Schnaps und keine Gäste – Helgoland in der Krise

Der rote Felsen im Meer – im Sommer ist Helgoland ein echter Urlaubermagnet. Doch seit Corona herrscht auf der Insel ungewohnte Ruhe.

Denn in der Hochsaison fertigen die gut 1500 Helgoländer normalerweise bis zu 4000 Tages- und 2000 Übernachtungsgäste ab. Jetzt aber dürfen die Gäste nicht mehr kommen – wegen der Corona-Beschränkungen.

Eigentlich erledigt Sven Köhn spätestens ab April drei Jobs parallel. Er bringt mit seinem Börteboot die Tagesgäste von den Ausflugsschiffen an Land, versorgt als Hummerfischer einige Restaurants der Insel mit den Schalentieren, und er steuert die kleine Fähre, die Nachbarinsel und Hauptinsel verbindet. "Damit wir die ganzen Urlauber und Tagestouristen bewältigen können, muss jeder hier ein bisschen mehr machen – sonst funktioniert das Ganze nicht", erklärt er.

Zollfreier Einkauf lockt die Tagesgäste schon seit Jahrzehnten im großen Stil auf die Insel, die einzigartige Natur zieht die Übernachtungsgäste an. Doch jetzt während der Corona-Pandemie liegt alles auf Eis. Und das, obwohl kein einziger Bewohner Helgolands die Krankheit bisher hatte. Doch weil im Falle eines Falles die Versorgung von COVID-19-Patienten auf der Insel nicht im nötigen Umfang möglich wäre und die kleine Klinik auf der Insel schnell an ihre Grenzen käme, gelten Sonderbeschränkungen für Helgoland und viele andere Inseln Deutschlands. Auch ein weitreichendes Anreiseverbot gehört dazu. Weder Tagesgäste noch Langzeiturlauber oder Zweitwohnungsbesitzer dürfen auf die Insel. Der Corona-Lockdown trifft die Insel hart.

Heiko Ederleh hat Kurzarbeit für den Großteil seiner 15 Angestellten beantragt. Der Transportprofi hat sonst alle Hände voll zu tun, um Nahrungsmittel, Post, neue Möbel, die Waren der zahlreichen Duty-Free-Shops oder die Gepäckstücke der Urlauber von den Schiffen auf der ganzen Insel zu verteilen. Seine Lieferungen halten die Insel am Laufen. Doch statt der täglichen fünf Schiffe kommt jetzt nur noch eins – und das auch nur noch zweimal die Woche. Mit Waren, die den Eigenverbrauch der Helgoländer abdecken. Die hat Heiko schnell verteilt – meist ohne Hilfe. Sein Glück: Auch die Windkraftbranche nimmt seine Dienste in Anspruch. Und die drei Betreiber von unterschiedlichen Windparks dürfen in der Krise weiterarbeiten. Jetzt halten sie Heiko über Wasser.

Ganz gelassen nimmt Rangerin Ute Pausch die neue Situation. "Herrlich ruhig" sei die Insel endlich mal. Ein Paradies für Mensch und Tier, findet die 49-Jährige, die vor allem wegen der einzigartigen Tierwelt auf die Insel kam. Pausch sorgt dafür, dass sich die zwei Robben-Arten, die an den Stränden der Insel leben, und die Menschen nicht ins Gehege kommen. Auch wenn das ab April, wenn die Gästezahlen steigen, eigentlich unmöglich ist. Im Frühling 2020 aber können die Kegelrobben ihren Nachwuchs ungestört großziehen. Sie sind die Profiteure der ungewohnten Ruhe.

Für die meisten menschlichen Inselbewohner ist die Pause dagegen existenzbedrohend. Deswegen hat eine Wirtschaftsinitiative der Insel eine Lockerung der Insel-Isolierung gefordert. Man sei bereit, "vieles auf der Insel umzustrukturieren und neue Hygienevorschriften und Abstandsregelungen zu akzeptieren", heißt es in dem Schreiben, das die Verfasser sowohl an die schleswig-holsteinische Landesregierung als auch an die Bundesregierung geschickt haben. Denn vielen steht das Wasser längst bis zum Hals.

So wie Sven, der auch noch Gästezimmer vermietet. In einem Haus, das er über einen Kredit finanziert. Doch da er sowohl seine Vermietungen als auch die Hummerfischerei nur im Nebenberuf ausübt, stehen ihm dafür keine Hilfsgelder zu. Aber der Kredit läuft weiter. Und Hummer nehmen ihm die Helgoländer auch nicht ab. Die leisten sich in erster Linie gut betuchte Übernachtungsgäste – als Urlaubsschmankerl.

Die Reportage verdeutlicht, wie sehr die auf Tagesgäste und Urlauber eingespielten Inselbewohner unter der auferlegten Ruhephase leiden und wie existenzbedrohend die Schutzmaßnahmen für eine ganze Gemeinde sein können. Denn die Einwohner können nichts machen außer abwarten.

 * 

Deutschland kocht – Zwischen Gulaschkanone und Sternestress

Sternekoch – das klingt nach Glanz und Glamour. Wer es schafft, einen Michelin-Stern zu "erkochen", der hat es geschafft. Aber was nach Traumjob klingt, ist in Wirklichkeit harte Arbeit. Das erfahren die beiden Kölner Sterneköche Sonja Baumann und Erik Scheffler gerade am eigenen Leib. In ihrem preisgekrönten Restaurant mitten in der Kölner Innenstadt machen die beiden Freunde nahezu alles selbst. Manchmal gehört sogar das Schürzenbügeln noch dazu.

Das Restaurant ist ihr Lebenstraum. Seit sie Anfang 2018 den ersten Stern bekommen haben, haben Sonja und Erik ohne richtigen Urlaub durchgearbeitet. Doch dann kam die Corona-Krise und ihr Lebenswerk steht auf dem Spiel. Mitte März bis Mitte Mai war das Lokal geschlossen. Jetzt ist es zwar wieder auf, doch aufgrund der Auflagen können sie nur eine kleine Anzahl von Gästen bewirten. Alles in allem ist die Lage schwierig, aber die beiden halten an ihrem Traum vom eigenen Sternelokal fest.

In der Kantine der Stadtwerke Berlin geht es etwas anders zu. Wer hier arbeitet, der hat sich ganz bewusst vom harten Gastronomie-Leben verabschiedet. "Die Arbeitszeiten hier sind nicht mit Geld aufzuwiegen", sagt Chefkoch Andreas Zawada. Und das, obwohl er und seine Kollegen jede Woche zwischen 5000 und 7000 Essen für die Männer und Frauen in Orange frisch zubereiten müssen. Seit Mitte März ist die Kantine der Müllwerker aber Corona-bedingt nur noch eingeschränkt im Dienst. Es gibt keine Mittagessen mehr, nur Verpflegungspakete, die sich die Angestellten abholen können. Diese Anordnung gilt auf unbestimmte Zeit.

Mit ganz anderen Herausforderungen haben dagegen die Feldwebel in der Kochschule der Bundeswehr zu kämpfen. Mit der mobilen Feldküche wird der Einsatz im Krisengebiet geprobt – die Königsdisziplin der militärischen Verpflegung. Für die Köche bietet die Arbeit bei der Bundeswehr eine Jobgarantie mit gutem Geld und guten Arbeitszeiten. Wegen der Corona-Krise hat auch die Kochschule der Bundeswehr Mitte März den Ausbildungsbetrieb bis auf Weiteres eingestellt.

Eine "ZDF.reportage" über die besonderen Herausforderungen des Kochens.

 * 

Müllhelden im Einsatz – Homeoffice unmöglich

Homeoffice – für sie ein Fremdwort. Während andere in der Krise sicher zu Hause bleiben, müssen die Leute von der Müllabfuhr raus. Ran an den Abfall.

Wenn immer mehr Sperrmüll am Straßenrand gammelt, die Biotonne vor Gartenabfällen überquillt, die Gelbe Tonne "fehlbefüllt" stehen bleiben muss – dann sollte auch dem letzten Büromenschen klar werden, dass manche Jobs mehr Respekt verdienen.

Müllwerker sind Helden der Sauberkeit – schon immer. Aber in Zeiten von Corona ändert sich die Zusammensetzung: weniger Gewerbeabfall, dafür mehr in der Biotonne aus Gartenabfällen, mehr Sperrmüll, mehr Restmüll. Für die Männer und Frauen bei der Müllabfuhr, in Recyclinghöfen und in den Sortieranlagen eine zusätzliche Belastung.

Der Andrang auf die Recyclinghöfe war zwischenzeitlich enorm. Kein Wunder, denn viele Menschen nutzten die Zeit zu Hause fürs große Reinemachen. Die Schlangen vor den Einrichtungen – endlose Meter lang, denn auch hier gelten strenge Abstandsregeln. So ist die Überwachung der Regeln auf den Höfen zu einer zusätzlichen Herausforderung für die Mitarbeiter geworden.

Auch für die "normalen" Müllfahrer hat sich seit Mitte März 2020 einiges geändert. Im Guten wie im Schlechten. Da ist die Infektionsgefahr, die die Müllwerker ständig bedroht. Zwar sind sie alle fit und leistungsfähig, aber Schutzmasken sind in ihrem Job äußerst hinderlich. Bei schweißtreibender Arbeit und mit schmutzigen Handschuhen sind die Masken schwer zu handhaben. Viele Müllwerker lehnen sie deshalb ab. Gut finden viele aber, dass die Wertschätzung in der Bevölkerung gestiegen ist. Der zurückgegangene Verkehr in den vergangenen Wochen hat ihre Aufgabe mancherorts deutlich weniger stressig werden lassen. Weniger ungeduldig hupende Autofahrer – ein echter Fortschritt.

400 Millionen Tonnen Müll produziert Deutschland in normalen Jahren. Allein der Anteil an Verpackungsmüll entspricht einer durchschnittlichen Menge von 220 Kilogramm pro Kopf.

Immer mehr Menschen verstehen – was die Müllwerker tun, ist "systemrelevant". Kaum vorstellbar, was es für die hygienischen Verhältnisse in der Stadt bedeuten würde, wenn der Müll wochenlang liegen bliebe.

Das Team der Sortieranlage für Leichtverpackungen in Gernsheim hat einen Knochenjob. Denn selbst modernste Anlagen, ausgestattet mit reichlich technischen Raffinessen, können die Arbeit eines Menschen nicht komplett ersetzen. Rund um die Uhr müssen die Anlagen in Betrieb gehalten und Störungen schnellstens beseitigt werden.

Die "ZDF.reportage" begleitet den Berufsalltag unserer "Müllhelden". Welche Herausforderungen sind in den vergangenen Wochen dazugekommen? Was ist gleich schwierig geblieben?

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird seit dem 1. April 2020 von Bettina Warken geleitet. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FEATURE/1477: Deutschlandfunk Kultur - Der Trabrennsport blickt in eine ungewisse Zukunft, 7.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wenn Pferdefreunde fehlen

Der Trabrennsport blickt in eine ungewisse Zukunft

Von Heinz Schindler

Nachspiel. Feature

Sonntag, 7. Juni 2020, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Altmeister des Trabrennsports wie Eckhardt Drees oder Heinz
Wewering haben es noch erlebt: Fast an jedem Tag der Woche fand auf
irgendeiner der großen Bahnen - ob in Recklinghausen, Dinslaken oder
Gelsenkirchen - ein Renntag oder ein Rennabend statt. Die einst großen
Besucherströme dokumentieren Bilder aus jener Zeit - Eindrücke aus der
Gegenwart fallen eher trist aus: Zuschauer verlieren sich auf
überdimensioniert erscheinenden Arealen. Und diejenigen, die Wetten
platzieren wollen, sitzen vor dem Rechner und sorgen online für
Umsätze. Die Abhängigkeit vom wechselhaften Wetter charakterisiert den
deutschen Trabrennsport. Ausgerechnet kleine Bahnen wie die in
Quakenbrück versuchen, hier gegenzusteuern. Initiativen wie
TraberParti wollen durch Crowdfunding neue Freunde für Trabrennen
gewinnen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1476: WDR 5 - Konzepte für die Stadtbegrünung, 7.6.2020 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Macht die Städte grün: Konzepte für die Stadtbegrünung

von Heike Sicconi

Produktion: WDR 2020

Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 7. Juni 2020, 11.04 - 12.00 Uhr | WDR 5

(Wdh.) | 7. Juni 2020, 23.04 - 00.00 Uhr | WDR 5



Eine begrünte Garage, ein Parkhaus mit Fassadenbepflanzung,
ökologischer Wohnungsbau - mehr Grün in der Stadt ist mehr als nur
schön. Es ist eine Investition in die Zukunft.

Der Klimawandel macht unsere Städte heißer, Starkregen überfordert
städtisches Abwassermanagement. Das ist teuer und ungesund: Neurologen
gehen sogar von einem Zusammenhang zwischen fehlendem Grün und der
Volkskrankheit Depression aus. Gleichzeitig ist der Drang in die
Städte ungebrochen. Weltweit, in Europa und auch in den Städten in
NRW. Vielerorts werden neue Wege erprobt, wird auch investiert. Wie
die Gratwanderung zwischen Verdichtung und grüner Infrastruktur
gelingen könnte, darüber wird u.a. in einem Forschungsprojekt
iResilience in Dortmund und Köln nachgedacht. Bürgerinnen und Bürger,
Kommunen und Unternehmen wollen gemeinsam neue Lösungen, Technologien
und Förderprogramme erarbeiten.

Redaktion: Frank Christian Starke
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MELDUNG/2082: Deutschlandfunk - Die Rätselhaftigkeit der Tattoos (2-teilig), 7. + 14.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der neue Sommer (1/2)

Zeichensalat auf unserer Haut. Die Rätselhaftigkeit der Tattoos

Von Valentin Groebner

(Teil 2 am 14.6.2020)

Essay und Diskurs

Sonntag, 7. Juni 2020, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



Auf den nackten Häuten im Sommer sehen wir: Drachen, Feen,
Schmetterlinge, aber auch rätselhafte Kindergesichter, Pottwale und
Slogans mit Rechtschreibfehlern. Tattoos sind weit mehr als
Hautverschönerung oder Rebellion. Die heißen Sommer der vergangenen
zweieinhalb Jahrzehnte haben sie zum Vorschein kommen lassen:
Tätowierungen. Oft kitschig oder betont zackig, scheinen sie auf den
ersten Blick als Schmuck oder besonders kecke Botschaft zu fungieren.
Doch da ist noch mehr: Tattoos können Gruppenzugehörigkeiten
signalisieren, ein Tagebucheintrag früherer Lebensphasen sein, sie
können sogar ein aktives Selbst-Marketing vorantreiben, ganz nach dem
Motto: "Schaut her, das ist die Botschaft, für die ich stehe!".
Zwischen Einzigartigkeitsdünkel und Mitläuferei ist es ein schmaler
Grat, denn viele Menschen lassen sich schlicht Standardmotive stechen.
Valentin Groebner prüft in seinem Essay anschaulich mehrere Theorien
dazu, was das eigentlich ist und was es uns sagen möchte - das Tattoo!

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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DERMATOLOGIE/758: Forschung - Wundheilung detailliert aufgeschlüsselt (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 03.06.2020

Wundheilung detailliert aufgeschlüsselt



ETH-Forschende haben die Mechanismen genauer aufgeschlüsselt, welche die
Wundheilung und die Narbenbildung steuern. Dazu entwickelten Biologinnen
und Ingenieure eine neue Methode, mit der sich erstmals die
biomechanischen Eigenschaften des heilenden Gewebes in vivo messen lassen.


Wer sich verletzt, hofft auf eine rasche Heilung. Doch Wunden, die zu
schnell heilen, heilen schlecht: Wenn die Konzentration bestimmter
Wachstumsfaktoren zu stark ansteigt und der Heilungsprozess über das Ziel
hinausschiesst, bilden sich wulstige (im Fachjargon: hypertrophe) Narben,
und sogar die umliegende Haut verliert einen Teil ihrer Elastizität. Das
schliessen die beiden Forschungsgruppen von Sabine Werner am Institut für
Molekulare Gesundheitswissenschaften und von Edoardo Mazza am Institut für
Mechanische Systeme aus ihren gemeinsamen Untersuchungen.

Vielschichtige Mechanismen

Wie die Forschenden soeben in der Fachzeitschrift Nature Communications
berichten, haben sie die vielschichtigen Mechanismen genauer
aufgeschlüsselt, die den Prozess der Wundheilung (und der Narbenbildung)
steuern. Im Fokus der aktuellen Arbeiten, die durch das Flagship-Projekt
Skintegrity der Hochschulmedizin Zürich (siehe Kasten) ermöglicht wurden,
steht ein Signalmolekül: Activin. Es spielt sowohl bei der Wundheilung wie
auch bei Krebs eine wichtige Rolle. «Wir haben gezeigt, wie tiefgreifend
sich ein einzelnes Signalmolekül auf das komplexe Zusammenspiel von Zellen
und ihrer Matrix auswirkt», sagt Werner.

Gibt es mehr Activin in der Wunde, entwickeln sich mehr Bindegewebszellen,
und auch die Zusammensetzung der so genannten extrazellulären Matrix
verändert sich. In diesem Gerüst, das von den Zellen produziert wird und
sie umschliesst, sammelt sich bei erhöhten Activin-Konzentrationen mehr
Kollagen an und die Kollagenfasern sind untereinander auch stärker
vernetzt. So heilt die Wunde zwar rascher, aber das verletzte Gewebe
versteift und verhärtet sich.

Den Heilungsverlauf beeinflussen

Während ihrer disziplinenübergreifenden Zusammenarbeit haben die
Forschenden viel voneinander gelernt, heben die beiden Erstautoren, der
Biowissenschaftler Mateusz Wietecha und der Ingenieur Marco Pensalfini
hervor. Während die Ingenieure ihren Kenntnishorizont mit biochemischen
und bioinformatischen Analysen des molekularen Geschehens in der Wunde
erweiterten, betraten die Biologen bei der Entwicklung der Messverfahren
Neuland. Herausgekommen ist eine Methode, mit der sich die biomechanischen
Eigenschaften eines heilenden Gewebes erstmals in vivo messen lassen.

Inskünftig liesse sich damit der Heilungsverlauf einer Wunde frühzeitig
diagnostizieren - und vielleicht sogar beeinflussen, meint Werner. Je nach
Art und Ort der Verletzung sähe die Beeinflussung verschieden aus. Wenn
eine Wunde einen chronischen Verlauf zu nehmen drohe, wäre ein Eingriff
denkbar, der Activin oder von Activin beeinflusste Matrixproteine
anreichere und so den Heilungsprozess beschleunige, sagt Werner. Doch bei
Verletzungen im Gesicht wäre eher eine Methode gefragt, die den
Heilungsprozess verlangsame und dafür die Narbenbildung verringere. Noch
sind solche Anwendungen Zukunftsmusik. «Mit unserem interdisziplinären
Ansatz schaffen wir die Grundlagen dafür - und tragen zum besseren
Verständnis der Heilungsprozesse bei», sagt Mazza.

Flagship-Projekt Skintegrity

Die Haut schützt unseren Körper und ist eine wichtige Barriere. Grosse
akute Wunden, aber auch chronische Geschwüre sind ernsthafte und häufige
Probleme. Um ein detailliertes Verständnis der molekularen, zellulären und
biomechanischen Mechanismen zu gewinnen, die der normalen und gestörten
Wundheilung sowie verschiedenen Hautkrankheiten zugrunde liegen, startete
Hochschulmedizin Zürich 2016 das Flaggschiff-Projekt Skintegrity. Es
bündelt die Kompetenzen von 30 Forschungsgruppen der ETH, der Universität
Zürich und der universitären Spitäler von Zürich. In enger Zusammenarbeit
entwickeln Mediziner, Biologen, Materialwissenschaftler und Ingenieure
neue Methoden und Ansätze mit dem Ziel, wichtige Hautkrankheiten und
Wundheilungsstörungen besser diagnostizieren und behandeln zu können.


Originalpublikation:

Wietecha MS, Pensalfini M, Cangkrama M, Müller B, Jin J, Brinckmann J,
Mazza E, and Werner S. 

Activin-mediated alterations of the fibroblast
transcriptome and matrisome control the biomechanical properties of skin
wounds. 

Nat Commun. 11, 2020 May 25. 

doi: 10.1038/s41467-?020-16409-z


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochschulmedizin.uzh.ch/de/projekte/skintegrity.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 03.06.2020
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INNERE/1427: Moderne Therapie des Bauchaortenaneurysmas - Hautschnitt ist überholt, jetzt wird punktiert (DGIM)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin - 3. Juni 2020

Moderne Therapie des Bauchaortenaneurysmas

- Hautschnitt ist überholt, jetzt wird punktiert

- Schlüsselloch-Technik in örtlicher Betäubung bringt schnellere
Genesung



Berlin - Krankhafte Erweiterungen der Bauchhauptschlagader, sogenannte
Bauchaortenaneurysmen, sind ab einer bestimmten Größe tickende
Zeitbomben, die das Leben bedrohen. Um sie auszuschalten, stehen
minimalinvasive Eingriffstechniken zur Verfügung. Dabei schieben
Gefäßchirurgen ein individuell angepasstes, beschichtetes
Drahtgeflecht über einen Zugang in der Leiste bis in die
Hauptschlagader - entweder über einen kleinen Hautschnitt oder über
eine nur millimetergroße Einstichstelle. Die Punktionstechnik kann in
örtlicher Betäubung erfolgen. Warum dieser Schlüsselloch-Eingriff
bevorzugt werden sollte, erläutern Experten der Deutschen Gesellschaft
für Gefäßchirurgie und Gefäßmedizin e.V. (DGG).

Bauchaortenaneurysmen (BAA) sind Ausweitungen der Hauptschlagader, die
besonders häufig bei Männern im höheren Alter auftreten. Ab einem
Durchmesser von 5,5 Zentimetern erreichen sie bei Männern eine
lebensbedrohliche Größe, bei Frauen schon ab 4,5 Zentimeter. "Reißt
das Aneurysma ein, führt das zu schweren inneren Blutungen, die trotz
sofortiger Operation nur in etwa 60 Prozent der Fälle überlebt werden,
sofern die Patienten das Krankenhaus lebend erreichen", erläutert
DGG-Experte Professor Dr. med. Jörg Heckenkamp. Um dies zu verhindern
und BAAs frühzeitig zu entdecken, steht seit 2017 allen Männern ab 65
Jahren einmalig eine kostenlose Ultraschalluntersuchung zu. "Liegt ein
BAA vor, muss entschieden werden, ob und wie es ausgeschaltet wird",
fügt der Chefarzt der Klinik für Gefäßchirurgie am Marienhospital
Osnabrück hinzu.

Hautschnitt ist überholt - jetzt wird punktiert

Lange Zeit wurden BAAs ausschließlich über einen großen Bauchschnitt
offen operiert, bis Ende des vergangenen Jahrhunderts minimalinvasive
Techniken Einzug hielten. "Bei diesen endovaskulären Verfahren
platzieren Gefäßchirurgen über die Leistenarterien einen Stent-Graft
in die Hauptschlagader, der das Aneurysma von innen überdeckt",
erläutert Heckenkamp. Für die endovaskuläre Aneurysma-Ausschaltung -
EVAR genannt - war zunächst ein chirurgischer Schnitt von etwa vier
Zentimetern in der Leiste üblich, um über die freigelegten
Zugangsarterien Katheter mit Operationsbesteck und Stent einzubringen.
Nun hat sich in den vergangenen Jahren eine noch schonendere Methode
bewährt: die perkutane endovaskuläre Aneurysma-Ausschaltung (PEVAR).
Dabei führen Chirurgen den Katheter direkt über ein kleines Loch in
der Haut in die Leistenarterie ein.

Weniger Wundkomplikationen, schnellere Genesung

Damit kommt PEVAR praktisch ohne chirurgische Schnitte aus. "Es
entsteht beim Eingriff nur ein kleines Zugangsloch von wenigen
Millimetern", erklärt Heckenkamp. Das bringt PEVAR Vorteile gegenüber
EVAR, wie Studien inzwischen belegen. "PEVAR ist nicht nur genauso
sicher wie EVAR", berichtet der DGG-Experte. "Die Wundheilung ist auch
nachweislich besser, es gibt seltener Komplikationen." Zudem spüren
die Patienten weniger Schmerzen, sie genesen insgesamt schneller. "Die
Patienten können meist wenige Stunden nach dem Eingriff wieder
aufstehen und laufen", so der Gefäßchirurg. Zum Verschließen des
Lochs, das bei der PEVAR-Punktion entsteht, greifen die Chirurgen auf
verschiedene Systeme zurück - auf Knoten, aber auch Pfropfen, Plomben
oder Clips. "Welchen Verschluss wir wählen, ist abhängig von der Größe
des Stent-Grafts, den wir einführen", erläutert Heckenkamp. Der
Operateur sollte in dieser Technik gut trainiert sein und über viel
OP-Erfahrung verfügen, rät der DGG-Experte.

Eingriff erfolgt in der Regel in örtlicher Betäubung

Ein PEVAR-Eingriff erfolgt in der Regel in örtlicher Betäubung oder
rückenmarksnaher Regionalanästhesie, auf Wunsch aber auch in
Allgemeinnarkose. "Das hängt von dem Zustand der Gefäße und der
Einstellung des Patienten ab", so Heckenkamp. "Bei großer Nervosität
ist eine Vollnarkose vorzuziehen, weil der Patient sich sonst aus
einer Unruhe heraus während der Platzierung des Stent-Grafts bewegen
könnte." Ausschlusskriterien für PEVAR sind eine starke Verkalkung der
Beckenarterien oder extremes Übergewicht. Wie alle minimalinvasiven
BAA-Eingriffe zieht auch PEVAR eine lebenslange Nachsorge in Form von
regelmäßigen Computertomografie- und Ultraschallkontrollen nach sich.

Insgesamt werden heute 70 bis 80 Prozent aller BAAs minimalinvasiv
operiert. Der Rest der Eingriffe erfordert nach wie vor eine offene
Bauchoperation. Gefäßchirurgen in zertifizierten Gefäßzentren bieten
alle Methoden an und können entsprechend beraten.


Zertifizierte Gefäßzentren an Kliniken:

https://www.gefaesschirurgie.de/patienten/zertifizierte-gefaesszentren/

Informationen zum BAA-Screening:

https://www.g-ba.de/downloads/17-98-4330/2017_08_17_G-BA_Merkblatt_Versicherteninformation-Bauchaortenaneurysmen_bf.pdf

https://www.aerzteblatt.de/archiv/197960/Bauchaortenaneurysma-Lieber-aktiv-als-passiv-screenen

http://www.baa-screening.de/

Literaturhinweise:

Dwivedi K. et al. 

Long-Term Evaluation of Percutaneous Groin Access for EVAR. 

Cardiovasc Intervent Radiol. 2019 Jan;42(1):28-33. 

doi: 10.1007/s00270-018-2072-3. Epub 2018 Oct 4.

Dunn K. et al. 

Safety and Effectiveness of Single ProGlide Vascular Access in Patients Undergoing Endovascular Aneurysm Repair. 

J Vasc Surg. 2020 Apr 7. pii: S0741-5214(20)30482-1. 

doi: 10.1016/j.jvs.2020.03.028. [Epub ahead of print]

Uhlmann ME. et al. 

Successful percutaneous access for endovascular aneurysm repair is significantly cheaper than femoral cutdown in a prospective randomized trial. 

J Vasc Surg 2018; 68: 384-339

S3-Leitlinie zu Screening, Diagnostik, Therapie und Nachsorge des Bauchaortenaneurysmas

https://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/004-014l__S3_Bauchaortenaneurysma_2018-08.pdf
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ONKOLOGIE/2086: Molekularer Teufelskreis des Medulloblastoms (idw)


Universität Wien - 03.06.2020

Molekularer Teufelskreis des Medulloblastoms



Das Medulloblastom ist der häufigste bösartige Hirntumor bei Kindern. Bei
den Betroffenen kommt es nach einem ersten Behandlungserfolg relativ oft
zum Rückfall, der dann trotz intensiver krebstherapeutischer Maßnahmen
zumeist nicht mehr beherrschbar ist. Chemiker*innen und Mediziner*innen um
Christopher Gerner von der Universität Wien konnten mit Hilfe einer
umfassenden molekularen Analyse der Cerebrospinalflüssigkeit wichtige
Erkenntnisse bezüglich der Aggressivität des Medulloblastoms und damit
Ansätze für neue Therapiemöglichkeiten finden. Ihre Multiomics-Studie
erschien in dem Open Access Journal "Cancers MDPI".

Die genetischen Eigenschaften des embryonalen Tumors hat die Forschung in
den vergangenen Jahren bereits weitreichend klären können. So hat sich
etwa gezeigt, dass es verschiedene Subtypen des Tumors gibt, welche auch
unterschiedlich behandelt werden. Über den potenziellen Einfluss des
unmittelbaren Milieus des Tumors (genetisch normale Zellen der
Tumormikroumgebung) auf die Erkrankung und ihre Entwicklung war bisher
kaum etwas bekannt. Die aggressiven Eigenschaften des Tumors können kaum
aus den genetischen Eigenschaften abgeleitet werden.

"Unser Ziel ist es, mit Hilfe eines Multiomics-Ansatzes - also einer
kombinierten Datenanalyse des Protein-, Stoffwechsel- und Lipidhaushaltes
- das Tumormikromilieu zu untersuchen, um Einflüsse und Wechselwirkungen
mit dem Tumor zu identifizieren und zu verstehen", sagt Christopher
Gerner, Professor für Analytische Chemie an der Universität Wien und
Leiter der gemeinsam mit der Medizinischen Universität Wien betriebenen
Joint Metabolome Facility.

Wiederkehrender Tumor

"Das Medulloblastom stellt uns täglich vor große klinische
Herausforderungen", sagt Neuroonkologe Andreas Peyrl von der Medizinischen
Universität Wien. "Wir haben einen antiangiogenen Therapieansatz bei
rezidivierten Medulloblastomen etabliert und leiten die MEMMAT-Studie,
eine internationale Phase II-Studie, aber wir suchen dringend nach
weiteren verbesserten Behandlungsstrategien".

Obwohl ein Tumor-fördernder Beitrag durch Makrophagen bereits vermutet
wurde, konnte erst durch die aktuellen Analysen ein molekularer
Teufelskreis beschrieben werden, der die klinischen Beobachtungen viel
besser verständlich macht.

Kombinierte Multiomics-Analyse

Im Rahmen einer Kooperation mit Wolfgang Buchberger von der Johannes
Kepler Universität Linz wurden mittels modernster massenspektrometrischer
Verfahren Proteomics, Metabolomics und Lipidomics-Datensätze erhoben und
zusammengeführt. Neben dem Nachweis charakteristischer Tumor-Marker konnte
gezeigt werden, dass Tumor-assoziierte Makrophagen direkt tumorfördernde
Proteine bilden sowie zusätzlich Lipidhormone erzeugen, welche den
Stoffwechsel wiederum in Tumor-fördernder Weise verändern. So kann eine
Mikroumgebung entstehen, in der die Bildung von Therapie-resistenten
Tumorzellen direkt gefördert wird.

"Über unseren Multiomics-Ansatz haben wir einen sehr effizienten
Pathomechanismus beim Medulloblastom entdecken können, der unabhängig von
den genetischen Eigenschaften der Tumorzellen entstehen kann und die
Entwicklung ganz neuer therapeutische Strategien ermöglichen wird", so
Christopher Gerner von der Fakultät für Chemie der Universität Wien. Die
Studie demonstriert auch die Möglichkeiten, wie modernste postgenomische
Analyse-Strategien das molekulare Verständnis von Krebserkrankungen
verbessern können. Über den gleichen Ansatz haben die Forscher*innen heuer
bereits beim Ovarialkarzinom, einem bösartigen Tumor der Eierstöcke, einen
neuen Mechanismus für die Bildung bösartiger Metastasen nachweisen können.


Publikation in "Cancers MDPI" (open access):

Determination of a tumor-promoting microenvironment in recurrent
medulloblastoma: a multi-omics study of cerebrospinal fluid

Bernd Reichl,
Laura Niederstaetter, Thomas Boegl, Benjamin Neuditschko, Andrea Bileck,
Johannes Gojo, Wolfgang Buchberger, Andreas Peyrl, Christopher Gerner

in: Cancers MDPI, Open Access Journal

DOI: doi.org/10.3390/cancers12061350

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 03.06.2020
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FORSCHUNG/4190: Warum Nervenzellen sich falsch entwickeln können (idw)


Universität zu Köln - 03.06.2020

Warum Nervenzellen sich falsch entwickeln können



Der Verlust eines Enzyms führt zu verzögertem Wachstum von Nervenzellen /
Wissenschaftler finden Verbindung zwischen zellulärem Proteinabbau und
Regulierung der epigenetischen Landschaft in menschlichen embryonalen
Stammzellen.

Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen vom Exzellenzcluster CECAD
(Cluster of Excellence Cellular Stress Responses in Aging-Associated
Diseases) haben einen Mechanismus gefunden, durch den neurologische
Entwicklungsstörungen von Zellen erklärt werden können: Der Verlust eines
bestimmten Enzyms, UBE2K, behindert die Differenzierung von Stammzellen,
indem es die Genexpression von Genen unterdrückt, die wichtig für
neuronale Differenzierung und dadurch für die Entwicklung und Entstehung
von Nervenzellen sind. UBE2K reguliert die Aktivierung von Histonen.
Schlüsselproteinen, die die DNA zusammenpacken und organisieren und die
Genexpression regulieren. Als Teil der epigenetischen Landschaft der Zelle
lassen sich Veränderungen von Histonen rückgängig machen und könnten
deshalb eine Chance für zukünftige Entwicklung von Behandlungsmethoden
neurologischer Entwicklungsstörungen bieten. Die Studie wurde in der
gegenwärtigen Ausgabe von Communications Biology veröffentlicht.
Sogenannte unsterbliche embryonale Stammzellen (Embryonic stem cells -
ESCs) können sich unbegrenzt teilen, wobei sie ihr Eigenschaften behalten,
sich in alle anderen Typen von Zellen zu differenzieren. Dadurch werden
Nervenzellen (Neuronen), Muskelzellen und alle anderen Zellen des Körpers
in einem sich entwickelnden Organismus produziert. Fehler in diesem
Prozess können zu Erbkrankheiten führen. Der Abbau von beschädigten
Proteinen ist ein wichtiger Faktor in diesem Prozess.

Deswegen untersuchten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von
CECAD die Wechselwirkung des sogenannten Proteasoms, das hauptsächlich für
Auflösung von Proteinen zuständig ist, und der epigenetischen Landschaft.
Als epigenetische Landschaft bezeichnen Wissenschaftler die vererbbaren
Veränderungen an einem Organismus, die nicht durch die DNA festgelegt
sind, sondern durch Veränderungen am Chromatin, dass die DNA organisieren
oder ausschalten kann.

Dr. Azra Fatima von CECAD untersuchte die Interaktionen der Histone in
menschlichen embryonalen Stammzellen (hESCs), die über einen einzigartigen
Aufbau des Chromatins verfügen und ein besonders niedriges Niveau des
Histons H3 haben, das sich chemisch durch drei Methylgruppen auszeichnet.
Histone sind Proteine, die Teile des Chromatins im Zellkern sind. Sie
bilden Spulen, um die sich die DNA windet, und kürzt sie dadurch um ein
Verhältnis 1 zu 10 Millionen. Histone sind ebenfalls für die Regulierung
der Genexpression zuständig, durch die Gene Proteine im Organismus
produzieren. Zusätzlich spielen sie eine wichtige Rolle im Prozess der
zellulären Differenzierung, in dem eine Stammzelle sich in eine andere
Zelle mit größerer Spezialisierung verändert.

Die Wissenschaftler fanden, dass embryonale Stammzellen eine hohe
Expression von UBE2K (Ubiquitin-conjugating enzyme E2 K) aufweisen. Diese
Enzyme sind bekannt dafür, dass sie wichtig für den Proteinabbau und damit
für die der Zellen sind. Der Verlust dieser Enzyme in den embryonalen
Stammzellen führte zu einem Anwachsen des Niveaus des Stoffes SETDB1.
Dadurch kam es während der Ausdifferenzierung der Zellen zu einer
Unterdrückung jener Gene, die die Entstehung von Nervenzellen steuern. Als
Ergebnis behinderte der Verlust von UBE2K die Fähigkeit von Stammzellen
sich in neurale Vorläuferzellen zu verwandeln, ein Zelltyp aus dem sich
dann im weiteren Nervenzellen und andere Zellen des Nervensystems
entwickeln.

Die Wissenschaftler fanden heraus, dass UBE2K außerdem am Histon H3
bindet, es markiert und seinen Abbau am 26S Proteasom herbeiführt. Ubc-20,
das Analog von UBE2K im Wurm C. elegans, regelt ebenfalls das Histon H3
und die H3K9 Trimethylisierung in Keimzellen. "Unsere Resultate weisen
darauf hin, dass UBE2K auf beiden Seiten der evolutionären Grenze dafür
zuständig ist", erklärt Fatima.

"Wir haben eine Verbindung zwischen dem Ubiquitin-Proteasom-System und der
epigenetischen Regulierung in immortalen Stammzellen gefunden", schließt
Fatima. "Es wäre interessant zu sehen, ob UBE2K auch den epigenetischen
Zustand von anderen Zellen, wie etwa Krebszellen reguliert."

David Vilchez, Korrespondenzautor des Artikels ergänzt: "Wir glauben, dass
unsere Erkenntnisse wichtige Implikationen haben, um die Entwicklung des
menschlichen Gehirns zu verstehen."

Wenn man das Niveau von UBE2K präzise steuerte, wäre es möglich die
epigenetischen Landschaften eines jeden Zelltyps festzulegen. Verschiedene
Krankheiten, wie Chorea Huntington, werden mit Veränderungen in der
Epigenetik in Verbindung gebracht. Da epigenetische Markierungen
reversibel sind, wäre es für die Wissenschaftler interessant zu erfahren,
ob der epigenetische Zustand von Stammzellen von Patienten auch durch die
Kontrolle des Proteasomsystems und UBE2K moduliert werden kann. Um das
Erscheinungsbild der Krankheit zu korrigieren, könnten neue Strategien
entworfen werden, um die epigenetischen Veränderungen in frühen
Entwicklungsstadien zu korrigieren und auf diese Weise möglicherweise neue
Behandlungen für Krankheiten zur Verfügung zu stellen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln - 03.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESCHICHTE/637: Ärztliche Labormedizin in dritter Generation (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2020

JUBILÄUM

Ärztliche Labormedizin in dritter Generation

von Dirk Schnack



Vor 75 Jahren gründete Dr. Siegfried Kramer sein Labor in
Geesthacht. Heute wird es in dritter Generation ärztlich und vom Inhaber 
geführt. Verbund aus über 170 Laborärzten und Experten.


Mai 1945: Der Zweite Weltkrieg ist noch nicht beendet,
Schleswig-Holstein von den Alliierten besetzt. Die britische
Besatzungsmacht versucht, wichtige Strukturen aufrecht zu erhalten,
die Bevölkerung versucht zu überleben und zahlreiche Flüchtlinge
kommen ins Land. Es ist ein Monat, der von extremer Unsicherheit
geprägt ist. In dieser Situation kommt der 33-jährige Dr. Siegfried
Kramer nach Geesthacht. Am 31. Mai gründet er im Auftrag der Briten
eine seuchenhygienische Untersuchungsstelle - die Keimzelle der
späteren fachärztlichen Laborarztpraxis und des LADR Laborverbunds. Es
ist die bundesweit erste Laborarztpraxis und eine der ersten
Gesundheitseinrichtungen in Schleswig-Holstein, die auf eine Gründung
vor 75 Jahren zurückblicken kann.

Dass Kramer Pionier auf diesem Gebiet werden konnte, hat er auch dem
Standort an der Elbe zu verdanken. Die Briten hatten sich Geesthacht
bewusst ausgesucht, weil es dort eine Lungenheilanstalt gab, die sie
als seuchenhygienisches Institut nutzen konnten. Weil die Stadt
außerdem Standort für eine Dynamit- und Pulverfabrik war, gab es
zahlreiche Menschen, die Arbeit suchten.

Eine ehemalige Lungenheilanstalt wird erster Standort für das Labor 

Kramer ließ sich zum Kriegsende im Susannen-Haus der ehemaligen
Lungenheilanstalt Edmundsthal mit einer bakteriologisch-serologischen,
medizinisch-chemischen Untersuchungsanstalt nieder. Eine Einrichtung,
die in Zeiten von Typhus, Fleckfieber, Tuberkulose,
Geschlechtskrankheiten und zahlreichen weiteren Erkrankungen dringend
benötigt wurde. Seit 1945 hatte Kramer einen Vertrag mit dem
Kreisgesundheitsamt - die Grundlage, damit seine Leistungen auch
bezahlt wurden.

Erst einige Jahre nach der Niederlassung zeigte sich, dass Geesthacht
für Kramer aus unternehmerischer Sicht auch einen entscheidenden
Standortnachteil hatte: Dass es später eine Zonengrenze geben würde,
konnte der Arzt 1945 nicht ahnen - so entstand für ihn in Nähe der
Grenze ein unternehmerischer Nachteil, der erst Jahrzehnte später mit
dem Mauerfall aufgehoben werden sollte.

Eine der frühen größeren Anschaffungen Kramers war ein Lastwagen, den
er sich im Jahr der Währungsreform anschaffen und damit zweimal pro
Woche die Ärzte und Ämter im Kreis besuchen konnte, um Probenmaterial
abzuholen.

Anfang Texteinschub

5 Jahre konnte Dr. Siegfried Kramer am ersten Standort in Geesthacht arbeiten
- dann sollte es wieder als Krankenhaus genutzt werden. Kramer baute
neu. Am Runden Berg in Geesthacht arbeitet das Labor heute noch.

Ende Texteinschub

Nach fünf Jahren der Neubau am heutigen Standort

Der Standort in der früheren Lungenheilanstalt konnte keine
Dauerlösung werden. Das Gebäude sollte wieder als Klinikstandort
genutzt werden und Siegfried Kramer musste sich nach einer Alternative
umsehen. Er fand sie am Runden Berg in Geesthacht, wo das Labor bis
heute ansässig ist. Damals beschäftigte Kramer 20 Angestellte. Wichtig
war damals auch die Wasseranalytik - eine zentrale
Trinkwasserversorgung und Kanalisation gab es noch nicht. Kramer nahm
im Auftrag des Gesundheitsamtes Wasseruntersuchungen vor und
begutachtete private Trinkwasserbrunnen. Bis Mitte der 1950er Jahre
wurden alle quantitaiven Untersuchungen in Geesthacht von Hand
durchgeführt. Erst in den Folgejahren kamen die ersten mechanisierten
Analysegeräte auf den Markt.

Neben der Arbeit bildet sich Kramer weiter, erhält 1960 die
Anerkennung als Facharzt für Laboratoriumsmedizin - nach Angaben
seines Enkels Prof. Jan Kramer war sein Großvater damit der erste Arzt
in Schleswig-Holstein, der diese Facharztbezeichnung erhielt. In den
Folgejahren baute er die Analysen aus. Ende der 60er Jahre können in
seinem Labor erstmals 500 Serienanalysen pro Tag bewältigt werden.
Damit war zugleich eine Entwicklung eingeleitet, die sich in den
folgenden Jahrzehnten noch stärker zeigte: Die erforderlichen
Investitionen in der Labormedizin wurde immer höher. 1973 hält die EDV
Einzug im Labor.

Kooperation wird in der Labormedizin immer wichtiger

Zugleich erkennt Kramer, dass sein Fachgebiet immer stärker auf
Kooperationen mit anderen Disziplinen angewiesen sein wird - so
entsteht eine interdisziplinäre Laborgemeinschaft, deren Grundstein
1974 mit der AG südholsteinischer Ärzte gelegt wird. Die Idee, den
einsendenden Ärzten nicht nur Basisdiagnostik in den
Laborgemeinschaften, sondern auch spezialärztliche Laboranalytik
regional anbieten zu können, führt zur Gründung der
"Arbeitsgemeinschaft für Diagnostik und Rationalisierung". Zwei
Jahrzehnte später wird die LADR gegründet, um als Netzwerk aus
laborärztlichen Praxen gemeinsam neue technische Entwicklungen,
wissenschaftlich-medizinische Informationen, Leistungsverzeichnisse
und Fortbildungen zu erarbeiten und den Kollegen anzubieten.

1977 tritt Siegfried Kramers Sohn Detlef in die Geschäftsleitung ein,
der Senior zieht sich in den kommenden Jahren mehr und mehr aus dem
operativen Geschäft zurück. Detlef Kramer führte das Labor über 40
Jahre lang. In diese Zeit fielen zahlreiche wichtige strategische
Entscheidungen, die das Labor zukunftsfest aufstellten. Eine davon ist
die Gründung des Unternehmens Intermed im Jahr 1985, das sich u. a. um
Logistik und administrative Tätigkeiten kümmert und dies auch anderen
Fachlaboren anbietet. Welch ein Meilenstein die Gründung dieses
Unternehmens war, verdeutlicht sich u.a. an einer Zahl: Der Fahrdienst
der Firma, der Probenmaterial aus den Praxen in Labore transportiert,
fährt heute jeden Tag mehr als 25.000 Stopps im ganzen Bundesgebiet
an.

Eine weitere wichtige Entscheidung ist die Gründung der LADR Akademie
in 1997, die Fortbildungen auch für andere Fachgruppen anbietet und
auf mehr als 300 Veranstaltungen im Jahr kommt, oder die 2005 erfolgte
Gründung des Medizinischen Versorgungszentrums (MVZ).

Familientradition in dritter Generation

Inzwischen ist in Geesthacht die dritte Kramer-Generation in der
Geschäftsführung. Im früheren Büro seines Großvaters arbeitet heute
Prof. Jan Kramer. Er ist Facharzt für Innere Medizin und für
Labormedizin, trat 2012 in das Labor ein. Auch sein jüngerer Bruder
Dr. Tobias Kramer - er ist Facharzt für Hygiene und Infektiologe -
wird hinzukommen.

In Kramers Büro finden sich nicht nur frühere Möbel seines Großvaters
- er und sein Bruder legen auch beide Wert auf die "ärztliche
Philosophie", die ihr Großvater geprägt hat. Das schließt
wirtschaftliches Denken und Handeln keineswegs aus - weder in den
Nachkriegsjahren, noch heute. In den vergangenen Jahren wurden alle
Labore und die gesamte Infrastruktur modernisiert, um auf die
veränderten Anforderungen in der Labormedizin reagieren zu können.

Anfang Texteinschub

4,2 Mio. Patienten wurden im Jahr 2019 in den LADR Laboren in Geesthacht und in
Flintbek labormedizinisch versorgt.

Ende Texteinschub

"In der Labormedizin muss man ständig erneuern und bereit sein, zu
investieren", betont Prof. Jan Kramer auch im Gespräch mit dem
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt. Er war nach seiner Zeit als Arzt
in der Inneren Medizin am Universitätsklinikum in Lübeck in Geesthacht
zunächst "Assistent" der Geschäftsführung und konnte sich in Ruhe
einarbeiten. Von seinem Vater hat Jan Kramer u. a. gelernt, wie
wichtig Zusammenarbeit ist. "Labor muss man im Team machen", lautet
sein Credo. Gelegenheit zur Teamarbeit gibt es reichlich: Trotz aller
modernen Technik sind in Schleswig-Holstein heute in und um die LADR
mehr als 1.300 Mitarbeiter beschäftigt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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STATISTIK/135: "BfR-Corona-Monitor" - Das Risiko Coronavirus wird noch immer ernst genommen (BfR)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 29.05.2020

Das Risiko Coronavirus wird noch immer ernst genommen

"BfR-Corona-Monitor": Zwischenbilanz der Umfrage nach zehn Wochen zeigt
Trends in der Wahrnehmung der Pandemie



Am 27. März 2020 veröffentlichte das Bundesinstitut für Risikobewertung
(BfR) erstmals den "BfR-Corona-Monitor". Die regelmäßige Umfrage
dokumentiert, wie die Bevölkerung in Deutschland das Ausbruchsgeschehen
des neuartigen Coronavirus einschätzt und welche Befürchtungen die
Menschen dabei besonders umtreiben. "Auch nach mittlerweile zehn
Befragungen zeigt sich, dass die Gefahr durch Coronaviren noch immer als
bedrohlich empfunden wird", sagt BfR-Präsident Professor Dr. Dr. Andreas
Hensel. "Die Resonanz in den Medien belegt zudem, dass der
BfR-Corona-Monitor sich in den vergangenen Monaten als zuverlässiger Kompass erwiesen
hat, was die Risikowahrnehmung in Deutschland angeht."

Link zu den Ergebnissen: BfR-Corona-Monitor | 26. Mai 2020

https://www.bfr.bund.de/cm/343/200526-bfr-corona-monitor.pdf


Wichtige Trends in der Übersicht:

Die Rolle der Infektionsquellen

Von Beginn an zeigte sich klar, welche Quellen seitens der Bevölkerung als
Übertragungswege für das neuartige Coronavirus eingestuft werden.
Anfänglich 81 Prozent der Befragten, im Mittel 71 Prozent, sehen die Nähe
zu anderen Menschen als die wesentliche Infektionsquelle an. Auch
Türklinken (48 Prozent) und Bargeld (32 Prozent) bergen anscheinend für
viele ein vergleichsweise hohes Ansteckungsrisiko - aus wissenschaftlicher
Sicht sind diese Übertragungswege jedoch zu vernachlässigen. Die
Wahrscheinlichkeit einer Übertragung des Coronavirus durch Lebensmittel,
Haustiere oder Kleidung wird hingegen - im Einklang mit dem aktuellen
wissenschaftlichen Stand - als vergleichsweise niedrig eingeschätzt.

Schutz vor Corona

Als das Mittel der Wahl wurde vor allem das Meiden der Öffentlichkeit
genannt, um sich selbst oder die Familie zu schützen. Ein deutlicher
Aufwärtstrend zeigte sich für das Tragen von Schutzkleidung: Während zu
Beginn der Studie lediglich sechs Prozent der Befragten spontan angaben,
Masken oder Handschuhe anzulegen, beläuft sich der Anteil in der letzten
Erhebungswoche auf 34 Prozent. Im Mittel zwischen 20 und 25 Prozent gaben
im Verlauf der Studie jedoch an, dass sie keinerlei persönliche Maßnahmen
zum Schutz vor einer Infektion treffen.

Trotz der Tatsache, dass man dem Infektionsrisiko nicht schutzlos
ausgeliefert ist, sind sich fast 30 Prozent nicht sicher, ob sie sich
selbst vor einer Ansteckung schützen können. Der Anteil der Personen, die
große gesundheitliche Auswirkungen einer Coronavirus-Erkrankung auf ihre
Gesundheit befürchten, liegt im Mittel bei 31 Prozent, mit
zwischenzeitlich starken Schwankungen zwischen 25 und 40 Prozent.

Die vom Bund und den Ländern eingeleiteten Maßnahmen trafen mehrheitlich
auf Zustimmung, wenngleich diese über die Zeit teilweise deutlich
zurückgegangen ist. Vergleichsweise stabil hoch war die Akzeptanz von
eingeschränkten Reiseaktivitäten, abgesagten Veranstaltungen, begrenzten
Kundenzahlen in Geschäften sowie die Abstandregelung. Diese Maßnahmen
wurden zu allen Zeitpunkten von mindestens 80 Prozent der Befragten als
angemessen beurteilt. Dagegen ging im Verlauf der Umfrage die positive
Einschätzung von Kontaktbeschränkungen, dem Schließen von
Kultureinrichtungen, von Einschränkungen in Schulen und Kitas sowie von
Grenzkontrollen deutlich zurück.

Unterschiede zwischen Alt und Jung

Nehmen Jüngere die Pandemie anders wahr als Ältere? Auch dieser Frage ging
der BfR-Corona-Monitor nach. Das Ergebnis: Personen ab 60 Jahren geben
häufiger als solche unter 40 an, dass sie die möglichen Auswirkungen einer
Corona-Infektion auf ihre Gesundheit als groß empfinden. Gleichzeitig sind
bei Befragten ab 60 Jahren die Sorgen um die gesundheitlichen Auswirkungen
durch das Coronavirus ausgeprägter als bei den jüngeren, bei denen
diesbezüglich häufig die Sorgen um die wirtschaftlichen Auswirkungen
überwiegen.

Die Bedeutung der Medien

Über alle Befragungswochen hinweg waren die bevorzugten
Informationsquellen zum Corona-Ausbruchsgeschehen stets Fernsehen und
Internet. Printmedien und Radio erwiesen sich als eher zweitrangig. Ein
Altersunterschied wird auch hier deutlich: Personen ab 60 Jahren
informieren sich zu diesem Thema vor allem über das Fernsehen. In den
jüngeren Altersgruppen spielt diesbezüglich hingegen zusätzlich das
Internet eine zentrale Rolle. Mit im Mittel 59 Prozent hält die Mehrheit
die Medienberichterstattung insgesamt für angemessen, immerhin 37 Prozent
finden sie übertrieben.

Wie geht's weiter?

Der BfR-Corona-Monitor wird fortgesetzt. Ab dem 11. Juni 2020 erfolgt die
Befragung alle zwei Wochen. Die Ergebnisse werden auf der BfR-Webseite
veröffentlicht. Wesentliche Änderung: Um die Genauigkeit weiter zu
erhöhen, wird die Anzahl der Befragten um 500 auf 1.000 Personen erhöht.

Das BfR aktualisiert ständig seine FAQs zum Thema Coronavirus

(https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende_uebertragen_werden_-244062.html).


Über den BfR-Corona-Monitor

Der BfR-Corona-Monitor ist eine wiederkehrende (mehrwellige)
repräsentative Befragung zur Risikowahrnehmung der Bevölkerung in
Deutschland gegenüber dem neuartigen Coronavirus. Seit dem 24. März 2020
werden dazu jeden Dienstag rund 500 zufällig ausgewählte Personen per
Telefon unter anderem zu ihrer Einschätzung des Ansteckungsrisikos und zu
den von ihnen getroffenen Schutzmaßnahmen befragt. Eine Zusammenfassung
der Daten wird regelmäßig auf der Homepage des Bundesinstituts für
Risikobewertung veröffentlicht. Mehr Informationen zur Methode und
Stichprobe finden sich in den Veröffentlichungen zum BfR-Corona-Monitor.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 29.05.2020
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INTERNATIONAL/056: GAVI-Geberkonferenz - Ärzte ohne Grenzen fordert Covid-19-Impfstoffe zum Selbstkostenpreis (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 3. Juni 2020

GAVI-Geberkonferenz: Ärzte ohne Grenzen fordert Covid-19-Impfstoffe zum Selbstkostenpreis



Genf/Berlin, 3. Juni 2020. Die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen
fordert die Staaten bei der Geberkonferenz für die Impfstoffallianz
GAVI am Donnerstag auf, von den Pharmafirmen den Verkauf künftiger
Covid-19-Impfstoffe zum Selbstkostenpreis zu verlangen. Bei der
Konferenz wird ein Fonds zur Ausweitung von Produktionskapazitäten für
künftige Impfstoffe und zur Beschaffung für ärmere Länder ins Leben
gerufen.

"Bundeskanzlerin Angela Merkel und andere Staats- und Regierungschefs
haben einen Impfstoff gegen Covid-19 richtigerweise als
gemeinschaftliches globales Gut bezeichnet. Doch wir fürchten, dass er
trotz Milliarden öffentlicher Förderung doch nicht für alle
gleichermaßen zugänglich sein wird", sagt Marco Alves von der
Medikamentenkampagne von Ärzte ohne Grenzen in Deutschland. "Unsere
Erfahrungen mit einem GAVI-Fonds für einen Impfstoff gegen
Lungenentzündung zeigt: Zwar gibt es Subventionen für einige sehr arme
Länder, aber viele andere werden weiterhin der Willkür des Marktes
überlassen. Einige Länder haben wegen des hohen Preises nicht
ausreichend Impfstoffe beziehen können. Das darf sich bei Covid-19
nicht wiederholen. Es muss bezahlbare Preise für alle und einen
objektiven und fairen globalen Verteilmechanismus geben, an den sich
alle Regierungen und GAVI selbst halten."

Regierungen und Großspender haben Pharmafirmen bisher mehr als 4,4
Milliarden US-Dollar für die Forschung und die Entwicklung von
Covid-19-Impfstoffen zur Verfügung gestellt. Im Großen und Ganzen
wurden jedoch keine Regelungen für den Zugang oder die Bezahlbarkeit
dieser Impfstoffe als Vorbedingung für eine solche Finanzierung
festgelegt.

"Die Regierungen und GAVI müssen von den Pharmaunternehmen verlangen,
offenzulegen, wie viel die Herstellung potenzieller
Covid-19-Impfstoffe tatsächlich kostet", sagt Kate Elder, Impfexpertin
der Medikamentenkampagne von Ärzte ohne Grenzen. "Alle scheinen sich
darin einig zu sein, dass wir hier nicht nach dem
Business-as-usual-Prinzip vorgehen können, bei dem der Meistbietende
seine Bevölkerung zuerst vor dieser Krankheit schützt, während der
Rest der Welt leer ausgeht."

2009 hatten GAVI, die Gates-Stiftung, die Weltbank und andere Akteure
einen Fonds zur Beschaffung von Impfstoffen gegen Pneumokokken
eingerichtet, die Lungenentzündung verursachen. Dieser Fonds krankte
daran, dass Pharmaunternehmen einen relativ hohen Preis für den
Impfstoff verlangten: Regierungen, die die Kosten für den Impfstoff
selbst bezahlen mussten, bekamen diesen langfristig nur zu sehr hohen
Preisen. Trotz einer Subvention in Höhe von 1,5 Milliarden US-Dollar,
die größtenteils an Pfizer und GlaxoSmithKline ausgezahlt wurde, um
ausreichende Impfstoffmengen für Entwicklungsländer sicherzustellen,
kam es zu Versorgungsengpässen. Humanitäre Organisationen wie Ärzte
ohne Grenzen waren von dem Mechanismus ausgeschlossen. Dies führte
dazu, dass Ärzte ohne Grenzen bis 2017 keinen Zugang zu
Pneumokokken-Impfstoffen zum von Gavi ausgehandelten Preis erhielt.
Weil zu Beginn nicht der Selbstkostenpreis festgesetzt worden war,
hatte GAVI später kaum noch Möglichkeiten, niedrigere Preise
auszuhandeln.


Ärzte ohne Grenzen leistet als medizinische Hilfsorganisation
Nothilfe, wenn in Kriegsgebieten oder nach Naturkatastrophen das Leben
vieler Menschen bedroht ist. Zu den Prinzipien gehört, allen Opfern
Hilfe zu gewähren, ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen und religiösen Überzeugungen. 2018 umfasste unsere
medizinische Nothilfe beispielswiese mehr als 11,2 Millionen ambulante
Konsultationen, über 758.000 Patienten und Patientinnen wurden
stationär aufgenommen und 309.500 Frauen bei der Geburt unterstützt.
Wir haben im Jahr 2018 u.a. mehr als 74.000 schwer mangelernährte
Kinder behandelt und 404.000 psychologische Einzelkonsultationen
abgehalten. Ärzte ohne Grenzen ist eine unabhängige, neutrale und
unparteiliche Hilfsorganisation und arbeitet frei von bürokratischen
Zwängen. Um die Unabhängigkeit unserer medizinischen Nothilfe zu
bewahren, finanziert sich Ärzte ohne Grenzen überwiegend aus privaten
Spenden. Zu unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gehören Ärzte
und Pflegekräfte, aber auch Vertreter zahlreicher anderer Berufe. Als
medizinische Hilfsorganisation leisten wir in rund 70 Ländern
Nothilfe.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 3. Juni 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org
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STELLUNGNAHME/285: Ärzteschaft in Baden-Württemberg begrüßt Maskenpflicht - Schutz der Patienten oberstes Gebot (ÄKBW)


Landesärztekammer Baden-Württemberg - 2. Juni 2020

Schutz der Patienten oberstes Gebot ärztlichen Handelns

Ärzteschaft im Land begrüßt Maskenpflicht in den Praxen der Ärzte und Psychotherapeuten



Die Ärzteschaft im Land begrüßt die neue Corona-Verordnung der Landes,
mit der die Regeln für das Tragen von Masken in den Praxen der Ärzte
und Psychotherrapeuten präzisiert werden. Danach sind Patienten und
ihre Begleitung, Ärzte, Psychotherapeuten und Medizinisches
Fachpersonal verpflichtet, in den Praxen einen geeigneten
Mund-Nasen-Schutz zu tragen.

Für den Präsidenten der Landesärztekammer Baden-Württemberg, Dr.
Wolfgang Miller, ist klar, dass in einer Praxis ebenso wie im
Krankenhaus und überall dort, wo Patienten untersucht und behandelt
werden, derzeit nicht auf eine Maske verzichtet werden kann:
"Grundlage ärztlichen Handelns ist schon immer der Schutz des
Patienten. Auch wenn die Infektionszahlen aktuell erfreulicherweise
niedrig sind und Einschränkungen gelockert werden, ist die Pandemie
noch lange nicht vorbei. Nach wie vor infizieren sich Menschen, und es
gibt immer noch Patienten, die an Corona schwer erkranken oder gar
sterben." Der Vorstandsvorsitzende der Kassenärztlichen Vereinigung
Baden-Württemberg, Dr. Norbert Metke, ergänzt: "In einer Praxis, in
der sich kranke Menschen aufhalten, müssen besondere Schutzmaßnahmen
gelten. Wenn sogar in Frisiersalons und Einzelhandelsgeschäften die
Besucher und die Beschäftigten eine Maske tragen müssen, muss das
gerade auch für die Arztpraxen gelten."

Die Verordnung sieht für die Patienten beim Besuch einer Arztpraxis
zumindest eine einfache Mund-Nasenbedeckung, also die Alltagsmaske
vor. Bei der unmittelbaren Behandlung der Patienten ist für Arzt und
medizinisches Personal ein sog. medizinischer Mund-Nasenschutz oder
eine darüber hinausgehende Schutzausrüstung erforderlich. Auch
medizinisch notwendige Ausnahmen sind geregelt. Die neuen Vorschriften
traten am 30. Mai 2020 in Kraft und gelten zunächst für die Dauer der
Corona-Verordnung des Landes, voraussichtlich bis zum 31. August 2020.

 * 
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DEPRESSION/208: Studie - Symptombelastung bei Depressivität verfünffacht während Corona-Kontaktbeschränkungen (idw)


PFH Private Hochschule Göttingen - 02.06.2020

Studie an der PFH Göttingen: 

Symptombelastung bei Depressivität verfünffacht während Corona-Kontaktbeschränkungen



Die Maßnahmen zur Beschränkung des gesellschaftlichen Lebens während der
COVID-19-Pandemie haben bei Depressivität die schweren Symptombelastungen
verfünffacht. Darauf weisen die vorläufigen Ergebnisse eines neuen
internationalen Forschungsprojekts der PFH Private Hochschule Göttingen
unter Leitung von Prof. Dr. Youssef Shiban hin.

"Aktuelle empirische Untersuchungen zeigen, dass Quarantänemaßnahmen von
psychologischen Auffälligkeiten wie Depressivität und Stressreaktionen
begleitet werden können. Die zur Eindämmung von Covid-19 eingeführten
Maßnahmen könnten somit mit erheblichen Auswirkungen auf das psychische
Wohlbefinden verbunden sein, die höchstwahrscheinlich weit über die akute
Krise hinweg bestehen bleiben werden", erklärt Dr. Youssef Shiban,
Professor für Klinische Psychologie an der PFH. Ein internationales
Forscherteam unter seiner Leitung untersucht deshalb die Auswirkungen der
Beschränkungsmaßnahmen. "Ziel unserer Studie ist es, das Befinden der
Bevölkerung während der Einschnitte durch die Covid-19-Pandemie in das
gesellschaftliche Leben zu dokumentieren, die belastenden Faktoren zu
untersuchen sowie den Einfluss von Resilienzfaktoren, wie z. B.
hilfreichen Emotionsregulationsstrategien zu erforschen", sagt Shiban.

Bedeutender Anstieg der Symptombelastung

Bis dato nahmen rund 2.000 Personen an dem Test teil. Eine erste Analyse
der erhobenen Daten lässt bereits einen deutlichen Trend erkennen: Im
Vergleich zu einer Normierungsstichprobe ergaben sich deutliche
Veränderungen bei der Symptombelastung der befragten Personen.
Insbesondere für die Depressivität ist in den vorläufigen Daten ein
deutlicher Unterschied im Vergleich mit den Stichproben zu finden, die zur
vor der Pandemie zu Normierung der Fragebögen herangezogen wurden, zu
erkennen. Es ergibt sich eine Verfünffachung des Anteils an schwerer
Symptombelastung im Vergleich zur Norm. Ein ähnlicher Trend zeichnet sich
auch für die anderen erhobenen Störungen ab. So ist bei Essstörungen ein
deutlicher Zuwachs bei einer mittleren und schweren Symptombelastung zu
erkennen.

"Zu Beginn der Pandemie haben wir mit einem Anstieg psychischer Belastung
durch die Beschränkungsmaßnahmen gerechnet. Jetzt deutet sich an, dass
diese erheblich sein könnten. Zur Einordnung kann man auf die Datenlage zu
dem SARS-Ausbruch 2003 in Kanada schauen. In einer Studie von Hawryluck et
al. (2004) zeigten sich bei 30 Prozent der von Quarantäne-Maßnahmen
betroffenen Studien-Teilnehmer Symptome von Depressionen und
posttraumatischen Belastungsstörungen", so Shiban.

Internationales Forscherteam

Die Studie führt sowohl einen innerdeutschen Vergleich zwischen den
verschiedenen Bundesländern als auch einen internationalen Vergleich mit
den Ländern Kanada und Norwegen durch. Es bestehen Kooperationen mit der
Universität Regensburg (Deutschland), der Inland Norway University of
Applied Sciences (Norwegen) und der Carleton University (Kanada). Das
Projekt wird im Rahmen des vom norwegischen Forschungsrat initiierten
"BEDREHELSE"-Programms gefördert. Das internationale Forscherteam um
Shiban erhebt Daten, die die Grundlage für weitere quantitative und
qualitative Untersuchungen bilden sollen. Dabei werden belastende und
schützende Faktoren herausgearbeitet, um psychologische
Handlungsstrategien für den Umgang mit der Pandemie abzuleiten.

"Da es sich um eine laufende Studie und somit um vorläufige Daten handelt,
sind die Ergebnisse vorerst als Trend zu interpretieren. Wir streben eine
baldige Veröffentlichung der Ergebnisse an, um Entscheidungsträgern einen
frühestmöglichen Datenzugriff und auf deren Basis die Entwicklung
geeigneter Strategien zu ermöglichen", sagt Shiban.

Dr. Dipl.-Psych. Youssef Shiban ist Professor für Klinische Psychologie an
der PFH Private Hochschule Göttingen. Er forscht zu Methoden der
Konfrontationstherapie zur Bewältigung von Angststörungen. Zentraler
Forschungsschwerpunkt von Shiban ist der Einsatz von Virtual Reality in
der Therapie von Angststörungen. In der therapeutischen Arbeit befasst er
sich unter anderem mit der Behandlung von Traumafolgestörungen, mit einem
Fokus auf Kriegstraumata bei Geflüchteten.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80057

Neues internationales Forschungsprojekt an der PFH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1278
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INFEKTION/1875: Studie - Corona ... Hohes Risiko für Geflüchtete in Sammelunterkünften (idw)


Universität Bielefeld - 29.05.2020

Corona: Hohes Risiko für Geflüchtete in Sammelunterkünften

Bielefelder Forschende und Kompetenznetz Covid-19 veröffentlichen Studie



Sammelunterkünfte für Asylbewerber*innen sind besonders gefährdet, zu
Hotspots für Corona-Infektionen zu werden. Das ist das Ergebnis einer
Studie unter Leitung des Epidemiologen Professor Dr. med. Kayvan
Bozorgmehr von der Universität Bielefeld. Das Studienteam setzt sich aus
Wissenschaftler*innen des Kompetenznetzes Public Health Covid-19 zusammen.
Sie haben Infektionsdaten aus 42 Sammelunterkünften in elf Bundesländern
zusammengestellt und analysiert. Wird in einer Unterkunft eine
Corona-Infektion festgestellt, ergibt sich laut den Forschenden für alle anderen
Bewohner*innen ein Ansteckungsrisiko von 17 Prozent.

In der vergangenen Woche hatten Medien bundesweit vorab über vorläufige
Ergebnisse der Studie berichtet.

Ausgewertet wurden öffentlich verfügbare Daten aus elf Bundesländern und
42 Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete.
Die Forschenden untersuchten, wie hoch das Risiko von Bewohner*innen ist,
positiv getestet zu werden, sobald ein erster Fall einer Corona-Infektion
in ihrer Sammelunterkunft nachgewiesen wurde. Dabei zeigte sich: In den
betroffenen Sammelunterkünften wurden von den 9.785 Geflüchteten insgesamt
1.769 Personen positiv auf das Coronavirus getestet. Statistisch
ermittelten die Forscher*innen für die Sammelunterkünfte, in denen ein
Infektionsfall festgestellt wurde, ein Ansteckungsrisiko von 17 Prozent
für alle anderen Bewohner*innen der berücksichtigten Unterkünfte.

"Diese Ergebnisse lassen sich nicht auf alle Geflüchteten übertragen, da
wir nur Sammelunterkünfte untersucht haben, in denen mindestens ein Fall
auftrat", sagt Kayvan Bozorgmehr, Professor für Public Health und Leiter
der Arbeitsgruppe Bevölkerungsmedizin und Versorgungsforschung der
Fakultät für Gesundheitswissenschaften der Universität Bielefeld. "Unsere
Erhebung zeigt jedoch deutlich: Wenn sich in einer Sammelunterkunft eine
Sars-CoV-2-Infektion bestätigt, dann ist das Risiko einer Infektion für
alle anderen Menschen in dem Heim ebenfalls hoch und liegt bei etwa 17
Prozent. In Einzelfällen lag das Risiko in Einrichtungen noch weit höher."
Vergleichbar sei diese Zahl mit dem Ausbreitungsrisiko auf
Kreuzfahrtschiffen, so Bozorgmehr weiter.

Die Ursache sei die große räumliche Nähe der Menschen in den
Sammelunterkünften, sagt Oliver Razum, Co-Autor der Studie und Leiter der
Arbeitsgruppe Epidemiologie & International Public Health der Fakultät für
Gesundheitswissenschaften. "Die beengten Verhältnisse begünstigen eine
rasche Ausbreitung." Hinzu komme, dass sich viele Personen wenige Küchen,
Toiletten und Duschen teilen müssten, so Razum. Zur Prävention empfehlen
die Wissenschaftler*innen eine dezentrale Unterbringung. In zentralen
Aufnahmeeinrichtungen sollte die Unterbringung zumindest in Einzelzimmern
oder in kleinen Wohneinheiten organisiert werden. Dies sei auch im
Interesse der öffentlichen Gesundheit, um eine rasche Ausbreitung des
Virus bei Auftreten in Sammelunterkünften zu verhindern.

Die Wissenschaftler*innen untersuchten auch, welche Maßnahmen angeordnet
wurden, um die Ausbreitung in den Heimen einzudämmen. In den meisten
betroffenen Einrichtungen (71 Prozent) wurde eine Kollektivquarantäne
eingeleitet. Das bedeutet: Für alle 7.295 Bewohner*innen dieser
Einrichtungen wurden Kontakt- und Ausgangssperren verhängt, auch wenn sie
nicht selbst positiv getestet oder wenn sie in engem Kontakt zu Personen
standen, die positiv getestet wurden. "Im Vergleich zu einem Vorgehen, bei
dem lediglich bestätigte Infizierte isoliert wurden und enge
Kontaktpersonen in Quarantäne kamen, hatte die pauschale Quarantäne aller
Bewohner*innen jedoch keinen messbaren Vorteil - das Ausbreitungsrisiko
blieb gleich", sagt Kayvan Bozorgmehr. Auch ein Nutzen für die umliegende
Bevölkerung sei bisher nicht belegt, so die Wissenschaftler*innen in ihrer
Studie. Auch sei eine Kollektivquarantäne ethisch und rechtlich
bedenklich, weil sie Betroffene psychosozial stark belaste.

Als ein Fazit ihrer Studie raten die Wissenschaftler*innen
Verantwortlichen in Politik und Behörden, bundesweite Empfehlungen zu
entwickeln, um die Prävention und Eindämmung von Sars-CoV-2 in
Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften zu vereinheitlichen
und zu verbessern.

Die Daten der Studie stammen aus öffentlichen Berichten von Medien sowie
Meldungen zuständiger Bundesländer und Landkreise. Die Studie entstand auf
Initiative von Bozorgmehrs Arbeitsgruppe und des Kompetenznetzes Public
Health Covid-19. Um die wissenschaftliche Qualität der Studie
sicherzustellen, hat sie ein internes Begutachtungsverfahren (Peer-Review)
durchlaufen. Dabei prüften sechs Wissenschaftler*innen, die nicht an der
Studie beteiligt waren, die Daten und die Auswertung.


Originalpublikation:

Bozorgmehr K, Hintermeier M, Razum O, Mohsenpour A, Biddle L,
Oertelt-Prigione S, Spallek J, Tallarek M, Jahn R: 

SARS-CoV-2 in Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete:
Epidemiologische und normativ-rechtliche Aspekte.

https://doi.org/10.4119/unibi/2943665, erschienen am 29. Mai 2020.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.thieme-connect.com/products/ejournals/pdf/10.1055/a-1154-5063.pdf 

(Diskussionsbeitrag von Oliver Razum, Kayvan Bozorgmehr und weiterer Epidemiolog*innen zu Covid-19 in Flüchtlingsunterkünften)

https://uni-bielefeld.de/(en)/gesundhw/ag2/covid19.html 

(Forschung der Arbeitsgruppe "Bevölkerungsmedizin und Versorgungsforschung" zur Corona-Pandemie)

https://www.public-health-covid19.de 

(Website des Kompetenznetzes Public Health Covid-19)
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PARKINSON/187: Neue Studie zur tiefen Hirnstimulation (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 29.05.2020

Neue Studie zur tiefen Hirnstimulation bei Parkinson-Erkrankung als Meilenstein der Therapie



Mehrere Studien haben bereits einen Effekt der tiefen Hirnstimulation bei
Parkinson-Patienten nachgewiesen, verglichen wurde das interventionelle
Verfahren allerdings immer mit der bestmöglichen medikamentösen Therapie,
so dass Placeboeffekte nie eingeschätzt werden konnten. Eine aktuelle
Studie [1] verglich nun erstmals die tiefe Hirnstimulation mit einer
Schein-Stimulation. Im Ergebnis profitierten die Patienten klar von der
"echten" Therapie, sie hatten mehr tägliche symptomfreie Zeit und eine
deutlich höhere Lebensqualität.

Die tiefe Hirnstimulation ("deep brain stimulation"/DBS) mit
stereotaktischer Implantation von Elektroden stellt seit Jahren eine
etablierte Behandlung der Parkinson-Erkrankung dar, da sie die motorischen
Symptome der Erkrankung verbessern kann. Stimuliert wird dabei ein
Kerngebiet im Zwischenhirn, der sogenannte Nucleus subthalamicus. Schon
zuvor war über Therapieerfolge des Verfahrens berichtet worden, allerdings
wurde der innovative Behandlungsansatz bislang nur mit der medikamentösen
Therapie verglichen. "Dadurch ließ sich der Placeboeffekt nie abschätzen,
da die Patienten natürlich wussten, ob sie das interventionelle Verfahren
erhalten hatten oder nicht", kommentiert Professor Dr. Hans-Christoph
Diener, Essen, Pressesprecher der DGN.

Die aktuell veröffentlichte INTREPID-Studie [1] ist die erste doppelblind
randomisierte, Sham-kontrollierte Studie. Die Studie wurde an 23
Behandlungszentren der USA durchgeführt und schloss im Zeitraum 2013-2017
insgesamt 313 Parkinson-Patienten zwischen 22 und 75 Jahren ein, deren
Erkrankungsdauer mindestens fünf Jahre betrug und die seit mindestens 28
Tagen eine stabile medikamentöse Parkinsontherapie erhielten. Eingesetzt
wurde die neuere MICC-Technologie ("multiple independent contact
current-controlled"), mit der die Stromstöße kontrollierter appliziert werden
können als mit der herkömmlichen Methode. Allen Teilnehmern wurden
beidseitig DBS-Elektroden in den Nucleus subthalamicus implantiert. Es
wurden zwei Gruppen computergestützt randomisiert. Die elektrische
Stimulation erfolgte über drei Monate entweder aktiv mit therapeutischer
Dosierung der Stromdosis (Verumgruppe) oder mit einer subtherapeutischen
Stimulationsdosis (Sham-/Kontrollgruppe). Nur der Programmierer wusste,
mit welcher Stärke ein Patient stimuliert wurde. Das primäre Outcome war
der Unterschied der täglichen Symptomkontrolle ohne störende Dyskinesien
zwischen den Gruppen (mittlere Veränderung vom Ausgangsbefund bis nach
drei Monaten, ohne dass eine Dosisanhebung der Medikamente notwendig
wurde. Nach den drei Monaten begann die fünfjährige Studienphase, in der
alle Patienten eine Stimulation im therapeutischen Bereich erhalten.

Die nun vorliegende Zwischenanalyse basiert auf den ersten 160
randomisierten Patienten nach insgesamt einem Jahr. 121/160 Patienten
(76%) waren in der aktiven- und 39/160 (24%) in der Kontrollgruppe
(Verhältnis 3:1). Nach der dreimonatigen Verblindungsphase war der
Unterschied hinsichtlich der Symptomkontrolle (gemessen in Stunden der
sogenannten "On-Phasen" mit guter Symptomkontrolle gegenüber "Off-Phasen"
mit starken Symptomen, gemäß Patiententagebuch) signifikant: Er betrug in
der Verumgruppe im Vergleich zur Kontrollgruppe mehr als drei Stunden
täglich (p<0,0001). "Dieser Unterschied ist für die Lebensqualität der
Betroffenen sehr bedeutsam. Es macht viel aus, ob ich pro Tag drei 'gute'
Stunden ohne ausgeprägte Parkinsonsymptome mehr oder weniger habe. Die
Wirksamkeit des Verfahrens ist also als sehr hoch einzustufen", so
erklärte Prof. Dr. Günther Deuschl, Seniorprofessor an der
Christian-Albrecht-Universität zu Kiel, der in Deutschland als einer der führenden
Experten der Tiefenhirnstimulation bei M. Parkinson gilt.

Die Studie erbrachte auch keine neuen Sicherheitssignale. Es kam in den
drei Monaten bei 20 Patienten (=13%) zu 26 schwereren unerwünschten
Ereignissen, 18 in der aktiven und acht in der Kontrollgruppe - was in
etwa dem 3:1-Verhältnis der Randomisierung entsprach. Am häufigsten waren
dabei Hämatome, Wundheilungsstörungen bzw. Infektionen. Es gab einen
Todesfall unter den 196 Patienten vor der Randomisierung, der aber nicht
mit der Behandlung im Zusammenhang stand. Durch die Stimulation selbst gab
es keine schweren unerwünschten Ereignisse.

"Die Studie zur subthalamischen DBS mittels der MICC-Technologie ist die
erste DBS-Studie, die doppelblind und Sham-kontrolliert durchgeführt
wurde. Sie liefert somit erstmals Daten der Evidenzklasse 1 zur Sicherheit
und klinischen Wirksamkeit der subthalamischen DBS bei der Behandlung
motorischer Parkinson-Symptome", kommentiert Prof. Deuschl. "Die Patienten
zeigten einen deutlichen Nutzen dieser Therapie hinsichtlich der
Verbesserung der Parkinson-spezifischen Bewegungsstörungen und der
Lebensqualität. Die Studie stellt somit einen Meilenstein dar und wird
dazu beitragen, die tiefe Hirnstimulation weltweit weiter zu etablieren."

Wichtig sei nun, die 5-Jahres-Ergebnisse abzuwarten und den Langzeiteffekt
zu evaluieren. Weitere Studien sind darüber hinaus wichtig, um den Effekt
und die Sicherheit verschiedener Stromstärken zur Stimulation zu
untersuchen.


Literatur

[1] Vitek JL, Jain R, Chen L et al. 

Subthalamic nucleus deep brain
stimulation with a multiple independent constant current-controlled device
in Parkinson's disease (INTREPID): a multicentre, double-blind,
randomised, sham-controlled study. 

Lancet Neurol 2020; 19: 491-501
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STUDIE/672: Corona - Schulschließungen belasten Mütter besonders (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 4. Juni 2020

Corona: Schulschließungen belasten Mütter besonders

- Studie der DAK-Gesundheit untersucht Homeschooling-Folgen

- Sorgen, Stress und Streit in vielen Familien

- Große Mehrheit der Eltern befürwortet schrittweise Schulöffnung



Sorgen, Stress und Streit: Die aktuellen Schulschließungen durch die
Corona-Pandemie sorgen in Familien für verstärkten Druck. Etwa 90
Prozent der Eltern sind wegen der Auswirkungen der Krise besorgt. Fast
jedes zweite Elternteil ist oft oder sehr oft gestresst. In jeder
vierten Familie gibt es Streit. Insgesamt sind die Mütter mehr
belastet als die Väter. Vor allem jüngere Schülerinnen und Schüler
leiden unter dem ausschließlichen Lernen zu Hause. Das zeigt die
bundesweite Befragung "Homeschooling in Corona-Zeiten" der
DAK-Gesundheit. Die repräsentative Erhebung der Krankenkasse ist die
erste Studie zur Auswirkung des schulischen Lockdowns und wurde vom
Forsa-Institut durchgeführt. Nach der Umfrage befürwortet mit 81
Prozent eine große Mehrheit der befragten Eltern eine schrittweise
Wiedereröffnung der Schulen. Bei den Kindern sind es 62 Prozent.

"Unsere Studie zeigt sehr hohe Belastungen der Eltern", sagt Andreas
Storm, Vorstandschef der DAK-Gesundheit. "Bei der wichtigen Diskussion
um die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise müssen wir auch bei
der Bildung das Wohl und die Gesundheit der Familien im Blick haben.
Mütter, Väter und Kinder brauchen angemessene Hilfen und
Unterstützung. Wir müssen jetzt die Zeit nutzen, um die Möglichkeiten
des Homeschooling zu verbessern. Der Kontakt zwischen Schule und
Elternhaus muss gestärkt werden." Für die aktuelle DAK-Studie wurden
im Mai 1.005 Erwachsene und jeweils ein zugehöriges Kind im Alter von
zehn bis 17 Jahren befragt.

Etwa die Hälfte der Eltern fühlt sich während der Schulschließung fast
täglich erschöpft. Jeweils etwa drei von zehn Befragten berichten von
psychosomatischen Beschwerden wie Schlafproblemen oder Schmerzen.
Mütter berichten häufiger von fast täglichen Bauch-, Rücken- oder
Kopfschmerzen. Auch von Traurigkeit sind sie in der Zeit des Lockdowns
stärker betroffen als Väter.

Laut Befragung ist das Homeschooling vor allem für jüngere Kinder
emotional schwierig. Vier von zehn Elternteilen nehmen bei ihren
Zehn- bis Zwölfjährigen ein verringertes Wohlbefinden wahr. 37 Prozent
der jüngeren Kinder berichten selbst von häufigen Stresserfahrungen
und 27 Prozent von Traurigkeit. Die Jüngsten in der Befragung erleben
am meisten Streit. So geben es auch die Eltern an: Je jünger die
Kinder, desto häufiger kommt es im Lockdown zu Konflikten in der
Familie. Zudem fehlt den Jüngsten besonders der Kontakt und Austausch
mit Gleichaltrigen, Freundinnen und Freunden.

Der Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte sieht sich durch die
aktuellen Umfrageergebnisse bestätigt. "Häufiger Streit in den
Familien macht uns Pädiater hellhörig. Wir sind stark auf das
Kindeswohl fokussiert und erleben in unseren Praxen täglich, wie sehr
gerade jüngere Kinder unter innerfamiliären Streitigkeiten leiden",
sagt Präsident Dr. Thomas Fischbach. "Die Studie der DAK-Gesundheit
ist in der aktuellen politischen Diskussion sehr hilfreich. Man kann
nicht einfach folgenlos die Schule ins Wohnzimmer holen!" Es sei ein
wichtiges Ergebnis, dass die große Mehrheit der Eltern eine
schrittweise Wiedereröffnung der Schulen befürworte.

In allen drei befragten Altersgruppen der Kinder gibt es einen Anteil
von Jungen und Mädchen, denen das Homeschooling anscheinend nichts
ausmacht. Bei den 16- bis 17-Jährigen ist dieser Anteil am größten: 37
Prozent der ältesten Kinder geben in der Befragung an, dass sie sich
während der Schulschließungen besser fühlen als zu normalen
Schulzeiten. Aber auch unter den Ältesten berichten 28 Prozent von
einem schlechteren Wohlbefinden. Ein Viertel der 16- bis 17-Jährigen
fühlt sich während der Schulschließungen erschöpft und müde. Über alle
Altersgruppen hinweg meldet jedes dritte Kind psychosomatische
Beschwerden: 22 Prozent Schlafprobleme mindestens mehrere Male pro
Woche und 11 Prozent Bauch-, Rücken- oder Kopfschmerzen.

"Die Studienergebnisse überraschen uns, da die corona-bedingten
Schulschließungen den Kindern und Jugendlichen einen eher
entschleunigten Alltag beschert haben. Sport-, Musik- und andere
Veranstaltungen mit festen Terminen fanden nicht statt", sagt
Professor Dr. Reiner Hanewinkel vom Institut für Therapie- und
Gesundheitsforschung in Kiel. Das IFT-Nord untersucht mit dem
DAK-Präventionsradar seit vier Jahren in jährlichem Abstand die
Kinder- und Jugendgesundheit in deutschen Klassenzimmern. "Durch den
Lockdown müssten Stressquellen, die die Schüler sonst haben, minimiert
sein. Es ist erstaunlich, dass trotzdem relativ viele Kinder von
körperlichen Beschwerden berichten."

Beim Lernen zu Hause zeigt sich in der Studie kein eindeutiges
Meinungsbild. Die eine Hälfte der befragten Jungen und Mädchen ist
durchaus einverstanden damit, zu Hause selbst zu lernen, die andere
eher nicht. Vier von zehn Kindern kritisieren die Lernmaterialien. Bei
der Begleitung des Homeschooling bekommen die Eltern von den
Schülerinnen und Schülern deutlich bessere Noten als die Lehrkräfte.
Mit der Unterstützung durch Mütter und Väter sind mehr Kinder
hochzufrieden als mit der durch Lehrerinnen und Lehrer. Bei den Eltern
ist das Meinungsbild zum Lernen zu Hause ähnlich gespalten: Etwas über
die Hälfte ist beispielsweise sehr oder eher zufrieden, wie die
Lehrkräfte ihr Kind unterstützten, während 43 Prozent sich deutlich
mehr Unterstützung im Homeschooling gewünscht hätten.

 * 

Als drittgrößte Krankenkasse Deutschlands mit 5,6 Millionen
Versicherten untersucht die DAK-Gesundheit in Studien und Umfragen
regelmäßig die Kinder- und Jugendgesundheit. So beleuchtet zum
Beispiel der DAK-Präventionsradar des IFT-Nord jährlich das
Wohlbefinden und das Gesundheitsverhalten von Schülerinnen und
Schülern. Mehr Informationen im Netz unter: www.dak.de/forschung

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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LABEL/5234: Sony Music Press Relations Newsletter - KW23/2020 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW23/2020

München, 5. Juni 2020



Sie weiß, was Phase ist - Marie Reim veröffentlicht am 12. Juni
ihr Debütalbum "14 Phasen"

Die Liebe ist voller Überraschungen. Manchmal "trifft sie unser Herz
wie ein Pfeil". Manchmal "setzt sie uns die rosarote Brille auf" und
manchmal müssen wir schmerzlich feststellen, dass wir mit unserem
Lieblingsmenschen "schon lang' nicht mehr im Takt tanzen". All diese
emotionalen Erkenntnisse vermittelt Marie Reim auf ihrem
facettenreichen Debütalbum (VÖ: 12.06.) durch 14 neue Songs, die dem
Albumtitel entsprechend für "14 Phasen" einer Liebesbeziehung stehen.

Marie Reim zeichnet mit ihrem Album das Bild einer jungen, modernen
und selbstbewussten Frau, die das Zepter des Handelns sicher in den
eigenen Händen hält. Etwa in ihrer ersten Singleauskopplung "SOS", in
der sie sich mit den Worten "Ich schick ein SOS, an mich als SMS,
'Nicht verlieben!'" selbst vor überstürzten Entscheidungen warnt.
Über eine Million Videoklicks und eine halbe Million Streams, in nur
drei Monaten zeigen, dass die Tochter von Matthias Reim und Michelle
mit diesem Song vielen Menschen aus der Seele und zudem die Sprache
der Jugend spricht.

Am 06. Juni premiert Marie mit ihrer neuen Single "Weil das Mädels so
machen" in der Florian-Silbereisen-Show "Schlagerlovestory.2020".


Da simmer dabei - Hank von Hell streamt am 15. Juni live
sein schwedisches Stadionkonzert

Hank von Hell hat Großes vor: Am 15. Juni erscheint nicht nur die
Digitalversion seines neuen Albums "Dead", der ehemalige
Turbonegro-Sänger wird darüber hinaus im Ullevi-Stadion eines der bis
dato größten Live-Streaming-Konzerte der Welt über die Bühne bringen.
Das 75.000 Personen umfassende Rund im schwedischen Gothenburg war
bislang schon Spielstätte für unter anderem Rammstein, AC/DC und
Bruce Springsteen und soll nun Hank als Show-Ort für sein
Social-Distancing-Konzert dienen.

Das Konzert wird am 15. Juni ab 15.00 Uhr unserer Zeit hier live zu
verfolgen sein:

www.hankvonhell.com


Kommende Alben-Veröffentlichungen

03.06. Xavi - Vom Bett zum Kühlschrank (EP)

05.06. Christin Stark - Stark

05.06. Paul Kalkbrenner - Speak-up (EP)

12.06. Gone West - Canyons

12.06. Marie Reim - 14 Phasen

15.06. Hank von Hell - Dead

19.06. Bob Dylan - Rough And Rowdy Ways

19.06. John Legend - Bigger Love

26.06. Bruckner - Hier

26.06. Reezy - Weißwein & Heartbreaks

26.06. O.S.T. - Eurovision Song Contest: The Story Of Fire Saga 

26.06. Tenille Townes - The Lemonade Stand

26.06. Tim Bendzko - Filter + Live 2019

26.06. Ray LaMontagne - Monovision

03.07. Bury Tomorrow - Cannibal

17.07. Joel Brandenstein - Frei

17.07. Kaiser Franz Josef - III

24.07. Marina Marx - Der geilste Fehler

31.07. Apache207 - Treppenhaus

07.08. Julian Le Play - Tandem

07.08. Zugezogen Maskulin - 10 Jahre Abfuck

07.08. Gashi - 1984

07.08. Yellow Days - A Day In A Yellow Beat

21.08. Declan McKenna - Zeros

28.08. Indochine - Singles Collection (2001 - 2021)

04.09. Melissa Naschenweng - LederHosenRock

22.01.2021 Wardruna - Kvitravn

??? Depeche Mode - Spirits In The Forest

??? Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road

??? Alicia Keys - Alicia

??? Dixie Chicks - Gaslighter


On Tour

Jeff Lynne's ELO

(abgesagt)

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

11.11. Dortmund - Westfalenhalle

26.11. München - Olympiahalle

28.11. Mannheim - SAP-Arena

30.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.12. Hamburg - Barclaycard-Arena

Harry Styles

Support: King Princess

(Nachholtermine)

20.02.2021 München - Olympiahalle

04.03.2021 Hamburg - Barclaycard-Arena

06.03.2021 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

26.03.2021 Köln - Lanxess-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9427: Aus aller Welt - 05.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ungarns Premier zu Gesprächen in Weißrußland

Ungarns Regierungschef Viktor Orban plädiert für eine Aufhebung aller
EU-Sanktionen gegen Weißrußland. Sein Land trete für die Entwicklung
der Östlichen Partnerschaft ein, sagte Orban nach einem Treffen mit
Präsident Alexander Lukaschenko in Minsk. Eine Partnerschaft
aufzubauen sei aber nicht möglich, wenn gegen einen Partnerstaat
Strafmaßnahmen erhoben werden. Die belarussisch-ungarischen Gespräche
in Minsk konzentrierten sich im wesentlichen auf den Ukrainekonflikt
und den Ausbau gemeinsamer Geschäftsbeziehungen.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9427: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Hausdurchsuchung bei mutmaßlichem Drogenhändler

In der hessischen Kleinstadt Rotenburg nahm die Polizei einen
mutmaßlichen Drogendealer vorübergehend fest. In seiner Wohnung
fanden die Beamten über ein Kilogramm Drogen, darunter Amphetamin,
Ecstasy und Marihuana, im Straßenverkaufswert von etwa 10.000 Euro.
Neben dem Rauschgift entdeckten die Ermittler auch mehrere
Gegenstände, die dem Verkauf von Drogen dienen sollen. Gegen den
25jährigen wurde Haftbefehl erlassen. Der Beschuldigte kam gegen
Auflagen frei.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9424: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Israelische Raketenangriffe im Westen Syriens

Die syrische Luftverteidigung hat offenbar einen israelischen Angriff
im Gebiet der Stadt Masyaf in der Provinz Hama abgewehrt. Nach
Informationen der Nachrichtenagentur Sana wurden militärische
Stellungen und Produktionsanlagen für Waffen in Misyaf mit Raketen
beschossen. Für ihren Angriff waren israelische Kampfflugzeuge
demnach in den libanesischen Luftraum eingedrungen. Mindestens neun
Menschen sollen laut der oppositionsnahen Syrischen
Beobachtungsstelle für Menschenrechte getötet worden sein.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9426: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Debatte über längere Senkung der Mehrwertsteuer

Im Gegensatz zu Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) und
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) schließt SPD-Fraktionschef Rolf
Mützenich eine Verlängerung der geplanten Mehrwertsteuersenkung von
19 auf 16 Prozent über das Jahresende hinaus nicht aus. In der
gegenwärtigen Situation könne man gar nichts ausschließen, sagte
Mützenich im Deutschlandfunk. Man werde auch nachsteuern müssen.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9424: Tragisches und Kurioses - 05.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue Dinosaurierart in Argentinien entdeckt

Argentinische Paläontologen haben in Patagonien die fossilen
Überreste einer neuen geflügelten Dinosaurierart entdeckt, die
möglicherweise wichtige Hinweise auf die Evolution von Vögeln liefern
könnte. Der vor 90 Millionen Jahren in der Region lebende, etwa
eineinhalb Meter große Fleischfresser soll lange Beine und scharfe
Krallen gehabt haben, ähnlich wie bei modernen Vögeln.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8509: Aus Forschung und Technik - 05.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



China entwickelt neue Feststoffträgerrakete für Satellitenmissionen

Die China Aerospace Science and Technology Corporation (CASC) trifft
Vorbereitungen für den Bau einer neuen Feststoffrakete, die größere
Nutzlasten in den erdnahen Weltraum transportieren kann als die
aktuell verwendete Trägerrakete Langer Marsch 11. Wie die staatliche
Unternehmensgruppe der Agentur Xinhua mitteilte, soll die für Land-
als auch für Seestarts ausgelegte Rakete in zwei Jahren erstmals
abheben. Ihre Startkosten werden mit 10.000 US-Dollar pro Kilogramm
Nutzlast berechnet. Laut CASC wird die neue Rakete Nutzlasten von bis
zu 1.500 Kilogramm in eine sonnensynchrone Umlaufbahn von 500
Kilometern Höhe tragen können.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8523: Aus aller Welt - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



ACLU verklagt US-Regierungsmitglieder

In den USA haben die American Civil Liberties Union (ACLU) sowie
andere Gruppen und Einzelpersonen beim Bundesgericht in Washington
Klage gegen Präsident Donald Trump, Justizminister William Barr und
Verteidigungsminister Mark Esper eingereicht. Die Kläger machen den
Regierungsmitgliedern einen unverhältnismäßigen Einsatz von
Sicherheitskräften zum Vorwurf, die am vergangenen Montag für Trump
den Weg vom Weißen Haus zur St John's Kirche von Demonstranten
räumten. Dabei kamen Tränengas und Gummigeschosse gegen die
Kundgebungsteilnehmer und -teilnehmerinnen zur Anwendung, obwohl
diese keinen aktiven Widerstand leisteten. Laut ACLU hat die
Regierung die in der Verfassung garantierten Grundrechte der
Demonstranten verletzt. Trump hatte mit einer Bibel in der Hand vor
der Kirche posiert, um den Fernsehzuschauern Überlegenheit in der
aktuellen Krise wegen der Ermordung von George Floyd durch vier
Polizisten zu signalisieren. Das ganze Land ist wegen der
offensichtlich rassistisch motivierten Erstickung Floyds in Aufruhr.
Auch die Protestkundgebung vor dem Weißen Haus galt der rassistischen
Polizeigewalt.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8476: Medizin und Gesundheitswesen - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Antibiotikaresistenzen nehmen weiter zu

Angesichts der Corona-Pandemie sind andere Infektionskrankheiten in
den Hintergrund gerückt. Dabei gehen der Medizin im Kampf gegen
Infektionskrankheiten gerade die Möglichkeiten aus. Nach einer
Mitteilung der Weltgesundheitsorganisation WHO sind insbesondere
Antibiotikaresistenzen weltweit auf dem Vormarsch. So schwankt laut
Deutschem Ärzteblatt beispielsweise die Resistenzrate gegen
Ciprofloxacin in den verschiedenen Ländern zwischen 8,4 und 92,9
Prozent. Und vieles spricht dafür, daß dieser Trend durch den
unangemessenen Einsatz von Antibiotika während der COVID-19-Pandemie
weiter angeheizt wird. In der Folge könnten während der Pandemie und
danach die Erkrankungen und Todesfälle durch bakterielle Infektionen
zunehmen. Eine hochgefährliche Situation.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8511: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Niedersächsische Politiker mit rechtsradikalen Briefen bedroht

Mehreren Parteien und Politikern in Göttingen und Hameln sind Briefe
mit verdächtigen Pulvern sowie rechtsextremen Symbolen und Drohungen
zugestellt worden. In Göttingen waren davon die Grünen, die FDP und
Die Linke betroffen. Der Gefahrstoffzug der Berufsfeuerwehr in
Göttingen mußte deswegen am Donnerstag mehrmals ausrücken. Der oder
die Absender der Briefe bekannten sich zur rechtsradikalen Szene,
wollten die Grünen in Göttingen wie die Juden vergasen und
behaupteten, der sogenannte Corona-Wahnsinn sei dazu da, weitere
als Kanaken bezeichnete Migranten ins Land zu holen. Der
Bundestagsabgeordnete Jürgen Trittin von den Grünen meldete wegen des
faschistischen Drohbriefs mit weißem Pulver über Twitter, sein
Wahlkreisbüro und das Grüne Zentrum Göttingen blieben auf Bitten von
Polizei und Feuerwehr vorerst geschlossen. Bei der Geschäftsstelle
der Grünen in Hameln tauchte am Donnerstagvormittag ebenfalls ein
verdächtiger Brief auf. Insgesamt wurden in Südniedersachsen acht
Briefe mit Pulver sichergestellt. Am Freitag konnte gemeldet werden,
daß die Substanzen harmlos wären.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8433: Sprache, Kunst und Medium - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsches Museum Bonn läßt schlechte Note nicht gelten

Nach der wochenlangen Schließung wegen der Coronapandemie sind
mittlerweile viele Museen in Deutschland wieder geöffnet oder bereiten
sich darauf vor. Das hat das Verbraucherportal testberichte.de zum
Anlaß genommen, nach der Beliebtheit einzelner deutscher Häuser zu
fragen.

Dabei gab es für das Deutsche Museum in Bonn, das ein Ableger des
Deutschen Museums München ist, eine unangenehme Überraschung, denn
unter den knapp 460 online bewerteten Museen landete das auf
technische Exponate spezialisierte Haus auf dem drittletzten Platz,
wie WDR1 berichtete. Dazu hieß es, die Anlage sei in die Jahre
gekommen, mache einen ungepflegten Eindruck und sei zu teuer.

Die Leiterin des Museums zeigte sich überrascht. Sie erhielten von den
jährlich bis zu 100.000 Besuchern aber ein anderes Feedback. Danach
seien die rund 850 Online-Kommentare aus den letzten neun oder zehn
Jahren nicht repräsentativ. Als Sieger dieser Erhebung ging das
Mercedes-Benz-Museum in Stuttgart hervor.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8500: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Israelischer Luftangriff auf Einrichtungen in Nordwestsyrien

Israelische Kampfpiloten haben am Donnerstag offenbar vom
libanesischen Luftraum aus Produktionsanlagen für Waffen und ein
Forschungszentrum in der im Nordwesten liegenden syrischen Provinz
Hama beschossen. Das meldete die staatliche syrische
Nachrichtenagentur Sana. Die oppositionsnahe Beobachtungsstelle in
London berichtete vom Tod von mindestens neun syrischen Soldaten und
verbündeten iranischen Kämpfern. Mehrere Schwerverwundete befinden
sich in kritischem Zustand. Die syrische Luftwaffe soll gegen den
israelischen Angriff Flugabwehrraketen eingesetzt haben.

5. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8514: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesrat billigt Geologie-Daten-Gesetz

Der Bundesrat hat am Freitag das sogenannte Geologie-Daten-Gesetz
gebilligt, welches für die Suche nach einem Endlager für
hochradioaktiven Atommüll eine genauere Datenlage schaffen soll. Die
Grünen hatten eine Nachbesserung der Novelle im Vermittlungsausschuß
gefordert, um mehr Transparenz bei den Daten unter anderem von im
Bergbau engagierten Privatunternehmen zu erhalten. Letztere müssen
ihre geologischen Daten für die Standortsuche zur Verfügung stellen.

2022 geht in Deutschland das Zeitalter der Atomstromproduktion zu
Ende. Bis 2031 soll innerhalb des Bundesgebiets ein Ort gefunden
werden, wo der gesamte hochradioaktive Strahlenmüll sicher
untergebracht werden kann, und zwar für eine Million Jahre.
Rückblickend ist das die Zeit, in der die Vorfahren des Menschen
begannen, Feuer zu machen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8483: Tragisches und Kurioses - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Neuer Ärger mit der Wuppertaler Schwebebahn

Nach mehreren Unfällen in den letzten Jahren und der Einführung neuer
Waggons beschweren sich jetzt die Anwohner der Wuppertaler
Schwebebahn, daß die Bahn immer lauter wird.

Laut WDR1 erklärten die Stadtwerke das mit einer ungleichen Abnutzung
der Räder auf den Schienen. Das ergab eine erste interne Untersuchung.

Dabei waren die neuen Wagen für höhere Geschwindigkeiten angeschafft
worden und um das Lärmniveau zu senken. Doch die Drosselung der
Fahrgeschwindigkeit von 60 auf 40 km/h hat das Gegenteil bewirkt.
Inzwischen gelten die neuen als Flüsterbahnen verkauften Wagen als
"Ratterkisten".

80 Räder sollen in den Sommerferien repariert werden. Zehn Bahnen sind
aktuell betroffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8512: Arbeit, Soziales und Familie - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Protest in Canberra gegen rassistische Polizeigewalt

In der australischen Hauptstadt Canberra haben am Freitag rund 2000
Demonstranten und Demonstrantinnen mit einem Marsch zum Parlament
gegen die Diskriminierung von Aborigines protestiert und die
Polizeien in der Welt aufgerufen, nicht mehr gegen Angehörige von
Minderheiten gezielt vorzugehen. Anlaß der Protestkundgebung war die
mutmaßliche Ermordung des Schwarzen George Floyd durch vier weiße
Polizisten im US-Bundesstaat Minnesota. In Australien stellen die
Ureinwohner rund drei Prozent der Bevölkerung. Sie sind gegenüber der
weißen Mehrheit gesellschaftlich stark benachteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8487: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Dieselunfall in sibirischem Kraftwerk

In Sibirien ist es zu einer ökologischen Katastrophe gekommen, als
aus einem Kraftwerke mehr als 20.000 Tonnen Diesel in einen
angrenzenden Ambarnaja-Fluß strömten. Satellitenbilder zeigen das
Ausmaß der Dieselverseuchung des Flusses. Rußlands Präsident Wladimir
Putin hat afp zufolge wegen des Vorfalls den nationalen Notstand
ausgerufen. Es ist nicht das erste Mal, daß es in einem von dem
Energie-Konzern Norilsk Nickel betriebenen Werk zu einem
Schadstoff-Unfall gekommen ist, bei dem ein Fluß massiv verschmutzt
wurde. Gegen den Konzern wurde damals eine Geldstrafe von umgerechnet 
weniger als tausend Euro verhängt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8500: Märkte und Finanzen - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Versorgungsauflage für Tankstellen sieht Ladepunkte vor

Die Bundesregierung plant, im Rahmen ihres Konjunkturpakets die
Tankstellenbetreiber in Deutschland zu verpflichten, Ladepunkte für
Elektroautos einzurichten. Einzelheiten der sogenannten
Versorgungsauflage wurden noch nicht bekannt. Zur Zeit gibt es
deutschlandweit knapp 15.000 Tankstellen und rund 28.000 öffentliche
Ladepunkte. Als Ladesäulen kommen die teuren Modelle in Frage, die
ein Laden innerhalb von einer halben Stunde ermöglichen, sowie
Ladestationen, an denen die Fahrzeuge gegebenenfalls die ganze Nacht
stehen. Die Bundesregierung wünscht sich aus Klimaschutzgründen eine
Million Ladesäulen bis zum Ende der Dekade. Bislang könnten so viele
Ladepunkte nicht genutzt werden. Die Nachfrage nach Fahrzeugen mit
Verbrennungsmotor liegt um den Faktor 30 über der von
Elektrofahrzeugen. Mit einer Verdopplung der Kaufprämie für
Elektrofahrzeuge will die Bundesregierung im Rahmen ihres
Konjunkturprogramms deren Absatz steigern. Käufer von Autos mit
Verbrennungsmotor erhalten keinen Zuschuß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8510: Aus Forschung und Technik - 05.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Toyota womöglich mit neuartiger Batteriezellchemie

Elektroautos gelten als Technologie der Zukunft. Allerdings, obwohl
sie nicht von Verbrennungsmotoren angetrieben werden, ist ihr
ökologischer Fußabdruck bei weitem nicht so positiv wie von den
Befürwortern gerne propagiert. Der Grund: Durch die mangelnde
Kapazität der Batterien ist nicht nur die Reichweite begrenzt,
sondern auch deren Lebensdauer. Und die Entsorgung von ausgedienten
Autobatterien ist alles andere als umweltverträglich. Wenn man den
Versprechen des japanischen Autoherstellers Toyota glaubt, könnte das
bald anders werden. Wie das Magazin Die Zeit in seiner Online-Ausgabe
meldete, gibt der Konzern die Garantie auf eine Million Kilometer
oder zehn Jahre Haltbarkeit auf die Batterie des Lexus UX300e. Sollte
Toyota mit einer solchen Garantie nicht bloß pokern, sondern eine
technische Lösung parat haben, müßte der Konzern eine neuartige
Batteriezellchemie entwickelt haben. Experten streiten gegenwärtig,
wie wahrscheinlich das ist. Schließlich produziert Toyota - ebenso
wie Tesla - seit Jahren in einem Joint Venture mit Panasonic
Batteriezellen. Doch Panasonic hüllt sich hinsichtlich einer
neuen, zukunftsträchtigen Batterietechnologie derzeit in Schweigen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1700: "Flüstergalerie"-Effekt steuert Elektronenstrahlen mit Licht (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 04.06.2020

"Flüstergalerie"-Effekt steuert Elektronenstrahlen mit Licht

Forschungsteam der Universität Göttingen koppelt freie Elektronen an
optische Resonatoren



(pug) Wird in einer der Galerien der St. Paul's Cathedral in London leise
gesprochen, können dennoch viele andere Besucher mithören: Der Schall wird
kreisförmig um den Dom weitergetragen und ist entlang der Mauern überall
gleich gut zu hören. Dieses besondere Phänomen wird als
"Flüstergalerie"-Effekt bezeichnet. Es tritt immer dann auf, wenn eine
Welle nahezu ohne Dämpfung eine Struktur umlaufen kann. Physiker der
Universität Göttingen haben dieses Prinzip genutzt, um den Strahl eines
Elektronenmikroskops mit Licht zu steuern. Die Ergebnisse wurden in der
Fachzeitschrift Nature veröffentlicht.

Das Team von Dr. Ofer Kfir und Prof. Dr. Claus Ropers beleuchtete in
seinen Experimenten kleinste Glaskugeln mit einem Laser und nutzte sie
dabei als optische Flüstergalerie: Den Schallwellen vergleichbar bewegt
sich auch die Lichtwelle im Innern dieser Kugeln nahezu ohne Verluste
entlang der Ränder. Im Elektronenmikroskop leiteten die Forscher dann
einen Elektronenstrahl am äußeren Rand der Kugel vorbei. Durch Vermessung
der Geschwindigkeiten der Elektronen fanden sie heraus, dass die
Elektronen und das Lichtfeld sehr effizient Energie ausgetauscht hatten.

Die Stärke dieser Wechselwirkung wird durch zwei Faktoren bestimmt,
erklärt Erstautor Kfir: "Erstens erlaubt uns der Flüstergalerie-Effekt,
Licht kurzzeitig zu speichern und somit eine stärkere Welle aufzubauen.
Zweitens bewegen sich die Elektronen entlang der Glaskugel mit der
gleichen Geschwindigkeit wie die Lichtwelle." Letzteres vergleicht Kfir
mit einem Surfer, der seine Geschwindigkeit an eine Wasserwelle anpasst,
um deren Energie optimal zu nutzen. In ihren Experimenten beobachteten die
Physiker, dass einzelne Elektronen die Energie von Hunderten von Photonen,
den Elementarteilchen des Lichtfeldes, aufgenommen oder abgegeben haben.

Ihre Erkenntnisse tragen nicht nur zum grundlegenden Verständnis dieser
optischen Wechselwirkungen bei, sondern weisen auch in die Zukunft. "Wir
suchen nach Möglichkeiten, mithilfe von Licht neue Anwendungen der
Elektronenmikroskopie voranzutreiben", sagt Ropers, Arbeitsgruppenleiter
am IV. Physikalischen Institut der Universität und Direktor am
Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie. "Mit einem Laser können wir
nun den Elektronenstrahl in Raum und Zeit lenken. Wenn es uns gelingt, die
Kopplung von freien Elektronen und Photonen weiter zu verstärken, könnte
dies schließlich zu völlig neuen Quantentechnologien für die Sensorik und
Mikroskopie im Nanometerbereich führen. Wir sind zuversichtlich, dass die
vorliegende Arbeit ein wichtiger Schritt in dieser Richtung ist."


Originalveröffentlichung: 

Kfir O. et al. 

Controlling free electrons with optical whispering-gallery modes,

Nature, DOI: 1038/s41586-020-2320-y

https://www.nature.com/articles/s41586-020-2320-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1872: Die EU muss jetzt Verhandlungskurs ändern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2020

Die EU muss jetzt Verhandlungskurs ändern



Zum Ende der vierten Verhandlungsrunde zwischen der EU und
Großbritannien erklärt Dr. Franziska Brantner, Parlamentarische
Geschäftsführerin und Sprecherin für Europapolitik:

Die vierte Verhandlungsrunde zwischen der EU und Großbritannien hat
wieder gezeigt: keine Fortschritte, keine Einigung auf eine
Verlängerung der Übergangsphase, nur harte Töne aus London.

An die Vereinbarungen der gemeinsamen Politischen Erklärung will
Großbritannien sich nicht halten, lehnt jegliche Verpflichtung zu
konkreten gemeinsamen hohen Standards ebenso ab wie den Europäischen
Gerichtshof zur Auslegung des EU-Rechts und verweigert die Umsetzung
des Nordirland-Protokolls. Dabei rennt den Unterhändlern die Zeit
davon, das Ende der Übergangsphase rückt näher. Die EU muss jetzt
endlich den Verhandlungskurs ändern.

Keine fairen Standards heißt dann eben eingeschränkter
Binnenmarktzugang. Keine fairen Standards bedeuten Zölle, Tarife und
Quoten. Barnier muss diese EU-Position jetzt ausarbeiten und konkret
vorschlagen, mit welchen Zöllen, Quoten und Regeln die EU bei
bleibender Blockade von fairen Standards den Binnenmarkt schützt.

Neben Barnier wird Außenminister Maas die Verantwortung für europäisch
erfolgreiche Verhandlungen mit Großbritannien wahrnehmen müssen. Die
Bundesregierung muss während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft ab
Juli den politischen Konsens dafür schaffen und darauf bestehen, dass
auch das Europäische Parlament beim High-Level Event im Juni vertreten
sein wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1095: Reform der Organspende zeigt Wirkung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2020

Reform der Organspende zeigt Wirkung



Zum Tag der Organspende erklärt Dr. Kirsten Kappert-Gonther,
Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Die Reform der Organspende zeigt Wirkung. Die Organspendezahlen
stiegen um mehr als zehn Prozent im Vergleich zu Anfang 2019. Die
Nachfrage nach Organspendeausweisen stieg um ein Drittel. Durch die
Reformen der Organspende sollte die hohe Spendenbereitschaft besser
abgerufen werden, und die bisherige Entwicklung weist in eine
erfreuliche Richtung. Die Weichen für eine positive Entwicklung sind
mit der Stärkung der freien Entscheidung und verbesserter Organisation
gestellt. Mit Empathie haben Politik und Gesellschaft um die
Jahreswende herum debattiert, auf welchem Weg mehr Menschen zu einer
lebensrettenden Organspende verholfen werden kann. Empathie und
Solidarität sind auch entscheidende Werte zum Umgang mit Covid-19. Die
Organspende muss auch und gerade während der Corona-Pandemie auf der
Agenda bleiben. Das A und O für mehr Organspenden sind
Strukturverbesserungen in den Kliniken, damit keine Spendeorgane
verloren gehen. Wenn sich jemand entschieden hat, im Fall der Fälle
Spender oder Spenderin zu sein, soll die Organentnahme auch wirklich
stattfinden können. Die Abläufe in Entnahmekrankenhäusern wurden
verbessert und bieten mehr Zeit und Ressourcen für das Erkennen und
Melden von Spenderinnen und Spendern. Die Reformen müssen umfassend
umgesetzt werden. Eine besondere Bedeutung hat das geplante
Organspenderegister, das den bewährten Organspendeausweis digital und
zentral ergänzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/743: Zukunftsinvestitionen in unsere Krankenhäuser und Gesundheitsämter


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Juni 2020

Zukunftsinvestitionen in unsere Krankenhäuser und Gesundheitsämter

Inländische Produktion wichtiger Arzneimittel wird gefördert



Der Koalitionsausschuss hat am gestrigen Mittwoch wichtige Weichen
für den Gesundheitsbereich gestellt. Zu dem insgesamt acht Milliarden
schweren Zukunftspaket äußert sich der stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein:

"Wir machen das Gesundheitswesen stark für die Zukunft und wappnen
uns für Pandemien. Dieses entscheidende Ergebnis des gestrigen
Koalitionsausschusses begrüßen wir ausdrücklich. Insbesondere müssen
wir die Produktion von Arzneimitteln wieder nach Deutschland und
Europa zurückholen. Die Förderung der inländischen Produktion
wichtiger Arzneimittel und Medizinprodukte mit einer Milliarde Euro
ist dafür ein wichtiger Anschub. Dies ist aber nicht genug. Wir
müssen auch die Rabattverträge angehen. Die aktuelle Praxis, einen
Rabattvertrag für ein Arzneimittel ausschließlich mit einem
Hersteller zu schließen, mündet in Lieferengpässen, wenn dieser
Hersteller - aus welchem Grund auch immer - nicht liefern kann.
Rabattverträge sollten mindestens mit zwei Herstellern, besser noch
mit dreien geschlossen werden. Außerdem muss in Zukunft mindestens
ein Hersteller, der lückenlos eine europäische Lieferkette nachweisen
kann, einen Zuschlag für einen Rabattvertrag erhalten. Auch das wird
zu der angestrebten Verlagerung der Produktion nach Deutschland und
Europa beitragen.

Mit erheblichen Investitionen in Höhe von drei Milliarden Euro
unterstützen wir auch unsere Krankenhäuser. Wie wichtig moderne
Notfallkapazitäten, eine bessere digitale Infrastruktur der
Krankenhäuser sowie die Entwicklung und Stärkung regionaler
Versorgungsstrukturen ist, führt uns die aktuelle Corona-Pandemie
gerade eindrücklich vor Augen. In großem Umfang investieren wir auch
in den öffentlichen Gesundheitsdienst. Dies wird den Infektionsschutz
als eine seiner Kernaufgaben wesentlich stärken und den Schutz jedes
und jeder einzelnen vor Pandemien verbessern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3603: Schwarzer Tag für unsere Polizisten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Juni 2020

Schwarzer Tag für unsere Polizisten

Einsatzkräfte vor den Folgen
des Berliner Antidiskriminierungsgesetzes bedingungslos schützen



Trotz massiver Kritik aus Bund und Ländern hat das Berliner
Abgeordnetenhaus am heutigen Donnerstag das so genannte
Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) verabschiedet. Dazu erklärt
der Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei:

"Heute ist ein schwarzer Tag für jeden Polizisten und jede Polizistin
in Deutschland. Mit dem unsäglichen Antidiskriminierungsgesetz, das
die rot-rot-grüne Mehrheit im Berliner Abgeordnetenhaus beschlossen
hat, werden unsere Einsatzkräfte der Willkür ausgesetzt - jeder
Verdächtige kann ihnen Diskriminierung vorwerfen und muss dafür nicht
einmal Beweise vorbringen.

Besonders gravierend ist, dass nicht nur Berliner Polizisten
betroffen sind, sondern auch die Bundespolizisten und die Tausenden
anderen Einsatzkräfte, die zum Schutz der rund 5000 Veranstaltungen
pro Jahr in die Hauptstadt entsendet werden. Jeder
Landes-Innenminister wäre gut daran beraten, die Kritik der
Polizei-Gewerkschaften an dem Gesetz ernst zu nehmen und sehr genau
abzuwägen, ob und in welchem Umfang man unter diesen Vorzeichen
weiterhin Polizistinnen und Polizisten aus dem eigenen Bundesland
nach Berlin schicken sollte.

Nun gilt es, den Schaden zu begrenzen. Sollte ein Polizist
Diskriminierungsvorwürfen ausgesetzt sein, muss er Rechtsbeistand vom
Justiziar der Behörde erhalten. Zwischen der Behörde und den
Polizisten sollte ein genereller Verzicht auf finanzielle
Regressforderungen festgeschrieben werden. All das lässt sich in
einem Satz zusammenfassen: Wir müssen nun unsere Einsatzkräfte
bedingungslos vor den Folgen willkürlicher Anschuldigungen schützen!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AGRAR/124: LINKE gibt Gutachten zur Regulierung des Bodenmarktes in Auftrag


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2020

LINKE gibt Gutachten zur Regulierung des Bodenmarktes in Auftrag



Wenn Bodenpreise explodieren und immer mehr landwirtschaftliche Fläche
in die Hände von landwirtschaftsfremden Investorennetzwerken gerät,
bedroht dies die Existenzgrundlage der ortsansässigen Agrarbetriebe.
Boden ist keine Ware, sondern ein begrenzt verfügbarer Naturreichtum
und Grundlage unserer Ernährungssouveränität. Deshalb hat die
Gesellschaft eine besondere Verantwortung für den Schutz des Bodens
und die Sicherung der Teilhabe für die, die ihn bewirtschaften und vor
Ort leben. Bodenspekulation und profitgetriebene Geschäftsmodelle
müssen verhindert werden. Um die rechtlichen Möglichkeiten für die
Regulierung von share deals und die Ausgestaltung von
gemeinwohlorientierten Landgesellschaften als strategische
Bodenreserve in öffentlicher Hand zu klären, haben die
Fraktionsvorsitzendenkonferenz der LINKEN, die Landtagsfraktionen und
die Bundestagsfraktion gemeinsam ein Gutachten in Auftrag gegeben.
Damit will DIE LINKE die Grundlage schaffen für eine nachhaltige,
regional verwurzelte Landwirtschaft. Das Gutachten soll im September
2020 veröffentlicht werden.

Dazu erklärt Amira Mohamed Ali, Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE:

"Es kann nicht sein, dass Konzerne wie Aldi nicht nur den
Lebensmitteleinzelhandel beherrschen, sondern auch
landwirtschaftlichen Boden aufkaufen, der somit dem Zugriff von
ortsansässigen Landwirtinnen und Landwirten entzogen ist."

Weiter erklärt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE:

"In Mecklenburg-Vorpommern ist der Kaufwert von landwirtschaftlicher
Fläche seit 2007 um über 300 Prozent gestiegen. Da stimmt etwas
grundlegend nicht, wenn diejenigen, die die Fläche bewirtschaften,
wegen fehlender finanzieller Rücklagen keinen Zugriff auf ihre
Arbeitsgrundlage haben."

 * 
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SICHERHEIT/2082: NATO-Kriegsübung "Baltops" gegen Russland absagen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2020

NATO-Kriegsübung "Baltops" gegen Russland absagen



"Das NATO-Manöver 'Baltops' kommt zur absoluten Unzeit. Statt mit
Fregatten, Kampfhubschraubern und Minenjagdbooten unter Führung der
6. US-Flotte in der Ostsee den Krieg gegen Russland zu proben, müssen
zur Bewältigung der Corona-Pandemie alle Anstrengungen auf
internationale Kooperation und Verständigung ausgerichtet werden",
erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin und abrüstungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf das am 7. Juni
beginnende Manöver "Baltic Operations 2020". Dagdelen weiter:

"Das NATO-Manöver 'Baltops' setzt mit der Konfrontation gegen Russland
nicht nur ein politisch falsches Signal, der gemeinsame Einsatz von
3.000 Soldaten aus 19 Nationen ist auch gesundheitspolitisch
fahrlässig. Wie die Bundeswehr einräumt, können auf den Schiffen der
deutschen Marine, die mit der Fregatte 'Lübeck', den beiden Tendern
'Werra' und 'Donau', den Minenjagdbooten 'Weilheim' und 'Grömitz'
sowie einem Seefernaufklärer vom Typ P-3C 'Orion' beteiligt ist, die
von der Bundesregierung vorgegebenen Abstandsregeln nur bedingt
eingehalten werden. DIE LINKE fordert die Absage der NATO-Kriegsübung.
Wir brauchen Kooperation mit Russland statt weiterer Eskalation unter
US-Kommando."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2267: Deutsche Wohnen im DAX


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Deutsche Wohnen im DAX



Das Immobilienunternehmen Deutsche Wohnen ist in den Dax aufgestiegen.
Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Als in Berlin der Mietendeckel angekündigt wurde, hat sich die
Immobilien-Lobby darin überschlagen, vor dem Ende der gesamten Branche
zu warnen. Mit dem Aufstieg der Deutsche Wohnen in den Dax wird klar:
das einzige was der Mietendeckel in Gefahr bringen kann, ist das
Geschäftsgebaren solcher Unternehmen.

Mit überhöhten Mieten und dem Weiterverkauf als teure
Eigentumswohnungen verschärfen Deutsche Wohnen und Co. die Probleme im
Wohnungsmarkt. Das trifft besonders Menschen mit kleinen und mittleren
Einkommen in größeren Städten. Im Gegenzug tragen sie praktisch nichts
zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum bei. Statt in den Dax gehört
dieses Unternehmen in öffentliches Eigentum überführt, denn wir
brauchen dringend bezahlbaren Wohnraum in öffentlicher Hand.

Außerdem brauchen wir jetzt überall dort einen Mietendeckel, wo
überteuerte Mieten die Menschen aus den Städten drängen. Wenn
Mieterinnen und Mieter nicht mehr dazu gezwungen wären, 40 Prozent
oder mehr ihres Einkommens in die Miete zu stecken, wäre ganz sicher
auch der Konjunktur besser geholfen, als mit einer befristete
Mehrwertsteuersenkung um 3 Prozent. Doch zu der Frage nach bezahlbarem
Wohnraum verliert die Regierung in dem Konjunkturpaket auf 15 Seiten
kein Wort. Stattdessen zieht die CDU vor das Bundesverfassungsgericht,
wo sie versucht das Geschäftemachen im Stil von Deutsche Wohnen und Co
zu verteidigen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9890: Heute im Bundestag Nr. 583 - 05.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 583

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 5. Juni 2020, Redaktionsschluss: 12.19 Uhr

1. Angriff auf Sea-Eye-Schiff vor Libyen

2. GIZ-Projekte zum Grenzschutz in Afrika

3. Terminbuchung bei Fachkräfteverfahren

4. Aufnahme minderjähriger Flüchtlinge

5. Verschiebung des EU-China-Gipfels

6. Sicherstellung beim Migrationspakt



1. Angriff auf Sea-Eye-Schiff vor Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die libysche Küstenwache hat erklärt, nicht am
Angriff auf das Schiff "Alan Kurdi" im Mittelmeer beteiligt gewesen zu
sein. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/19480) auf eine
Kleine Anfrage (19/18879) der Fraktion Die Linke schreibt, hätten sich
die libysche "General Administration for Coastal Security" (GACS) und
das libysche Innenministerium auf Anfrage der Botschaft Tripolis nicht
zu dem Vorfall geäußert. Laut Fragestellern ist das Schiff der
Regensburger Organisation "Sea-Eye" Anfang April bei einem Seenotfall
in der von Libyen zu koordinierenden Seenotrettungszone von Piraten
auf einem libysch beflaggten Schnellboot bedroht und beschossen
worden. Nach Angaben der libyschen Küstenwache habe sich der Vorfall
innerhalb der libyschen Such- und Rettungszone vor der Küstenstadt
Zuwara zugetragen, schreibt die Bundesregierung. Ihrer Kenntnis nach
befanden sich zum Zeitpunkt des Angriffs keine Einheiten der Operation
EUNAVFOR MED IRINI im benannten Seegebiet. Die europäische Grenz-und
Küstenwache Frontex habe zum gefragten Zeitpunkt keine
Luftraumüberwachung im zentralen Mittelmeer betrieben.

 * 

2. GIZ-Projekte zum Grenzschutz in Afrika

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat die Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) nicht mit Projekten zur Sicherung
von Landesgrenzen im Sinne der Verteidigung von Außengrenzen
beauftragt. Das geht aus ihrer Antwort (19/19482) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18652) hervor. Im Bereich
Grenzschutz setze die GIZ seit 2008 im Auftrag des Auswärtigen Amtes
und seit 2019 auch in Kofinanzierung mit der EU zwei Vorhaben zur
Verbesserung des Grenzmanagements in Afrika um. Daneben würden auch
einzelne Maßnahmen im Rahmen des Polizeiprogramms Afrika sowie des
Programms Integriertes Management von Grenzräumen in Burkina Faso
durch die GIZ zur Stärkung der lokalen Grenzpolizeien beziehungsweise
der für den Grenzschutz zuständigen Behörden durchgeführt. Die GIZ
führe Projekte zur Unterstützung der Sicherheit und des
Grenzmanagements in Mali sowie zur Stärkung der Kapazitäten der
Institutionen der G5- Sahel durch, die aus dem EU Treuhandfonds (EUTF)
für Afrika finanziert werden, und zwar sowohl im direkten Auftrag der
EU (GIZ International Services/InS) wie auch als Kooperationspartner
von anderen europäischen Durchführungsorganisationen. In diesen
Vorhaben würden auch Maßnahmen im Zusammenhang mit Grenzschutz im
Sinne der Fragestellung durchgeführt.

 * 

3. Terminbuchung bei Fachkräfteverfahren

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung misst der Terminvergabe im
Visumverfahren bei der Umsetzung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes
nach eigenem Bekunden große Bedeutung zu. Alle Visastellen seien zu
Beginn dieses Jahres angewiesen worden, sicherzustellen, dass
Fachkräfte im beschleunigten Fachkräfteverfahren ab 1. März 2020
innerhalb von drei Wochen nach Vorlage einer Vorabzustimmung gemäß
Aufenthaltgesetz einen Termin zur Antragstellung erhalten, heißt es in
der Antwort (19/19553) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/18845). Die Visastellen seien angewiesen worden, zu diesem Zweck
eine gesonderte Buchungskategorie im Online-Buchungssystem
einzurichten und bei hoher Nachfrage eine Termin-Warteliste
vorzuschalten. Solche Listen ermöglichten der Auslandsvertretung, das
Terminangebot an die Nachfrage anzupassen und die Terminvergabe
innerhalb von drei Wochen sicherzustellen. Von den 173 deutschen
Visastellen weltweit nutzen den Angaben zufolge nur 20 kleinere
Visastellen noch nicht das Online-Terminbuchungssystem (RK-Termin).
Termine könnten dort aber per E-Mail oder telefonisch vereinbart
werden. Die Visastellen in Indien, in der Türkei, in Erbil (Irak) und
in Dubai (Vereinigte Arabische Emirate) würden die Dienste von
externen Dienstleistungserbringern für die Buchung von Terminen
nutzen.

 * 

4. Aufnahme minderjähriger Flüchtlinge

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Aufnahme unbegleiteter minderjähriger
Flüchtlinge von den griechischen Inseln stellt die AfD-Fraktion in den
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/19706). Die Abgeordneten berufen
sich auf eine Erklärung des Koalitionsausschusses von CDU/CSU und SPD,
wonach vor allem Minderjährige aufgenommen werden sollen, die dringend
medizinisch behandlungsbedürftig oder aber unbegleitet und jünger als
14 Jahren sind, die meisten davon Mädchen. Die Bundesregierung soll
unter anderem angeben, nach welchen Kriterien die aufzunehmenden
Jugendlichen letztlich ausgewählt worden sind.

 * 

5. Verschiebung des EU-China-Gipfels

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den ursprünglich für September dieses Jahres
geplanten EU-China-Gipfel in Leipzig thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/19671). Die Bundesregierung soll
unter anderem Angaben machen zu zentralen Themen und zum Ablauf des
Treffens.

Wie die Bundesregierung Anfang Juni - und damit nach Einreichung der
Kleinen Anfrage durch die Fraktion - laut Medienberichten mitgeteilt
hat, soll das Gipfel-Treffen wegen der Coronakrise verschoben werden.

 * 

6. Sicherstellung beim Migrationspakt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Umsetzung der Sicherstellungspflichten" im
Zusammenhang mit dem Migrationspakt der Vereinten Nationen erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19615). Die
Abgeordneten beziehen sich darin auf einen vom Plenum angenommenen
Antrag der Koalitionsfraktionen (19/6056), in dem die Bundesregierung
unter anderem aufgefordert werde, dass durch den Migrationspakt "die
nationale Souveränität und das Recht Deutschlands, über seine
Migrationspolitik selbst zu bestimmen, nicht beeinträchtigt und
keinerlei deutsche Regelungen eingeschränkt oder ausgeweitet werden".
Die Bundesregierung soll nun unter anderem mitteilen, ob sie diesen
Beschluss "per förmlicher diplomatischer Übersendung an die UN"
zugestellt oder die "Berechtigung zur offiziellen Übermittlung der
Bundestagsdrucksache 19/6056 an ein Mitglied des Bundestages" oder an
eine andere dritte Person, Behörde oder einen Beauftragten abgetreten
hat. Auch wollen die Abgeordneten wissen, ob es eine Reaktion der UN
auf die Zustellung gab und ob der Migrationspakt damit für das
politische Handeln der Bundesregierung verbindlich ist oder nicht.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9889: Heute im Bundestag Nr. 582 - 05.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 582

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 5. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.58 Uhr

1. Coaching von Langzeitarbeitslosen

2. Ermittlung von Regelbedarfen

3. Forschungskoordination Corona-Impfstoff

4. Coronavirus erfolgreich eingedämmt

5. Beschaffung von Heimreisedokumenten

6. Europäisches Reisegenehmigungssystem



1. Coaching von Langzeitarbeitslosen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das Coaching nach Paragraf 16e und 16i des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) zur Förderung von
Langzeitarbeitslosen geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/19413) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18638).
Danach verfolgt diese "ganzheitliche beschäftigungsbegleitende
Betreuung" das Ziel, die Teilnehmer ab der Arbeitsaufnahme
"unterstützend zu begleiten, ihre soziale Situation sowie das
Arbeitsverhältnis zu stabilisieren, eine vorzeitige Beendigung des
Arbeitsverhältnisses zu vermeiden, eine dauerhafte Eingliederung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt zu unterstützen und das Leistungsvermögen
der beschäftigten Personen zu steigern".

Wie die Bundesregierung zur Frage nach der Freiwilligkeit der
Teilnahme am Coaching weiter ausführt, sollen Förderungen nach
Paragraf 16e und 16i SGB II motivierten erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten eröffnet werden. Da es für eine ganzheitliche
Betreuung eines besonderen Vertrauensverhältnisses bedürfe, das nicht
unter Zwang hergestellt werden könne, erfolge "die Zuweisung in das
Coaching ohne Rechtsfolgenbelehrung".

Die Entscheidung über die eigentliche Förderung nach den genannten
Gesetzesregelungen setze eine individuelle Beratung voraus, die die
Information zum Coaching als Teil der Förderungsinstrumente
einschließe, heißt es in der Vorlage weiter. Lehnen daher
erwerbsfähige Leistungsberechtigte bereits vor Aufnahme einer
geförderten Beschäftigung eine Teilnahme am Coaching generell ab,
könne weder eine Förderung eines Arbeitsverhältnisses nach Paragraf
16e SGB II noch eine Zuweisung in ein nach Paragraf 16i SGB II
gefördertes Arbeitsverhältnis erfolgen. Kommt es zu einem späteren
Zeitpunkt zum Abbruch des Coachings durch Teilnehmende, berate das
Jobcenter hinsichtlich der Fortsetzung des Coachings.

 * 

2. Ermittlung von Regelbedarfen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit der Ermittlung von Regelbedarfen nach dem
Zweiten und dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch" befasst sich die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19431) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/19082). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, ist ein Inkrafttreten der neu ermittelten Regelbedarfsstufen
zum 1. Januar 2021 vorgesehen. Dies entspreche der gesetzlichen
Vorgabe des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII). Danach werde
die Höhe der Regelbedarfe in einem Bundesgesetz neu ermittelt, wenn
die Ergebnisse einer bundesweiten neuen Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe vorliegen.

Grundlage für die Ermittlung von Regelbedarfen sind die
Verbrauchsausgaben unterer Einkommensgruppen, wie die Bundesregierung
weiter schreibt. Dementsprechend werde sie auch im Rahmen der
anstehenden Neuermittlung der Regelbedarfe die statistisch
nachgewiesenen tatsächlichen Verbrauchsausgaben einkommensschwacher
Haushalte berücksichtigen.

 * 

3. Forschungskoordination Corona-Impfstoff

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die COVID-19-Pandemie kann laut Bundesregierung nur
erfolgreich überwunden werden, wenn ein zukünftiger Impfstoff weltweit
verfügbar ist. Das macht die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/19389) auf die Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen (19/18868)
zur Internationale Forschungskoordination zur Entwicklung von
Impfstoffen, Diagnostika und Therapeutika gegen COVID-19 deutlich. Für
die Entwicklung und globale Produktion von Impfstoffen, Therapeutika
und Diagnostika sollen demnach mindestens 7,4 Milliarden Euro
ausgegeben werden. Das hat die internationale Geberkonferenz der
EU-Kommission am 4. Mai 2020 beschlossen. Ziel ist es, dass Tests,
Arzneimittel und Impfstoffe in großer Menge und zu erschwinglichen
Preisen entwickelt, hergestellt und global verteilt werden können.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass sie sich insgesamt in
internationalen Gremien dafür einsetze, dass zugelassene Arzneimittel
zur Behandlung von COVID-19-Patientinnen und Patienten in allen Teilen
der Welt schnellstmöglich zugänglich sind. Ein fairer und
transparenter Verteilungsmechanismus müsse dazu beitragen, dass
Impfstoffe dorthin gelangen, wo sie am dringendsten benötigt werden
und den Nutzen für die öffentliche Gesundheit maximieren. Aufgrund der
Bedrohung für die globale öffentliche Gesundheit und des hohen
weltweiten Bedarfs müssten handelspolitische Beschränkungen vermieden
werden, eine schnellstmögliche Versorgung müsste sichergestellt
werden. Dann könnten mehrere Hersteller gleichzeitig mit der
Produktion beginnen, sobald ein erster sicherer und wirksamer
Impfstoff entwickelt worden sei. Ferner sollten die bestehenden
Möglichkeiten für einen Technologietransfer auch genutzt werden, um
die lokale Produktion eines zukünftigen COVID-19-Impfstoffes in
Entwicklungsländern zu fördern.

Wichtig bei der Impfstoffentwicklung sei dabei auch die internationale
Coalition for Epidemic Preparedness Innovations (CEPI), die die
Bundesrepublik in Folge von Ebola 2017 mit gegründet hat. Sie basiert
auf dem Gedanken, dass internationale Zusammenarbeit Vorteile
gegenüber nationalen Einzelanstrengungen bei der Bekämpfung von
Pandemien und Entwicklung von Impfstoffen hat. Mittlerweile baue CEPI
auf eine inzwischen dreijährige Erfahrung bei der Entwicklung von
Impfstoffen gegen pandemierelevante Krankheiten auf und habe ein
großes Portfolio parallel entwickelter Impfstoffe, die auf
unterschiedlichen Methoden und Technologien basieren würden. Daher
habe CEPI eine realistische Chance, auch tatsächlich zwei bis drei
Impfstoffe bis zur Zulassung zu bringen. CEPI gewährleiste mit den
Rahmenbedingungen und der individuellen Ausgestaltung der Verträge,
dass die entwickelten Impfstoffe weltweit an verschiedenen Standorten
produziert und grundsätzlich für alle Menschen verfügbar und
erschwinglich sein werden.

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung auch Bereitstellung von
Impfstoffen über das Engagement in der Globalen Allianz für Impfstoffe
und Immunisierung (GAVI). Auch Gavi sorge dafür, dass Impfstoffe dahin
kommen, wo sie am dringendsten benötigt werden. Kernmandat sei, die
Immunisierungsdichte von geimpften Kindern in den ärmsten Ländern zu
fördern.

Eine weitere wichtige Rolle bei der Bereitstellung möglicher
COVID-19-Arzneimittel sieht die Bundesregierung beim ACT-Accelerator
beziehungsweise dem Medicines Patent Pool (MPP). Unternehmen, die ein
COVID-19-Medikament entwickeln, können auf freiwilliger Basis dem MPP
eine globale Lizenz erteilen, um allen Ländern Zugang zu
erschwinglichen Preisen zu ermöglichen. Oft würden lebensrettende
Arzneimittel bedürftige Personen aufgrund unzureichender Kapazitäten
des Gesundheitssystems nicht erreichen.

Die Bundesregierung betont, dass aus der COVID-19-Pandemie zahlreiche
Schlussfolgerungen gezogen werden müssten, auch insbesondere
hinsichtlich der Vorhaltung nationaler Produktionskapazitäten. Die
gegenwärtige hochdynamische Situation lasse es nach Ansicht der
Bundesregierung jedoch nicht zu, hier bereits abschließende Aussagen
zu treffen.

 * 

4. Coronavirus erfolgreich eingedämmt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung wertet die mit der Coronakrise
eingeführten Beschränkungen als Erfolg. Dadurch sei die Ausbreitung
des Coronavirus erfolgreich verlangsamt worden, heißt es in der
Antwort (19/19428) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/19081) die AfD-Fraktion.

Die Erfolge gelte es zu sichern und gleichzeitig Beschränkungen des
öffentlichen Lebens unter Berücksichtigung der epidemischen Lage
gegebenenfalls schrittweise zu lockern. Zuständig für die
Schutzvorkehrungen seien die Bundesländer und Kommunen.

Die Bundesregierung wies Darstellungen zurück, wonach die
Coronapandemie weniger gefährlich sei als etwa eine Grippewelle. Erste
europäische Schätzungen zur sogenannten Übersterblichkeit zeigten,
dass seit Beginn der erhöhten Zirkulation des Coronavirus Sars-CoV-2
im März und April trotz der Kontaktbeschränkungen Ausmaße erreicht
worden seien, die weder bei den schweren Grippewellen 2016/17 und
2017/18 noch im Hitzesommer 2018 verzeichnet wurden.

 * 

5. Beschaffung von Heimreisedokumenten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Beschaffung von Heimreisedokumenten durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge" (Bamf) ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/19436) auf Kleine Anfragen der
AfD-Fraktion (19/18018, 19/18338). Wie die Bundesregierung darin
darlegt, haben die Länder Brandenburg, Bremen und Saarland die
Passersatzbeschaffung an den Bund abgegeben. Von der Absicht weiterer
Länder, die Passersatzbeschaffung an das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) abzugeben, sei ihr nichts bekannt, führt die
Bundesregierung mit Stand vom 22. April weiter aus.

 * 

6. Europäisches Reisegenehmigungssystem

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Einrichtung des Europäischen
Reiseinformations- und -genehmigungssystems (Etias) berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19464) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/18339). Danach müssen von der Visumpflicht
befreite Drittstaatenangehörige nach Einführung des "Etias" für
Kurzaufenthalte im Schengen-Raum eine Reisegenehmigung beantragen,
"damit geprüft werden kann, ob mit ihrer Anwesenheit im Hoheitsgebiet
der Mitgliedstaaten ein Risiko für die Sicherheit, ein Risiko der
illegalen Einwanderung oder ein hohes Epidemierisiko verbunden wäre".

Der Antrag erfolgt den Angaben zufolge elektronisch über eine
öffentliche Webseite oder eine Anwendung für Mobilgeräte. Der Antrag
umfasse einen fest definierten Katalog personenbezogener Daten, der
unter anderem üblicherweise auch in Reisepässen enthaltene Daten sowie
Angaben zur Erreichbarkeit, zum Bildungsabschluss und zur derzeitigen
Tätigkeit des Antragstellers (Berufsgruppe) umfasst. In Bezug auf die
Reiseabsichten sei lediglich die Angabe des Mitgliedstaats des
beabsichtigten ersten Aufenthalts erforderlich, die Anschrift des
geplanten ersten Aufenthalts fakultativ. Nähere Angaben zum Reisezweck
oder die Erfassung biometrischer Daten seien zum Zeitpunkt der
Antragstellung nicht vorgesehen.

Die Antragsdatensätze werden laut Vorlage im Etias-Zentralsystem
zunächst automatisiert geprüft und mit bestimmten europäischen
Datenbanken abgeglichen. Ergebe die automatisierte Bearbeitung keinen
Treffer, erteile das Etias-Zentralsystem automatisch eine
Reisegenehmigung und benachrichtige den Antragsteller. "Demgegenüber
werden die Anträge im Trefferfall nach Überprüfung durch die
Etias-Zentralstelle an die nationale Etias-Stelle des zuständigen
Mitgliedstaats weitergeleitet und dort - gegebenenfalls nach
Konsultation weiterer Stellen - abschließend geprüft und entschieden",
heißt es in der Antwort weiter.

Eine erteilte Reisegenehmigung ist bis zu drei Jahre gültig, wie die
Bundesregierung ferner ausführt. An der Außengrenze würden zusätzlich
zum Vorhandensein der Etias-Reisegenehmigung "die üblichen
Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex geprüft". Der
Besitz einer Etias-Reisegenehmigung sei nicht gleichbedeutend mit
einer Einreisegestattung.

Bereits in Kraft getreten ist den Angaben zufolge die sogenannte
Etias-Verordnung der EU. Davon zu unterscheiden sei der von der
Kommission zu bestimmende Zeitpunkt, zu dem das Etias seinen Betrieb
aufzunehmen hat. Das europäische Zentralsystem solle nach derzeitigen
Planungen im 1. Quartal 2023 in den Wirkbetrieb gehen.

 * 
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BUNDESTAG/9888: Heute im Bundestag Nr. 581 - 05.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 581

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 5. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.03 Uhr

1. Gutscheinlösung für Pauschalreisebranche

2. Stand der Umsetzung von BNE

3. Corona-Papier von BMI-Mitarbeiter

4. Dublin-Asylverfahren in Pandemie-Zeiten

5. IT-Konsolidierung des Bundes

6. Verstöße an Grenzen in Rheinland-Pfalz

7. Verfassungsmäßigkeit der Corona Gesetze



1. Gutscheinlösung für Pauschalreisebranche

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat eine Unterrichtung über
Eckpunkte zur freiwilligen Gutscheinlösung und zur Abmilderung der
Folgen der COVID-19-Pandemie für die Pauschalreisebranche vorgelegt
(19/19415). Im Hinblick auf die durch die Pandemie verursachten
existenzbedrohenden Belastungen für Pauschalreiseveranstalter wegen
Ansprüchen der Reisenden auf Erstattung vereinnahmter Vorauszahlungen
wird in den Eckpunkten unter anderem vorgeschlagen, dass die
Reiseveranstalter den Kunden anstelle der unverzüglichen Erstattung
der Vorauszahlungen Gutscheine für spätere Pauschalreisen anbieten,
die durch eine zusätzliche staatliche Insolvenzabsicherung so
attraktiv sind, dass die Kunden sie annehmen. Für die Ausgabe der
Gutscheine solle eine Reihe von Voraussetzungen gelten, und es solle
gesetzlich klargestellt werden, dass der Reisegutschein von der
bereits geltenden gesetzlichen Insolvenzsicherung erfasst wird.
Zusätzlich werde eine ergänzende staatliche Absicherung der Gutscheine
für die Dauer ihrer Gültigkeit vorgesehen, um die Werthaltigkeit der
Gutscheine zu gewährleisten und damit die Attraktivität der Gutscheine
für die Reisenden zu steigern. Die konkrete Gestaltung und Umsetzung
der ergänzenden staatlichen Absicherung seien noch zwi
schen dem Bundesministerium für Recht und Verbraucherschutz und dem
Bundesministerium der Finanzen, in Abstimmung mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zu klären. Die
Bundesregierung und die sie tragenden Fraktionen strebten bis Juni
2020 eine Lösung dafür an, wie die bestehenden und gegebenenfalls zu
modifizierenden Hilfsprogramme genutzt werden können, um eine
spezifische Lösung für die Pauschalreisebranche unter Berücksichtigung
auch zum Beispiel bereits gezahlter Provisionen zu ermöglichen, die
deren besondere Bedürfnisse und Notwendigkeiten abdeckt.

 * 

2. Stand der Umsetzung von BNE

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Alle Mitglieder der Nationalen Plattform, bestehend
aus Vertretungen des Bundes, der Länder, der Kommunen, der
Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft haben sich
verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten den Nationalen
Aktionsplan zur Bildung für nachhaltige Entwicklung (NAP BNE)
kontinuierlich bis zum Jahr 2030 umzusetzen. Da macht die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19429) auf die Kleine Anfrage
(19/18795) zum Stand der Umsetzung des NAP BNE deutlich. Die Übersicht
zum Umsetzungsstand der Commitments und die Bilanzierung des
Monitorings seien unlängst in der ersten Zwischenbilanz zum NAP BNE
veröffentlicht worden. Wie in der Stellungnahme der Bundesregierung
zum NAP BNE (18/13679) bekräftigt, beteilige sich die Bundesregierung
im Rahmen ihrer Zuständigkeit und verfügbaren Haushaltsmittel an der
Umsetzung des Aktionsplans.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass BNE einen ganzheitlichen
Bildungsansatz beschreibe, der Menschen befähigt, informierte
Entscheidungen zu treffen und verantwortungsbewusst zum Schutz der
Umwelt, für eine bestandsfähige Wirtschaft und eine gerechte
Gesellschaft für aktuelle und zukünftige Generationen zu handeln.
Hierbei stehe die Frage im Vordergrund, wie individuelle
Entscheidungen das Leben von Menschen vor Ort und in anderen Erdteilen
beeinflussen können oder beeinflusst haben. Das im Nationalen
Aktionsplan BNE zugrunde gelegte Verständnis von BNE greife dabei auf
verwandte Konzepte wie das Globale Lernen, die Friedenspädagogik und
die interkulturelle Bildung zurück, welche historische Dimensionen
einer nachhaltigen Entwicklung einbeziehen.

Das UNESCO-Weltaktionsprogramm BNE wurde 2015 ins Leben gerufen, um in
der internationalen Bildungslandschaft langfristig eine systemische
Veränderung herbeizuführen. Ziel war es, nachhaltige Entwicklung
weltweit nicht mehr nur projektbasiert (in Form von Aktionstagen,
Projektwochen oder Wahlfächern), sondern strukturell und dauerhaft in
unterschiedlichen Elementen des alltäglichen Bildungsalltags zu
verankern.

 * 

3. Corona-Papier von BMI-Mitarbeiter

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Entstehung des Auswertungsberichts ,Coronakrise
2020 aus Sicht des Schutzes Kritischer Infrastrukturen - Auswertung
der bisherigen Bewältigungsstrategie und Handlungsempfehlungen'"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/19682).
Wie die Fraktion darin ausführt, erklärte das Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat (BMI) in einer Pressemitteilung vom 10. Mai
2020, dass ein Mitarbeiter des Hauses "unter Verwendung des
BMI-Briefkopfes und der dienstlichen Kommunikationskanäle seine
kritische Privatmeinung zum Corona-Krisenmanagement der
Bundesregierung verbreitet" habe. Wissen wollen die Abgeordneten unter
anderem, welche Vorgesetzten oder anderen Mitarbeiter des BMI ab wann
Kenntnis von der Erstellung des Berichts hatten.

 * 

4. Dublin-Asylverfahren in Pandemie-Zeiten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Dublin-Asylverfahren in Zeiten der Corona-Pandemie"
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/19669). Wie die Fraktion darin ausführt, ist die
Überstellung von Asylsuchenden im Rahmen der Dublin-III-Verordnung in
andere EU-Staaten aufgrund der Reisebeschränkungen und Einreisesperren
infolge der Corona-Pandemie derzeit ausgesetzt. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, ob es innerhalb der Bundesregierung eine
Einschätzung gibt, "bis wann Dublin-Überstellungen insgesamt nicht
möglich sind".

 * 

5. IT-Konsolidierung des Bundes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Externe Beratung der Bundesregierung im Projekt
IT-Konsolidierung des Bundes" thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/19670). Darin erkundigt sie sich
unter anderem danach, welche Verträge für externe Beratungs- und
Unterstützungsleistungen sowie Rahmen- und Werkverträge die
Bundesregierung und ihr nachgeordnete Behörden zwischen dem 01. Januar
2015 und dem 18. Mai 2020 im Zusammenhang mit dem Projekt
"IT-Konsolidierung des Bundes" abgeschlossen haben.

 * 

6. Verstöße an Grenzen in Rheinland-Pfalz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele Verstöße
gegen das Betäubungsmittelgesetz an den Grenzübergängen in
Rheinland-Pfalz zu anderen Staaten im Zeitraum vom 01. Januar dieses
Jahres bis zum 16. Mai der Bundesregierung bekannt sind. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/19683) unter anderem
danach, wie viele Verstöße gegen das Waffengesetz an diesen
Grenzübergängen im genannten Zeitraum bekannt sind.

 * 

7. Verfassungsmäßigkeit der Corona Gesetze

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach der Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der beiden
Gesetze zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von
nationaler Tragweite fragt die AfD-Fraktion die Bundesregierung. In
der Kleinen Anfrage (19/19666) wollen die Abgeordneten unter anderem
wissen, zu welchen Zeitpunkten und mit welchen Ergebnissen die Prüfung
durch das Bundesministerium des Innern, das Bundesministerium der
Finanzen und das Bundesministerium der Justiz erfolgte. Weiter fragen
sie, ob das Bundesjustizministerium in Bezug auf die beiden
Gesetzentwürfe von seinem Widerspruchsrecht Gebrauch gemacht hat und
wie es seine Entscheidung für oder gegen das Erheben eines
Widerspruchs begründet. Außerdem wollen die Fragesteller wissen, ob
das Bundesjustizministerium die Stellungnahme des Bundesbeauftragten
für Datenschutz und Informationssicherheit bei der Erstellung der
Formulierungshilfe berücksichtigt hat und ob die Bundesregierung die
Bedenken des Bundesbeauftragten hinsichtlich der
Datenschutzproblematik des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung
bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite teilt.

 * 
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BUNDESTAG/9887: Heute im Bundestag Nr. 580 - 05.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 580

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 5. Juni 2020, Redaktionsschluss: 10.14 Uhr

1. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

2. Asylverfahrensberatung des Bamf

3. Angriffe auf christliche Einrichtungen

4. Politisch rechts motivierte Kriminalität

5. Register für private Sicherheitsdienste

6. E-Mail zum Themenkreis Corona



1. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im ersten Quartal 2020 haben in Deutschland nach
Kenntnis der Bundesregierung 21 rechtsextremistische
Musikveranstaltungen stattgefunden, davon zehn Konzerte und elf
Liederabende. Ferner fanden im Bundesgebiet von Januar bis März dieses
Jahres 18 "sonstige Veranstaltungen mit Musikdarbietungen" statt, wie
aus der Antwort der Bundesregierung (19/19465) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/18574) hervorgeht.

Danach wurden acht der zehn Konzerte von insgesamt 1.228 Personen
besucht, sieben der elf Liederabende von insgesamt 330 Personen sowie
14 der 18 "sonstigen Veranstaltungen mit Musikdarbietungen" von
insgesamt 790 Personen. Zu zwei Konzerten, vier Liederabenden und den
vier sonstigen Veranstaltungen liegen den Angaben zufolge keine
Besucherzahlen vor.

 * 

2. Asylverfahrensberatung des Bamf

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Asylverfahrensberatung des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/19535) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/18233). Danach ist diese Asylberatung bislang an 21
Standorten des Bamf eingeführt.

Wie es in der Antwort vom 25. Mai weiter heißt, kann die
Asylverfahrensberatung des Bamf aufgrund der Covid-19-Pandemie
"derzeit nicht wie gewohnt durchgeführt werden". Zum "gesundheitlichen
Schutz der Asylsuchenden, Dolmetschenden sowie der Mitarbeitenden des
Bamf" sei die Asylverfahrensberatung vorübergehend zurückgestellt
beziehungsweise eingeschränkt.

 * 

3. Angriffe auf christliche Einrichtungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der im vergangenen Jahr verübten
"Angriffe (zum Beispiel Einbruchdiebstahl, Vandalismus)" auf
christliche Einrichtungen in Deutschland erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19542). Auch will sie unter
anderem erfahren, in wie vielen Fällen die Täter ermittelt wurden und
in wie vielen Fällen es zu Verurteilungen kam.

 * 

4. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Fälle politisch rechts motivierter
Kriminalität im April dieses Jahres erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/19543). Auch fragt sie darin unter
anderem, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen Fällen
ermittelt wurden.

 * 

5. Register für private Sicherheitsdienste

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das "Bewacherregister für private
Sicherheitsdienste" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/19545). Wie die Fraktion darin schreibt, sollen in
dem Anfang 2019 an den Start gegangenen Register "bundesweit Daten zu
Bewachungsgewerbetreibenden und Bewachungspersonal elektronisch
auswertbar erfasst und auf dem aktuellen Stand gehalten werden".
Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, wie viele
Personaldatensätze mittlerweile in das Bewacherregister eingepflegt
worden sind.

 * 

6. E-Mail zum Themenkreis Corona

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Situation des bekanntgewordenen Schreibens aus dem
Referat KM 4 des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat vom
08.05.2020 im Hinblick auf die EU-Whistleblower-Richtlinie" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/19554). Darin
schreibt die Fraktion, dass ein Mitarbeiter des Referats KM 4 des
Ministeriums mit Datum 08.05.2020 eine E-Mail zum Themenkreis Corona
an "diverse Adressaten" in Landesministerien sowie intern im
Ministerium versandt habe. Wissen wollen die Abgeordneten unter
anderem, wie in dem Ministerium "mit der Bewertung der Handhabung der
Corona-Krise, welche der Email vom 08.05.2020 zugrunde liegt,
dienstrechtlich im Hinblick auf deren Urheber und oder Verbreiter
umgegangen" wurde.

 * 
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SOZIALES/1554: Kinderbonus ist entweder nicht gut gemacht oder Mogelpackung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Juni 2020

AGGELIDIS: Kinderbonus ist entweder nicht gut gemacht oder
Mogelpackung



Zur Debatte über den Kinderbonus erklärt der familienpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Grigorios Aggelidis:

"Der Kinderbonus ist gut gedacht, aber entweder nicht gut gemacht
oder schlicht eine Mogelpackung. Denn er soll zwar nicht auf die
Grundsicherung angerechnet, dafür aber mit dem steuerlichen
Kinderfreibetrag verrechnet werden. Manche Eltern müssen ihn also
über die Einkommensteuer quasi wieder zurückzahlen. Wenn der
Familienbonus aber eine Anerkennung der besonderen Belastung von
Familien durch die Corona-Krise sein soll, muss er gerade denjenigen
zugutekommen, die Homeoffice, Kinderbetreuung und auch Beschulung
unter einen Hut gebracht haben. Alles andere wäre unfair. Union und
SPD sollten ihre Pläne daher nachbessern. Der Respekt für Eltern darf
nicht selektiv sein. Und er darf auch nicht einmalig sein. Deshalb
muss die Große Koalition die Perspektiven von Familien grundsätzlich
verbessern, etwa bei Kinderbetreuung und digitaler Bildung."

 * 
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HAMBURG/5169: Hamburgs Geheimdienst ohne Kompass (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2020

Hamburgs Geheimdienst ohne Kompass



Der Präsident des Hamburger Verfassungsschutzes hat heute zwar den
Rechtsextremismus zutreffend als größte Gefahr im Land bezeichnet und
seine verstärkte Bekämpfung in Aussicht gestellt, zugleich aber auch
fragwürdige Einschätzungen zum Linksextremismus zum Besten gegeben.
"Der Geheimdienst hat ganz offensichtlich seinen Kompass verloren",
erklärt dazu Deniz Celik, der innenpolitische Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Das ganze Land wurde in
den vergangenen Monaten von tödlichen Anschlägen durch
Rechtsterroristen erschüttert, aber Herr Voß beschwört eine
vermeintliche Gefahr von links, die angeblich an der Schwelle zum
Terrorismus stehe. Mit dieser absurden Aussage befeuert er eine
Phantomdebatte und schwächt die Fokussierung auf die Bekämpfung des
mörderischen Rechtsextremismus."

Dabei hat selbst der Präsident des Bundesverfassungsschutzes eine
Entwicklung zum Linksterrorismus klar verneint. Der Hamburger
Sonderweg in der Gefahrenbeurteilung sei nicht nur absolut haltlos,
sondern auch politisch höchst gefährlich, so Celik: "Wer die
Handlungen der radikalen Linken in Hamburg begrifflich in die Nähe von
Terror rückt, verharmlost indirekt die Anschläge auf Walter Lübcke,
auf die Menschen in Hanau und Halle und anderswo."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5168: Die Krise ist noch nicht überstanden - Corona-Hilfen ausweiten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Juni 2020

Die Krise ist noch nicht überstanden - Corona-Hilfen ausweiten!



Die Corona-Krise und ihre wirtschaftlichen Auswirkungen sind noch
lange nicht vorbei. Deshalb fordert DIE LINKE in einem Antrag
(Drs. 22/382) zur Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft am kommenden
Mittwoch, dass Hamburg die Ende Mai ausgelaufenen Corona-Soforthilfen
bis Ende Oktober weiter vergibt. Außerdem sollen Solo-Selbstständige
monatlich 1.250 Euro Überbrückungsgeld bekommen, wenn sie durch die
Krise Einnahmeausfälle erleiden.

"Noch ist kein Unternehmen über den Berg, und die vagen Ideen von SPD
und Grünen und ihr Hoffen auf Initiativen aus Berlin helfen keinem
weiter. Wenn kleine Unternehmen jetzt in die Überschuldung laufen oder
ihnen die Liquidität ausgeht, war die bisherige Soforthilfe nur ein
Sterben auf Raten", erklärt Olga Fritzsche, die wirtschaftspolitische
Sprecherin der Fraktion. "Auch für den Hamburgischen Haushalt ist es
besser, Selbstständigkeit und wirtschaftliche Vielfalt zu erhalten:
Wenn wir jetzt Unternehmer_innen fallen lassen, fehlen uns in den
kommenden Jahren wichtige Steuereinnahmen und auch Wirtschaftskraft.
Stumpf gegen die Krise anzusparen ist der falsche Weg."

Mit der monatlichen Soforthilfe in Höhe von 1.250 Euro will die
Fraktion verhindern, dass die Existenzen von Solo-Selbstständigen
gefährdet werden. "Damit könnte Hamburg vielen Menschen für die Dauer
der Krise ein Mindestmaß an Lebensunterhalt gewährleisten, ohne dass
sie in das unwürdige Hartz-IV-System gedrückt werden", erläutert
Fritzsche. "So macht es auch das rot-rot-grün regierte Berlin,
übrigens unter schlechteren finanziellen Vorzeichen, als wir sie in
Hamburg haben."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5502: Nitratbelastung - Land bleibt Antwort schuldig (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.06.2020

Messstelle Meckenheim / Nitratbelastung

Johannes Zehfuß: Land bleibt Antwort schuldig



"Das Nitratproblem in Rheinland-Pfalz löst die Landesregierung seit
Jahren nicht", erklärt der Sprecher für Sonderkulturen, Johannes
Zehfuß, heute in Mainz. 2015 wurden bei einer bundesweiten Abfrage von
Schadstoffbelastungen im Grundwasser von Meckenheim die höchsten
Nitratwerte bundesweit gefunden. Die Landesregierung sagte damals zu,
in Zusammenarbeit mit den Landwirten durch Kooperationsprojekte die
Voraussetzungen für einen reduzierten Nitrateintrag zu schaffen.

Auf Anfrage der CDU-Fraktion im Ausschuss für Landwirtschaft und
Weinbau blieb die Landesregierung die Antwort schuldig und konnte
keine wirksamen Maßnahmen oder ein Konzept zur Reduzierung des
Nitratwerts in der am meisten belasteten Messstelle in Rheinland-Pfalz
liefern. Auch bei der Binnendifferenzierung hinkt Rheinland-Pfalz
hinterher. Während andere Länder längst ihrem Auftrag nachgekommen
sind, die so genannten 'roten Gebiete' durch eine
Binnendifferenzierung genauer einzuteilen, hat die Landesregierung
immer noch kein vollständiges Ergebnis.

"Das die Landesregierung hier seit Jahren nicht handelt, schadet
unserer Umwelt und den Landwirten", erklärt Zehfuß.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5501: Corona-Pandemie - Jugendverbände (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.06.2020

Corona-Pandemie / Jugendverbände

Christian Baldauf: Hygienekonzepte für Jugendgruppen und
Jugendfreizeiten auflegen - Landesregierung muss finanzielle
Unterstützung zusagen



Der Vorsitzende der rheinland-pfälzischen CDU-Landtagsfraktion,
Christian Baldauf, fordert die Landesregierung auf, ein Regelwerk für
die Arbeit von Jugendorganisationen (Gruppen und Freizeiten)
aufzulegen, das den notwendigen Hygienebestimmungen folgt - zusätzlich
entstehende Kosten müsse die Landesregierung tragen. "Wir dürfen keine
Zeit verlieren, denn in vier Wochen beginnen die Sommerferien und mit
ihnen die Zeit der Jugendfreizeiten."

"Ich bin froh, dass mit den Sommerferien für viele Kinder und deren
Eltern die lang ersehnte und zwingend notwendige Entlastung kommt", so
Baldauf. Kinder und Jugendliche freuen sich auf Ferienfreizeiten mit
ihren Freunden, Trainings- und Zeltlager. Ein Stück Normalität, die
nach einer langen Zeit der Entbehrungen und Beschränkungen wichtiger
ist denn je. Eltern dürfen nach wochenlanger Doppel-Belastung auf
dringend notwendige Entlastung hoffen.

"Zwingend notwendig für die Jugendarbeit ist ein eigenes
Hygienekonzept, da sich die Vorgaben, welche für Schulen und
Kindergärten gelten, bei Jugendfreizeiten oder Gruppenstunden nicht
problemlos übernehmen lassen. Das Angebot der Jugendgruppen und
Jugendfreizeiten gleicht mehr einem Sportunterricht, der an Schulen
gerade nicht erteilt wird. Genau das fehlt vielen Kindern und
Jugendlichen aktuell am meisten: sie brauchen Bewegung, Sport, wollen
sich austoben und mit Freunden spielen", ergänzt Baldauf.

Die Landesregierung müsse Gelder bereitstellen, die im Falle von
Stornierungen abgerufen oder zur Deckung der Kosten für ein
Hygienekonzept verwendet werden können. "Jugendverbände leisten mit
ihrer Arbeit einen unschätzbar wichtigen Beitrag für die gesunde
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. Dieses Engagement finanziell
zu unterstützen, ist eine Pflichtaufgabe der Landesregierung und eine
wichtige Investition in die Zukunft."

 * 
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FINANZEN/1886: Milliardenschwere Entlastung der Kommunen im Konjunkturpaket


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Milliardenschwere Entlastung der Kommunen im Konjunkturpaket



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Der Bund erstattet den Kommunen für das Jahr 2020 die Hälfte der
Gewerbesteuerausfälle in Höhe von 5,9 Milliarden Euro. Darüber hinaus
erhöht er dauerhaft seinen Anteil an den Kosten der Unterkunft für
Langzeitarbeitslose. Die Städte und Gemeinden haben dadurch jedes Jahr
vier Milliarden Euro mehr in den Kassen. Die hälftige Übernahme der
kommunalen Altschulden durch den Bund war mit dem Koalitionspartner
leider nicht möglich.

"Die Unterstützung des Bundes kommt zum richtigen Zeitpunkt. Laut dem
gestern veröffentlichten KfW-Kommunalpanel 2020 stieg der
Investitionsrückstand der Kommunen bundesweit gegenüber dem Vorjahr um
neun Milliarden Euro auf 147 Milliarden Euro. Durch einbrechende
Einnahmen und wachsende Ausgaben infolge der Corona-Krise droht der
Investitionsrückstand weiter zu steigen. Die Stärkung der Kommunen ist
zudem die beste Konjunkturförderung: Städte und Gemeinden tätigen zwei
Drittel aller öffentlichen Investitionen im Land. Deshalb ist es
richtig und wichtig, dass die Kommunen vom beschlossenen
Konjunkturpaket massiv profitieren werden. Nur so wird sichergestellt,
dass kein kommunales Schwimmbad schließen muss und keine
Schulsanierung aufgeschoben wird.

Die aktuelle Steuerschätzung geht in diesem Jahr allein bei der
Gewerbesteuer von Mindereinnahmen für die Städte und Gemeinden von
rund 11,8 Milliarden Euro aus. Der Bund wird für das Jahr 2020 die
Hälfte dieser Mindereinnahmen in Höhe von 5,9 Milliarden Euro
kompensieren und damit die kommunale Finanzbasis stabilisieren. Die
andere Hälfte übernehmen die Länder.

Die Kosten der Unterkunft für Bezieher von Sozialleistungen zahlen die
Kommunen aus. Besonders dort, wo Arbeitslosigkeit hoch und Einkommen
niedrig sind, bedeutet dies hohe Kosten für die Kommunen. Bislang
trägt der Bund knapp 50 Prozent der Kosten der Unterkunft. Künftig
beteiligt er sich dauerhaft mit 75 Prozent. Dies entspricht vier
Milliarden Euro pro Jahr und hilft insbesondere Kommunen, die von
hoher Arbeitslosigkeit und Strukturwandel betroffen sind. Die
SPD-Fraktion fordert seit Langem eine strukturelle Entlastung der
Kommunen von den Sozialausgaben, scheiterte aber bislang am Widerstand
von CDU/CSU. Es ist gut, dass die Union umgeschwenkt ist und die
Notwendigkeit der Maßnahme erkennt.

Nur vor diesem Hintergrund waren wir bereit, die Forderung der
Schuldenübernahme zurückzustellen. Diese ist jedoch damit nicht vom
Tisch. Wir sind nach wie vor der Überzeugung, dass eine einmalige
Entlastung besonders betroffener Kommunen von den Altschulden richtig
und notwendig ist. Die Union sieht hier ausschließlich die Länder in
der Verantwortung. Wir erwarten daher, dass der Ministerpräsident des
Landes mit den meisten betroffenen Kommunen, Armin Laschet (CDU), bald
eine Landeslösung präsentiert. Bisher hat er sich in der Debatte um
die Altschulden erstaunlich zurückgehalten. Nun ist er als
Ministerpräsident und Kandidat für den CDU-Parteivorsitz am Zug, die
von der Union gepredigte Landesverantwortung wahrzunehmen und den
Worten Taten folgen zu lassen.

Es ist gut, dass sich alle SPD-Verhandlungspartner beim
Konjunkturpaket im Gleichklang für die Kommunen eingesetzt haben. Die
massive Unterstützung der Kommunen war nur möglich, weil die
Sozialdemokratie an der Seite der Kommunen steht."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2902: Förderprogramm für gemeinnützige Unternehmen aufgesetzt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Förderprogramm für gemeinnützige Unternehmen aufgesetzt



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Gemeinnützige Organisationen spielen eine sehr wichtige Rolle für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land. Im Rahmen des
Konjunkturpaketes stellt der Bund nun eine Milliarde Euro zur
Verfügung, um gemeinnützigen Unternehmen schnell und unbürokratisch zu
helfen.

"Die Jugendherberge im Ort und das Café in der Innenstadt, welches
überwiegend Menschen mit Behinderungen beschäftigt, diese Unternehmen
haben zwei Dinge gemeinsam: Sie sind gemeinnützig und leiden unter den
Einschränkungen der Corona-Krise.

Gemeinnützige Unternehmen wie Sozialkaufhäuser und
Integrationsunternehmen haben kein großes finanzielles Polster, auf
welches sie in Krisenzeiten zurückfallen können. Daher trifft die
Corona-Krise diesen Sektor besonders hart. Um diese Unternehmen nicht
im Regen stehen zu lassen, hat die Koalition beschlossen, die sozialen
Unternehmen für die Jahre 2020 und 2021 mit einer Milliarde Euro zu
unterstützen.

Dieses Kredit-Sonderprogramm wird über die Kreditanstalt für
Wiederaufbau abgewickelt. Um die Mittel lokal effizient einsetzen zu
können, ist die genaue Verteilung der Gelder den Ländern freigestellt.
So kommen die Hilfen dort an, wo sie am nötigsten gebraucht werden.

Die Bundesmittel allein sollen eine 80-prozentige Haftungsfreistellung
gestatten. Damit können die Länder mit überschaubaren eigenen Mitteln
eine Haftungsfreistellung bis zu insgesamt 100 Prozent für Programme
zugunsten gemeinnütziger Organisationen ermöglichen. Ziel ist eine
Kreditvergabe ohne Risikoprüfung, um das Verfahren zu beschleunigen
und zu helfen, wo Hilfe benötigt wird."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/076: Maßnahmen gegen die Corona-Pandemie - Das schwedische Modell ist zynisch (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 23 vom 5. Juni 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Das schwedische Modell ist zynisch

Schwedische Politik stützt die Monopole - gerade in der Krise

Melina Deymann sprach mit dem Vorsitzenden der Schwedischen Kommunistischen
Partei Andreas Sörensen 



Schweden setzt bei Maßnahmen gegen die Corona-Pandemie vor allem auf
Freiwilligkeit. Ältere Menschen und Menschen mit Vorerkrankungen sollten
die Öffentlichkeit meiden, Menschen sollten generell zuhause bleiben,
von Reisen wird abgeraten, wer kann, sollte im Home-Office arbeiten.

Schulen, öffentliche Einrichtungen und Fabriken bleiben hingegen ohne
Einschränkungen geöffnet. Das sogenannte "schwedische Modell" wird auch
hierzulande als Alternative angepriesen, obwohl es in Schweden mehr
Covid-19-Tote gibt als in allen anderen nordischen Ländern zusammen.

UZ sprach mit Andreas Sörensen, Vorsitzender der Schwedischen Kommunistischen
Partei, über die Rolle, die die schwedische Regierung und die Gewerkschaften
in der momentanen Situation spielen.


UZ: In Deutschland wurden vorübergehend strenge Maßnahmen
von Seiten der Regierung gegen die Ausbreitung von Covid-19 ergriffen,
beim sogenannten Lockdown wurden Geschäfte geschlossen und Ausgangsbeschränkungen verhängt. Die Zahl der Neuinfektionen konnte innerhalb weniger Wochen
n verhängt. Die Zahl der Neuinfektionen konnte innerhalb weniger Wochen
stark reduziert werden. Wie stellt sich die Situation in Schweden dar?
Gibt es zum Beispiel eine Maskenpflicht oder hat sich die Arbeitsweise
verändert?

Andreas Sörensen: Die Situation in Schweden ist davon gekennzeichnet,
dass die ganze Verantwortung zur Eindämmung des Virus von den einzelnen
Menschen getragen wird. Das bedeutet, dass fast keine Regelungen wirksam
sind, die zu großen Einschränkungen im Leben der Menschen führen. Restaurants
und andere Orte, wo sich Menschen treffen, sind zwar entweder geschlossen
oder haben ihre Kapazitäten eingeschränkt und Ansammlungen von mehr
als 50 Personen sind verboten, doch das war es auch schon.

Die Menschen werden aufgefordert, Verantwortung zu tragen, ohne dass
sie die Voraussetzungen dafür haben. Man soll zwei Meter Abstand halten,
aber das ist unmöglich in den Grundschulen, die ja noch geöffnet sind,
oder in Supermärkten, die keine Einschränkungen vorgeben. Das ist auch
eine Unmöglichkeit für viele Arbeiter, die zum Beispiel die öffentlichen
Verkehrsmittel benutzen müssen. Viele Busse sind voll und die U-Bahn
auch. Man soll, soweit es möglich ist, von zu Hause arbeiten, aber das
ist für die Mehrheit der Arbeiter nicht möglich.

Die Maßnahmen, die dennoch durchgeführt werden, haben spontanen und
dezentralisierten Charakter. Einige Regionen verweigern sich Dingen,
die in anderen Regionen durchgeführt werden. Man hat zum Beispiel in
vielen Orten den vorderen Teil der Busse gesperrt, um die Busfahrer
zu schützen, in anderen Orten mussten die Gewerkschaften solche Maßnahmen
erzwingen.

Insgesamt gibt es wenige nationale Maßnahmen und die Verantwortung wird
an die Einzelnen übertragen.


UZ: In Deutschland wird das sogenannte schwedische Modell
vielfach als Alternative dargestellt, ihr habt euch ja schon früh gegen
dieses geäußert und offensichtlich Recht behalten. Kannst du uns etwas
zu den aktuellen Entwicklungen sagen?

Andreas Sörensen: Das schwedische Modell ist im Endeffekt sehr
zynisch. Mittlerweile sind mehr als 4.000 Menschen in Schweden an Covid-19
gestorben und wir haben die höchste Sterblichkeitsrate der Welt. Wir
haben mehr Tote als die anderen nordischen Länder zusammen. Das sagt
eigentlich alles, was über die Situation zu sagen ist.

Fehlende Maßnahmen in Kombination mit einem Mangel an Schutzausrüstung
für diejenigen, die in den Krankenhäusern und Altersheimen arbeiten,
haben dazu geführt, dass das Virus sich sehr leicht verbreitet hat.
Man hat nicht die notwendigen Maßnahmen ergriffen, um den älteren Teil
der Bevölkerung zu schützen.

Der Zynismus zeigt sich darin, dass es eine mehr oder weniger bewusste
Entscheidung war, das Leben der Älteren zu opfern, um die Produktion
am Laufen zu halten. Einige Fabriken waren gezwungen zu schließen, weil
es nicht möglich war, notwendige Komponenten für die Produktion zu liefern,
aber es gab keine Schließungen, um die Arbeiter zu schützen.

Für die Monopole heißt das, die Produktion und damit die Profite aufrechtzuerhalten. Die Politik Schwedens ist einfach: die Arbeiter opfern, um die
ten. Die Politik Schwedens ist einfach: die Arbeiter opfern, um die
Profite zu retten.


UZ: Ab dem Zeitpunkt, als die Pandemie in Deutschland ernst
genommen wurde, sind kritische Stimmen zu den Maßnahmen der Bundesregierung
erst einmal verstummt. Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat sich eifrig
daran beteiligt, die Corona-Gesetzgebung zu legitimieren und die Interessen
des Monopolkapitals durchzusetzen, beispielsweise in Form des Kurzarbeitszeitmodells. Auch der 1. Mai wurde frühzeitig ins Internet verlegt, die IG
ells. Auch der 1. Mai wurde frühzeitig ins Internet verlegt, die IG
Metall hat einen für die Arbeiterklasse sehr schlechten Tarifabschluss
gemacht, es wird versucht, eine Linie durchzusetzen, die da heißt "Die
Last der 'Corona-Krise' müssen wir alle gemeinsam tragen" - was ja bedeutet,
dass die Arbeiterklasse sie allein trägt. Wie agieren die Gewerkschaften
in Schweden?

Andreas Sörensen: Um es einfach auszudrücken: Die Gewerkschaften
agieren, um die sozialdemokratische Regierung zu legitimieren. Weil
die Sozialdemokraten die Regierung führen, ist es für die Gewerkschaftsleitung
unmöglich, eine kritische Haltung einnehmen. Stattdessen hat die Gewerkschaftsführung das Agieren der Regierung gelobt. Wäre die Regierung aus den konservativen Parteien zusammengesetzt, wären die Gewerkschaften sicher kritischer,
hrung das Agieren der Regierung gelobt. Wäre die Regierung aus den konservativen Parteien zusammengesetzt, wären die Gewerkschaften sicher kritischer,
 Parteien zusammengesetzt, wären die Gewerkschaften sicher kritischer,
aber natürlich nur in der Theorie - in der Praxis würden sie die Politik
der Monopole unterstützen.

Man muss jedoch einen Unterschied machen zwischen den höheren Funktionären
in den Gewerkschaften und den einfachen Mitgliedern. An der Basis haben
viele Gewerkschafter auf schlechte Zustände reagiert. Man hat die Arbeit
in vielen Altersheimen wegen Mangels an Schutzausrüstung gestoppt und
Busfahrer haben sich geweigert zu fahren, wenn der vordere Teil der
Busse nicht abgesperrt war.

Wie immer gibt es einen großen Unterschied zwischen den verschiedenen
Teilen der Gewerkschaften und wir betrachten es als gutes Zeichen, dass
die Arbeiter eigene Aktionen durchführen und ihre eigenen Kräfte austesten.


UZ: Welche Maßnahmen fordert die Kommunistische Partei
Schwedens zum Schutz der Arbeiterklasse und des Volkes?

Andreas Sörensen: Unsere hauptsächliche Forderung in Bezug auf
die Gesundheit der Arbeiterklasse ist die Schließung aller nicht notwendigen
Arbeitsplätze, um die Verbreitung des Virus zu begrenzen. Das bedeutet
nichts anders als einen Kampf mit den Monopolen um die Profite, aber
es zeigt auch deutlich, worum es geht.

Wir haben außerdem gefordert, dass die tausende Milliarden Kronen, die
den Monopolen gegeben werden, an das Volk umgeleitet werden, das fast
keine Unterstützung bekommt. Durch die Kurzarbeitsmodelle wird die Bezahlung
der Gehälter sozialisiert, aber der Gewinn bleibt privat, und das, obwohl
die Monopole genug Geld haben, um jahrelang Lohn zu bezahlen.

Wir fordern eine große Erweiterung der Kapazität der Pflege. Es mangelt
sowohl an Ressourcen als auch an Personal. Die Pflege muss nach dem
Bedürfnis der Menschen organisiert werden, nicht nach den Forderungen
der Monopole.

In Schweden haben zehntausende Menschen ihre Arbeit verloren. Um der
Kritik zu entgehen, hat die Regierung gewisse Verbesserungen beim Arbeitslosengeld beschlossen. Die Verbesserungen sind minimal, insbesondere im Vergleich
ld beschlossen. Die Verbesserungen sind minimal, insbesondere im Vergleich
zu der Unterstützung für die Monopole. Stattdessen fordern wir, dass
die Massenkündigungen aufhören und dass alle Arbeiter aus dem aufgehäuften
Profit der Monopole bezahlt werden.


UZ: Die Welt ist zunehmend mit einer Wirtschaftskrise konfrontiert, die durch die Maßnahmen gegen eine Ausbreitung von Covid-19 wohl verschärft
 die durch die Maßnahmen gegen eine Ausbreitung von Covid-19 wohl verschärft
wurde. Die Krisenkosten werden von Kapital und Regierung in Komplizenschaft
mit der sozialdemokratischen Gewerkschaftsführung der Arbeiterklasse
und dem Volk aufgebürdet - in Form von Kurzarbeit und weiteren Maßnahmen,
die wohl folgen werden. Welche wirtschaftlichen Maßnahmen hat die schwedische
Regierung zur Krisenbewältigung ergriffen? Wo versucht die Regierung,
die Krisenlasten auf die Arbeiterklasse abzuwälzen?

Andreas Sörensen: Man muss zuerst konstatieren, dass die Krise
eine riesige Möglichkeit für die Monopole darstellt. Die Krise ist fast
wie ein Aderlass des Kapitalismus: Kleinere und unprofitable Betriebe
und Unternehmen gehen unter, was mehr Marktanteile für die großen Monopole
sichert. Dazu kommt auch die Möglichkeit, Angriffe gegen die Arbeiter
zu richten. Die Gehälter zu senken und die Verhältnisse zu verschlechtern
sind die Krisenmaßnahmen des Kapitals.

Die Politik der schwedischen Regierung ist zum großen Teil eine Politik,
die diese Tendenz verschärft. Die Banken haben hunderte Milliarden Kronen
bekommen, fast ohne Zinsen, die sie als Kredite an Unternehmen ausgeben
sollen. Wenn sie das Geld ausleihen, können sie ihre eigenen Zinsen
hinzufügen.

Gleichzeitig hat die Regierung kleinen Betrieben die Möglichkeit eröffnet,
Steuern zu einem späteren Zeitpunkt zu zahlen. Für die spätere Bezahlung
haben sie Zinsen von über 6 Prozent gefordert! Deutlich ist, dass die
Regierung eine weitere Konzentration des Kapitals anstrebt.

Die Kündigung zehntausender Arbeiter wurde akzeptiert, durch die Kurzarbeit
die Bezahlung von Gehältern übertragen. Der Profit bleibt privat, aber
die Verluste werden sozialisiert.

Interessant ist die Haltung der Schwedischen Reichsbank gegenüber den
Monopolen. Sie hat sehr früh Obligationen in Milliardenhöhe gekauft,
um die schwedischen Monopole zu stärken. In einer Situation, wo sich
die Widersprüche zwischen den kapitalistischen Staaten verschärfen und
die Konkurrenz immer schärfer wird, ist es eine wichtige Maßnahme, die
eigenen Monopole zu stärken. So eine Tendenz wird nicht nur in Schweden
deutlich, auch in Japan zum Beispiel ist diese Entwicklung sehr weit
fortgeschritten. Die sich verschärfende Situation fordert einen noch
aktiveren Staat.


UZ: In Deutschland gibt es inzwischen sogenannte "Hygienedemos",
statt der berechtigten Sorge um den Abbau der Grundrechte stehen dort
oft Verschwörungstheorien im Vordergrund, viele der Demonstrationen
sind von rechten Kräften dominiert. Wie verhält sich die Rechte in Schweden?
Wie ist zum Beispiel die Position der Schwedendemokraten?

Andreas Sörensen: Ein wenig vereinfacht könnte man sagen, dass
das Verhalten der Rechten nur ein Teil des politischen Spiels ist. Egal,
was die sozialdemokratische Regierung tut, die rechten Parteien müssen
Kritik üben, obwohl sie mit der Politik sehr zufrieden sind. Wenn die
Regierung tausende Milliarden für die Monopole freistellt, fordern die
Rechten mehr.

Von diesem Verhalten sind die Schwedendemokraten nicht frei. Seit dem
Anfang der Krise haben sie an Unterstützung verloren und die sozialdemokratische Regierung ist populärer als zuvor. Es geht zwar nur um wenige Prozent,
 Regierung ist populärer als zuvor. Es geht zwar nur um wenige Prozent,
aber zeigt auch deutlich: Gegenüber der sozialdemokratischen Politik
müssen sie sich kritisch verhalten.

Das machen sie durch populistische Forderungen, vor allem an kleinere
Betriebe gerichtet - sie versuchen, ihre Unterstützung unter der Kleinbourgeoisie auszubauen. In Bezug auf sie wollen sie zum Beispiel, dass der Staat
e auszubauen. In Bezug auf sie wollen sie zum Beispiel, dass der Staat
die Fixkosten der kleineren Betriebe übernimmt. Ebenso wollen sie Massentests
durchführen, um das Virus aufzuspüren. Es geht natürlich nicht um eine
Versorgung der Bevölkerung, sondern um ein Bedürfnis, einen eigenen
Weg zu finden, der nicht zu viel von der Regierungslinie abweicht, aber
gleichzeitig kritisch ist. Würde die Regierung einen härteren Kurs verfolgen,
würden wir rechte Demos wie in Deutschland sehen.

Die Schwedendemokraten versuchen, das Virus mit der Immigration zu verknüpfen.
Sie meinen, dass die wirtschaftliche Krise die Folgen der "Massenimmigration"
verschärft und dass die steigende Arbeitslosigkeit die Gegensätze zwischen
Schweden und Immigranten und damit die Spannungen innerhalb der schwedischen
Gesellschaft zuspitzt. So eine Perspektive ist im Endeffekt sehr nützlich
für das Kapital, weil es die Möglichkeit eröffnet, von der Wut über
Arbeitslosigkeit und Krisenmaßnahmen abzulenken und Risse innerhalb
der Arbeiterklasse zu vertiefen. Als Kommunisten müssen wir bestimmt
gegen solche Sichtweisen agieren und immer für die Einheit der arbeitenden
Klasse eintreten - es gibt keine Widersprüche zwischen Immigranten und
Schweden, sondern zwischen Arbeiter und Kapitalist.

Die Fragen stellte Melina Deymann
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LATEINAMERIKA/1980: Mexiko - Trotz Corona-Pandemie wird der Tren Maya weiter gebaut (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Trotz Corona-Pandemie wird der Tren Maya weiter gebaut

von Knut Hildebrandt



Trotz Gesundheitsnotstands wegen der Corona-Pandemie wird der
Tren Maya auf Grundlage eines Präsidenten-Dekrets weiter
gebaut.

(Oaxaca-Stadt, 4. Juni 2020, npla) - Mitte Mai ordnete die Nationale
Menschenrechtskommission Mexikos an, alle verzichtbaren Arbeiten im
Zusammenhang mit dem Bau des Tren Maya einzustellen. So soll einer
Ausbreitung des Corona-Virus auf der Halbinsel Yucatán entgegengewirkt
werden. Die Kommission legte allerdings nicht fest, welche Arbeiten
als unverzichtbar gelten sollen. Dem Beschluss ging eine Beschwerde
von Menschenrechts- und indigenen Organisationen voraus. Diese
befürchten, dass sich durch die Fortführung der Arbeiten an dem
Mega-Projekt das Virus unter den Arbeitern und dann auch der lokalen
Bevölkerung ausbreitet. Das stellt eine Verletzung des Menschenrechts
auf Unversehrtheit des Körpers, des Schutzes des eigenen Lebens und
der Gesundheit dar.


Richterin ordnet Baustopp wegen Corona-Pandemie an

Wenige Tag zuvor hatte eine Bundesrichterin einen zeitweiligen
Baustopp für den Abschnitt Palenque-Escárcega im Bundesstaat Chiapas
angeordnet. Damit entsprach sie einer Klage der in der Region lebenden
indigenen Kommunen.

Dieses Urteil wurde gut einem Monat später wieder aufgehoben.
Begründung für die Aufhebung: die Arbeiten seien unverzichtbar. Die
für den Bau des Maya Zuges zuständige Tourismus-Behörde hatte damit
ihre Klage auf Fortführung der Arbeiten begründet.


López Obrador stellt Tren Maya über Gesundheit der indigenen
 Bevölkerung

Die Tourismus-Behörde klagte mit voller Rückendeckung durch Mexikos
Präsidenten Andrés Manuel López Obrador. Dieser hatte schon im April
per Dekret die Arbeiten am Tren Maya von allen Maßnahmen zur
Bekämpfung der Corona-Pandemie ausgenommen.

Darüber hinaus kündigte der Präsident Ende Mai an, in der ersten
Juniwoche nach Cancún reisen zu wollen, um persönlich den Startschuss
für den Bau der Bahnlinie zu geben. Auf seiner Reise wird er weitere
Orte besuchen, durch die der Zug führen soll. Und das obwohl die
Corona-Ampel in ganz Mexiko auf Rot steht, also ein sehr hohes Risiko
der Ansteckung mit dem Virus besteht.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/trotz-corona-pandemie-wird-der-tren-maya-weiter-gebaut/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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TÜRKEI/015: AKP lässt drei oppositionellen Abgeordneten Mandate entziehen (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

AKP lässt drei oppositionellen Abgeordneten Mandate entziehen



Drei Abgeordneten der türkischen Nationalversammlung ist das Mandat
entzogen worden. Bei den Betroffenen handelt es sich um Leyla Güven und
Musa Farisoğulları von der Demokratischen Partei der Völker (HDP)
und Enis Berberoğlu von der Republikanischen Volkspartei (CHP). Als
Begründung wurden rechtskräftige Urteile gegen die Abgeordneten
herangezogen.

Im Parlament brachen daraufhin Tumulte aus. Die HDP- und CHP-Fraktionen
protestierten durch Klopfen auf den Tischreihen gegen die Entscheidung. Der
CHP-Abgeordnete Engin Altay bezeichnete den Mandatsentzug als rechtswidrig,
weil die Fälle noch beim Verfassungsgericht anhängig sind.

Die Urteile liegen bereits längere Zeit zurück, das Parlamentspräsidium hat
die Fälle trotzdem bisher nicht in die Nationalversammlung eingebracht. Die
Fraktionen der HDP und CHP wurden offenbar in letzter Minute in Kenntnis
gesetzt.

Leyla Güven und Musa Farisoğulları sind im Rahmen des 2009
eingeleiteten KCK-Hauptverfahrens zu langjährigen Haftstrafen verurteilt
worden. Der Istanbuler CHP-Abgeordnete Enis Berberoğlu wurde im
Prozess um die Berichterstattung zum türkischen Geheimdienst MIT in der
Zeitung Cumhuriyet zu über fünf Jahren Freiheitsstrafe verurteilt.


Ergänzung der Schattenblick-Redaktion:

Laut Medienberichten wurden Leyla Güven und Musa Farisoğulları
noch am Donnerstag verhaftet, auch Enis Berberoğlu befindet
sich in Haft.

 * 
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VERBAND/2415: Planungssicherheit für Tierhalter fehlt weiter (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Planungssicherheit für Tierhalter fehlt weiter

DBV kritisiert erneute Verschiebung der Entscheidung zur
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung



Wenig Verständnis hat der Deutsche Bauernverband für die erneute
Verschiebung der Bundesrats-Entscheidung zur
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung. "Nach jahrelanger intensiver
Diskussion und Kompromisssuche muss jetzt eine Entscheidung möglich
sein, die die Schweinehaltung in Deutschland nicht ins Aus befördert",
so DBV-Generalsekretär Bernhard Krüsken. "Die Tierhalter sind Opfer
eines politischen Schönheitswettbewerbs, in dem das Interesse an einer
echten Lösung offensichtlich keine Rolle mehr spielt." Ohne eine
tragfähige und zeitnahe Regelung würde sich die Ferkelerzeugung noch
mehr ins Ausland verlagern. Schon jetzt werden fast 12 Millionen
Ferkel pro Jahr importiert.

Nach der letzten Verschiebung der Entscheidung im Februar hatten die
Länder Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein den Auftrag
bekommen, einen Kompromiss zu suchen. Hierüber wurde nun wieder nicht
entschieden.

 * 
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DEMOSKOPIE/886: Mehrheit mit Bundesregierung weiter zufrieden (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit mit Bundesregierung weiter zufrieden - Union bei
Sonntagsfrage stärkste Kraft



Die Deutschen sind mit der Bundesregierung weiter mehrheitlich
zufrieden: 62 Prozent sind mit der Arbeit der Koalition aus Union und
SPD sehr zufrieden bzw. zufrieden. Das sind 2 Prozentpunkte weniger
als im Vormonat. Aktuell sind 38 Prozent (+3) weniger oder gar nicht
zufrieden mit der Arbeit der Bundesregierung. Das hat eine Umfrage von
infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend im Auftrag der
Tagesthemen in dieser Woche ergeben. Im März waren die Befragten noch
mehrheitlich weniger bzw. gar nicht zufrieden mit dem Kabinett (65
Prozent).

Das Vertrauen in die Bundesregierung geht weiterhin mit hohen
Unterstützungswerten für einige Kabinettsmitglieder einher.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) kann aktuell den höchsten
Zufriedenheitswert mit ihrer Arbeit in dieser Legislaturperiode
verzeichnen - 71 Prozent der Befragten sind mit ihrer Arbeit momentan
sehr zufrieden bzw. zufrieden (+3 im Vgl. zum Vormonat). Damit erhält
sie den höchsten Zuspruch seit Januar 2015. Mit der Arbeit von
Finanzminister Olaf Scholz (SPD) sind derzeit 60 Prozent zufrieden
(+1). Jens Spahn (CDU) erreicht 57 Prozent Zustimmung (+1). CDU-
Wirtschaftsminister Peter Altmaier verliert leicht in der Zustimmung
(51 Prozent; -2), ebenso CSU-Innenminister Horst Seehofer (47 Prozent;
-1). Mit der Arbeit des Arbeitsministers Hubertus Heil (SPD) sind
aktuell 39 Prozent der Befragten zufrieden bzw. sehr zufrieden (-1).
SPD-Familienministerin Franziska Giffey (37 Prozent; -2) bleibt leicht
hinter ihren Bestwerten im ARD-DeutschlandTrend des Vormonats zurück.

Grünenparteichefin Annalena Baerbock kommt in der aktuellen Befragung
auf 29 Prozent Zufriedenheit mit ihrer Arbeit (+3 im Vgl. zu April).
45 Prozent der Befragten kennen sie nicht oder können sie nicht
beurteilen. Mit der Arbeit des FDP-Partei- und Fraktionsvorsitzenden
Christian Lindner sind aktuell 24 Prozent (-3 im Vgl. zum Vormonat)
der Bürger sehr zufrieden bzw. zufrieden, 59 Prozent sind weniger bzw.
gar nicht zufrieden. SPD-Parteichef Norbert Walter-Borjans erreicht 14
Prozent Zufriedenheit (+2 im Vgl. zu April); mehr als die Hälfte der
Deutschen (52 Prozent) kennen ihn nicht oder können ihn nicht
beurteilen. Mit der Arbeit von Bernd Riexinger (Die Linke) sind 12
Prozent (+3 im Vgl. zu April) der Befragten sehr zufrieden bzw.
zufrieden. 66 Prozent kennen den Partei-Chef der Linken nicht oder
können ihn nicht beurteilen. Mit der Arbeit des AfD-
Fraktionsvorsitzenden Alexander Gauland sind 11 Prozent der Bürger
sehr zufrieden bzw. zufrieden (-4 im Vgl. zu April). 69 Prozent sind
mit seiner Arbeit weniger oder gar nicht zufrieden.

Wäre am kommenden Sonntag Bundestagswahl, würden 38 Prozent der
Befragten ihre Stimme der Union geben. Das ist ein Prozentpunkt
weniger als noch vor einem Monat. Die SPD käme auf 15 Prozent (-1).
Die AfD landet bei 9 Prozent (±0). Die FDP gewinnt einen Prozentpunkt
und landet bei 6 Prozent. Die Linke würden unverändert 8 Prozent der
Befragten wählen. Die Grünen landen in der Sonntagsfrage bei 19
Prozent (+1) und wären damit wie zuletzt zweitstärkste Kraft. Für die
Sonntagsfrage des ARD-DeutschlandTrends hat das
Meinungsforschungsinstitut infratest dimap von Dienstag bis Mittwoch
dieser Woche 1.505 Wahlberechtigte bundesweit befragt.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte; Sonntagsfrage: 1.505 Befragte

	Erhebungszeitraum: 02.06.2020 bis 03.06.2020;

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; 
 ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von (...) sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden, gar nicht
zufrieden?

 * 
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DEMOSKOPIE/885: Mehrheit findet Familienbonus richtig und Auto-Kaufprämien falsch (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit findet Familienbonus richtig und Auto-Kaufprämien
falsch



Am späten Mittwochabend haben sich Union und SPD auf die Details eines
umfangreichen Konjunkturpakets verständigt. Eine der beschlossenen
Maßnahmen ist die einmalige Auszahlung von 300 Euro pro Kind an
Familien. Eine Mehrheit der Deutschen (59 Prozent) ist der Ansicht,
dass eine solche Auszahlung von mehreren hundert Euro pro Kind in die
richtige Richtung gehe. 35 Prozent betrachten einen solchen
Familienbonus als falschen Weg. Das hat eine Umfrage von infratest
dimap für den ARD-DeutschlandTrend im Auftrag der Tagesthemen am
Mittwoch ergeben - und damit bevor die Details der Einigung bekannt
wurden.

Dem Vorschlag einer staatlichen Autokaufprämie standen die Deutschen
dagegen kritischer gegenüber. 55 Prozent sprachen sich vor dem
Koalitionsgipfel grundsätzlich dagegen aus. Die am Ende vom Kabinett
beschlossene Beschränkung einer staatlichen Kaufförderung auf E-Autos
unterstützten 18 Prozent. 19 Prozent hätten sich eine gleich hohe
Kaufprämie für alle Motortypen gewünscht, weitere 6 Prozent eine
niedrige Kaufprämie auch für Verbrenner.

Das Konjunkturpaket soll die deutsche Wirtschaft ankurbeln. Aktuell
bewerten 40 Prozent der Befragten die wirtschaftliche Lage als sehr
gut bzw. gut. Das sind acht Prozentpunkte mehr als noch im Vormonat.
Von 67 Prozent auf 59 Prozent zurückgegangen ist im gleichen Zeitraum
die Zahl derer, die die wirtschaftliche Lage als weniger gut bzw.
schlecht beurteilen. Noch Anfang März hatten zwei Drittel der
Deutschen die wirtschaftliche Lage in Deutschland als sehr gut oder
gut bewertet.

Deutlich positiver als die aktuelle volkswirtschaftliche Gesamtlage
betrachten die Deutschen nach wie vor ihre persönlichen
wirtschaftlichen Lebensumstände. 80 Prozent beurteilen ihre momentane
wirtschaftliche Situation als gut bzw. sehr gut, jeder Fünfte als
weniger gut bzw. schlecht. Allerdings unterscheidet sich die Bewertung
der eigenen Lebensumstände auch in Corona-Zeiten deutlich in
Abhängigkeit vom Einkommen. Bezieher niedriger Einkommen sind mit 49
Prozent fast viermal häufiger mit der eigenen wirtschaftlichen
Situation unzufrieden als Bezieher höherer Einkommen.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte; Sonntagsfrage: 1.505 Befragte

	Erhebungszeitraum: 02.06.2020 bis 03.06.2020;

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; 
 ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Um die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie in Deutschland zu
bekämpfen, werden in der Bundesregierung verschiedene Maßnahmen
diskutiert. Ein Vorschlag betrifft einen sogenannten Familien-Bonus.
Familien mit Kindern würden vom Staat einmalig einen Geldbetrag von
mehreren hundert Euro pro Kind erhalten. Geht dieser Vorschlag Ihrer
Meinung nach in die richtige oder die falsche Richtung?

Ein weiterer Vorschlag betrifft sogenannte Kaufprämien für den Neukauf
von Autos. Hierbei würde der Staat einen Teil des Kaufpreises
übernehmen. Sollte es eine solche Kaufprämie nur für Elektroautos
geben? Sollte es eine geringere Kaufprämie auch für Autos mit
Verbrennungsmotoren geben? Sollte es für alle Neufahrzeuge dieselben
Kaufprämien geben? Oder sind Sie komplett gegen solche staatlichen
Anreize beim Auto-Neukauf?

Wie beurteilen Sie die gegenwärtige wirtschaftliche Lage in
Deutschland?

Wie beurteilen Sie Ihre persönliche wirtschaftliche Situation?

 * 
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DEMOSKOPIE/884: 42 Prozent der Deutschen würden Corona-Warn-App nutzen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Juni 2020

ARD-DeutschlandTrend

42 Prozent der Deutschen würden Corona-Warn-App nutzen



Weniger als die Hälfte der Deutschen würde sich eine App
herunterladen, die bei der Nachverfolgung von Corona-Infektionsketten
hilft. 42 Prozent würden auf dem eigenen Handy bzw. Smartphone eine
solche Corona-Warn-App nutzen, 39 Prozent würden sie nicht nutzen.
Jeder sechste Deutsche (16 Prozent) sagt, er besitze kein Handy oder
Smartphone. Das hat eine Umfrage von infratest dimap für den
ARD-DeutschlandTrend von Dienstag bis Mittwoch dieser Woche ergeben.

Die Bundesregierung will demnächst eine Corona-Warn-App vorstellen, in
der Infizierte ihr positives Corona-Testergebnis vermerken können.
Allen App-Nutzern soll daraufhin angezeigt werden, wenn sie sich für
längere Zeit in der Nähe einer infizierten Person aufgehalten haben.
Dabei soll der Datenaustausch anonymisiert und dezentral erfolgen.
Unter den Menschen, die eine Nutzung der App ablehnen, begründet knapp
die Hälfte (45 Prozent) dies mit Datenschutz, Überwachung oder
Persönlichkeitsrechten. 13 Prozent meinen, eine solche App
funktioniere nicht, bringe nichts oder andere Maßnahmen seien besser.

Dass die zur Eindämmung der Corona-Pandemie beschlossenen
Einschränkungen im öffentlichen Leben seit Ende April schrittweise
aufgehoben werden, bewertet eine Mehrheit der Deutschen positiv. 56
Prozent sind der Meinung, diese Lockerungen seien richtig. 29 Prozent
finden, die Lockerungen gingen zu weit. Für 13 Prozent hingegen gehen
sie nicht weit genug. Anhänger fast aller im Bundestag vertretenen
Parteien halten die Lockerungen mehrheitlich für richtig. Die Anhänger
der AfD sind in dieser Frage indes geteilter Meinung: 38 Prozent sind
der Ansicht, sie seien richtig. 35 Prozent finden, sie gingen nicht
weit genug. 27 Prozent halten sie für zu weitgehend.

Bei der Lockerung der wegen Corona eingeführten Alltagseinschränkungen
gehen die Bundesländer mittlerweile unterschiedlich vor, weil viele
Bereiche in der Kompetenz der Länder liegen. 45 Prozent finden es
richtig, dass jedes Bundesland für sich entscheidet, wie und wann es
Corona-Beschränkungen aufhebt. Eine Mehrheit der Deutschen (55
Prozent) würde sich bei der Aufhebung von Corona-Beschränkungen ein
einheitliches Vorgehen der Bundesländer wünschen.

Derweil hat eine klare Mehrheit der Deutschen aktuell kaum Angst vor
einer Ansteckung. Drei Viertel der Deutschen (76 Prozent) haben
weniger große bzw. kleine Sorgen, dass sie selbst oder
Familienmitglieder sich mit dem Corona-Virus anstecken (+2 im Vgl. zu
Mai). Bei einem Viertel der Deutschen (24 Prozent) ist diese Sorge
aktuell sehr groß bzw. groß (-1).

Nach Meinung der Deutschen erfahren vor allem Kindergärten und Schulen
in der Corona-Pandemie zu wenig Beachtung. 53 Prozent sagen, die
Politik habe sich um diesen Bereich zu wenig gekümmert. 39 Prozent
meinen, sie habe sich bislang angemessen um Kindergärten und Schulen
gekümmert. Im Bereich der Gastronomie sagen 46 Prozent, die Politik
habe sich angemessen gekümmert; für 45 Prozent war es zu wenig. Bei
Kunst- und Kulturbetrieben sagen 42 Prozent, die Politik habe sich
angemessen gekümmert; für 44 Prozent indes war es zu wenig.
Mehrheitlich angemessen finden die Deutschen die politische Beachtung
der Kirchen und Religionsgemeinschaften (60 Prozent), der Reise- und
Tourismusanbieter (53 Prozent) sowie der Krankenhäuser und Pflegeheime
(52 Prozent). Zu viel gekümmert habe sich die Politik in der
Corona-Krise um den Profi-Fußball, sagen 56 Prozent. Für 31 Prozent
war das Handeln der Politik hier angemessen. Auch über die
Autoindustrie sagen 48 Prozent, die Politik habe sich zu viel
gekümmert; für 35 Prozent war es angemessen. Die Befragung fand am
Dienstag und Mittwoch, also vor Verabschiedung des neuen
Konjunkturpakets, statt.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte; Sonntagsfrage: 1.505 Befragte

	Erhebungszeitraum: 02.06.2020 bis 03.06.2020;

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; 
 ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Um die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie in Deutschland zu
bekämpfen, werden in der Bundesregierung verschiedene Maßnahmen
diskutiert. Ein Vorschlag betrifft einen sogenannten Familien-Bonus.
Familien mit Kindern würden vom Staat einmalig einen Geldbetrag von
mehreren hundert Euro pro Kind erhalten. Geht dieser Vorschlag Ihrer
Meinung nach in die richtige oder die falsche Richtung?

Ein weiterer Vorschlag betrifft sogenannte Kaufprämien für den Neukauf
von Autos. Hierbei würde der Staat einen Teil des Kaufpreises
übernehmen. Sollte es eine solche Kaufprämie nur für Elektroautos
geben? Sollte es eine geringere Kaufprämie auch für Autos mit
Verbrennungsmotoren geben? Sollte es für alle Neufahrzeuge dieselben
Kaufprämien geben? Oder sind Sie komplett gegen solche staatlichen
Anreize beim Auto-Neukauf?

Wie beurteilen Sie die gegenwärtige wirtschaftliche Lage in
Deutschland?

Wie beurteilen Sie Ihre persönliche wirtschaftliche Situation?

 * 
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HERRSCHAFT/1899: USA - Benachteiligung nichtweißer Amerikaner ist geblieben ... (SB)




Der Glaube daran, ein Machtwechsel im Weißen Haus würde die Wunde des
Rassismus in den USA heilen, ist Teil des Problems. Die Bewältigung
sozialer Ungleicheit geht mit seiner Überwindung Hand in Hand, und
doch wird so getan, als reichten einige blumige Worte und die
Durchsetzung von Quotenregelungen oder Programmen wie Affirmative
Action dazu aus, den blutigen Fleck von der weißen Weste der freien
Marktwirtschaft zu entfernen. So wenig deren Freiheit darin besteht,
nicht an eine rigide Eigentumsordnung gebunden zu sein, die die große
Mehrheit der Menschen von den Vorzügen der Kapitalakkumulation
fernhält, so sehr sorgt das historische Vermächtnis der Sklaverei bis
heute dafür, daß Schwarze in den unteren Einkommensschichten
überproportional vertreten sind, während sie an der Spitze
unternehmerischer Kapitalmacht nur sehr selten erblickt werden.

Aus der 400jährigen Geschichte der nordamerikanischen Sklaverei, die 1865
offiziell endete, sind Formen struktureller Benachteiligung hervorgegangen, die
sich bis heute in der massiven sozialen Benachteiligung schwarzer Menschen
ausdrücken. Während der Sachverhalt in zahlreichen wissenschaftlichen
Untersuchungen und statistischen Erhebungen zweifelsfrei nachgewiesen und
umfassend dokumentiert ist, läßt die Aufhebung rassistisch bestimmter
Ausbeutungs- und Unterdrückungsverhältnisse nicht nur zu wünschen übrig. Die mit
der Durchsetzung neoliberaler Vergesellschaftung immer weiter
auseinanderklaffenden Einkommens- und Vermögensverhältnisse in den USA führen
dazu, daß Armut und Not unter nichtweißen Gruppen der Bevölkerung weiter
zunehmen, was gleichbedeutend mit politischer Entrechtung und Ausgrenzung ist.

Eine Partei wie die der Demokraten, deren Führungsebene sich aus den
Geld- und Funktionseliten des Landes rekrutiert, ist denkbar
ungeeignet dazu, die dunkle Seite der von ihr beanspruchten
Zuständigkeit für das Problem des Rassismus zugunsten seiner
unumkehrbaren Überwindung ins Licht selbstkritischer Emanzipation zu
ziehen. So macht sie zwar Angebote zur Besserstellung ethnischer
Minderheiten, hält zugleich jedoch am Primat des staatlichen
Gewaltmonopols und seiner kriegerischen Durchsetzung in aller Welt
wie im eigenen Land als Bedingung eigener Hegemonie fest. Auf diese
Weise bleibt die Befriedung der US-amerikanischen Klassengesellschaft
stets unvollständig.

Der Widerspruch zwischen Gewaltanwendung und Partizipationsanspruch,
dynamisiert und verschärft durch das Krisenmanagement der
neoliberalen Austeritätspolitik, die den vielgerühmten pursuit of
happiness als aus Mangel und Zwang geborenen Kampf der Marktsubjekte
untereinander erkennen läßt, ist aus sich selbst heraus nicht
aufzulösen. Es bedürfte der Aufhebung der privatwirtschaftlichen
Eigentumsordnung zugunsten einer materiellen Gleichheit, die die
Menschen von der Notwendigkeit befreite, scheinbare Feinde zu
produzieren, die sie an Stelle des sie bedingenden
Kapitalverhältnisses für ihre Misere verantwortlich machen können.

Weil die Partei der Demokraten im Duopol US-amerikanischer
Regierungsbildung als erste Adresse für die symbolpolitische
Bekämpfung des Rassismus gilt, macht sie sich politisch
unverzichtbar. Wenn die ausgegrenzten und überflüssig gemachten
Menschen, die unter der schwarzen Bevölkerung weit überrepräsentiert
sind, merkten, daß sie mit Versprechungen auf gesellschaftliche
Teilhabe und empathischen Anerkennungsritualen nicht zuletzt
nationalistischer Art systematisch in die Irre andauernder
materieller Entbehrungen und repressiver Gängelung geführt
werden, dann erhielten die sozialen Spannungen eine klare politische
Richtung und stiegen schnell auf ein vorrevolutionäres Niveau an.

Die Partei der Demokraten ist, wer auch immer aus ihren Reihen als
PräsidentschaftskandidatIn aufgestellt wird, ein ausführendes Organ
weißer patriarchaler Suprematie auf der Höhe eines digitalen, mit
allen Finessen des social engineerings und Konsensmangements
versehenen digitalen Kapitalismus, dessen Suggestivkraft es den
dadurch verfügbar gemachten Menschen nicht gerade leicht macht, das
ganze Ausmaß ihrer Fremdbestimmung zu durchschauen. Als vermeintlich
kleineres Übel verweist sie ihre Wählerschaft auf den Platz einer
politischen Genügsamkeit, die sich nie über das Stadium
erwartungsvollen Hoffens auf das Herunterfallen jener Krümel
hinausentwickelt hat, die als Überschuß kapitalistischer
Reichtumsproduktion seit 40 Jahren in Aussicht gestellt werden und
dennoch niemals auf wirklich nahrhafte Weise Gestalt annehmen.

Dementsprechend kann eine antirassistische Politik ohne antikapitalistische
Fundamentalkritik nicht viel mehr leisten als Wundpflaster zu verteilen, die die
Schmerzen des Problems systematischer Benachteiligung zwar lindern, den
Krankheitsherd aber nie beseitigen können. Ganze Berufstände im Bereich
sozialmedizinischer, sozialpsychologischer, juristischer und strafrechtlicher
Regulation leben vom virulenten Charakter des Rassismus, der in den USA ein
monströses Strafvollzugssystem hervorgebracht hat, das von keinem anderen
Interesse getrieben wird, als die gesellschaftlichen Wunden zu vergrößern, um
stets über genügend Gründe zur eigenen Daseinsberechtigung zu verfügen.

Wer Antirassismus auf einen Normenkatalog und ein Verhaltenskorsett reduziert,
anstatt die systemischen Gründen des Hasses und der Gewalt zu untersuchen, die
sich an Hautfarbe, Geschlecht und sozialem Status entzünden, läuft Gefahr, das
Geschäft derjenigen zu verrichten, die Ausgrenzung und Abweichung produzieren,
weil es gesellschaftlich honoriert wird. Ohne die integrative
Widerspruchsregulation der kapitalistischen Kontrollgesellschaft, die Anpassung
und Unterwerfung belohnt, weil gesellschaftlicher Frieden zur Fortsetzung von
Ausbeutung und Unterdrückung unabdingbar ist, zu durchschauen und zu überwinden,
bleibt es bei Diversitätspolitiken, die sicherlich besser als gar nichts sind,
aber die Chance, das prinzipielle Vergleichen von Menschen nach Wertkategorien
vollends zu überwinden, eher verkleinern.

Der mit den geläufigen Verkehrsformen und Regulationspraktiken erwirtschaftete
gesellschaftliche Frieden wurde mit der Ermordung von George Floyd kurzfristig
aufgekündigt. Zu offenkundig ist die Fratze herrschender Gewaltverhältnisse
sichtbar geworden, als daß der Ruf nach der strafrechtlichen Verfolgung der
Täter für eine allgemeine Beschwichtigung ausgereicht hätte. Den über diesen
Anlaß weit hinausgewachsenen Protesten mag es noch an radikaler politischer
Orientierung mangeln, das dabei freigesetzte Potential an grundsätzlicher Kritik
und entschiedenem Widerstand jedoch ist erheblich.
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REPRESSION/1706: Dortmund - rechte Szene wächst an ... (SB)




Machtdemonstration, Überfälle und Mordanschläge: Der Dortmunder
Stadtteil Dorstfeld ist eine Hochburg der rechtsextremen Szene und ein
Beispiel dafür, was passiert, wenn Politik und Zivilgesellschaft dem
rechten Treiben nicht von Anfang an entschlossen begegnen.

[1]

Dortmund gilt als Hochburg der rechtsextremen Szene in
Westdeutschland, die sich in den Stadtteilen Dorstfeld und Marten seit
langem eingenistet hat. Dieses Milieu ist geradezu ein Paradebeispiel
dafür, was passiert, wenn Politik, Polizei und Geheimdienst dem
rechten Treiben nicht entschlossen begegnen, es tolerieren und
mutmaßlich sogar instrumentalisieren. Was über viele Jahre nur von der
linken Antifa aufmerksam verfolgt, dokumentiert und auf der Straße
konfrontiert wurde, wird heute auch vom medialen Mainstream
wahrgenommen und kritisch kommentiert. Daß der Sicherheitsstaat
inzwischen auch in dieser Richtung seine Krallen ausfährt und die
extreme Rechte über das Gewaltmonopol lektioniert, hängt jedoch
weniger damit zusammen, daß sich der Wind tatsächlich gedreht hätte.
Vielmehr gebietet die Staatsräson, angesichts kaum noch zu
verschleiernder Verstrickungen des Sicherheitsapparats in
rechtsextreme Umtriebe nach Kräften weißzuwaschen, um das Vertrauen
der Mehrheitsgesellschaft in den Staatsschutz nicht nur
wiederherzustellen, sondern angesichts hereinbrechender Krisen als
vermeintlichen Rettungsschirm festzuschweißen. Die weithin
durchgesetzte Formel, es habe sich im Falle des NSU, des Anschlags auf
den Berliner Weihnachtsmarkt oder des Lübcke-Mords um eklatantes
Behördenversagen gehandelt, dem durch effektivere Geheimdienste und
Polizeien wie auch deren Engführung zu begegnen sei, bricht einem
Szenario Bahn, das selbst rechtsextreme Machtphantasien in den
Schatten zu stellen droht.

Exemplarisch für die Umtriebe in Dortmund waren zwei angemeldete
Demonstrationen von Rechtsextremisten, die im September 2018 mit bis
zu hundert Teilnehmern durch die Stadtteile Dorstfeld und Marten
zogen. Unter Reichsflaggen skandierten sie lautstark: "Wer Deutschland
liebt, ist Antisemit!" In einem anderen Video des Umzugs ist zu sehen,
wie Demonstranten zwischen zwei Häusern auf einer Garage Pyrotechnik
abbrennen. Wie Augenzeugen berichteten, sei es zu keinen gewalttätigen
Auseinandersetzungen gekommen, doch habe man die Polizei als deutlich
unterrepräsentiert wahrgenommen. Diese rechtfertigte sich nachträglich
damit, daß sie vor Gericht mit dem Versuch gescheitert sei, die beiden
Aufmärsche verbieten zu lassen, und angemessen präsent gewesen sei.
Sind demnach selbst antisemitische Hetzparolen von der
Meinungsfreiheit gedeckt, so daß sie keine Handhabe zum Eingreifen
bieten?

Wenngleich der harte Kern der Dortmunder Neonazi-Szene kaum mehr als
50 Personen umfassen dürfte, hat er sich doch in den vergangenen
dreißig Jahren hervorragend vernetzt und versteht es, schnell und
umfassend zu mobilisieren wie auch regelmäßig mit Provokationen oder
gar Gewalttaten in die Medien zu kommen. Im November 2014 sorgte ein
Vertreter der Partei "Die Rechte" im Dortmunder Stadtrat für
internationale Schlagzeilen, als er die Stadtverwaltung aufforderte,
die Juden in Dortmund zählen zu lassen. Der antisemitische Antrag
wurde begleitet von ähnlichen Anfragen, die sich etwa auf die Anzahl
von HIV-erkrankten Menschen in der Stadt oder Adressen von engagierten
Lokalpolitikern bezogen. Bereits im Mai 2014 hatten am Abend der
Kommunalwahl rund 30 Neonazis zum gewaltsamen Sturm auf das Rathaus
angesetzt, um den Einzug ihres Spitzenkandidaten Siegfried Borchardt
in den Stadtrat medienwirksam zu flankieren.

Siegfried Borchardt, weithin als "SS-Siggi" bekannt, wenngleich er
persönlich "SA-Siggi" vorzieht, war in den 80er Jahren Anführer des
rechten Hooligan-Zusammenschlusses "Borussenfront", der in der
Dortmunder Nordstadt Jagd auf Migranten und andere Minderheiten
machte. Er galt als zentrale Figur dieser Szene, da er zahlreiche
neonazistische Organisationen gründete und enge Kontakte zu Michael
Kühnen unterhielt, mit dem er schließlich die "Freiheitliche Deutsche
Arbeiterpartei" (FAP) unterwanderte und sie zu einer militanten
rechtsextremen Kleinpartei umformte. Stets gab es Verflechtungen im
Umfeld, und so mischten FAP-Mitglieder bei der Borussenfront mit, die
wiederum als Saalschutz für Veranstaltungen der NPD diente. Borchardt
verbüßte mehrere kurze Haftstrafen, kehrte aber jeweils um so aktiver
zurück. Als die FAP 1995 verboten wurde, baute er die "Kameradschaft
Dortmund" auf, deren Mitglieder abermals Jagd auf politische Gegner
und Minderheiten machten.

Am 14. Juni 2000 erschoß der Dortmunder Neonazi Michael Berger die
beiden Polizisten Thomas Goretzky und Matthias Larisch-von-Woitowitz
sowie die Polizistin Yvonne Hachtkemper und anschließend sich selbst.
Bis heute gilt der menschenverachtende Spruch "Berger war ein Freund
von uns! 3:1 für Deutschland" als Bezugspunkt für die extreme Rechte
in der Stadt. Borchardt vernetzte sich deutschlandweit und machte ab
2003 den Weg für die "Autonomen Nationalisten" (AN) frei, aus deren
Kreisen ab 2005 der "Nationale Widerstand Dortmund" (NWDO) hervorging.
Die beiden Neonazis Christian Worch und Thomas Wulff hatten in
Reaktion auf die Verbote rechtsextremer Organisationen mit der Bildung
"Freier Kameradschaften" reagiert, die als autonome und regionale
Kleinstgruppen operierten. Bei den AN handelte es sich um zumeist
junge, äußerst gewaltbereite Neonazis, die sich in Erscheinungsbild
und Auftreten an linken Autonomen orientierten.

Zahlreiche Neonazis zogen nach Dortmund, gründeten Wohngemeinschaften
und bauten Strukturen auf. Im "Nationalen Zentrum" in Dorstfeld fanden
Treffen, Schulungen und Vorträge statt. Der Informatikstudent Dennis
Giemsch betrieb den Online-Versand "Resistore", der seit dem Verbot
des NWDO von Michael Brück unter dem Namen "Antisem Versand" bis heute
weitergeführt wird. Giemsch nutzte das Internet intensiv zur
Mobilisierung, die zeitweise bis zu 1.800 Anhänger aus ganz Europa
nach Dortmund brachte. Am 28. März 2005 erstach der 17jährige Neonazi
Sven Kahlin den Punker Thomas Schulz an der U-Bahn-Haltestelle
Kampstraße. Schon kurz nach der Tat verhöhnten Neonazis das Opfer und
erklärten: "Die Machtfrage wurde gestellt und für uns befriedigend
beantwortet: Dortmund ist unsere Stadt." Am 4. April 2006 ermordete
der "Nationalsozialistische Untergrund" (NSU) den Kioskbesitzer Mehmet
Kubasik, wobei Dortmunder Neonazis nachweislich intensive Kontakte zum
Umfeld des NSU unterhielten. Im Ruhrgebiet existierte eine Zelle von
"Combat 18", dem besonders militanten Flügel des schon damals in
Deutschland verbotenen "Blood & Honour"-Netzwerkes.

Der NWDO machte weiter durch Einschüchterung und brutale Überfälle auf
alternative Kneipen und Büros von Abgeordneten der Grünen und der
Linkspartei von sich reden. Die Polizei zeigte sich überfordert und
reagierte auffallend verhalten. Am 1. Mai 2009 überfielen mehrere
hundert Neonazis eine DGB-Veranstaltung, 2011 bekam Oberbürgermeister
Ullrich Sierau (SPD) einen Tag vor Heiligabend einen bedrohlichen
Weihnachtsbesuch, im August 2012 rotteten sich Neonazis vor der
Wohnung eines mutmaßlichen Sexualstraftäters zusammen. Nach dem Verbot
des NWDO im selben Monat gründeten Dennis Giemsch, Michael Brück und
Siegfried Borchardt einen neuen Landesverband der neonazistischen
Kleinstpartei "Die Rechte", die Christian Worch in Hamburg gegründet
hatte. Diese rief in den folgenden Jahren zu diversen Aufmärschen auf
und brachte am 25. Mai 2014 Siegfried Borchardt in den Stadtrat. Daß
NPD und DR nicht mehr Stimmen auf sich vereinten als zuvor die NPD
allein, lag vermutlich an der AfD, die 3,4 Prozent verbuchen konnte.

Borcherts Platz übernahm später Dennis Giemsch, und bereits im August
2014 startete DR den "Stadtschutz Dortmund", eine rechtsextreme
Bürgerwehr, die nach dem Vorbild der SA, nur in gelben Hemden, durch
die Straßen patrouillierte und auf vermeintliche "Verbrecherjagd"
ging. Neonazis versuchten weiterhin, Bürgerversammlungen zu sprengen,
tätliche Angriffe und bedrohliche Hausbesuche nahmen zu, Michael Brück
zog seit Anfang 2015 bei "Mahnwachen" gegen angeblichen Asylmißbrauch
zu Felde und übernahm im April das Mandat von Giemsch. Am 4. Juni 2016
marschierten fast 1.000 Neonazis von Dorstfeld nach Huckarde, und bei
der Landtagswahl am 14. Mai 2017 konnte Siegfried Borchardt als
Direktkandidat im Wahlkreis Dortmund II rund 1.000 Stimmen (2 Prozent)
auf sich vereinen. Wenngleich die Mobilisierung nicht weiter
zugenommen hat, bildet das Netzwerk der DR einen Kristallisationspunkt
für Neonazis aus ganz NRW. Sie führen kleinere Kundgebungen und
Aufmärsche durch, tun sich auch in internationalen Netzwerken um und
sind Teil neuer vermischter Szenen im rechten Umfeld.

Wenngleich die Kader aus verschiedenen Gründen wie etwa der
parlamentarischen Präsenz rechter Parteien, aber auch einer
gewachsenen Gegenöffentlichkeit tendentiell gebremst worden sind,
haben ihre Aggressionen nicht abgekommen. Dies zeigt die Palette
verhängter Haftstrafen, welche die Reihen in Dorstfeld doch etwas
dezimiert haben. Vor wenigen Tagen hat das Dortmunder Landgericht mit
Sascha Krolzig einen führenden Kopf der Neonazi-Szene zu einer
Haftstrafe verurteilt. Der Bundesvorsitzende der rechtsextremen
Splitterpartei "Die Rechte" muß für ein Jahr und drei Monate ins
Gefängnis. Er ist für drei Taten verurteilt worden: In Dortmund hatte
er im Dezember 2016 Kneipengäste rassistisch beleidigt und versucht,
sie anzugreifen. Außerdem hatte er den Hitlergruß gezeigt. In
Bielefeld war Krolzig bereits rechtskräftig wegen Volksverhetzung
verurteilt worden. Die Taten wurden jetzt zu einer Gesamtstrafe
zusammengefaßt. Mittlerweile hat die Staatsanwaltschaft beantragt,
eine alte Strafe, die auf Bewährung ausgesetzt worden war, zu
widerrufen. Damit drohen dem Rechtsextremisten noch weitere Monate in
Haft. [2]

Im November 2019 mußte Christoph D., Vorstandsmitglied der Partei "Die
Rechte", eine Haftstrafe von dreizehn Monaten antreten. Er hatte im
Juli 2015 bei einer Versammlung volksverhetzende Aussagen getätigt.
Siegfried Borchardt hatte kurz zuvor eine Haftstrafe von vier Monaten
wegen Beleidigung von Polizeibeamten im Jahr 2018 abgesessen. Gegen
ihn liefen weitere Ermittlungen nach einer gefährlichen
Körperverletzung an einer Bahn-Haltestelle im September 2019. Steven
F., der mehrere Gewalttaten und weitere Straftaten gegen einen
jüdischen Bürger begangen hatte, befindet sich seit September 2018 für
zwei Jahre und drei Monate in Haft. Einer weiteren Führungsfigur,
Matthias D., wurden unter anderem gefährliche Körperverletzung und
Bedrohung vorgeworfen. Gegen acht Personen ist darüber hinaus Anklage
beim Landgericht Dortmund erhoben worden. Ihnen wird unter anderem
vorgeworfen, am 21. September 2018 durch das Skandieren der
antisemitischen Parole "Wer Deutschland liebt, ist Antisemit"
Volksverhetzung begangen zu haben. [3]

Wie die Dortmunder Polizei geltend macht, sei seit Einrichtung ihrer
"Sonderkommission Rechts" im Jahr 2015 die Zahl rechtsextremistischer
Straftaten um circa 40 Prozent gesunken. Allerdings kann die brachiale
Rezeptur, auf eine polizeiliche Drohkulisse zu setzen, durchaus nach
hinten losgehen. So hat die örtliche Polizei jüngst eine herbe
Niederlage bezogen, da sich Bewohner des sogenannten Nazis-Kiezes in
Dorstfeld vor Gericht erfolgreich gegen eine geplante Videoüberwachung
gewehrt haben, was ihnen nun Gelegenheit gibt, sich als Opfer zu
inszenieren.

Die Pläne sahen vor, die Emscherstraße, in der mehrere Häuser komplett
von Neonazis bewohnt werden, mit Kameras zu überwachen. Das
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen räumte zwar ein, daß es ein
berechtigtes Anliegen der Polizei sei, der Schaffung sogenannter
Angsträume zu begegnen. Die polizeirechtlichen Voraussetzungen für
eine Videoüberwachung gäben das jedoch in diesem Fall nicht her, weil
es nicht gelungen sei zu belegen, daß es sich im Vergleich zu anderen
Stadtteilen um einen Kriminalitätsschwerpunkt handelt. Und die Kammer
habe auch keine belastbaren Unterlagen dafür gesehen, daß dort
erhebliche Straftaten drohen.

Das ist Wasser auf die Mühlen der dort wohnenden Rechtsextremisten.
Der zu den Klägern gehörende Michael Brück erklärt denn auch
unverhohlen: "Propagandistisch ist es für uns gut, das
auszuschlachten, dass wir sagen können: Seht ihr, der Staat überwacht
hier eine Nebenstraße mit Kameras, während wir Stadtteile haben, wo
wirklich massive Straftaten begangen werden, wo überhaupt keine
Überwachung stattfindet." Das Urteil bestätige, daß die Straße kein
Hotspot sei, weil es dort kaum Kriminalität gebe. Da die Polizei
ohnehin dabei sei, Videoüberwachungen in der Stadt einzurichten, habe
man gezielt die Partei "Die Rechte" in Dorstfeld aufs Korn genommen.
Jasper Prigge, Rechtsanwalt mit Sitz im Landesvorstand der
Linkspartei, spricht von einem fahrlässigen Versuch, der die rechte
Szene bestärke. Lege die Polizei keine konkret begangenen Straftaten
und keine dezidierte Gefahrenprognose vor, gäben die Rechtsgrundlagen
keine Videoüberwachung her. Dann sei vor Gericht eine Niederlage
vorprogrammiert. [4]

Die Kontroverse um die Wirksamkeit polizeilicher Maßnahmen sollte
ohnehin nicht zu dem Eigentor verleiten, verschärfte Maßnahmen der
Staatsgewalt per se gutzuheißen, nur weil sie sich hier nicht gegen
die radikale Linke, sondern gegen rechtsextremistische Umtriebe
richten. Dortmund ist nach mehr als dreißig Jahren rechtsextremer
Kontinuität ein erschreckendes Beispiel für von Neonazis geschaffene
Angsträume, in denen sie ein Klima der Bedrohung verbreiten können.
Dagegen wurde jedoch in den vergangenen Jahren eine engagierte
Netzwerkstruktur entwickelt, die ausdauernd und mit wachsendem Erfolg
gegen Neonazis zu Felde zieht.


Fußnoten:

[1] www.belltower.news/artikel/kontinuitaet-des-hasses-dortmund-teil-313263

[2] www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/neonazi-dortmund-haft-verurteilt-100.html

[3] www.ruhrnachrichten.de/dortmund/so-kriminell-sind-die-neonazis-in-dortmund-1472842.html

[4] www.deutschlandfunk.de/klage-gegen-videoueberwachung-erfolg-fuer-dortmunds.862.de.html
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ASIEN/959: Indien - Frontstaat mit besonderem Gewicht ... (SB)


Indien - Frontstaat mit besonderem Gewicht ...



In den letzten Wochen sind in mehr als 3000 Meter Höhe, am Südrand des
Himalayas, indische und chinesische Soldaten immer wieder aneinander
geraten. Dort trennt die beiden bevölkerungsreichsten Staaten der Erde
Indien und China eine mehr als 3000 Kilometer lange Grenze, deren
Verlauf in weiten Teilen aus Sicht Neu-Delhis und Pekings nicht
endgültig geklärt ist und deren offizieller Name Line of Actual
Control (LAC) auf diesen Umstand verweist. Die jüngste Zuspitzung ist
dramatischer als der Streit 2017 um den Ausbau einer Straße im
chinesischen Chumbi-Tal, das zum Autonomen Gebiet Tibet gehört und
zwischen dem indischen Bundesstaat Sikkim und Bhutan, das Neu-Delhi
als Protektorat betrachtet, liegt.

Diesmal kam es zu Handgreiflichkeiten an mehrerer Abschnitten der
Grenze, sowohl im Westen nahe Pakistan zwischen dem chinesischen Aksai
Chin und dem indischen Ladakh als auch im Osten nahe Myanmar zwischen
dem indischen Bundesstaat Aruchnal Pradesh und Tibet. Zwar wurden wie
auch vor drei Jahren auf ausdrücklichen Befehl der Generäle keine
Schüsse abgegeben, doch im Vergleich zur Rumschubserei von damals
prügelten sich die Soldaten regelrecht und bewarfen sich gegenseitig
mit Steinen. Mehr als elf Militärangehörige der beiden Atomstaaten
wurden verletzt und mußten im jeweiligen Feldlazarett ärztlich
behandelt werden. Hintergrund der jüngsten Eskalation sind die
zunehmenden Spannungen zwischen den USA und China und das permanente
Streben Washingtons, Indien in seine Eindämmungsstrategie gegenüber
der Volksrepublik militärisch einzubinden.

Um Indien aus seiner im Kalten Krieg entstandenen, diplomatischen
Neutralität herauszumanövrieren, haben die USA in den Nullerjahren,
während der Präsidentschaft von George W. Bush, im Rahmen des
sogenannten 1-2-3-Abkommens begonnen, "zivile" Nukleartechnologie an
Indien zu liefern. Das war ein eklatanter Verstoß Washingtons gegen
den Atomwaffensperrvertrag, dem Indien niemals beigetreten ist und
dessen Nuklearanlagen deshalb von den Inspekteuren der internationalen
Atomenergieagentur (IAEA) nicht kontrolliert werden. Seit 2007 gehört
Indien zusammen mit den USA, Japan und Australien dem informellen,
gegen China gerichteten Quadrilateral Security Dialogue - auch Quad
genannt - an.

2016, im letzten Amtsjahr Barack Obamas als Präsident, haben die USA
Indien in den Rang eines "wichtigen Verteidigungspartners" ähnlich
eines NATO-Mitglieds erhoben, um den Weg für den Verkauf von
High-Tech-Waffen Made in America an die indischen Streitkräfte
freizumachen. Im Gegenzug stellte Indien seine Stützpunkte dem
Pentagon zu logistischen Zwecken - Stichwort Afghanistankrieg bzw.
Antiterrorkampf - zur Verfügung. Nur kurz nach den Rangeleien am
Chumbi-Tal vereinbarten Präsident Donald Trump und Premierminister
Narendra Modi beim indisch-amerikanischen Gifteltreffen in Washington
den Verkauf von 22 amerikanischen Spähdrohnen des Typs Guardian im
Wert von zwei Milliarden Dollar. Die unbemannten Flugzeuge sollen es
den indischen Streitkräfte erlauben, von den Inselgruppen Andaman und
Nicobar aus die strategisch wichtige Straße von Malakka und damit den
Zugang zum indischen Ozean für chinesische Kriegs- und Handelsschiffe
zu kontrollieren (und im Notfall auch zu sperren).

Seitdem mischt sich Indien immer offener in den Disput um Territorial-
, Explorations- und Fischerreirechte im Südchinesischen Meer ein,
unterstützt den Anspruch der US-Kriegsmarine, dort für
"Navigationsfreiheit" sorgen zu müssen und unterstützt die anderen
Anrainerstaaten gegenüber China. So hat Neu-Delhi zum Beispiel
Patrouillenboote und Raketen im Wert von 500 Millionen Dollar an
Vietnam verkauft; dafür bekam das indische Energieunternehmen ONGC
Videsh von Hanoi Erkundungsrechte für Öl und Gas in einem Teil des
Südchinesischen Meers zugesprochen, das innerhalb der von Peking
beanspruchten Neun-Strich-Linie liegt und nach dessen Auffassung zur
Ausschließlichen Wirtschaftszone (Exklusive Economic Zone - EEC) der
Volksrepublik gehört. Den Bemühungen der hindunationalistischen
Modi-Regierung um die von Washington definierte "regelbasierte
Ordnung" wurde 2018 mit der Umbenennung des US-Pazifik-Kommandos in
United Staates Indo-Pacific Command und dessen Ausweitung in die
Region rund um den Indischen Ozean bis zum Nordwesten an die
Ostgrenze Pakistans Rechnung getragen.

Kaum war der von Modi mit großem Tamtam gefeierten Staatsbesuch Trumps
in Indien in der letzten Februar-Woche 2020 beendet, da nahmen die
Spannungen entlang der LAC spürbar zu. Die Inder begannen zur
chinesischen Grenze eine Verbindungsstraße zu bauen, die angeblich
durch nepalesisches Staatsterritorium führt. Darüber haben sich die
Nepalesen im April schriftlich beschwert (Seit Nepal 2015 mit Hilfe
seines nördlichen Nachbarn China erfolgreich einer Wirtschaftsblockade
Indiens trotzte, herrscht zwischen Kathmandu und Neu-Delhi Eiszeit).
In Aruchnal Pradesh und Ladakh haben die indischen Streitkräfte
Tausende Soldaten und Bauarbeiter aufmarschieren lassen, um die
militärisch-logistische Infrastruktur auf der eigenen Seite der LAC -
oder was man dafür hält - kräftig auszubauen.

Zu diesem Zweck hatte das indische Parlament im August 2019, als es
auf Betreiben der Modi-Regierung den Autonomiestatus von Jammu und
Kashmir aufhob, um dort den Widerstand der mehrheitlich muslimischen
Bevölkerung gegen die Herrschaft Neu-Delhis endgültig zu brechen, auch
das buddhistisch geprägte Ladakh zu einem Unionsterritorium Indiens
gemacht. Beobachter sehen in der Herauslösung von Ladakh aus Jammu und
Kashmir eine Maßnahme zum Ausbau des Hochplateaus zu einem
militärischen Bollwerk gegen die in Aksai Chin stationierte
Volksarmee. Bestätigung für diese Vermutung liefern die ungeheuren
Bauaktivitäten, welche seitdem der indische Pionierkorps und
beauftragte Baufirmen entlang der alten McMahon-Linie aus der
britischen Kolonialära entfalten.

Daß die Chinesen diesem Treiben nicht tatenlos zusehen würden, war
klar. Ebenso absehbar die einseitigen Schuldzuweisungen aus den USA,
nachdem es am 5. Mai zu den ersten Handgreiflichkeiten am Dach der
Welt gekommen war. Bei einer Telekonferenz mit ausgewählten indischen
Journalisten am 19. Mai meinte Alice Wells, die für Süd- und
Zentralasien zuständige Staatssekretärin im US-Außenministerium: "Die
Gewaltausbrüche an der Grenze erinnern uns daran, daß Chinas
Aggression nicht immer rhetorischer Natur ist. Ob nun am
Südchinesischen Meer und entlang der Grenze zu Indien nehmen wir immer
wieder Provokationen und beunruhigende Aktionen seitens Chinas zur
Kenntnis, welche Fragen aufwerfen, wie die Volksrepublik ihre
wachsende Macht zu benutzen gedenkt."

Immerhin hat Indien am 27. Mai das Angebot Trumps, beim Grenzstreit
mit China zu vermitteln, ausgeschlagen (aktuell bemühen sich Peking
und Neu-Delhi um eine Beruhigung der Lage). Um so mehr hat sich die
Modi-Regierung über den Vorstoß Trumps drei Tage später, Indien
zusammen mit Australien und Südkorea zu einem erweiterten
G7-Gipfeltreffen in Washington in diesem Sommer einzuladen, um besser
"über China diskutieren" zu können, gefreut und sich aufgewertet
gefühlt.
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INTERNATIONAL/261: Mexiko - Eine Pandemie des Verschwindenlassens (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Eine Pandemie des Verschwindenlassens



In Mexiko werden zurzeit 61.637 Personen vermisst. Ihre
Hinterbliebenen durchlaufen eine besonders schwere Zeit, denn wegen
der Corona-Pandemie steht die Suche nach Verschwundenen beinahe
still.

(Mexiko-Stadt, 2. Juni 2020, desinformémonos) - Angehörige von
Verschwundenen leben in Angst und Verzweiflung - besonders jetzt, wo
sie für lange Zeit zuhause zu bleiben müssen und gezwungen sind, auf
den Einsatz neuer Suchtrupps zu warten. Der Zwang, zuhause zu bleiben,
löst Unsicherheit, Beklommenheit und Furcht aus. Trauer, Schmerz und
Hilflosigkeit sind überall präsent und der Gedanke an den Tod rückt
immer mehr in das Leben der Familien von Verschwundenen - auch wenn
diese Art des Todes nicht ansteckend ist.

Die Nationale Kommission des Innenministeriums (Segob), welche für die
Suche vermisster Personen zuständig ist, gibt an, dass zurzeit 61.637
Personen in Mexiko als vermisst gelten. Weiterhin wird die Zahl
inoffizieller Gräber auf 631 geschätzt und der forensische Dienst geht
von mehr als 30.000 nicht identifizierten Leichen aus.

In Mexiko wütet eine grausame Pandemie und es ist nicht COVID-19; es
ist eine Pandemie des Verschwindenlassens, meint Karla Salazar Serna,
Doktorandin der Philosophie der Sozialarbeit mit Schwerpunkt auf
vergleichender Sozialpolitik am Regionalzentrum für multidisziplinäre
Forschung (CRIM) der UNAM.


Familien und Behörden stehen vor großen Herausforderungen


Die Wissenschaftlerin erläutert die Herausforderung der
Familienangehörigen von Verschwundenen, psychisch mit der Situation
zurecht zu kommen, trotz der anhaltenden Ungewissheit und der
ständigen Frage, wo ihre Familienmitglieder sind. Weiter erklärt sie,
dass auch die mexikanischen Behörden vor einer großen Herausforderung
stehen, denn es fehlt an institutionellen Kapazitäten für eine
effektive Suche sowie forensische Untersuchung und Aufklärung. "So
sind es die Angehörigen selbst, welche die Vermissten suchen und
Brigaden organisieren."

Frauen, in deren Familien Personen verschwunden sind, leben in
Verzweiflung und Angst, besonders wenn sie gezwungen sind für lange
Zeit zuhause zu bleiben und warten müssen, bis die Suche fortgeführt
wird. Doch das Warten und die Hilflosigkeit schaden auch ihrer
körperlichen Gesundheit, sodass sie aufgrund der Situation Krankheiten
wie Diabetes und Bluthochdruck entwickeln. "Diese häusliche
Gefangenschaft führt zu einer großen Unruhe, die sich auf die
körperliche Gesundheit der Frauen ausgewirkt. Der momentane Stillstand
ist tragisch für sie, denn nach ihren Kindern zu suchen ist ihre
einzige Hoffnung und hält sie am Leben. Für sie ist die Suche wie das
Wasser, das jeder Menschen zum Leben braucht - es ist unentbehrlich."


Ermittlungen nun auch virtuell

Inzwischen hat sich die Suche auch in den virtuellen Raum verlagert,
erklärt die Expertin. Denn den Behörden ist es durchaus möglich auch
in Zeiten der Pandemie die Suchen nach den vermissten Personen
fortzuführen, besonders angesichts der Sorge und Verletzlichkeit der
Frauen.

Die Beamt*innen können die Akten der Vermissten überprüfen und
aktualisieren, besonders in den Fällen, wo Unklarheiten vorliegen.
Auch virtuelle Vernehmungen potenzieller Zeug*innen sowie die
Überarbeitung und Ausbesserung der Datenbank sind möglich. "Um mehr
als nur politischen Willen zu zeigen, muss das Problem gemeinsam
angegangen werden und es bedarf gut strukturierter und organisierter
Aktionen."


Die Suche nach den eigenen Angehörigen wird zur Suche aller
Verschwundenen

Die Angehörigen der Verschwundenen haben sich nicht in eine Opferrolle
zurückgezogen, sondern in Gruppen zusammengeschlossen. Jeder Schritt,
der sie näher zu ihren vermissten Familienmitgliedern bringt, ist wie
Balsam für ihre Seele und hilft ihnen, weiterzukämpfen. "Aus der Suche
nach ihren eigenen Angehörigen ist inzwischen eine Suche nach allen
Verschwundenen geworden. Die Frauen wollen verhindern, dass das was
ihnen widerfahren ist auch anderen passiert."

Der gesundheitspolitische Ausnahmezustand ist aber auch eine
Gelegenheit, über die schwerwiegenden Probleme nachzudenken, über die
sonst niemand spricht: "Wir alle können in diesem Land verschwinden,
denn die Gewalt hält weiterhin an. Diese Verletzlichkeit unserer
Gesellschaft können wir nur mit Solidarität, Empathie und Mitgefühl
lindern. In Zeiten der Corona-Pandemie sollten wir nicht diejenigen
vergessen, die mit noch größeren Problemen konfrontiert sind. Jetzt
ist die perfekte Gelegenheit, um eine starke Gemeinschaft zu
schaffen."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/eine-pandemie-des-verschwindenlassens/
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ORGANISATION/396: Zum Konjunkturpaket gehört ein Investitionsprogramm Barrierefreiheit (SoVD)


Sozialverband Deutschland - Pressemitteilung vom 5. Juni 2020

Zum
Konjunkturpaket gehört ein Investitionsprogramm Barrierefreiheit!



Zu dem von der Bundesregierung verabschiedeten Krisenbewältigungs- und
Konjunkturpaket erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Viele der beschlossenen Maßnahmen sind im Ansatz zu begrüßen. Insbesondere
gehören dazu die verlässliche Regelung von Kurzarbeitergeld, der
Kinderbonus von 300 Euro pro Kind, der Kita- und Schulausbau, die
Sonderinvestitionen in ÖPNV, die Entlastung von Alleinerziehenden und der
Abbau bürokratischer Hürden im Ganzen.

Der SoVD hätte sich allerdings darüber hinaus weiterführende Maßnahmen aus
dem Bereich "Soziales" gewünscht. So wäre etwa ein Investitionsprogramm
?Barrierefreiheit? dringend geboten. Ein Schwerpunkt wäre hierbei
insbesondere auf ein barrierefreies Wohnungsbauprogramm zu legen. Damit die
Schere im Bereich Bildung nicht noch weiter auseinandergeht, müsste
außerdem jedem bedürftigen Kind dringend und zeitnah das notwendige
Equipment für das barrierefreie, digitale Lernen zur Verfügung gestellt
werden.

Aus Sicht des SoVD sollten zudem finanzielle Hilfen für Unternehmen unter
der Auflage erfolgen, einen bestimmten Prozentsatz der Gelder für die
Verbesserung von Barrierefreiheit zu verwenden. Diese Forderung würde den
Überlebenskampf von Unternehmen nicht gefährden, aber gleichzeitig zur
gesetzlich verankerten Teilhabe aller Menschen beitragen."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 27/2020 vom 5. Juni 2020

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin
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GEWERKSCHAFT/1982: ver.di kritisiert Konzeptlosigkeit und Stellenabbau bei TUIfly trotz Staatshilfen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Juni 2020

ver.di kritisiert Konzeptlosigkeit und Stellenabbau bei TUIfly trotz
Staatshilfen



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) verurteilt den vom
TUI-Konzern angekündigten Personalabbau scharf. "Die
Beschäftigtenstellen und die Flotte nahezu halbieren zu wollen und
dabei gleichzeitig 1,8 Milliarden Euro staatlicher Unterstützung zu
beziehen, ist ein doppelter Schlag ins Gesicht der Beschäftigten",
betont Marian Drews, für TUIfly zuständiger Gewerkschaftssekretär bei
ver.di. "Ein gleichzeitiges Finanzieren des Flotten- und
Personalabbaus mit Millionensummen aus den Staatsgeldern - was bei
der damit einhergehenden unwiederbringlichen Ausgliederung von
Stabsfunktionen auf die Zerschlagung der deutschen TUIfly hinausliefe
- stellt den Sinn und Zweck dieser Hilfen schon im Grundsatz in
Frage."

ver.di werde mit allen der Gewerkschaft zur Verfügung stehenden
Mitteln versuchen, die Beschäftigten und deren tarifliche Standards
an Bord, in der Technik, am Boden sowie in der Verwaltung zu
schützen. Personalabbauszenarien und Standortschließungen würden zwar
Einmaleffekte erzeugen, woran es aber fehle, sei ein nachhaltig
gesichertes Konzept für die Airline.

Ohne gesichert zu wissen, wie sich der Markt für die Ferienflieger
(Leisure-Carrier) entwickele, seien diese Schritte nicht
nachvollziehbar. "Der Verdrängungswettbewerb in der gesamten
Luftverkehrsbranche zeigt hier seine nächsten Auswüchse. Gerade gut
tarifierte und gut geregelte Arbeitsverhältnisse müssen dauerhaft
geschützt werden," erklärt Drews.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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HAUSHALT/429: Corona-Krise für Zukunftsinvestitionen in Kommunen nutzen (idw)


Deutsches Institut für Urbanistik - 04.06.2020

KfW-Kommunalpanel 2020: Krise für Zukunftsinvestitionen in Kommunen
nutzen!

Der Investitionsrückstand steigt in Kommunen laut KfW-Kommunalpanel 2020
auf 147 Mrd. Euro. Gleichzeitig ist ein krisenbedingter
Digitalisierungsschub zu erwarten.



Berlin. In den Kommunen steigt der Investitionsrückstand auf 147 Mrd. EUR.
Sinkende Einnahmen und steigende Ausgaben infolge der Corona-Pandemie
gefährden die Investitionsmöglichkeiten der Städte und Gemeinden.
Gleichzeitig wird krisenbedingt ein Digitalisierungsschub erwartet.
Die Haushalte der deutschen Landkreise, Städte und Gemeinden stehen
infolge der Corona-Pandemie vor einschneidenden Herausforderungen, da
Einnahmen einbrechen und Ausgaben steigen werden. Neun von zehn Kommunen
blicken pessimistisch auf die Entwicklung ihrer Haushalte für das laufende
Jahr. Für 2021 sind dies noch 80 Prozent, Ursachen sind vor allem sinkende
Steuereinnahmen. Jede zweite Kommune rechnet in allen wichtigen Bereichen
mit höheren Aufwendungen - außer bei Investitionen. Dies sind die
zentralen Befragungsergebnisse des Deutschen Instituts für Urbanistik
(Difu) zum KfW-Kommunalpanel 2020.

Insbesondere für die kommunale Infrastruktur sind negative Folgen zu
erwarten, da bereits in den vergangenen Jahren notwendige Investitionen in
erheblichem Umfang nicht realisiert werden konnten: Nach den
Hochrechnungen zum KfW-Kommunalpanel 2020 beläuft sich der von den
Kommunen wahrgenommene Investitionsrückstand in Landkreisen, Städten und
Gemeinden bundesweit auf 147 Mrd. EUR und liegt damit um neun Mrd. EUR
über dem Vorjahreswert. Am höchsten sind die Investitionsrückstände
weiterhin bei Schulen (plus drei Prozent auf 44,2 Mrd. EUR), Straßen (plus
drei Prozent auf 37,1 Mrd. EUR) und öffentlichen Verwaltungsgebäuden (plus
neun Prozent auf 12,9 Mrd. EUR).

"Die Folgen der Corona-Pandemie bergen die Gefahr, dass die Kommunen nun
ihre Investitionen weiter zurückfahren, denn es handelt sich um
freiwillige Ausgaben, die - im Gegensatz zu Pflichtaufgaben, wie
Sozialleistungen - aufgeschoben werden können. Dadurch wird sich der
Investitionsstau weiter vergrößern. Auch Zukunftsinvestitionen, mit denen
Anstöße für die Transformation der Städte gerade in einer solchen
Krisensituation angeschoben werden müssten, werden vertagt. Dabei sind
gerade Investitionen in Klimaschutz, Bildung oder auch Digitalisierung
besonders wichtig", kommentiert Dr. Henrik Scheller, Teamleiter Wirtschaft
und Finanzen am Deutschen Institut für Urbanistik.

Obwohl es den Kommunen gelungen ist, ihre Investitionen - zumindest in den
Planzahlen - von 34,7 Mrd. EUR 2018 auf 35,9 Mrd. EUR im Befragungsjahr
2019 zu steigern, ist ihr Investitionsrückstand angestiegen. Nur ein Teil
dieser Aufwendungen floss allerdings tatsächlich in die Infrastruktur.
Denn ein wesentlicher Treiber des Anstiegs ist die Entwicklung der
Baupreise. Zudem äußerten laut Befragung 80 Prozent der Landkreise, Städte
und Gemeinden, dass nicht alle geplanten Investitionsausgaben umgesetzt
werden konnten: Das liegt vor allem daran, dass notwendige Bau- und
Planungskapazitäten fehlten, also ausführende Firmen mit freien
Kapazitäten, aber auch Planungspersonal in den Kommunen.

Die Ergebnisse des KfW-Kommunalpanels verdeutlichen, dass rund die Hälfte
der kommunalen Investitionen durch frei verfügbare Haushaltsmittel wie
Steuereinnahmen und Zuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs
finanziert werden. Einnahmequellen wie die Gewerbe-, Einkommen- und
Umsatzsteuer sind jedoch durch die Corona-Krise besonders stark betroffen.
"Um zu verhindern, dass die Daseinsvorsorge angesichts der zu erwartenden
Einnahmerückgänge der Kommunen in den kommenden Monaten nur auf einem
niedrigen Mindestniveau erbracht wird, ist eine Stabilisierung der
Kommunalfinanzen durch Bund und Länder unabdingbar. Allerdings sollten
entsprechende Unterstützungsmaßnahmen auf die Initiierung kommunaler
Nachhaltigkeitsinvestitionen zielen", so Dr. Henrik Scheller.

Dass diese Investitionen für die Wettbewerbsfähigkeit und Lebensqualität
in Deutschland wichtig sind, zeigt sich auch im Bereich der
Digitalisierung. Hier sind die Kommunen unmittelbar und mehrfach gefragt -
etwa bei der IT-Ausstattung von Schulgebäuden oder eGovernment-Angeboten
für die Bürger*innen. Damit all dies umgesetzt werden kann, werden
technische und personelle Voraussetzungen in den Rathäusern benötigt. Als
Folge der Corona-Krise erwarten 91 Prozent der Kommunen einen Schub für
die Digitalisierung. Allerdings zeigen die Ergebnisse des
KfW-Kommunalpanels auch, dass beim Thema Digitalisierung zwar die Mehrheit
der Kommunen einen investiven Handlungsbedarf sieht, finanzschwache Kommunen
2019 aber rund 25 Prozent weniger in Digitalisierung investierten als
andere Kommunen. Das Problem regionaler Ungleichheiten zeigt sich damit
auch bei wichtigen Zukunftsthemen. "Investitionen der Kommunen in den
Ausbau der digitalen Infrastruktur sind somit nicht nur Teil einer
sinnvollen Krisenpolitik, sie stärken auch die Resilienz von Städten und
Gemeinden für den Fall künftiger Ereignisse dieser Art", fasst Dr. Henrik
Scheller zusammen. "Insofern sind die Maßnahmen, die heute Nacht mit dem
Konjunkturpaket für die Kommunen beschlossen wurden, ein erster wichtiger
und kraftvoller Beitrag, um Städte, Landkreise und Gemeinden auch bei
Zukunftsinvestitionen zu unterstützen".


Datengrundlage:

Das KfW-Kommunalpanel wird seit 2009 jährlich vom Deutschen Institut für
Urbanistik (Difu) im Auftrag der KfW Bankengruppe erstellt. Kernpunkte der
repräsentativen Befragung der Kämmereien in kreisfreien Städten,
Landkreisen und kreisangehörigen Gemeinden mit mehr als 2.000
Einwohner*innen sind die kommunale Finanzlage, die Investitionstätigkeit
und deren Finanzierung. Die Hauptbefragung für das KfW-Kommunalpanel
startete im September 2019, eine Ergänzungsbefragung zu den Auswirkungen
der Corona-Krise erfolgte im April 2020.


Weitere Informationen unter:

https://difu.de/sites/default/files/media_files/2020-06/KfW-Kommunalpanel%202020_0.pdf

- Gesamtveröffentlichung: KfW-Kommunalpanel 2020 (PDF, 797 KB)

https://difu.de/sites/default/files/media_files/2020-06/KfW-Kommunalpanel%202020%20Kurzfassung_Druck.pdf

- Kurzfassung: KfW-Kommunalpanel 2020 Kurzfassung (PDF, 96 KB)

https://difu.de/sites/default/files/media_files/2020-06/Pr%C3%A4sentation%20KfW-Kommunalpanel%202020.pdf

- Grafiken: KfW-Kommunalpanel 2020-Folien-PP (PDF, 634 KB)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution225

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Urbanistik, 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





TOURISTIK/450: Corona-Pandemie - Studie zum Reiseverhalten der Deutschen 2020 (idw)


Hochschule Fresenius - 04.06.2020

Corona-Pandemie: Studie zum Reiseverhalten der Deutschen 2020



Im Rahmen des Seminars "Empirisches Arbeiten" im Studiengang Tourismus-,
Hotel- und Eventmanagement an der Hochschule Fresenius wurde eine
empirische quantitative Studie zum Reiseverhalten der Deutschen
durchgeführt. Insgesamt 772 Teilnehmer*innen wurden vom 22. April bis 3.
Mai online befragt.

Die Reiseplanungen dieses Jahr sind für viele Deutschen im Alter von 16
bis 84 Jahren noch nicht abgeschrieben. 57 Prozent der Befragten planen,
eine Reise nach Lockerungen der Beschränkungen zu buchen. Eine Reise
innerhalb Europas liegt mit 80 Prozent weit voraus vor ferneren Zielen.
Innerhalb Europas ist der "Urlaub daheim" mit 40 Prozent am beliebtesten,
auf Platz 2 liegt mit 16 Prozent das Nachbarland Österreich. Von einer
Reise nach Italien oder Spanien wollen rund 20 Prozent der Befragten
absehen.

Die eigene finanzielle Lage beeinflusst stark das zukünftige
Reiseverhalten der Deutschen

Vor allem die wirtschaftliche Lage scheint vielen Sorgen zu machen. So
gaben 98 Prozent der Befragten an, dass sie den Einfluss der
wirtschaftlichen Lage durch COVID-19 auf das Reiseverhalten als sehr groß
oder zumindest mittelmäßig einschätzen. Dies spiegelt sich auch in den
Kriterien für die nächste Reise wider. Als wichtigstes Kriterium gaben 83
Prozent die persönliche finanzielle Lage an. Hierbei ist auch der Einfluss
der Veränderungen durch Corona, beispielsweise im Bereich Hygiene, zu
erkennen. Für 80 Prozent sind die politische Lage, die hygienischen
Vorschriften sowie die medizinische Versorgung der Destination von großer
Bedeutung.

Direkte Buchungen beim Hotel oder über Online Portale werden favorisiert
Nur ein Drittel der Befragten planen, den nächsten Urlaub wahrscheinlich
über einen Reiseveranstalter oder ein stationäres Reisebüro zu buchen. Die
Buchung direkt bei dem ausgewählten Hotel (57 Prozent) oder über
Onlineportale (52 Prozent) wird favorisiert. Dabei buchen die älteren
Gäste vermehrt direkt im Hotel (online/offline) und weniger über Online
Portale (z.B. booking.com) im Vergleich zur jüngeren Generation.

Ferienwohnungen und Selbstversorgung klar im Trend

Vor allem Ferienwohnungen und -häuser sind für die Hälfte der Befragten
sehr wichtig oder wichtig bei der Wahl der Unterkunftsart. Ursächlich für
diese Ergebnisse sind sicherlich Abstandregeln und Maskenzwang, die in den
eigene vier Wänden nicht eingehalten werden müssen. Die Selbstversorgung
(32 Prozent) liegt knapp vor dem Urlaub mit Halbpension (28 Prozent). All
Inclusive Urlaube und Pauschalreisen sind deutlich abgeschlagen.

Das Auto als Verkehrsmittel Nr. 1, um das Urlaubziel zu erreichen

Die Bedeutung der Verkehrsmittel Schiff (87 Prozent), Bus (83 Prozent) und
Bahn (59 Prozent) werden von den Befragten als gering gesehen. Dies könnte
an der Maskenpflicht liegen, welche dem Reisenden das Tragen einer Maske
über lange Reisezeiträume in den genannten Verkehrsmitteln auferlegt. Die
meisten werden sich mit dem Auto auf den Weg zum nächsten Reiseziel machen
(82 Prozent). Auch das Flugzeug schätzen 62 Prozent als relevant ein,
sicherlich für längere Strecken innerhalb von Europa.

Chancen der Krise im Sinne der Nachhaltigkeit

70 Prozent sind der Meinung, dass die Krise große oder mittelmäßige
positive Auswirkungen auf die Umwelt hat. Jedoch sind nur 27 Prozent
bereit, längerfristig zur Verbesserung des CO2-Fußabdrucks auf das Reisen
zu verzichten. Dabei würden eher die Frauen auf das Reisen verzichten im
Vergleich zu den Männern. Gleichzeitig planen fast 50 Prozent mehr
Tagesausflüge von zu Hause aus, wenn sie nicht reisen werden, hiervon sind
ebenfalls vor allem die weiblichen Befragten überzeugt.


Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt am Main, Hamburg, Idstein, Köln, München und Wiesbaden sowie dem
Studienzentrum in New York gehört mit über 14.000 Studierenden zu den
größten und renommiertesten privaten Hochschulen in Deutschland. Sie
blickt auf eine mehr als 170-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl
Remigius Fresenius in Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius",
das sich von Beginn an sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung
widmete. Seit 1971 ist die Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt
über ein sehr breites, vielfältiges Fächerangebot und bietet in den
Fachbereichen Chemie & Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus
sowie Wirtschaft & Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie
berufsbegleitende und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die
Hochschule Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert.
Bei der Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites und
innovatives Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre
Internationalität" sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom
Wissenschaftsrat gewürdigt. Im April 2016 wurde sie vom Wissenschaftsrat
für weitere fünf Jahre reakkreditiert.

Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 04.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/831: Unfallopfer muss Nummernschild nicht nennen können (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Juni 2020

Unfallopfer muss Nummernschild nicht nennen können



Frankfurt/Berlin (DAV). Zur Identifizierung des Unfallgegners muss der
Geschädigte nicht zwingend das amtliche Kennzeichen kennen. Die
Firmenaufschrift, das Logo oder die Webadresse können ausreichend
sein. Wenn daraus mit gewisser Wahrscheinlichkeit der Halter
nachgewiesen werden kann, entschied das Oberlandesgericht Frankfurt am
31. März 2020 (AZ: 13 U 226/15). Darüber informiert die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Der Unfall ereignete sich auf der Autobahn zwischen einem Pkw und
einem Lkw einer italienischen Spedition. Der Geschädigte fuhr auf dem
mittleren Fahrstreifen mit einer Geschwindigkeit von 170-180
Stundenkilometern. Vor ihm fuhr ein Lkw-Gliederzug mit der
Firmenaufschrift "X" sowie aufgedruckter Web-Adresse der Firma auf dem
rechten Fahrstreifen. Als der Lkw in die mittlere Spur wechselte, wich
der Geschädigte auf den linken Fahrstreifen aus. Er verlor dabei die
Kontrolle über seinen Pkw, kollidierte mit der linken Leitwand und
überschlug sich. Der Geschädigte wurde lebensgefährlich verletzt und
ist seitdem pflegebedürftig. Nachdem der Fahrer des Lkw zunächst auf
dem Seitenstreifen anhielt, fuhr er nach rund elf Minuten weiter. Die
Feststellung seiner Person hatte er nicht ermöglicht. Der gesamte
Unfallhergang wurde auf der am Unfallort installierten
Verkehrsbeeinflussungsanlage per Video aufgezeichnet. Das
Nummernschild des Lkw ließ sich aber nicht entziffern.

Am Unfalltag fuhren insgesamt drei Lkw-Gliederzüge der Beklagten auf
der Autobahn im Bereich der Unfallstelle. Alle drei vernommenen Fahrer
gaben vor der Polizei an, nicht an einem Unfall beteiligt gewesen zu
sein. Im Gegenzug machte der Kläger geltend, dass der Unfall von einem
zur Flotte der Beklagten gehörenden Lkw verursacht wurde. Der
Lkw-Fahrer habe offenbar den Geschädigten übersehen, argumentierte der
Kläger und verlangte 50 Prozent Schadensersatz.

Das Landgericht wies die Klage ab. Denn der Kläger könne nicht
beweisen, dass der Lkw den Unfall verursacht habe. Dagegen legte das
Opfer mit Erfolg Berufung ein und erhielt den verlangten
Schadensersatz. Es gebe ausreichende Anhaltspunkte, die mit gewisser
Wahrscheinlichkeit eine Haltereigenschaft der Beklagten nahe legten,
urteilte die Kammer. Zwar habe der Kläger das amtliche Kennzeichen
nicht angeben können. Aus der Videoaufzeichnung sei aber ohne jeden
Zweifel ersichtlich, dass der an dem Unfall beteiligte Lkw die
Firmenaufschrift der Beklagten trage. Auch die Heckgestaltung
entspreche derjenigen der Lkw-Flotte der Beklagten. Daraus folge, dass
die beklagte Spedition nunmehr alles ihr Mögliche tun müsse, um
zumutbare Angaben zu machen - insbesondere über die Route der drei
Lkw, die die Autobahn im Bereich der Unfallstelle befahren hätten.

Dieser Verpflichtung sei die Beklagte nicht ausreichend nachgekommen.
Weder seien die Fahrzeugtypen der drei in Frage kommenden Lkw benannt
noch Lichtbilder oder Fahrtenschreiberdaten vorgelegt worden. Auch
hätte die Spedition anhand der Mautdaten sowie der Daten aus dem
Satellitensystem rekonstruieren können, welcher Lkw am Unfalltag die
Unfallstelle befahren habe. All dies habe sie nicht getan. Es sei
ausreichend wahrscheinlich, dass der am Unfall beteiligte Lkw der
Spedition gehöre. Dass andere Unternehmen eine wortgleiche Firma und
auch diese Webadresse nutzten, erscheine höchst unwahrscheinlich.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 28/20 vom 5. Juni 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/830: Neuwagen als Entschädigung für Schummel-Diesel (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Juni 2020

Neuwagen als Entschädigung für Schummel-Diesel



Köln/Berlin (DAV). Geschädigte im Dieselskandal können auch ein neues
Nachfolgemodell bekommen, wenn es das Vorgängermodell nicht mehr gibt.
Auch so kann der Gewährleistungsanspruch erfüllt werden. Betroffene
müssen sich aber dann den Nutzungsvorteil des bisherigen Wagens
anrechnen lassen. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Köln vom 2. April 2020 (AZ: 18 U 60/19).

Ein Unternehmen kaufte am 29. Januar 2014 bei einem Autohaus einen
neuen VW Touran der ersten Generation. Seit 2015 wird diese Version
nicht mehr hergestellt, sondern ein Nachfolgemodell. Das Fahrzeug war
von dem Dieselskandal betroffen. Der Käufer rügte das Auto als
mangelhaft und verlangt ein neues mangelfreies Fahrzeug. Der
Hersteller wies darauf hin, dass eine Nachlieferung wegen des
Produktionsendes der ersten Generation unmöglich sei. Auch sei dies
unverhältnismäßig, da auch ein Software-Update aufgespielt werden
könne.

Die Richter urteilten, das Unternehmen habe als Käufer einen Anspruch
auch auf Lieferung eines Neufahrzeuges der Nachfolgegeneration. Das
alte Fahrzeug muss zurückerstattet werden und die Nutzung ersetzt
werden. Auch wenn es das Auto in der Generation nicht mehr gibt, könne
ein Anspruch auf Nachlieferung bestehen. Eine Nachlieferung sei auch
gegenüber der Nachbesserung durch Aufspielen eines Software-Updates
nicht unverhältnismäßig. Unverhältnismäßigkeit komme nur dann in
Betracht, wenn das Software-Update grundsätzlich zur Mangelbeseitigung
geeignet sei. Dies könne mit Sicherheit nicht gesagt werden. Es könne
nicht ausgeschlossen werden, dass mit dem Software-Update
Folgeprobleme verbunden seien, die derzeit jedenfalls in der
Fachöffentlichkeit diskutiert würden.

Allerdings müsse der Kläger das alte Fahrzeug zurückgeben und
Wertersatz für die bisherige Nutzung zahlen. Die Summe wird anhand des
ursprünglichen Kaufpreises, der bisher gefahrenen Kilometer und der
regelmäßig von einem Dieselfahrzeug zu erwartenden Gesamtnutzung
berechnet.

Betroffene sollten also genau prüfen, ob es für sie günstig ist, sich
dem VW-Vergleich anschließen oder selbst den Rechtsweg durchsetzen.
Bei der Entscheidung helfen DAV-Verkehrsrechtsanwälte.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 27/20 vom 5. Juni 2020

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2281: Auslandsbischöfin besorgt über Spaltung in den USA (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 05.06.2020

Auslandsbischöfin besorgt über Spaltung in den USA

Solidaritätsschreiben der EKD an ihre Partnerkirchen: "Ihr Zeugnis
gegen Ungerechtigkeit und Rassismus ermutigt uns"



Nach dem gewaltsamen Tod von George Floyd bei einem Polizeieinsatz in
Minneapolis und den anschließenden Demonstrationen und
Ausschreitungen in den USA hat sich die Auslandsbischöfin der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Petra Bosse-Huber, besorgt
über den tiefverwurzelten Rassismus und die gesellschaftliche
Spaltung in den USA geäußert. "Mit großer Sorge nehmen wir wahr, wie
tiefverwurzelter Rassismus und Spaltung die US-Gesellschaft und auch
die Kirchen durchdringen. Mit Besorgnis sehen wir auch, wie Gewalt
Gegengewalt provoziert", schreibt die Auslandsbischöfin in einem
heute verschickten Solidaritätsbrief der EKD an ihre Partnerkirchen
in den USA. Es sei nicht leicht, in einer aufgeheizten Atmosphäre die
Einheit der Kirche aufrechtzuerhalten und gleichzeitig eindeutig und
friedlich Position für die Opfer des Rassismus zu beziehen. "Ihr
Zeugnis gegen Ungerechtigkeit und Rassismus ermutigt uns in unserer
Kirchengemeinschaft. Sie senden eine deutliche Botschaft an die
Kirchen in der ganzen Welt, indem Sie sich einsetzen für die Sache
der Gerechtigkeit und des Friedens", heißt es in dem Schreiben. "Wir
möchten Sie wissen lassen, dass wir in Ihrem Einsatz für die 'Black
Lives Matter-Bewegung' an Ihrer Seite sind."

Das Solidaritätsschreiben wurde heute an die Evangelisch-Lutherische
Kirche in Amerika (ELCA) und die United Church of Christ (UCC)
geschickt, mit den die EKD in einer Kirchengemeinschaft verbunden
ist. "Der Heilige Geist möge uns in den Tagen nach Pfingsten
bestärken, deutlich für das Recht 'zu atmen' für unsere farbigen
Schwestern und Brüder einzutreten. Wir werden gemeinsam mit Ihnen
gegen jede Form von Rassismus ankämpfen. Unsere Kirchenpartnerschaft
soll Sie daran erinnern: Sie sind nicht allein!", schreibt
Auslandsbischöfin Petra Bosse-Huber.


Das vollständige Schreiben ist abrufbar unter:

https://www.ekd.de/auslandsbischoefin-besorgt-ueber-spaltung-in-den-usa-56443.htm

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 78/2020 vom 05.06.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07292: Wo Mut den Namen verdient (SB)


Kombinationen, die fulminant in die gegnerische Stellung
hereinbrechen, im Grunde jedoch ausrechenbar sind, reizen jeden
Schachspieler und beeindrucken den Enthusiasten. Das Matt wird
erzwungen oder großer Materialgewinn erzielt. Vor dieser Findigkeit
verspürt der Laie Respekt, vor allem weil sie nachvollziehbar ist.
Doch bei alledem liebt er nichts mehr als das reine Opferspiel, wo
Material hergegeben wird, das Resultat jedoch nicht klar ersichtlich
ist. Wer auf Position opfert, braucht Mut und vertraut darauf, daß er
in der Folge der Verwicklungen starke Angriffszüge finden wird, auch
im Wissen darauf, daß dem Gegner eine Fülle von Abwehrmöglichkeiten
zur Verfügung stehen. Auf dem Turnier zu Sao Paulo 1967 brachte Gadia
in seiner Partie gegen den 75jährigen brasilianischen Altmeister
Mendes ein riskantes Opfer, um den Verteidigungsring des Nachziehenden
aufzureißen. Eine Gewähr auf den Sieg hatte er dabei allerdings nicht,
vielmehr mußte er 17 Züge lang die Korrektheit seines Opfers unter
Beweis stellen, ehe sich Mendes nach zäher Verteidigung geschlagen
gab. Also, Wanderer, welches weitsichtige Opfer brachte Weiß im
heutigen Rätsel der Sphinx im Vertrauen auf seine taktische
Geschicklichkeit?






[image: SCHACH-SPHINX/07292: Wo Mut den Namen verdient (SB)]



Gadia - Mendes

Sao Paulo 1967


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Im Entfesselungsmanöver 1.Sd4xf3! e4xf3 2.Db7-g7+!! steckte die ganze
Kraft der Widerlegung. Plötzlich wurde nicht Onescius, sondern Gama
von der Überraschung heimgesucht, denn nach 2...Tg8xg7 3.Te1-e8+ Tg7-
g8 4.Te8xg8+ Kh8xg8 5.g3xh4 stand er vor den Ruinen seiner eitlen
Mattdrohung.



Erstveröffentlichung am 15. Mai 2007

5. Juni 2020
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1377: Theater Kiel - Wir spielen wieder LIVE! 13. - 28.6.2020


Theater Kiel

Wir spielen wieder LIVE!



Wir freuen uns riesig, ankündigen zu dürfen, dass wir wegen der
kürzlich in Kraft getretenen Lockerungen der Corona-Bestimmungen für
Veranstaltungen vor den Theaterferien noch einige Vorstellungen in den
verschiedenen Sparten für ein stark reduziertes Publikum spielen
können! Der Vorverkauf für diese Veranstaltungen beginnt am morgigen
Freitag, 5. Juni um 10.00 Uhr ausschließlich online sowie telefonisch
unter 0431 / 901 901 (Ausnahme: Für die Kammerkonzerte des
Philharmonischen Orchesters beginnt der allgemeine Vorverkauf am 10.
Juni). Zur Rückverfolgung von Infektionsketten ist bei der Buchung die
Angabe des Namens, der Adresse und der Telefonnummer erforderlich.
Informationen zu den Produktionen lesen Sie weiter unten!

Außerdem streamen wir am Samstag, 6. Juni um 16.00 Uhr die Produktion
»Marina, die kleine Meerjungfrau« der Akademien am Theater Kiel e. V.
aus dem Jahr 2017. Das Streaming zeigen wir in gewohnter Weise auf
unserem YouTube-Kanal (https://www.youtube.com/c/dastheaterkiel). Es
ist auf der Stückseite auch schon eingebettet.

Seit 2. Juni proben unsere Schauspieler*innen, Sänger*innen,
Tänzer*innen und Musiker*innen wieder und bereiten neben der kommenden
Spielzeit, die wir Ihnen am 19. Juni präsentieren werden, auch einige
Corona-taugliche Vorstellungen vor, die wir noch im Juni zeigen
werden. Beim Kartenkauf lohnt es sich, schnell zu sein, da wir unsere
Säle stark verkleinern mussten, um die Abstandsregelungen einhalten zu
können. Auch haben wir zu Ihrem und unserem Schutz ein Hygienekonzept
ausgearbeitet, sodass Sie ohne Sorge zu uns kommen können.


Folgende Veranstaltungen bieten wir Ihnen im Juni:

Schauspielhaus


Sa., 13.06., 20.00 Uhr + So., 14.06., 18.00 Uhr 

»Was ihr wollt - Das Musical« nach William Shakespeare mit
Musik von Martin Tingvall in einer Corona-gerechten Fassung ohne
Tänzer*innen

Opernhaus

Sa., 27.06., 19.30 Uhr + So., 28.06., 18.00 Uhr 

»Abschied von Yoonki Baek und Ks. Tomohiro Takada« 

mit Liedern, Arien, Duetten von Verdi, Puccini u. a.

Konzertsaal am Kieler Schloss

Sa., 13.06., 19.30 Uhr + So., 14.06., 11.00 Uhr und 19.30 Uhr 

»Phil is back! - Streicher & Harfe«

Sa., 20.06., 19.30 Uhr + So., 21.06., 11.00 Uhr 

»Phil is back! - Schlegel, Tasten, Saiten«

Junges Theater im Werftpark

Sa., 13.06., 12.00 Uhr und 15.30 Uhr, So., 14.06., 12.00 Uhr und 15.30
Uhr + So., 21.06., 12.00 Uhr und 15.30 Uhr 

»Zum Glück gibt's Freunde« nach Helme Heine / Axel
Schneider

Fr., 19.06., 19.00 Uhr + Sa, 20.06., 12.00 Uhr und 15.30 Uhr
»Momo« nach Michael Ende

Wir freuen uns sehr wieder für Sie spielen zu können!

Informationen zu allen Vorstellungen gibt es unter:

www.theater-kiel.de


Streaming: »Marina«

Jan wird 18 Jahre - und soll groß ins finanzkräftige
Familienunternehmen einsteigen. Doch dazu hat er eigentlich gar keine
Lust. Er sehnt sich nach etwas anderem -bedeutungsvollerem als Geld.
Besonders seine materialistischen Freunde gehen ihm ziemlich auf den
Wecker. Als sich Jan in seiner Einsamkeit zu nah an eine Felsklippe
wagt, passiert es: Er rutscht ab!

Die Meerjungfrau Marina wird 15 Jahre - und darf zum ersten Mal an die
Wasseroberfläche schwimmen. Gerade rechtzeitig, um Jan vor dem
Ertrinken zu retten! Dabei verliebt sie sich unsterblich in ihn. Um
Jan nahe zu sein, wagt Marina alles: Sie geht zur Meerhexe Nephtysa,
um ein Mensch zu werden. Dafür opfert sie sogar ihre wunderschöne
Stimme ...

Ob Jan und Marina zueinander finden werden?

Die Auftragsarbeit ist angelehnt an das berühmte Märchen »Die kleine
Meerjungfrau« von Hans Christian Andersen. Es ist in vielerlei
Hinsicht ein ganz besonderes Projekt: Die Produktion wurde von den
jungen Mitgliedern der Akademien am Theater Kiel e.V. am 18. Juni 2017
im Schauspielhaus zur Premiere gebracht und von der Kunststiftung HSH
Nordbank unterstützt. Nun ist »Marina, die kleine Meerjungfrau« noch
einmal für 24 Stunden als Online-Streaming auf YouTube zu
erleben.

»Marina« | Sa | 06.06. | 16.00 Uhr | YouTube

 * 

Quelle:

Theater Kiel

Rathausplatz 4, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 90 19 01

Fax: 0431 / 90 16 28 74

Internet: www.theater-kiel.de
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POLITIK/880: Kastenstand - Vertagung lässt hoffen (TSB)


Deutscher Tierschutzbund - 5. Juni 2020

Kommentar

Kastenstand: Vertagung lässt hoffen



Der Bundesrat hätte heute über die 7. Änderung der 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung und damit über die Zukunft der Sauenhaltung im
Kastenstand abstimmen sollen. Die Entscheidung wurde jedoch zum zweiten Mal
vertagt. Dazu kommentiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes:

"Wir hätten uns gewünscht, dass heute im Sinne der Sauen, im Sinne des
Staatsziels Tierschutz entschieden worden wäre und die gültige
Rechtsprechung nicht länger ignoriert wird. Nun geht das politische
Gefeilsche um die Sau weiter.

Nichtsdestotrotz ist es schon eine Leistung, dass das Verfahren um den
Kastenstand und die angestrebte Änderung der Verordnung so lange
offengehalten werden konnten - wo doch sonst schnellstmöglich im Sinne der
Agrarlobby entschieden wird. Die schlimmsten Pläne von Bundesministerin
Klöckner konnten verhindert werden. Somit bedeutet die Vertagung auch einen
Hoffnungsschimmer: Hoffnung darauf, dass die Qual der Sau doch noch beendet
wird.

Wir haben schon früh darauf hingewiesen, dass eine sofortige Umsetzung des
Magdeburger Urteils möglich ist - auch ohne überfordernde wirtschaftliche
Folgen. Die Sauen müssen ihre Gliedmaßen ungehindert ausstrecken können,
dabei dürfen weder bauliche Hindernisse noch benachbarte Sauen im Wege
sein. Der Landkreis Jerichower Land, in dem der Prozess um die
Kastenstandhaltung angestoßen wurde, zeigt, dass dies machbar ist: Kein
Sauenhalter dort wandert ab oder gibt auf. Wir wissen also, dass es geht
und wie es geht und bekräftigen unsere Forderung nach dem sofortigen
Vollzug.

Eine weitere Duldung der rechts- und tierschutzwidrigen Kastenstandhaltung
darf dagegen keine Option sein - auch nicht für weitere acht Jahre im
Deckbereich, wie es der eingebrachte Änderungsantrag aus Schleswig-Holstein
und Nordrhein-Westfalen als Kompromiss vorsah. Wenn wir eines unter der
amtierenden Koalition gelernt haben, dann, dass auf gesetzte Fristen kein
Verlass ist. So wurden die vom Gesetzgeber beschlossene Ausstiegsfrist aus
der betäubungslosen Ferkelkastration von Union und SPD auf Drängen der
Agrarindustrie im Handstreich aufgehoben und verlängert. Die für den
Kastenstand vorgesehenen Fristen wären somit schon jetzt Makulatur."

 * 

Quelle:

Kommentar des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 5. Juni 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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INSEKTEN/314: 100.000 Blattläuse werden von den Nachkommen eines einzigen Marienkäfers vertilgt - Aktion Insektensommer bis 7.6. (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 3. Juni 2020

Zahl des Monats: 

100.000 Blattläuse werden von den Nachkommen eines einzigen
Marienkäfers vertilgt

Beim NABU-Insektensommer stehen die gepunkteten Käfer im Mittelpunkt



Berlin - Jede Larve eines Sieben-Punkt-Marienkäfers verspeist in den
drei Wochen bis zu ihrer Verpuppung bis zu 600 Blattläuse. Die
Nachkommen eines einzigen Käfers können so während des Sommers an die
100.000 Läuse vertilgen. Der Name des hungrigen Krabblers wird von der
Jungfrau Maria abgeleitet. In ihrem Auftrag, so glaubte man früher,
seien die Käfer in der Schädlingsvertilgung tätig.

Noch bis 7. Juni läuft der NABU-Insektensommer. Jeder kann mitmachen
und unter www.insektensommer.de melden, ob der heimische
Sieben-Punkt-Marienkäfer oder vom Menschen eingeschleppte Asiatische
Marienkäfer häufiger entdeckt werden kann. So will der NABU
herausfinden, wie stark sich die neue Art schon in Deutschland
verbreitet hat.

Mehr Infos:

www.NABU.de/entdeckungsfrage und www.insektensommer.de



"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

Sie kann unter www.NABU.de/presse/10766.html abonniert und abbestellt
werden und findet sich als feste Rubrik einmal monatlich im NABU
Umweltpolitik-Newsletter. Dieser kann unter www.NABU.de/newsletter
bestellt werden.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst - Zahl des Monats, 03.06.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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FORSCHUNG/1617: Hummeln bringen Pflanzen schneller zur Blüte (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 26.05.2020

Hummeln bringen Pflanzen schneller zur Blüte



Wenn Pollen Mangelware sind, beschädigen Hummeln Blätter von
Blütenpflanzen so, dass diese schneller blühen. Das zeigt ein
ETH-Forschungsteam sowohl an Gewächshauspflanzen als auch im
Freiland.




[image: Foto: © Hannier Pulido]

Eine Hummel beschädigt das Blatt einer blütenlosen Pflanze, um diese
zur Blütenproduktion anzuregen.

Foto: © Hannier Pulido



Dieser Frühling kam so früh wie nie zuvor. Viele Pflanzen standen
bereits Mitte April in voller Blüte, also rund drei bis vier Wochen
früher als normal. Solche Anomalien treten als Folge des Klimawandels
immer häufiger auf, und die daraus resultierende Unsicherheit droht
die jahreszeitliche Abstimmung zwischen Pflanzen und ihren
Insektenbestäubern zu stören.

Nun hat aber ein Forschungsteam unter der Leitung der ETH-Professoren
Consuelo De Moraes und Mark Mescher ein eigenartiges Verhalten von
Hummeln entdeckt, das die zeitliche Abstimmung zwischen den
Pollensammlerinnen und den von ihnen bestäubten Pflanzen verbessert.

Die Forschenden zeigen in einer soeben im Fachmagazin «Science»
veröffentlichten Studie auf, dass Hummelarbeiterinnen mit ihren
Mundwerkzeugen in die Blätter von blütenlosen Pflanzen kneifen. Der
daraus entstandene Schaden regt die Pflanzen zur Produktion neuer
Blüten an, die früher blühen als diejenigen von Pflanzen, denen
Hummeln diesen «Stupser» nicht gegeben haben.

«Frühere Arbeiten zeigten, dass verschiedene Arten von Stress Pflanzen
zum Blühen bringen können. Aber dass die von Hummeln verursachten
Schäden die Blütenproduktion beschleunigen, war unerwartet», sagt
Mescher.

Hummelverbiss als Problem

Erstmals bemerkt hatten die Forschenden das Verhalten während anderer
Experimente mit Hummeln und Pflanzen. Eine der Erstautorinnen der
Studie, Foteini Pashalidou, beobachtete im Gewächshaus, wie die
Insekten nicht-blühende Versuchspflanzen anbissen. Auch von anderen
Wissenschaftlern wurde dieses Verhalten schon beobachtet. Genauere
Untersuchungen fehlten aber.

In der Folge führten die ETH-Forschenden mehrere Labor- und
Freilandversuche mit Kolonien von Erdhummeln (Bombus terrestris) aus
Zuchten und an einer Vielzahl an Pflanzen durch.

Anhand der Laborversuche mit Tomaten- und Senfpflanzen konnten die
Forschenden aufzeigen, dass die Neigung der Hummeln, Blätter zu
schädigen, stark von der verfügbaren Pollenmenge abhängt. Stehen den
Bestäuberinnen keine oder nur wenige Pollen zur Verfügung, schädigen
sie die Blätter ihrer potenziellen Nahrungslieferantinnen häufiger und
stärker, als wenn genug Pollen vorhanden sind.

Die Forschenden fanden weiter heraus, dass sich die Schäden an
Blättern der Versuchspflanzen stark auf die Blütezeit auswirken.
Tomatenpflanzen, die dem Hummelverbiss ausgesetzt waren, blühten bis
zu 30 Tage früher als solche ohne Verbiss. Bei Senfpflanzen verschob
sich der Blühzeitpunkt um zwei Wochen nach vorne.

«Die durch die Bestäuberinnen zugefügten Schäden hatten einen
dramatischen Einfluss auf die Blüte. Dieser wurde bisher
wissenschaftlich noch nicht beschrieben», sagt De Moraes. Es komme
zudem darauf an, in welchem Entwicklungsstadium eine Pflanze sei, wenn
sie gebissen werde. «Dies beeinflusst ebenfalls, wie stark die Blüte
beschleunigt wird». Die Forschenden wollen diesen Zusammenhang noch
genauer untersuchen.

Die Wissenschaftlerinnen versuchten zudem, die Schadensmuster der
Hummeln manuell zu verursachen, um zu schauen, ob sie den Effekt auf
die Blütezeit reproduzieren konnten. Aber obwohl beide Pflanzenarten
nach diesem Eingriff etwas früher blühten, war der Effekt nicht
annähernd so stark wie der durch die Hummeln verursachte. De Moraes
vermutet deshalb, dass innerhalb der Pflanze ein chemisches Signal
beteiligt sein könnte. «Oder wir konnten die Blattschäden nicht genau
genug nachahmen», sagt sie.

Phänomen auch im Freiland beobachtet

Das ETH-Forschungsteam konnte das Verhalten der Hummeln auch unter
natürlicheren Bedingungen beobachten. Unter Leitung von Doktorandin
Harriet Lambert führten die Forschenden Folgeexperimente auf den
Dächern zweier ETH-Gebäude im Zentrum von Zürich durch. Auch bei
diesen Versuchen beobachteten die Forschenden, dass hungrige Hummeln
mit ungenügender Pollenversorgung häufig die Blätter nicht blühender
Pflanzen beschädigten. Die Insekten reduzierten das Verhalten jedoch
konsequent, wenn ihnen die Forschenden mehr Blüten zur Verfügung
stellten.

Darüber hinaus verbissen nicht nur die Zuchthummeln aus den
Versuchskolonien die Pflanzenblätter. Auch mindestens zwei Arten
Wildhummeln schädigten die Blätter von Pflanzen auf den
Versuchsflächen. Andere nahverwandte Bestäuberinnen wie Honigbienen
zeigten jedoch kein solches Verhalten. Die Bienen schienen nicht
blühende Pflanzen zu ignorieren, obwohl sie nahe gelegene Flecken mit
blühenden Pflanzen häufig besuchten.

Eingespielte Balance droht zu kippen

«Hummeln haben möglicherweise eine wirksame Methode entwickelt, um
lokal Pollenmangel zu lindern», sagt De Moraes, «und draussen in der
Natur gibt es auch andere Bestäuber, die von den Bemühungen der
Hummeln profitieren könnten».

Es bleibe jedoch abzuwarten, ob dieses Verhalten ausreiche, um die
Herausforderungen des Klimawandels zu bewältigen. Insekten und
Blütenpflanzen teilen eine lange gemeinsame Entwicklungsgeschichte,
die ein empfindliches Gleichgewicht zwischen Blühzeitpunkt und
Bestäuberentwicklung hervorbrachte.

Die globale Erwärmung und andere menschgemachte Umweltveränderungen
könnten den zeitlichen Ablauf dieser und anderer ökologisch wichtiger
Wechselwirkungen zwischen den Organismen stören. Solche raschen
Umweltveränderungen könnten dazu führen, dass die Entwicklung von
Insekten und Pflanzen zunehmend asynchron verlaufen. «Dabei werden
beide Seiten verlieren», sagt Mescher.

Originalpublikation:

Paschalidou FG, Lambert H, Peybernes T, Mescher MC, De Moraes CM.
Bumble bees damage plant leaves and accelerate flower production when
pollen is scarce. Science, online publiziert 21. Mai 2020. DOI:
10.1126/science.aay0496

Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/i5xgXgsv8R8

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news747939

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ÖKOLOGIE/098: Experiment für Biodiversität und Ökosystemfunktionen in Münchenbuchsee bringt erste Resultate (idw)


Universität Bern - 19.05.2020

Ökologie-Experiment in Münchenbuchsee bringt erste Resultate



Auf einer 3000 Quadratmeter grossen Wiese in Münchenbuchsee
starteten Forschende des Instituts für Pflanzenwissenschaften der
Universität Bern vor vier Jahren das grösste Experiment für
Biodiversität und Ökosystemfunktionen in der Schweiz. Nun ist die
erste wissenschaftliche Publikation aus dem Projekt erschienen: Eine
Studie zu den Auswirkungen der Stickstoffdüngung auf die
Funktionsweise von Ökosystemen.




[image: Panoramabild: die Parzellen, im Hintergrund die Ortschaft - Foto: © H. Vincent]

Das PaNDiv-Experiment in Münchenbuchsee BE.

Foto: © H. Vincent



Münchenbuchsee in der Nähe von Bern beheimatet das grösste Experiment
für Biodiversität und Ökosystemfunktionen in der Schweiz. Seit 2015
erforschen hier unter der Leitung von Professor Eric Allan Ökologinnen
und Ökologen des Instituts für Pflanzenwissenschaften der Universität
Bern im Rahmen des Experiments «PaNDiv» die vielfältigen Effekte von
Stickstoffdüngung auf die Funktionsweise von Ökosystemen. Das
Experiment besteht aus 336 mit Holzpfählen begrenzten
Pflanzenparzellen auf einer rund 3000 Quadratmeter grossen Wiese.

Nun ist in der Fachzeitschrift Functional Ecology die erste Studie des
PaNDiv-Teams erschienen. Darin zeigen die Forschenden, wie die
Stickstoffanreicherung im Boden den Zersetzungsprozess von totem
Pflanzenmaterial beschleunigt. Es ist die erste einer Reihe von
Publikationen, in denen zukünftig Forschungsresultate aus dem
PaNDiv-Experiment präsentiert werden.




[image: Reihen kleiner Holzpfähle - Foto: © N. Pichon]

Kleine Holzpfähle begrenzen insgesamt 336 kleine Pflanzenparzellen auf
einer von rund 3000 Quadratmeter grossen Wiesenfläche. PaNDiv ist das
grösste Experiment für Biodiversität und Ökosystemfunktionen in der
Schweiz.

Foto: © N. Pichon



Stickstoff im Boden: Ein zweischneidiges Schwert

Aufgrund von menschlichen Aktivitäten, vor allem in der Landwirtschaft
durch die Verwendung von Dünger und in der Industrie, nimmt global die
Stickstoffmenge im Boden zu. Die Folgen auf unsere Umwelt sind gross.
Ein hoher Stickstoffeintrag in Ökosysteme fördert das
Pflanzenwachstum. Das ist von Vorteil und gewollt für die
landwirtschaftliche Produktion, hat aber auch Nachteile. Gewisse
Pflanzenarten, vorwiegend schnell wachsende, konkurrenzstarke,
profitieren mehr von Stickstoff als andere. Das führt dazu, dass sich
infolge des Stickstoffeintrags die Zusammensetzung der
Pflanzengesellschaften verändert und dass die Artenvielfalt abnimmt.
Stickstoff kann auch dazu führen, dass Pflanzenschädlinge (z.B.
Pilz-Erreger) häufiger auftreten. Viele dieser Prozesse, die durch
Stickstoffeintrag in Gang gesetzt werden, sind inzwischen gut
erforscht. Darüber, wie diese Prozesse zusammenhängen und sich
gegenseitig beeinflussen, ist allerdings weniger bekannt. Das
Experiment in Münchenbuchsee ist deshalb so aufgebaut, dass mehrere
Prozesse gleichzeitig untersucht werden können.

Eine einzigartige Versuchsanordnung

Die Bedeutung der Pflanzen-Biodiversität auf die Funktionsweise von
Ökosystemen wurde bereits in viele Experimenten untersucht. «Das
PaNDiv-Experiment ist jedoch in seiner Versuchsanordnung einzigartig.
Es variiert nicht nur die Pflanzenvielfalt auf kleinen Parzellen von 2
mal 2 Metern, sondern auch die Stickstoffanreicherung und die
Eigenschaften der vorhandenen Pflanzenarten, indem es
Pflanzengemeinschaften schafft, die nur aus schnell oder langsam
wachsenden Pflanzenarten bestehen», sagt Eric Allan, Leiter des
Experiments und Professor am Institut für Pflanzenwissenschaften.

Darüber hinaus sprühten die Forschenden die Hälfte ihrer
experimentellen Pflanzengemeinschaften mit Fungiziden ein, um deren
Auswirkungen auf die Ökosystemfunktionen zu untersuchen. Auf jeder
Parzelle massen die Forschenden mehrere Ökosystemfunktionen: die
Biomasseproduktion, die Bodenatmung, den Stickstoff-, Phosphor- und
Kohlenstoffkreislauf sowie die Anzahl der Insekten und von vorhandenen
Pflanzenschädlingen (Pilz-Erreger).

In der ersten, nun erschienenen, Studie des PaNDiv-Teams
konzentrierten sich die Forschenden auf den Zersetzungsprozess von
totem Pflanzenmaterial (Kompostierung). Die Geschwindigkeit dieses
Prozesses ist entscheidend für die Erhaltung eines gesunden und
fruchtbaren Bodens. Zudem ist diese Ökosystemfunktion aber auch ein
wichtiger Teil des Kohlenstoffkreislaufs und daher von zentraler
Bedeutung für das Verständnis von Klimaveränderungen. Die Studie
beantwortet die Frage: Wie schnell zersetzt sich die auf jeder
Parzelle produzierte Biomasse, und wie wird die Zersetzungsrate durch
Stickstoffdüngung, Diversitätsverlust oder die Eigenschaften der auf
der Parzelle vorhandenen Pflanzen beeinflusst?

Für ihre Versuchsanordnung nähten die Forschenden mehr als 800 kleine
Nylonsäckchen, die sie mit verschiedenen Arten von Pflanzenmaterial
füllten, und legten sie dreieinhalb Monate lang auf die Parzellen auf
dem Feld. Danach massen sie, wieviel Material zersetzt wurde. «Der
Aufwand hat sich gelohnt. Wir sind mit der Qualität der Ergebnisse
sehr zufrieden», erklärt Dr. Noémie Pichon, Hauptautorin des Artikels.

Veränderte Artenzusammensetzung beschleunigt Kompostierung

Die Studie zeigt, dass die Stickstoffanreicherung die Zersetzungsraten
des Pflanzenmaterials im Experiment beschleunigt. «Die Wirkung trat
allerdings indirekt ein: Der Stickstoff führt dazu, dass auf den
Parzellen die schnell wachsenden Pflanzen die langsamer wachsenden
mehr und mehr verdrängen», so Noémie Pichon. Weil schnell wachsende
Pflanzen auch schneller verrotten als langsam wachsenden Pflanzen,
werde durch die Veränderung in der Artenzusammensetzung auch die
Zersetzung beschleunigt . «Die Auswirkungen von Stickstoffdüngung auf
die Kompostierung werden also unterschätzt, wenn man die Veränderung
der Artenzusammensetzung nicht miteinbezieht», sagt Pichon.

«Das einzigartige PaNDiv-Design ermöglichte es uns, diese indirekte
Auswirkung von Stickstoff aufzudecken. Die Ergebnisse zeigen, warum
diese Art von Experiment notwendig ist: Nur durch das gleichzeitige
Testen vieler verschiedener Faktoren können wir deren Bedeutung
verstehen und somit vorhersagen, wie sich unsere Ökosysteme in Zukunft
verändern werden», erklärt Professor Eric Allan.

Das PaNDiv-Experiment in Münchenbuchsee

Die Forschenden im PaNDiv-Experiment konzentrieren sich auf
verschiedene Akteure im Ökosystem (Pflanzen, Insekten,
Bodenorganismen, pilzliche Krankheitserreger) und wenden verschiedene
Techniken an, von Feldbeobachtungen und Laboranalysen bis hin zu
komplexen mathematischen Modellen und der Analyse von mit Drohnen
aufgenommenen Infrarotbildern. So dient PaNDiv auch als praktische
Lernplattform für Studierende der Universität Bern.

Im PaNDiv Experiment arbeiten derzeit drei Doktorandinnen der
Universität Bern, ein Doktorand aus Kopenhagen (Dänemark) und ein
Doktorand aus Cádiz (Spanien). Es besteht auch eine Zusammenarbeit mit
Forschenden der EPFL sowie der Universität Münster (Deutschland). Zwei
Studentinnen schlossen ihr Doktorat und eine Vielzahl weiterer
Studierenden schlossen ihre Master- oder Bachelorarbeit bereits auf
dem PaNDiv-Experiment ab.

Der Betrieb des PaNDiv-Experiments wurde durch die Corona-Pandemie
gestört, konnte aber nach Reorganisation des Personaleinsatzes und der
Unterhaltsstrategie in Übereinstimmung mit den Hygiene- und
Sicherheitsmassnahmen gesichert werden. Das Team wird seine
Forschungen über die komplexen Auswirkungen der globalen Veränderungen
auf die Funktionsweise unserer Ökosysteme fortführen können.

Mehr Informationen (Englisch):

https://allanecology.com/projects/pandiv/

Originalpublikation:

Pichon et al.: Decomposition disentangled: a test of the multiple
mechanisms by which nitrogen enrichment alters litter decomposition.
Functional Ecology, 30. März 2020, in press.

https://doi.org/10.1111/1365-2435.13560



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibe.ch/aktuell/medien/media_relations/medienmitteilungen/2020/medienmitteilungen_2020/oekologie_experiment_in_muenchenbuchsee_bringt_erste_resultate/index_ger.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747673

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 19.05.2020
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VERBRAUCHER/119: Klimabilanz von Lebensmitteln. Ob Apfel oder Ananas - Transport und Verpackung oft entscheidend (ifeu)


ifeu - 25. Mai 2020

ifeu-Studie zur Klimabilanz von Lebensmitteln: Ob Apfel oder Ananas
- Transport und Verpackung oft entscheidend

Ob Apfel oder Ananas: Transport und Verpackung entscheiden oft über
die Klimabilanz unserer Lebensmittel



Heidelberg, 25.05.2020. Das ifeu - Institut für Energie- und
Umweltforschung Heidelberg hat in einer neuen Studie den ökologischen
Fußabdruck von 200 alltäglichen Lebensmitteln und Gerichten ermittelt.
Es zeigt sich: Ob ein Apfel besser für Umwelt und Klima ist als eine
Ananas, hängt weniger von der Frucht ab als von den
Produktionsbedingungen. Doch der Blick auf den Klimaeffekt von
Lebensmitteln sagt oft nicht die ganze Wahrheit.

Apfel, Erdbeeren und Pfirsiche - frisch geerntet zählen diese drei
Früchte zu den klimafreundlichsten Lebensmitteln, die man in deutschen
Supermärkten kaufen kann. Als Neuseeland-Apfel, Winter-Erdbeere oder
Dosen-Pfirsich schneiden sie dagegen schlecht ab.

"Bei unseren Lebensmitteln im Supermarkt hängt die Umwelt- und
Klimabilanz oft weniger am Produkt, als daran, wo und wie diese
Produkte angebaut und danach transportiert und verpackt wurden", sagt
Dr. Guido Reinhardt, Leiter der jetzt vorgestellten Studie
"Ökologischer Fußabdruck von Lebensmitteln und Gerichten in
Deutschland". Untersucht wurden fünf Produktgruppen, darunter Obst,
Gemüse, Fleisch- und Milchprodukte sowie vegetarisch-vegane
Ersatzprodukte.

Eine per Flugzeug nach Deutschland gelieferte Ananas schneidet danach
beim Klimacheck mehr als 25 Mal schlechter ab als dieselbe Frucht, die
per Schiff kommt. Ähnlich verhält es sich oft auch bei heimischen
Gemüsen wie Champignons, Grünkohl oder Bohnen, wenn sie frisch oder
als Konserve in Glas oder Dose im Supermarkt stehen.

"Geänderte Flächennutzung" erstmalig konsequent berücksichtigt


"Die Einwegverpackung aus Metall oder Glas hat in vielen Fällen einen
größeren Klimaeffekt als das eigentliche Lebensmittel. Das gilt auch
für viele Getränke wie Wein und Bier - oft kommt es mehr auf die Hülle
als den Inhalt an", so Dr. Reinhardt.

Daneben spielt es aber auch eine Rolle, auf welchen Flächen die
Lebensmittel angebaut werden: Wenn tropische Regenwälder für den Anbau
von Palmöl gerodet oder (wie in Deutschland) Moorgebiete für die
Landwirtschaft umgewandelt werden, so verschlechtern sich die
Klimagasbilanzen erheblich, teils bis zur Verdoppelung des
CO2-Fußabdrucks. Das Neuartige an der jetzigen Studie ist, dass bei
allen Lebensmitteln solche Flächennutzungsänderungen konsequent
eingerechnet wurden.

Insgesamt bestätigt die ifeu-Studie, dass frisches, saisonal und
regional angebautes Obst und Gemüse im Schnitt meist deutlich
klimafreundlicher sind als außerhalb der Saison importierte
Lebensmittel aus fernen Ländern. Und auch, dass eine Umstellung auf
weniger Fleisch und Milchprodukte die wesentlichen Stellgrößen für
eine nachhaltige Ernährungswende darstellen.

Bio rettet nicht das Klima - aber Wasser, Boden und Ressourcen


Überraschend ist, dass Fleisch, Milch und Eier aus Bio-Landwirtschaft
beim Klimaeffekt in einigen Fällen nicht besser und manchmal sogar
schlechter abschneiden als Produkte aus konventioneller
Landwirtschaft. Der Grund: Biobetriebe benötigen mehr Fläche, da sie
geringere Erträge erwirtschaften - entsprechend legen die Forscher
auch höhere Hektarzahlen zu Grunde, was zu höheren CO2-Emissionen
führen kann. "Hier zeigt sich, dass der alleinige Blick auf die
CO2-Emissionen nicht die ganze ökologische Wahrheit sagt", erklärt Dr.
Guido Reinhardt. "Die etwas höheren Emissionen werden durch den
deutlich geringeren Pestizideinsatz, nachhaltigere
Bodenbewirtschaftung und Erhöhung der Artenvielfaltviel mehr als
wieder wettgemacht. Gerade in der Landwirtschaft kann ein allein auf
die CO2-Emissionen eingeengter Blick die ökologische Gesamtbewertung
stark verfälschen", betont Dr. Reinhardt.

Die Beilage entscheidet mit über die Ökobilanz des Mittagessens


Im zweiten Teil der Studie untersucht das ifeu, wie klimafreundlich
verschiedene Gerichte sind. Dabei stechen vor allem einige
Lebensmittel mit unerwartet großen Auswirkungen auf die CO2-Emissionen
je Portion hervor.

"Rind und Reis haben nicht nur einen hohen Klimaeffekt, sondern
benötigen für die Erzeugung zusätzlich sehr viel Dünger und Wasser",
sagt Dr. Reinhardt. Statt zu Rindfleisch kann man gerade bei
Hackgerichten zum wesentlich klimafreundlicheren Schweinefleisch oder
zu Sojagranulat greifen. Insbesondere aber kann man die Beilage Reis
in unseren kulinarischen Breiten oft gut durch Nudeln, Kartoffeln oder
Dinkel ersetzen. Die Folge: nicht nur weniger Klimagase, sondern ein
halb so großer Flächen- und Dünger-Fußabdruck und ein hundertfach
geringerer ökologischer Fußabdruck bei Wasser. Auch hier zählt, dass
CO2 nicht das alleinige Umweltkriterium einer nachhaltigen Ernährung
sein darf.

Studie liefert Orientierung

Die ifeu-Studie soll Verbraucher*innen und Berater*innen nun als
Orientierungshilfe für eine klima- und umweltbewusste Ernährung
dienen.

"Wir wollen hier zu mehr Klarheit beitragen", so Dr. Reinhardt. Denn
die bisher veröffentlichten Daten zu CO2-Fußabdrücken von
Lebensmitteln weichen teilweise deutlich voneinander ab.
Diese Abweichungen ergeben sich oft aus dem Bilanzrahmen. Solche
Unterschiede sind für Verbraucher*innen und in der Ernährungsberatung
aber nicht transparent. Darum hat das ifeu nun erstmals gezielt
verglichen, welchen Einfluss Produktion, Transport, Verpackung und
unterschiedliche Randbedingungen etwa für saisonale Lebensmittel und
vor allem die Flächenbelegung haben.



Die ifeu-Studie "Ökologische Fußabdrücke von Lebensmitteln und
Gerichten in Deutschland" steht zur freien Nutzung auf ifeu.de.

https://www.ifeu.de/ob-apfel-oder-ananas-transport-und-verpackung-entscheiden-oft-ueber-die-klimabilanz-unserer-lebensmittel/reinhardt-gaertner-wagner-2020-oekologische-fussabdruecke-von-lebensmitteln-und-gerichten-in-deutschland-ifeu-2020/
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ATOM/1378: Atomkraftwerk Fessenheim - Ein Rückblick (Mitwelt-Stiftung-Oberrhein)


Mitwelt-Stiftung-Oberrhein - An die Medien, 4. Juni 2020

Hintergrund:

Atomkraftwerk Fessenheim: Ein erster Rückblick



Am 22.2.2020 wurde Reaktor I in Fessenheim (F) abgeschaltet und die
Stilllegung von Reaktor II soll am 30.6.2020 folgen.


	Schon 1962 gab es erste Überlegungen der Électricité de France (EDF) für den Bau von Atomkraftwerken in Fessenheim.

	Ursprünglich angedacht waren gasgekühlte graphitmoderierte Reaktoren, gebaut wurden Druckwasserreaktoren.

	Mit dem Bau von Block 1 im Erdbebengebiet am Oberrhein wurde am 1. September 1971 begonnen. Die Kernspaltung begann am 7. März 1977.

	Der Bau von Block 2 wurde am 1. Februar 1972 begonnen. Die Kernspaltung begann am 27. Juni 1977.

	Der EDF gehören 67,5% der Strombezugsrechte der Anlage, die EnBW hält 17,5% und die übrigen 15% gingen an eine Schweizer Kernkraftwerks-Beteiligungsgesellschaft AG (KBG).

	Schon in der Planungsphase gab es eine Anti-Atombewegung in Frankreich und im Elsass, die erst später aus Frankreich nach Südbaden und in die Nord-Schweiz getragen wurde.

	Die erste Demonstration gegen ein französisches AKW fand am 12. April 1971 in Fessenheim statt.

	Der "Höhepunkt" der Umweltbewegung am Oberrhein 1975, die erfolgreichen Besetzungen des Bleichemiewerks in Marckolsheim und der AKW Wyhl (D) und Kaiseraugst (CH) kamen für Fessenheim zu spät. Der festungsähnliche Zaun war nicht überwindbar.

	Ab März 1976 wurde in Heiteren die Baustelle des letzten noch nicht fertig gestellten Hochspannungsmastes für die Stromleitung des in Fessenheim produzierten Atomstroms besetzt. Auch der große Hungerstreik französischer Umweltschützer in Roggenhouse konnte die Inbetriebnahme nicht verhindern. Sie erzwangen aber die Gründung der ersten französischen Kontrollkommission.

	1976-1977 verhinderte die elsässisch-badische Bevölkerung mit einer Bauplatzbesetzung den Bau des AKW Gerstheim bei Straßburg. Auch in Plogoff in der Bretagne führte massiver Widerstand zum Nichtbau eines AKW.

	Das grenzüberschreitende "Nai hämmer gsait" zur Atomkraft genügte den Aktiven nicht. Im Sommer 1976 veranstalteten die Badisch-Elsässischen BI's und der damals frisch gegründete BUND die weltweit erste große Ausstellung zu alternativen Energien in Sasbach am Kaiserstuhl.

	Ab der Inbetriebnahme 1977 begann die große Gefahr für die Menschen am Oberrhein. Menschen starben bei der Gewinnung von Uranerz. Über den Schornstein und das Abwasser wurde ständig Radioaktivität abgegeben.

	Die Katastrophenschutzpläne für das AKW Fessenheim waren noch bis 1977 geheim. Doch Umweltaktive "entliehen nicht ganz legal" die geheimen Seiten 144 bis 401 des Katastrophenschutzplans aus dem Landratsamt Lörrach und veröffentlichten diese.

	Nach der Inbetriebnahme begann eine unendliche Kette von technischen Problemen, Schlampereien, Störfällen, Pleiten, Pech und Pannen.

	Zwischen 1971 und 2020 gab und gibt es einen massiven, langsam und kontinuierlich anschwellenden Protest im Elsass, in Südbaden und der Schweiz, ein Protest in den eine Vielzahl von Kulturschaffenden tief eingebunden ist. Anti-Atom-Protest war und ist auch ein wichtiger Teil der alemannischen Regionalkultur.

	Hunderttausende von Flyern, Plakaten, Bannern, Aufklebern und Ansteckern wurden produziert und verteilt.

	Mit Presseerklärungen, Büchern, Broschüren, Newslettern und Internetseiten wurde die Bevölkerung informiert.

	1977 wurde als deutsch-französisches Projekt der illegale Piratensender Radio Verte Fessenheim gegründet, aus dem später Radio Dreyeckland wird.

	Bei einer Demonstration gegen den schnellen Brüter Superphénix in Malville mit 60.000 Teilnehmern wurde am 31. Juli 1977 ein Demonstrant von einer Polizeigranate getötet. Die außergewöhnliche Brutalität des Polizeieinsatzes hat die französische Anti-Atom-Bewegung jahrzehntelang geschwächt.

	Die radioaktive Wolke der Nuklearkatastrophe von Tschernobyl am 26. April 1986 "endete genau" an der französischen Grenze. Der Fessenheimer Dauerprotest bekam neuen Auftrieb.

	Ursprünglich war auf dem eingezäunten Fessenheimer AKW-Gelände der Bau von vier Reaktoren vorgesehen; erst 1991 wurde der Bau der Blöcke III und IV durch den anhaltenden Protest und den Atomunfall in Harrisburg, endgültig gestoppt.

	Um der Atomkraft ein grünes Image zu geben erhält das AKW im Jahr 2003 für den "Schutz von Fauna, Flora und Orchideen um das Kernkraftwerk, für Mülltrennung u.a." die Umweltzertifizierung nach ISO 14001. "Umweltzertifikate" werden gezielt für Greenwash missbraucht.

	Um die Umweltbewegung zu kaufen gründen EDF und EnBW im gleichen Jahr den Umweltverein "Au fil du Rhin" (dt.: "Am Rhein entlang)". Der Versuch den Begriff der Nachhaltigkeit für sich zu besetzen und die Umweltbewegung zu spalten scheitert.

	2005 wurde der Trinationale Atomschutzverband (TRAS) gegründet. Er arbeitet intensiv am Ziel, auf dem Rechtsweg und mit qualifizierten Gutachten eine Stilllegung der Reaktoren des KKW Fessenheim zu erreichen.

	Im Jahr 2007 kritisierten die französische Umweltorganisation CSFR und der BUND die gefährlichen Pläne des französischen Staatspräsidenten Sarkozy, Atomkraftwerke und damit Atomkraftwaffen nach Libyen und in andere Spannungsgebiete des Nahen Ostens zu exportieren. Der libysche Revolutionsführer Muammar al-Gaddafi galt zu diesem Zeitpunkt noch als "guter, nützlicher" Diktator.

	Um auch sprachlich Akzeptanz zu schaffen wurden die Katastrophenschutzpläne zu Notfallschutzplänen und aus der Katastrophe wurde das Ereignis...

	Bei einer der größten der unzähligen, gewaltfreien Fessenheim-Demos im Jahr 2009 wurde die Stadt Colmar von der Polizei in eine Festung verwandelt. Vor der Demo wurde wieder einmal gezielt versucht, Angst vor "ausländischen" Umwelt-Aktiven zu schüren.

	Die Atomkatastrophe von Fukushima am 11. März 2011 erschütterte die Welt, leitete den deutschen Atomausstieg ein und stärkte den Fessenheim-Protest. Auf der badischen Rheinseite wurde der Widerstand parteiübergreifend Mehrheitsmeinung und auch Gemeinden mit konservativer Mehrheit traten dem TRAS bei.

	In den sich häufenden Hitzesommern muss das kühlturmlose AKW, das wie ein gigantischer Tauchsieder den Rhein erhitzt, immer häufiger abgestellt werden.

	Seit der Atomkatastrophe von Fukushima gab es am Oberrhein kontinuierliche Mahnwachen gegen Atomkraft und das AKW Fessenheim.

	Der Neubau des "Druckwasserreaktors der Zukunft" in Flamanville wurde zum hochriskanten finanziellen Fiasko. Der Bau des Reaktors sollte knapp über drei Milliarden Euro kosten und viereinhalb Jahre dauern. Nun ist er mehr als vier Mal teurer und braucht über 15 Jahre Bauzeit. Fehlerhafte Schweißnähte in einem schwer zugänglichen Bereich des Sicherheitsbehälters sind nicht reparierbar.

	Zum Entsetzen der weltweiten Atomlobby bekommen die Visionäre der Sonnentage von 1976 in Sasbach Recht. Strom aus Wind und Sonne ist kostengünstiger als Atomstrom.

	Umso aggressiver, mit neuen Durchsetzungsstrategien und industrienahen Schein-Bürgerinitiativen wie "Nuklearia" werden jetzt die alternativen Energien bekämpft um neue AKW politisch durchzusetzen.

	Die Aktien der EDF (Électricité de France) sind im Keller und der Atomkonzern wies 2016 einen Schuldenstand von 37,4 Milliarden Euro auf. Aus Verzweiflung plante der Konzern die Gefahrzeit der französischen AKW über 40 Jahre hinaus zu verlängern; angestrebt werden hochriskante 60 Jahre.

	Im Jahr 2012 kam die erste Abschaltankündigung für die Fessenheimer Reaktoren von Staatspräsident Hollande. Viele weitere Abschaltankündigungen, aber auch Demos und Aktionen folgten.

	Am 22.2.2020 wurde der marode Reaktor I von Fessenheim abgeschaltet und die Stilllegung von Reaktor II soll am 30.6.2020 folgen.



Aussichten:


	Nach der Abschaltung beider Reaktoren bleibt die Gefahr eines schweren Atomunfalls noch 3 bis 4 Jahre, solange die schlecht gesicherten "Abklingbecken" nicht entleert sind.

	Schon jetzt beginnt die grenzüberschreitende Umweltbewegung den Abriss kritisch und konstruktiv zu begleiten, auch um einen gefährlichen Billigabriss zu verhindern.

	Nach den Erfolgen in Wyhl, Gerstheim, Kaiseraugst und Fessenheim werden die maroden AKW in Beznau (CH) und Leibstadt (CH) und die Verteidigung der Energiewende noch stärker in den Fokus der Umweltbewegung rücken.

	Der in Fessenheim produzierte Atommüll wird noch ca. eine Million / 1.000.000 Jahre strahlen und über 33.000 Generationen gefährden.

	Die Reaktor-Schließung ist kein Anlass für Triumph. Sie gibt der Region am Oberrhein ein wenig mehr Sicherheit und ist Grund für Erleichterung und Freude. Im großen, globalen Krieg des Menschen gegen die Natur und damit gegen uns selber, haben wir die Zerstörungsprozesse entschleunigt und einen kleinen, wichtigen, regionalen Teilerfolg erzielt. Es lohnt, sich zu engagieren. Mein Dank geht an die unzähligen Aktiven, an Freundinnen und Freunde.



Axel Mayer, Mitwelt Stiftung Oberrhein, Vizepräsident TRAS,
Kreisrat, (Alt-) BUND-Geschäftsführer und seit 1974 in der
grenzüberschreitenden Umwelt- und Naturschutzbewegung am Oberrhein
aktiv

Hier finden Sie Infos zu den Gefahren des AKW Fessenheim

Hier finden Sie Infos zur Schließung der beiden Reaktoren

https://www.mitwelt.org/akw-fessenheim-chronik-geschichte

 * 
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FORSCHUNG/599: Alternativer Zement - Rezeptur für Öko-Beton (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt -
04.06.2020

Alternativer Zement - Rezeptur für Öko-Beton



Zement muss umweltfreundlicher werden. Empa-Forscher arbeiten darum an
alternativem Zement, der deutlich weniger Emissionen verursacht oder
sogar das Treibhausgas Kohlendioxid binden kann.

Es ist das am meisten genutzte Produkt der Welt. Unverzichtbar und
doch gleichzeitig im Zuge der Klimadebatte verunglimpft: Zement.
Vermischt mit Wasser, Sand und Kies gibt das Beton, dessen Schultern
unsere moderne Welt tragen. Aufmerksamkeit erregt das genügsame
Material jedoch vor allem mit einer anderen Eigenschaft: Wird eine
Tonne Zement hergestellt, steigen rund 700 Kilogramm Kohlendioxid in
die Atmosphäre. Das ist zwar weniger als etwa bei der Stahl- oder
Aluminiumgewinnung. Aber die schiere Menge macht es aus. Jährlich
produzieren wir weltweit rund zwölf Kubikkilometer Beton, eine Menge,
mit der sich der Vierwaldstättersee komplett auffüllen liesse - jedes
Jahr aufs Neue. Tendenz steigend.

Der Anteil des weltweiten Kohlendioxidausstosses, den die
Zementindustrie verursacht, macht derzeit rund sieben Prozent aus.
Dieser dürfte künftig allerdings ansteigen, da der Bedarf in Asien und
zunehmend auch in Afrika wächst, während die Produktion in Europa
stabil ist. Höchste Zeit also, sich nach Zement umzusehen, der den
Menschen zwar Wohnung und Infrastruktur bietet, aber dennoch den
Umweltaspekten Rechnung trägt und sich den Klimazielen entsprechend
produzieren lässt. Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP)
fordert denn auch, umgehend neue zementbasierte Materialien, die
klimafreundlicher und kostengünstig sind, zu entwickeln und
einzusetzen. Empa-Forscher arbeiten darum an alternativen Zement- und
Betonarten, bei deren Herstellung weniger schädliches Klimagas
entsteht oder sogar Kohlendioxid gebunden wird.

«Traditionell wird Zement im Drehrohr-Ofen bei rund 1450 Grad Celsius
gebrannt», sagt Empa-Forscher Frank Winnefeld von der Abteilung
«Concrete & Asphalt». Fossile Brennstoffe können hierbei zwar durch
alternative Energien ersetzt werden. «Allerdings ist das Sparpotenzial
bei einem Substitutionsgrad von derzeit durchschnittlich 50 Prozent
mit den heutigen Technologien bereits ziemlich ausgereizt, zumindest
in Europa», so Winnefeld. Mehr Energie sparen lässt sich jedoch, wenn
man Rohstoffe einsetzt, die eine geringere Brenntemperatur benötigen.
Ein vielversprechender Kandidat ist CSA-Zement aus
Calciumsulfoaluminat. Er benötigt eine um 200 Grad niedrigere
Brenntemperatur und stösst pro Tonne Zement rund 200 Kilogramm weniger
Kohlendioxid aus. Die Reduktion der Treibhausgasemissionen ist dabei
aber nicht nur der geringeren Brenntemperatur geschuldet. Ein grosser
Anteil des Klimavorteils von CSA-Zement liegt an der geringeren Menge
an Kalkstein in der Rohstoffmischung.

Gigantischer Bedarf

Kalkstein verursacht durch eine chemische Reaktion während der
Zementherstellung nämlich den Grossteil der CO2-Emissionen. Den Anteil
an Kalkstein zu verringern, ist deshalb ein interessanter Aspekt, um
Öko-Zement zu entwickeln. Neben CSA-Zement sind dies beispielsweise
Inhaltsstoffe, die als Abfälle anderer Industriezweige anfallen. Etwa
Schlacke aus Hochöfen bei der Roheisengewinnung sowie Flugasche, die
bei der Kohleverbrennung übrigbleibt. Beide Produkte können mit Zement
vermischt werden und helfen so, die CO2-Emissionen zu senken.

Doch diese Sekundärrohstoffe können den gigantischen Bedarf der
Branche nicht decken. Empa-Forscher gehen daher neue Wege und
identifizieren Industriezweige, deren Sekundärrohstoffe noch wenig
genutzt sind. «Bei der metallurgischen Rückgewinnung von Edelmetallen
aus Elektronikschrott bleibt eine hochwertige Schlacke übrig, die in
Pulverform ebenfalls mit Zement vermischt werden kann», erklärt
Winnefeld. Entspricht der Gehalt an Schwermetallen den gesetzlichen
Normen, könne dieser Zement durchaus auch in der Schweiz zum Einsatz
kommen. Die gute Nachricht: Der Bodensatz der «urbanen Mine» aus den
Überresten unserer ausgedienten Handys und Computer wird künftig noch
weiter anwachsen. Möglich sei es darüber hinaus, so der Forscher,
mineralische Bauabfälle für Mischzement zu verwenden.

Die Art der Zusatzstoffe im Zement liesse sich sogar derart verändern,
dass der Vorgang des Brennens komplett entfiele. Im sogenannten 
alkali-aktivierten Zement werden die Bestandteile wie Schlacke, Asche 
oder calcinierter Ton durch starke alkalische Lösungen wie etwa
Natriumsilikate zur erwünschten chemischen Reaktion animiert. Die
Produkte dieser Reaktion verbinden sich daraufhin zu einem Material,
dessen Druckfestigkeit jener von gebranntem, herkömmlichen Zement
entspricht.

Klimagas in Beton gebannt

Geradezu genial wirkt zudem die Möglichkeit, Kohlendioxid im Beton zu
binden, statt es frei werden zu lassen. Ein CO2-negativer Beton wäre
ein wahrer Klimafreund. Empa-Forscher arbeiten beispielsweise an einem
Magnesium-basierten Zement, der die Grundlage für diesen Öko-Beton
liefern soll. Ressourcen für den Rohstoff bieten sich in Regionen, in
denen magnesiumhaltiges Olivin im Boden vorkommt. Das Mineral findet
sich vor allem tief im Erdmantel. Wird es aber durch vulkanische
Aktivität an die Erdoberfläche transportiert, etwa in Skandinavien,
lässt es sich abbauen. Bei der Zementherstellung aus Olivin wird dem
rohen Magnesiumsilikat dann Kohlendioxid zugeführt. Und da in einem
weiteren Verarbeitungsschritt nur ein Teil des Materials gebrannt
wird, entsteht beim Brennen des Zements weniger CO2 als vorher
verbraucht wurde. Das Ergebnis trägt zwar bereits einen eingängigen
Namen («MOMS», Magnesium Oxide derived from Silicates), seine
Eigenschaften sind jedoch noch weitgehend unerforscht.

Wachsende Vielfalt

Damit aber solche Ansätze nicht als Nischenprodukte enden, sondern
industriell und kosteneffizient produzierbar sind, müssen Analysen
zeigen, dass Öko-Zement die gleichen Anforderungen erfüllt wie
herkömmliche Produkte. Bei vielen alternativen Zementarten fehlen
derzeit noch die Rezepte, in welchen Mengen neue Bestandteile
zugemischt oder Herstellungsverfahren abgewandelt werden können, ohne
die begehrten Eigenschaften des traditionellen Zements aufs Spiel zu
setzen. Denn solange sich die mindestens gleichwertige
Leistungsfähigkeit von Öko-Zement nicht zweifelsfrei aufzeigen lässt,
bleibt der klassische Portland-Zement, der günstige und bestens
charakterisierte Baustoff, weiterhin das für die Bauingenieure
massgebliche Material.

Und so analysieren die Zementforscher an der Empa derzeit chemische
Mischungsverhältnisse und Konformitätskriterien wie Festigkeit und
Dauerhaftigkeit neuer Zementarten und bereiten damit den Weg zu
normgerechten Zulassungen. Dazu gehören Untersuchungen im Kleinen wie
im Gigantischen. Neben chemischen Untersuchungen, mikroskopischen
Analysen und thermodynamischen Modellierungen, mit denen die
Reaktionen im Inneren des Zements erforscht werden, wird auch die
Belastbarkeit grosser Bauteile aus verschiedenen Zementarten
verglichen. «Industrielle Prozesse müssen noch optimiert werden, da
sie in vielen Fällen noch zu teuer sind», so Winnefeld. Klar sei aber
bereits, dass sich mit alternativen Zementarten Beton mit einer
vergleichbaren oder sogar besseren Dauerhaftigkeit herstellen lasse.

Eine Entwicklung zeichnet sich jedenfalls schon jetzt ab: Die Vielfalt
der Zement- und Betonprodukte wird künftig zunehmen. Für die
Baustoffproduzenten bringt diese Vielfalt erhöhte Anforderungen mit
sich. Zudem, so ist sich Winnefeld sicher, würden bei der Nutzung von
Sekundärrohstoffen lokale Lösungen attraktiver, wenn Transportwege
entfallen, weil beispielsweise passende Industrierückstände in der
Nähe eines Zementwerks anfallen.

Anfang Texteinschub

Zement und Beton


Die Betonproduktion ist global für etwa 6 Prozent, in der Schweiz
sogar für 9 Prozent der menschgemachten CO2-Emissionen verantwortlich.
Im Heimwerkerbereich wird Beton anhand einfacher Faustformeln
gemischt. So ergeben 300 Kilogramm Zement, 180 Liter Wasser sowie 1890
Kilogramm Gesteinskörnung einen Kubikmeter Beton. Der CO2-Ausstoss des
Betons stammt grösstenteils vom Zementanteil: Zement muss bei 1450
Grad gebrannt werden, dabei löst sich mineralisch gebundenes CO2 aus
dem Kalkstein. Weltweit werden jährlich 2,8 Milliarden Tonnen Zement
hergestellt.

Ende Texteinschub




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/a-recipe-for-eco-concrete

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news748893

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 04.06.2020
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VERBAND/053: Corona-Paket befördert nachhaltige Mobilität (BEE)


Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesverbands Erneuerbare Energie
e.V. und des Bundesverbands Solare Mobilität e.V. - 5. Juni 2020

Corona-Paket befördert nachhaltige Mobilität



Berlin, 05.06.2020: Der Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE)
und sein Mitgliedsverband Bundesverband Solare Mobilität (BSM)
begrüßen die im Konjunkturpaket der Bundesregierung vorgeschlagenen
Maßnahmen im Mobilitätssektor.

"Die geplanten Instrumente im Verkehrssektor gehen in die richtige
Richtung. Statt den Autokauf ohne ökologische Lenkungswirkung mit
einer allgemeinen Kaufprämie anzuheizen, setzt das Programm auf
saubere Antriebe, öffentlichen Verkehr und nachhaltige Infrastruktur.
Für emissionsärmere bzw. emissionsfreien Fahrzeuge werden mit der
Reform der Kfz-Steuer und der Innovationsprämie neue Anreize gesetzt,
zudem Innovationen bei Zulieferern gefördert,
Flottenaustauschprogramme aufgelegt und die Ladeinfrastruktur für
Elektroautos ebenso vorangebracht wie die Batteriezellfertigung und
Wasserstoffproduktion. Diese Maßnahmen im Kontext mit der Stärkung des
Öffentlichen Verkehrs verstehen wir als Auftakt für einen
Paradigmenwechsel in der Verkehrspolitik, der jetzt in eine umfassende
Mobilitätsstrategie für Klimaschutz, neue Infrastruktur und
zukunftssichere Arbeitsplätze fließen sollte", so Dr. Simone Peter,
Präsidentin des BEE zum Paket.

"Durch das geplante Paket werden nun endlich lange diskutierte
Projekte als geeignete Wirtschaftshilfen in Richtung einer
nachhaltigen Entwicklung nach Corona umgesetzt. Erfreulich auch, dass
keine fossilen Verbrenner-Fahrzeuge gefördert werden, sondern künftig
eine verdoppelte Kaufprämie für batterie-elektrische Fahrzeuge gewährt
wird. Jetzt muss der Fokus noch stärker auf den Ausbau einer
klimafreundlichen Infrastruktur gelegt werden, und damit nicht nur auf
Ladesäulen, sondern insbesondere auch auf den öffentlichen Verkehr und
den regionalen Zweiradverkehr. Dies ist langfristig nachhaltiger und
auch hilfreich in der Bewältigung der Klimakrise, die durch Corona als
Bedrohung nichts verloren hat. Grundsätzliches Ziel ist, die nun zur
Verfügung stehenden Mittel in eine nachhaltige und langfristig
CO2-freie Mobilität zu investieren. Eine solche Gelegenheit und
vergleichbare Summen werden in der nächsten Zeit erstmal nicht mehr
zur Verfügung stehen. Diese Chance gilt es nun zu nutzen," resümiert
der BSM-Vorsitzende Thomic Ruschmeyer.

Die Bundesregierung erfülle mit dem Paket zahlreiche Erwartungen, die
der BEE zuletzt noch einmal in einem Positionspapier zum
Konjunktur-Paket zusammengefasst hat. Damit saubere Kraftstoffe für
die Mobilität der Zukunft ausreichend zur Verfügung stünden, müsse der
Ausbau der Erneuerbaren Energien deutlich beschleunigt und die
Energiewende mit der Verkehrswende im Rahmen der Sektorenkopplung noch
stärker verknüpft werden, fordern Peter und Ruschmeyer abschließend.



Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 55 Verbänden und Unternehmen aus
den Branchen der Wind-, Bio- und Solarenergie sowie der Geothermie und
Wasserkraft. Wir vertreten auf diese Weise 30.000 Einzelmitglieder,
darunter mehr als 5.000 Unternehmen, 316.000 Arbeitsplätze und mehr
als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

Der Bundesverband Solare Mobilität (BSM) setzt sich seit 1989 für
nachhaltige Mobilität ein. Gegründet wurde der BSM von Pionieren, die
in der Elektromobilität bereits in seinen Anfängen eine überlegene
Technologie sahen. Der elektrische Antrieb ist effizient und
umweltfreundlich, betrieben mit Strom aus erneuerbaren Energien sogar
nahezu frei von schädlichen Emissionen. Bis heute sieht sich der BSM
dem Ziel verpflichtet, Lösungen für eine zukunftsfähige Mobilität
anzubieten. Dazu gehören neben umweltfreundlichen Antriebstechnologien
auch intelligente Verkehrskonzepte mit multimodalen Angeboten.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 05.06.2020

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

eMail presse@bee-ev.de, www.bee-ev.de

Tel: 030/2758170-16, Fax: 030/2758170-20

Bundesverband Solare Mobilität e.V.

EUREF-Campus 16, 10829 Berlin-Mitte

Tel: 030/326 629-99, Fax: 030/326 629-97

eMail berlin@bsm-ev.de, www.bsm-ev.de
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LANDWIRTSCHAFT/134: Nachhaltiges Palmöl? Wie Umweltschutz und Armutsbekämpfung vereinbart werden können (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 19.05.2020

Nachhaltiges Palmöl? 

Wie Umweltschutz und Armutsbekämpfung vereinbart werden können -
Studie der Universität Göttingen



Palmöl wird oft vor allem mit der Abholzung tropischer Regenwälder
in Verbindung gebracht. Das ist aber nur die eine Seite der Medaille,
wie Agrarwissenschaftler der Universität Göttingen und der IPB
University Bogor (Indonesien) in einer neuen Studie zeigen. Die starke
Ausdehnung des Ölpalmenanbaus hat gerade in Asien auch deutlich zum
wirtschaftlichen Wachstum und zur Armutsbekämpfung beigetragen. Die
Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Annual Review of Resource
Economics erschienen.




[image: Foto: © K.T. Sibhatu]

Rund die Hälfte des weltweit verwendeten Palmöls wird von Kleinbauern
produziert. Transport der geernteten Ölpalmenfrüchte zu einer
Sammelstelle in Indonesien.

Foto: © K.T. Sibhatu



(pug) Für die Studie werteten die Wissenschaftler Forschungsergebnisse
zu den ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Effekten des
Ölpalmenanbaus in Afrika, Asien und Lateinamerika aus. Die Ergebnisse
aus der internationalen Literatur kombinierten sie mit eigenen Daten
aus Indonesien, die sie seit 2012 im Rahmen eines interdisziplinären
deutsch-indonesischen Sonderforschungsbereichs (SFB 990) erhoben
haben. Indonesien ist weltweit der größte Produzent und Exporteur von
Palmöl. Ein Großteil des dort produzierten Palmöls wird auch nach
Europa exportiert und in der Nahrungs-, Kosmetik- und
Biokraftstoffindustrie verwendet.

Die Forschungsdaten zeigen, dass die Palmölproduktion in einigen
Regionen der Welt - vor allem in Indonesien und Malaysia - erheblich
zur Abholzung von Regenwäldern und zum Verlust von Artenvielfalt
beiträgt. Durch die Rodung kommt es zudem zu hohen CO2-Emissionen und
anderen ökologischen Problemen. "Deswegen die Produktion oder den
Handel mit Palmöl zu verbieten, wäre aber keine nachhaltige Lösung",
sagt Prof. Dr. Matin Qaim, Agrarökonom an der Universität Göttingen
und Erstautor der Studie. "Denn die Ölpalme produziert pro Hektar
Fläche mehr als dreimal so viel Öl wie etwa Soja, Raps oder
Sonnenblumen. Wollte man Palmöl komplett durch andere Pflanzenöle
ersetzen, bräuchte man also deutlich mehr Fläche und müsste
zusätzliche Wälder und Naturräume in Ackerland umwandeln."

Palmöl zu verbieten, hätte auch negative wirtschaftliche und soziale
Effekte in den produzierenden Ländern. "Oft wird angenommen, dass
Ölpalmen nur auf industriellen Plantagen angebaut werden", sagt Qaim.
"In Wirklichkeit wird aber rund die Hälfte des Palmöls weltweit von
Kleinbauern produziert. Unsere Daten zeigen, dass der Ölpalmenanbau
die Einkommen der Kleinbauern deutlich steigert und auch zu mehr
Beschäftigung und höheren Löhnen für Landarbeiterfamilien führt.
Obwohl es in einigen Regionen auch zu Konflikten über Landrechte
kommt, hat der Ölpalmenboom die ländliche Armut in Indonesien und
anderen Anbauländern insgesamt deutlich reduziert", so Qaim.

"Ziel muss es sein, die Palmölproduktion umwelt- und klimafreundlicher
zu gestalten", sagt Prof. Dr. Ingo Grass, Agrarökologe an der
Universität Hohenheim, der ebenfalls an der Studie beteiligt ist.
"Hohe Erträge auf den bereits genutzten Flächen sind wichtig, um die
noch verbleibenden Regenwälder zu schonen. Zum Teil können auch
Mosaiklandschaften, wo Ölpalmen mit Waldstreifen und anderen Natur-
und Kulturpflanzen kombiniert werden, zum Erhalt von Biodiversität und
Ökosystemfunktionen beitragen", fügt Grass hinzu.

Nachhaltigere Produktionssysteme zu entwickeln und umzusetzen, ist
eine Herausforderung, bei der Forschung und Politik gleichermaßen
gefragt sind, schlussfolgern die Autoren. Klare und faire Landrechte
und Zugang von Kleinbauern zu Beratung, Kredit und moderner
Technologie sind wichtige Voraussetzungen. Auch Verbraucherinnen und
Verbraucher können ihren Beitrag leisten, indem sie Lebensmittel,
Kosmetika und Kraftstoffe, die alle Pflanzenöle enthalten, bewusster
konsumieren und Verschwendung vermeiden, so die Autoren.

Originalpublikation:

Qaim, M., Sibhatu, K.T., Siregar, H., Grass, I. (2020). Environmental,
Economic, and Social Consequences of the Oil Palm Boom. Annual Review
of Resource Economics 12, 

https://doi.org/10.1146/annurev-resource-110119-024922

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news747670

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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MEER/372: 8. Juni, Welt-Ozean-Tag - Mit Innovation und Geschwindigkeitsreduktion zu einer nachhaltigeren Schifffahrt (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 3. Juni 2020

8. Juni: Welt-Ozean-Tag - Mit Innovation und
Geschwindigkeitsreduktion zu einer nachhaltigeren Schifffahrt



Wädenswil, 3. Juni 2020. Die Vereinten Nationen begehen jeweils am 8.
Juni den "World Oceans Day". Die internationale
Meeresschutzorganisation OceanCare nimmt den Welttag der Ozeane und
dessen diesjährigen Schwerpunkt "Innovation für nachhaltige Meere" zum
Anlass, anhand des internationalen, interdisziplinären Projekts "SAvE
Whales" auf das Potential technischer Innovation hinzuweisen. SAvE
Whales ist ein Hightech-Projekt zum Schutz der letzten Pottwale des
östlichen Mittelmeers vor Kollisionen mit Schiffen. Gleichzeitig
betont die Organisation, dass innovative Technologien und Forschung
allein nicht genügen, um die Meere als funktionierende und gesunde
Ökosysteme zu erhalten. Es braucht die Anstrengungen aller: von
UNO-Gremien, Regierungen, Wissenschaft, NGOs, Privatwirtschaft, bis
hin zu jedem Einzelnen.

Mehr als 80% des globalen Güterverkehrs führen über Wasserwege. Die
Zukunft der Meere ist mit der Zukunft des maritimen Transportwesens
eng verknüpft. Für die kommenden fünf Jahre rechnet die UNO mit einem
weiteren jährlichen Wachstum von 3,4% für den Weltseeverkehr. Dabei
haben die 174 Mitgliedstaaten der Internationalen
Seeschifffahrtsorganisation (IMO) beschlossen, die CO2-Emissionen bis
zum Jahr 2050 um mindestens 50% gegenüber dem Jahr 2008 zu senken.
Nach dem aktuellen Trend werden die Treibhausgasemissionen des
Schifffahrtssektors und sein Anteil an den globalen Emissionen aber
weiter ansteigen. Seit 1990 nahm der CO2-Ausstoss dieses Sektors um
70% zu, und bis 2050 wird er, je nach Umsetzung oder Ausbleiben von
Massnahmen, um 50 bis 250% steigen und bis zu prognostizierten 17% des
weltweiten Gesamtausstosses ausmachen.

Der ökologische Fussabdruck der Schifffahrt ist aber auch gemessen an
anderen Parametern bedenklich. So verursacht sie einen hohen Ausstoss
an umwelt- und gesundheitsschädlichen Schwefelgasen (13% des
weltweiten Ausstosses) und Stickoxiden (15% des weltweiten
Ausstosses), sowie von Schallemissionen, die eine erhebliche Belastung
und Bedrohung mariner Arten darstellen. Gleichzeitig führen stark
befahrene Schifffahrtsstrassen durch wichtige Lebensräume seltener und
stark gefährdeter Meeressäugerarten, wodurch es häufig zu Kollisionen
kommt, die für Wale meist tödlich enden.

Zu diesen Regionen zählen u.a. der Lebensraum der letzten Nördlichen
Glattwale an der Ostküste der USA, die Gewässer im Süden Sri Lankas
(Blauwale), das westliche Mittelmeer (Finnwale und Pottwale), sowie
der Hellenische Graben südlich von Kreta, wo die letzten 200 Pottwale
des östlichen Mittelmeers leben.

Mit Experten verschiedener europäischer Forschungsinstitute startete
OceanCare im Sommer 2019 das interdisziplinäre Innovationsprojekt
"SAvE Whales". "SAvE Whales" steht für "System for the Avoidance of
ship-strikes with Endangered Whales". Dieses Wal-Warnsystem unter
Leitung von Pottwalexperte Dr. Alexandros Frantzis, kann mittels Bojen
erstmals auch grosse Zahnwale - Pottwale und Schnabelwale - anhand
ihrer Rufe lokalisieren und die Daten in Echtzeit einem Server
übermitteln. Über einen speziellen Funkkanal können Küstenwache und
Schiffskapitäne rechtzeitig gewarnt werden, um eine tödliche Kollision
mit Pottwalen zu vermeiden.

Eine erste Testserie war erfolgreich und trotz Einschränkungen
aufgrund der COVID-19-Pandemie ist das Projekt auf Kurs. Die
solarbetriebenen High-Tech-Bojen sowie die Software zur
Datenübertragung werden im Sommer 2020 für einige Wochen erstmals in
ihrer Gesamtheit auf ihre Funktionalität im offenen Meer getestet.

Die Projektpartner sind zuversichtlich, dass die Innovationsleistung
replizierbar und ein wichtiges Instrument im Tier- und Artenschutz
ist. Das Warnsystem kann grundsätzlich auch in anderen Lebensräumen
von Zahnwalen eingesetzt werden - beispielsweise vor den Balearen.
OceanCare weist aber auch darauf hin, dass technische Innovation
allein nicht genügt. Die Reduktion der Fahrtgeschwindigkeit,
insbesondere von Frachtschiffen, ist eine essentielle, längst
überfällige Massnahme, die zahlreiche positive Auswirkungen hat:
Bereits eine Temporeduktion um 10% würde die Lärmbelastung um 40%
reduzieren, 13% der CO2-Emissionen einsparen und das Kollisionsrisiko
mit Walen oder Meeresschildkröten um rund 50% senken.

«Temporeduktion in der Transportschifffahrt ist eine Win-Win-Situation
für den gesamten Planeten. Es ist nahezu fahrlässig auf eine sofortige
Umsetzung einer solch effizienten Massnahme, zu verzichten», sagt
Nicolas Entrup, Co-Leiter Internationale Zusammenarbeit bei OceanCare.

OceanCare

Seit 1989 setzt sich OceanCare weltweit für die Meeressäuger und
Ozeane ein. Mit Forschungs- und Schutzprojekten,
Umweltbildungskampagnen sowie dem Einsatz in internationalen Gremien
unternimmt die Organisation konkrete Schritte zur Verbesserung der
Lebensbedingungen in den Weltmeeren. Im Juli 2011 erhielt die
Organisation von den Vereinten Nationen den UN-Sonderberaterstatus
zugesprochen.

www.oceancare.org



Weiterführende Links und Informationen:

• Kurzvideo über Unterwasserlärm: https://vimeo.com/67804123

• "Save Moby-Kampagne: https://www.oceancare.org/de/unsere-arbeit/tierschutz/wale/savemoby/

• Video mit Dr. Alexandros Frantzis, Pottwalexperte des Pelagos
Cetacean Research Institute in Griechenland:
https://youtu.be/5e091vRt7-A

• UNO-Webseite zu Weltozeantag: https://unworldoceansday.org/

 * 

Quelle:

Medienmitteilung vom 3. Juni 2020

Herausgeber: Verein OceanCare
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ÖKOSYSTEME/116: Trockene Moore sind Brandbeschleuniger in der borealen Vegetationszone (idw)


Universität Greifswald - 19.05.2020

Trockene
Moore sind Brandbeschleuniger in der borealen Vegetationszone 



Ein internationales Forschungsteam unter der Leitung der kanadischen
McMaster Universität (Hamilton) und Beteiligung der Universität
Greifswald hat Messdaten aus borealen Wäldern und Mooren der ganzen
Welt zusammengetragen, um mehr über den Wasserkreislauf in Ökosystemen
der borealen Vegetationszone zu erfahren. Die Studie gibt Aufschluss
über den Einfluss des Klimawandels auf boreale Wälder und Moore.
Pflanzen aus Wäldern reagieren anders als jene aus Torfmooren auf
ansteigende Temperaturen. Letztere haben kaum Schutzmechanismen gegen
die Austrocknung. Ausgetrocknete Moore erhöhen die Waldbrandgefahr.
Waldbrände wiederum heizen die globale Erwärmung an.

Die Ökosysteme der borealen Vegetationszone auf der nördlichen
Erdhalbkugel zwischen dem 50. und 70. Breitenkreis sind geprägt von
Wäldern, Seen und Mooren. Die Vegetation der borealen Zone ist
größtenteils von ausgedehnten Waldgebieten geprägt. Torfmoore sind
dagegen flächenmäßig weniger bedeutsam, haben jedoch eine wichtige
Schutzfunktion für das gesamte Ökosystem der borealen Zone und das
globale Klima. Intakte Moore sind ein wichtiger Kohlenstoffspeicher
und beeinflussen so die Klimaentwicklung entscheidend. Hinzu kommt,
dass intakte Torfmoore große Mengen an Wasser speichern. Sie dienen
als natürliche Feuerschneisen zwischen einzelnen Waldabschnitten. Die
Studie ermöglicht neue Einblicke in die Folgen der Erderwärmung für
Wald und Moor in der borealen Zone und deren Zusammenspiel angesichts
der veränderten Umweltbedingungen. Prof. Martin Wilmking von der
Universität Greifswald und dem Greifswald Moorzentrum erklärt: "Bisher
war es nicht möglich, einen so umfassenden Blick auf die Dynamik des
Wasserkreislaufs zu werfen. Die aktuelle Studie, an der 59 Forschende
aus Kanada, Russland, den USA, Deutschland und Skandinavien gearbeitet
haben, ermöglicht ein tieferes Verständnis der Ökosystemprozesse der
borealen Zone. Wir wissen nun, dass Wälder und Moorgebiete den
Wasserverlust an die Atmosphäre im sich erwärmenden Klima sehr
unterschiedlich regulieren. Es zeigt sich, wie diese Unterschiede das
Tempo der Erderwärmung beschleunigen."

Aufgrund des Klimawandels steigen die Temperaturen und die Luft wird
wärmer. Wärmere Luft kann mehr Wasser aufnehmen. Nadelbäume - die
Hauptbaumarten der borealen Zone - schützen sich vor einer
Austrocknung, indem sie weniger Wasser durch die Spaltöffnungen an
ihren Nadeln an die Atmosphäre abgeben. Als Folge des eingeschränkten
Stoffaustauschs wachsen die Nadelbäume langsamer. Das wiederum
bedeutet, dass die Bäume weniger Kohlenstoff speichern. Moorvegetation
reagiert ganz anders. Die Pflanzen haben weniger Schutzmechanismen
gegen die Austrocknung und geben weiterhin Wasser an die Umgebung ab.
Die Pflanzen wachsen zwar weiter, sie entziehen den Mooren jedoch
zunehmend Wasser und trocknen mit der Zeit stärker aus. Trockene Moore
geben mehr Kohlenstoff an die Atmosphäre ab, was wiederum die
Erderwärmung verstärkt. Gleichzeitig erhöht sich mit trockener
werdenden Mooren die Waldbrandgefahr. Denn trockenere Torfmoore
bedeuten größere und intensivere Waldbrände. Durch solche Waldbrände
werden hohe Mengen Kohlenstoff in die Atmosphäre freigesetzt, was die
globale Erderwärmung zusätzlich beschleunigt.

"Globale Klimamodelle beruhen derzeit auf der Annahme, dass die
boreale Vegetationszone aus Wald besteht. Boreale Moore werden in den
Berechnungen bisher nicht berücksichtigt. Dies beeinflusst die
Ergebnisse stark. Wenn wir das boreale Klima, die Niederschläge, die
Wasserverfügbarkeit und den gesamten Kohlenstoffkreislauf verstehen
wollen, müssen wir den Einfluss von Torfgebieten berücksichtigen",
sagt Manuel Helbig von der McMaster Universität in Kanada und Leiter
der Studie. Sein kanadischer Kollege Prof. James Michael Waddington
fügt hinzu: "Wenn wir uns ein Bild von der borealen Landschaft in den
nächsten 100 bis 200 Jahren machen wollen, müssen wir auch den
beschleunigten Wasserverlust von Torfgebieten in einem sich
erwärmenden Klima berücksichtigen."

Weitere Informationen

Helbig M., Waddington J.M., Alekseychik P. et al. (2020): Increasing
contribution of peatlands to boreal evapotranspiration in a warming
climate, in: Nature Climate Change.

https://doi.org/10.1038/s41558-020-0763-7



Arbeitsgruppe Landschaftsökologie und Ökosystemdynamik an der
Universität
Greifswald 

www.botanik.uni-greifswald.de/landschaftsoekologie-und-oekosystemdynamik/

Greifswald Moorzentrum www.greifswaldmoor.de/start.html
McMaster Universität www.mcmaster.ca/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747671 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65
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FORSCHUNG/819: Klima-Szenarien nutzbar machen - Online-Plattform für Entscheider startet (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 3. Juni 2020

Klima-Szenarien nutzbar machen: Online-Plattform für Entscheider
startet



Damit Klimaszenarien für Entscheider nutzbar werden, hat ein
internationales Forscherteam eine umfassende interaktive
Online-Plattform entwickelt. Sie ist die erste ihrer Art, die
Werkzeuge zur Nutzung dieser Szenarien - von Klimafolgen bis hin zur
Klimastabilisierung - einer breiteren Öffentlichkeit jenseits der
Wissenschaft zur Verfügung stellt. Die Szenarien helfen Entscheidern
in Politik und Unternehmen, Finanzmärkten und Gesellschaft, die
Bedrohung durch die globale Erwärmung und Möglichkeiten zu ihrer
Begrenzung besser einzuschätzen.

"Klimaszenarien sind mächtige Werkzeuge, die es uns ermöglichen,
mögliche Zukünfte zu erforschen und zu untersuchen, wie diese durch
unser gemeinsames Handeln verändert werden - deshalb wollen wir alle
Arten von Entscheidern in die Lage versetzen, die Szenarien auch
tatsächlich selbst zu nutzen", sagt Elmar Kriegler vom
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK), der das
SENSES-Konsortium leitet, welches die Online-Plattform gemeinsam
entwickelt hat. "Die Wissenschaft verwendet seit vielen Jahren
Klimaszenarien auf der Grundlage von Computersimulationen, doch die
sind zugegebenermaßen eine etwas komplizierte Sache, und die
Ergebnisse der Analysen sind in allzu vielen wissenschaftlichen
Publikationen verstreut. Wir wollen nun einen neuen Weg des Zugangs zu
diesen Szenarien anbieten - damit die Menschen selbst sehen können,
was bei der Klimastabilisierung auf dem Spiel steht, und ihre
Entscheidungen auf die besten verfügbaren Informationen stützen
können."

Von 2°C bis zum Kohleausstieg, von Sonnenenergie bis Biomasse:
jede Menge Möglichkeiten

Ein Finanzexperte, der zum Beispiel das Risiko von verlorenen
Investitionen in fossile Industrien bewerten möchte, könnte sich dafür
interessieren, wie schnell die globalen Treibhausgasemissionen
reduziert werden müssen, um die Erwärmung unter der international
vereinbarten Grenze von 1,5-2°C zu halten. Der Benutzer kann sich das
Lernmodul zur "Emissionslücke" auf der SENSES-Plattform ansehen, das
grundlegende Informationen sowie Grafiken und Weblinks zur Literatur
enthält.

Für mehr Einzelheiten kann der Benutzer ein, wie die Forscher es
nennen, "Guided Exploration Module" (GEM) nutzen. "Die GEMs bieten
gleichsam eine weiche Landung in den harten Daten und ermöglichen es
den Benutzern, selbst Szenarien zu analysieren", erklärt die
Projektkoordinatorin Cornelia Auer, ebenfalls vom PIK. "Sie können
robuste Trends verstehen, wie etwa den Ausstieg aus der Kohle oder die
Umstellung der Stromerzeugung auf klimaneutrale Technologien, aber
auch Variationen in den Szenarien, wie zum Beispiel die Entscheidung
für unterschiedliche Technologien - etwa das Herausholen von CO2 aus
der Atmosphäre."

Für diejenigen, die noch tiefer einsteigen möchten, gibt es einen
"Scenario Finder". Benutzer können durch eine große Anzahl von
Szenarien blättern, die sie nach ihren eigenen Annahmen über die
Zukunft filtern können. Diejenigen, die der Auffassung sind, dass die
Entfernung von Kohlenstoff aus der Atmosphäre in der Zukunft
wahrscheinlich nicht funktionieren wird, können Szenarien mit einer
geringeren Menge an Bioenergie mit Kohlenstoffabscheidung und
-speicherung (BECCS) aussortieren. Und diejenigen, die einen niedrigen
Energieverbrauch und ein Szenario weit unter 2°C wünschen, können nach
diesen Merkmalen filtern.

"Abschätzung potenzieller Risiken für das Finanzsystem"

Philipp Haenle, Ökonom in der Abteilung Finanzstabilität der Deutschen
Bundesbank, kommentiert: "Klima-Risiken für die Finanzmärkte erhalten
immer mehr Aufmerksamkeit. Klimaszenarien können helfen, diese Risiken
besser zu verstehen. Für einen Finanz-Ökonomen ist es jedoch eine sehr
komplexe Aufgabe, sich mit den von Naturwissenschaftlern entworfenen
Szenarien vertraut zu machen und sie für Finanzanalysen zu nutzen.
SENSES ist daher ein sehr zukunftsträchtiges Werkzeug, da es helfen
kann, die zugrundeliegenden Klimaszenarien zu verstehen und sie für
die Beurteilung möglicher Risiken für das Finanzsystem zu nutzen. Die
Plattform bietet dabei auch Unterstützung für die Entscheidung, welche
Szenarien für spezifische Fragestellungen am besten geeignet sind."
Haenle war am Co-Design der SENSES-Plattform durch Wissenschaft und
Entscheider aus anderen Bereichen beteiligt (die Stellungnahme stellt
eine persönliche Meinung dar und gibt nicht unbedingt die Ansichten
der Deutschen Bundesbank oder ihrer Mitarbeiter wieder).

Die Plattform ist für die Nutzung durch Entscheider und Experten
konzipiert, ist aber für alle Interessierten frei zugänglich. "Es geht
hier wirklich um offene Wissenschaft", sagt Kriegler. "Lösungen zur
Bewältigung der Klimaproblematik zu finden, ist etwas, das wir nur
gemeinsam tun können. Es ist ein Prozess, der viele verschiedene
Stimmen und Perspektiven einbeziehen muss. Ein wichtiges Element dabei
ist, dass Akteure in die Lage versetzt werden, Klimaszenarien aus der
Wissenschaft zu nutzen." Es ist eine neue Form von Klima-Services.

"Wir bieten den Nutzern eine Menge Wenn-Dann. Das mag ein bisschen
mühsam erscheinen, aber es ist das, was wir für notwendig halten", so
Kriegler abschließend. "Die Grundidee von Klimaszenarien ist, dass es
mehr als ein Ziel gibt, und dass es viele Wege zu diesen Zielen gibt.
Die Wahl zwischen den Optionen hängt von den Präferenzen ab. Doch
Entscheidungen sind nicht willkürlich, man muss sich der Konsequenzen
bewusst sein. Wissenschaftlich fundierte Szenarien liefern diese Art
relevanter Informationen über die Risiken."



Das SENSES-Projekt (climate change ScENario ServicES) ist Teil des
offiziellen Europäischen Forschungsraums für Klimadienstleistungen,
der von nationalen Ministerien und der EU unterstützt wird. Es ist ein
Gemeinschaftsprojekt des PIK, der Fachhochschule Potsdam, des
International Institute for Applied Systems Analysis (IIASA), der
Universität Wageningen (WUR) und des Umweltinstituts Stockholm (SEI):

Volker Krey, Vize-Direktor des Energieprogramms am Internationalen
Institut für angewandte Systemanalyse (IIASA), ein Hauptpartner des
Projekts: "Das SENSES-Projekt war eine neue Erfahrung für uns und hat
die Kommunikation von Erkenntnissen aus der Szenarienforschung zum
Klimawandel und die Bereitstellung damit verbundener Dienstleistungen
auf eine neue Ebene gehoben. Das Konsortium vereint ein breites
Spektrum an Fachwissen von der Klimawandelforschung bis hin zu
partizipativen Prozessen und Design, was ein Schlüsselelement für die
Entwicklung des SENSES-Toolkits war. Am IIASA konzentrierten wir uns
darauf, wissenschaftliche Erkenntnisse über die Eindämmung des
Klimawandels und den Datenzugang über die Infrastruktur des Scenario
Explorers bereit zu stellen."

Boris Müller vom Urban Complexity Lab der Fachhochschule Potsdam, ein
weiterer wichtiger Partner: "Während des gesamten SENSES-Projekts
haben wir eng mit Interessenvertretern aus Politik, Wirtschaft oder
Finanzwelt zusammengearbeitet - wir haben eine Reihe von Co-Design-
Workshops durchgeführt, die uns geholfen haben, die Nachfrage nach
Klimawandel-Szenarien in den jeweiligen Bereichen zu verstehen. Dieser
Prozess hat es uns ermöglicht, ein modulares und nutzerzentriertes
Designkonzept für das SENSES-Toolkit zu erstellen. Die Verwendung von
Datenvisualisierungen, die abstrakte Datensätze in aufschlussreiche
Bilder verwandeln, ist eine wesentlicher Ansatz, um den Anforderungen
unserer Stakeholder gerecht zu werden."

Henrik Carlsen, Senior Research Fellow, Stockholm Environment
Institute (SEI), ein Hauptpartner von SENSES: "Szenarien des
Klimawandels können auf verschiedenen geographischen Ebenen - global,
regional und lokal - als entscheidungsunterstützende Instrumente
eingesetzt werden. Je weiter man die Ebene hinuntergeht, desto mehr
rücken Klimafolgen und Anpassung in den Mittelpunkt. Der Hauptbeitrag
des SEI zum SENSES-Projekt bestand darin, Wissen und Kapazitäten
aufzubauen, wie solche regionalen und lokalen Szenarien zusammen mit
Interessenvertretern in partizipativen Prozessen konstruiert werden
können. Wir haben uns darauf konzentriert, Szenarien über geografische
Skalen hinweg zu verknüpfen, so dass regionale und lokale Prozesse
globale Szenarien als 'Randbedingungen' plausibler Zukünfte nutzen
können, sowohl im Hinblick auf den Klimawandel, aber ebenso auch im
Hinblick auf den sozioökonomischen Wandel."

Kasper Kok, Simona Pedde und Lotte de Jong von der Universität
Wageningen, wichtige Partner des Projekts: "Wir haben eng mit
Interessenvertretern der Overijsselse Vecht mit Interviews und
interaktiven Workshops zusammengearbeitet, um ihr Wissen und ihre
Bedarfe mit wissenschaftlichen Erkenntnissen aus globalen Szenarien
und Techniken zur Visualisierung von Szenarien zu verknüpfen. Unsere
regionale Expertise im Konsortium ergänzt die globalen Szenarioteams.
Zusammen mit dem SEI haben wir eine innovative Art und Weise zur
Übersetzung globaler Klimaszenarien für regionale Nutzer entwickelt,
zu denen regionale politische Entscheidungsträger, Wasserbehörden,
Landschaftsplaner mit Anpassungsstrategien gehörten. Aspekte, mit
denen wir uns beschäftigt haben: Wie können wir mit szenarioabhängigen
Ereignissen mit hohen Auswirkungen, so genannten "Wildcards", umgehen?
Wie können Minderungsszenarien kurz- und langfristig in lokale
Anpassungspläne einfließen? Die wichtigsten Bestandteile sind Produkte
in Form einer Datenbank sowie Leitlinien zur Entwicklung von Szenarien
für ein breites Spektrum von politischen Entscheidern, Planern,
Wissenschaftlern und anderen Praktikern, die an der Entwicklung und
Nutzung von Szenarien interessiert sind."

Weblink zur SENSES-Plattform:

https://www.climatescenarios.org/

Weblink zur Website des SENSES-Projekts:

http://senses-project.org/

Wer wir sind: Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
ist eines der weltweit führenden Institute in der Forschung zu
globalem Wandel, Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 03.06.2020

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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MELDUNG/186: Der Kühlgrenztemperatur-Effekt ist da ... viel zu früh (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Kühlgrenztemperatur-Effekt ist da ... viel zu früh

Von Robert Hunziker, 4. Juni 2020



Der menschliche Körper hat Grenzen. Wenn Temperatur und
Feuchtigkeit hoch genug sind, wird selbst ein gesunder Mensch, der im
Schatten sitzt und reichlich Wasser zu trinken hat, schwer leiden oder
sehr wahrscheinlich sterben. Es ist der Kühlgrenztemperatur-Effekt [1]
(Wet-Bulb Temperature Effect).

Es gibt eine Obergrenze für die Fähigkeit des Menschen, sich an
übermäßige globale Hitze anzupassen, wenn sie mit übermäßiger
Luftfeuchtigkeit kombiniert ist. Diese Grenze wird als
Kühlgrenztemperatur bezeichnet. Eine Schwelle wird erreicht, wenn die
Lufttemperatur über 35° Celsius steigt und die Luftfeuchtigkeit über
90% liegt. Höhere Temperaturen erfordern weniger Luftfeuchtigkeit, so
dass, wenn die Lufttemperatur auf 38° Celsius steht, die
Wet-Bulb-Überlebensschwelle bereits bei 85% Luftfeuchtigkeit erreicht
wird. Menschen werden über diese Schwelle hinaus nicht überleben.
Dabei zeigt neue Forschung, dass diese Schwelle auf der ganzen Welt
viel früher erreicht wird, als bisher vorhergesagt wurde.

Frühere Klimamodelle sagten voraus, dass
Kühlgrenztemperatur-Schwellenwerte Ende dieses Jahrhunderts
weitverbreitet sein würden. Leider wartet die globale Erwärmung jedoch
nicht auf das letzte Quartal dieses Jahrhunderts. Die Wet-Bulb-Gefahr
ist dem Zeitplan bereits weit voraus (Quelle: Colin Raymond, et al,
The Emergence of Heat and Humidity Too Severe for Human Tolerance,
Science Advances, Vol. 6, nein. 19. Mai, 8. Mai 2020).

Des Weiteren hat die Gesellschaft bereits frühe Warnungen vor den
schrecklichen Folgen der "Wet-Bulb Temperature" erlebt, welche vor
mehr als einem Jahrzehnt auftrat: Tausende von Menschen starben in
Europa (2003 mit 70.000 Toten -Quelle: Nature, 17. Mai 2010) und in
Russland (2010 mit 10.860 Toten -Quelle: Epidemiologie, 25. Mai
2014), als die WBT bei über 28°C Zehntausenden von Menschen das Leben
kostete. Leider kamen 80.860 Europäer und Russen durch zu viel Hitze
und zu viel Feuchtigkeit ums Leben. Ein tödlicher Mix, der durch die
globale Hitze entstanden ist und durch die übermäßigen Treibhausgase
aus fossilen Brennstoffen in der Atmosphäre verursacht wurde.

Inzwischen hat die bereits erwähnte Raymond-Studie die Prognose vom
späten 21. Jahrhundert in die Gegenwart korrigiert. Schlechte
Nachrichten und ein sicheres Indiz für die außer Kontrolle geratene
Konzentrationen an atmosphärischem CO2. Es ist unumstritten, dass die
Menschheit den Kühlgrenztemperatur-Effekt beschleunigt.

Das größte Risiko besteht natürlich darin, dass extreme Hitzewellen,
die zuvor alle 25 Jahre einmal aufgetreten sind, nun zu jährlichen
Ereignissen werden, mit Temperaturen nahe oder oberhalb der
Wet-Bulb-Schwelle, die für mehrere Wochen im Jahr anhalten. Dies
wiederum wird zu Massenhungersnöten und -migration führen.

Die Raymond-Studie fand heraus, dass weit über menschlich verträgliche
Feuchtigkeits-Wärme-Bedingungen über einen Zeitraum von ein bis zwei
Stunden vermehrt in Südasien, an der Nahost-Küste und an der Südküste
von Nordamerika vorkommen. Besonders besorgniserregend in der Studie
ist folgende Beobachtung: "Steile und statistisch signifikante
Aufwärtstrends in der extremen TW-Frequenz (Überschreitungen von 27°,
29°, 31° und 33°C) und Größe machen sich weltweit bei Wetterstationen
bemerkbar."

Zum Beispiel lagen Wet-Bulb-Temperaturen, die über und in der Nähe des
Persischen Golfs gemessen wurden, bei oder über dem Wert, den Menschen
überleben können, wenn sie den Temperaturen auch nur für wenige
Stunden ausgesetzt sind. Darüber hinaus fand die Raymond-Studie in
Bezug auf den Nahen Osten zuverlässige Beweise dafür, dass solche
Messungen in Pakistan, Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen
Emiraten bereits stattgefunden haben.

So identifiziert die Studie nicht nur aktuelle Wet-Bulb Probleme in
Südasien, der Nahost-Küste, und entlang der südlichen Küste
Nordamerikas, sondern der globale Trend ist "steil und signifikant."
Dies ist ein Grund zur Besorgnis, der auf einen starken negativen
Klimawandel/globale Hitze hindeutet, die den gesamten Planeten
bedroht. Wie in der Studie festgestellt, ist der globale Trend "steil
und deutlich aufwärts." Das sind schlechte Nachrichten, Punkt.

Darüber hinaus berichtet die Raymond-Studie: "(1) Unsere Ergebnisse
unterstreichen damit die ernste Herausforderung der feuchten Hitze,
die intensiver und immer schlimmer wird, als bisher berichtet ...
(2) Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass gemeldete Vorkommen von
extremer TW an Wetterstationen und in Reanalyse-Daten in den letzten
vier Jahrzehnten rapide zugenommen haben und dass Teile der Subtropen
sehr nahe an der 35°C Überlebensgrenze liegen, die wahrscheinlich
bereits über Meer und Land erreicht wurde. ... (3) Unsere Untersuchung
der Klimadadaten aus Wetterstationen enthüllt eine Vielzahl globaler
TW-Überschreitungen von 31° und 33°C und zwei Stationen haben bereits
mehrere tägliche TW-Höchstwerte über 35°C gemeldet. Diese Zustände,
die sich der anhaltenden menschlichen physiologischen Toleranz nähern
oder darüber hinausgehen, sind in Südasien, an der Nahost-Küste und
der südlichen Küste Nordamerikas konzentriert ..."

Um den Ausbruch globaler tödlicher Wet-Bulb-Temperaturen einzudämmen,
müssen die CO2-Emissionen laut Wissenschaftlern so schnell wie möglich
drastisch reduziert werden.

Dennoch nehmen die CO2-Emissionen zu, angesichts des Klimaabkommens
von Paris 2015, das eine Reduktion von den Nationen der Welt fordert.
Die Fakten zeigen eindeutig, dass die Eindämmung nicht funktioniert.

Als Beispiel: Mauna Loa Observatorium, Hawaii, CO2-Werte: 7. Mai 2020
416,41 versus 414,24 7. Mai 2019 versus 369,55 im J. 2000. Die
CO2-Werte befinden sich auf einem unerbittlichen Pfad, auf und ab, von
Jahr zu Jahr höher, nie niedriger und bedrohlich beschleunigend, z. B.
haben die jährlichen CO2-Werte in diesem Jahrhundert um 60% von 1,50
ppm im J. 2000 auf derzeit 2,40 ppm zugenommen.

Globale Hitze spielt direkt in die Hände des
Kühlgrenztemperatur-Effekts. Mit der Zeit wird der neue Trend die
Nutzung großer Flächen, die derzeit für Lebensraum und Landwirtschaft
genutzt werden, stark einschränken und sogar unmöglich machen.

Ähnlich wie die Kipppunkte im Klimasystem, die sehr viel näher sind
als Wissenschaftler vorhergesagt haben und zahlreiche, die bereits
ausgelöst wurden, wie der auftauende Permafrost in Sibirien, ist der
plötzliche Vormarsch von Wet-Bulb-Temperaturschwellen eine weitere
maßgebliche Warnung an die Welt, dass etwas schrecklich falsch ist.

Postskriptum: "Bisherige Studien prognostizierten, dass dies in
einigen Jahrzehnten geschehen würde, aber dies zeigt, dass es gerade
jetzt geschieht." (Colin Raymond, leitender Wissenschaftler WBT-Studie
- NASA Jet Propulsion Laboratory)


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Valerie Schwane
Torres aus dem ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkung:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%BChlgrenztemperatur


Link zum englischen Artikel:

https://www.pressenza.com/2020/05/the-wet-bulb-peril-has-arrived-way-too-early/

Der Schattenblick dankt Robert Hunziker für die Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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RECHT/097: Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes sorgt für besseren Schutz der Gewässer vor Belastungen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. Juni 2020

Gewässerschutz

Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes sorgt für besseren Schutz der
Gewässer vor Belastungen



Der Bundesrat hat heute abschließend einer Änderung des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zugestimmt. Bei der Novelle geht es um
landwirtschaftlich genutzte Flächen, die eine Hangneigung von
durchschnittlich mindestens fünf Prozent aufweisen. Wenn diese an ein
Oberflächengewässer angrenzen, müssen sie in einem Bereich von fünf
Metern dauerhaft begrünt sein. Durch diese "Pufferstreifen" wird
verhindert, dass Nährstoffe wie Nitrat oder Phosphat in naheliegende
Fließgewässer oder Seen abgeschwemmt werden. Pufferstreifen sind ein
wirksames Mittel gegen Erosion und die Belastung von
Oberflächengewässern mit Nährstoffen. Mit der Gesetzesnovelle
entsprechen die deutschen Regeln nun den europäischen Standards zum
Gewässerschutz.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Mit den begrünten
Pufferstreifen verbessern wir den Schutz der Gewässer in Deutschland.
Phosphat oder Nitrat aus organischen Düngemitteln gelangen nicht mehr
so leicht in Oberflächengewässer und belasten sie. Die neuen Regeln
wurden mit dem nötigen Augenmaß für die Interessen von Landwirtschaft
und Umwelt getroffen. So können auch Pufferstreifen landwirtschaftlich
genutzt werden, etwa als Weidefläche oder zum Grünfutteranbau. Die
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes ist ein wichtiger Schritt zur
Umsetzung der europäischen Nitrat-Richtlinie."

Anlass für die Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes ist ein
Vertragsverletzungsverfahren der Europäischen Union. Laut einem Urteil
des Europäischen Gerichtshof (EuGH) vom Juni 2018, hat die
Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflichtung zur vollständigen
Umsetzung der europäsichen Nitrat-Richtlinie verstoßen. Der Verstoß
liege darin, dass Deutschland im September 2014 keine weiteren
"zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkte Aktionen" zum Schutz der
Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus der Landwirtschaft
ergriffen habe, obwohl deutlich gewesen sei, dass die bis dahin
ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichten. Dazu gehören insbesondere
auch Maßnahmen an Flächen mit Hangneigung. Nachdem der Bundesrat
bereits die neue Düngeverordnung beschlossen hat, sind die Länder zu
deren Umsetzung in entsprechende Landesverordnungen bis Ende 2020
verpflichtet. Die Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes tritt am Tag
nach der Verkündung in Kraft. Erst mit der vollständigen Umsetzung der
Düngeverordnung und dem Inkrafttreten der Novelle des
Wasserhaushaltsgesetzes wäre das Urteil des EuGH vollständig
umgesetzt.

Weitere Informationen zum Wasserhaushaltsgesetz und zur

Düngeverordnung finden Sie unter 


https://www.bmu.de/WS5426

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 083/20, 05.06.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de
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BILDUNG/240: Zum Welttag der Meere Gewinner*innen des BUND-Malwettbewerbs gekürt (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 5. Juni 2020

Welttag der Meere - Ein Tag für den Meeresschutz



Kiel. Anlässlich des Welttags der Meere kürt der BUND
Schleswig-Holstein die Gewinner*innen des BUND-Malwettbewerbs. Der
Welttag der Meere hat seinen Ursprung im Jahre 1992 und wird seit 2009
von den Vereinten Nationen am 8. Juni begangen. Ein Tag, der uns daran
erinnern soll, wie wichtig die Ozeane für unser Überleben sind. Doch
die Meeresumwelt befindet sich in einem schlechten Zustand. Für diese
Tatsache sollte der Malwettbewerb des Projekts BioMare auf kreative
Art sensibilisieren. Die verschiedenen Problematiken der Nord- und
Ostsee verdeutlicht der BUND Schleswig-Holstein zukünftig auch mit dem
Heft "Die Abenteuer von Jascha und Pia" online und in seinen
Umweltbildungsveranstaltungen.

Der digitale Malwettbewerb zur Illustration des Heftes ist nun
erfolgreich geendet. Der BUND Schleswig-Holstein bedankt sich für die
vielen schönen Einsendungen unter denen die Gewinner*innen ausgewählt
wurden. Die farbenfrohen Siegerbilder können ab sofort online
bewundert werden. Unterstützt wurde der Malwettbewerb mit Preisen von
zahlreichen Partner*innen aus Schleswig-Holstein.

"Wir standen vor der schwierigen Herausforderung, aus den über 150
tollen und inspirierenden Einsendungen 21 Bilder auszuwählen", erzählt
die Autorin der Geschichte, Katja Ruschmeyer. "Der Meeresschutz hat
für uns Nordlichter eine besondere Bedeutung. Das konnten wir anhand
der Kreationen gut nachfühlen. Menschen verschiedener Altersgruppen
konnten uns mit ihrer sprühenden Fantasie und ihrem tiefen Einblick in
die Unterwasserwelt begeistern.", so Ruschmeyer weiter. Die Preise
machen sich jetzt auf den Weg zu den Gewinner*innen. Bei der bunten
Auswahl ist für jede*n was dabei.

Der BUND-Malwettbewerb ist Teil des von der Postcode Lotterie und der
Lighthouse Foundation geförderten Projekts BioMare. Ziel des Projektes
ist es, mit Hilfe von aktiver Wissensvermittlung auf die Sensibilität
und Schönheit unserer heimischen Meere aufmerksam zu machen.

Weitere Informationen zum Projekt, Heft und Wettbewerb finden Sie auf:

 https://www.bund-sh.de/biomare.

Unterstützer*innen:

Ostsee-Info-Center in Eckernförde

Tourismusagentur Lübecker Bucht

Museum für Natur und Umwelt in Lübeck

Zeittor-Museum in Neustadt in Holstein

Aquarium GEOMAR

Hochseilgarten Altenhof bei Eckernförde

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.06.2020

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
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STANDPUNKT/1196: Welttag des Meeres - NABU fordert Kurswechsel für gesunde Meere (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Juni 2020

Welttag des Meeres: NABU fordert Kurswechsel für gesunde Meere

Miller: Naturverträgliche Nutzung und effektive Schutzgebiete müssen
Hand in Hand gehen



Berlin - zum Welttag des Meeres am Montag, den 8. Juni fordert der
NABU, die Meere endlich wirksam zu schützen. "Wir müssen dabei über
die klassischen Schutzinstrumente hinausdenken. Denn die
Herausforderung liegt nicht allein im Schutz einzelner Arten, sondern
vor allem auch in der naturverträglichen Nutzung der Meere," erklärt
dazu NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. Das bekräftigt auch der
kürzlich veröffentlichte BMU-Bericht zur Lage der Natur 2020, der den
Meeren einen viel zu hohen Nutzungsdruck attestiert - durch Fischerei
und Schifffahrt, aber auch durch den Ausbau der Offshore Windenergie.
"Meeresschutz muss auch über einzelne Schutzgebiete hinaus wirksam
sein. Die Politik ist hier in der Pflicht, Nutzung und Verkehr auf dem
Meer so zu gestalten, dass marine Arten und wichtige Lebensräume
geschützt werden und erhalten bleiben - und das ganz unabhängig davon,
ob es sich um ein Schutzgebiet handelt oder nicht. Das ist der
Kurswechsel, den wir für gesunde Meere brauchen. Die Bundesregierung
steht hier in der Verantwortung", so der NABU-Bundesgeschäftsführer
weiter.

Ein alarmierendes Negativbeispiel ist vor diesem Hintergrund die
aktuelle Änderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes, die vergangene
Woche das Bundeskabinett passierte. Die Änderung will bis 2040 eine
Kapazität von 40 GW Offshore Wind erreichen. "Damit soll die Kapazität
für Offshore-Windkraft etwa verfünffacht werden, wissend um massive
ungelöste Naturschutzkonflikte. Wie soll das gehen, wenn unsere Meere
heute schon völlig überlastet sind?," fragt Kim Detloff,
NABU-Meeresschutzexperte. Der eigentlich bis 2020 von der
EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie geforderte 'Gute Umweltzustand'
wird dadurch verfehlt. Ein Drittel der Arten in Nord- und Ostsee steht
auf der Roten Liste, der bereits 1992 in der europäischen
FFH-Richtlinie verabredete 'Günstige Erhaltungszustand' wird in der
Ostsee für alle Lebensraumtypen und Arten verfehlt, in der Nordsee
sieht es kaum besser aus. Dazu Kim Detloff weiter: "Alle Fakten mahnen
uns vor der Zerstörung unserer Meere direkt vor unserer Haustür. Wie
kann es sein, dass diese Alarmzeichen ignoriert werden und die
Naturverträglichkeit von Energiegewinnung, Fischerei und
Schiffsverkehr ausgeblendet wird? Wir müssen damit aufhören unsere
Meere überzustrapazieren, ansonsten verlieren wir nicht nur
schützenswerte Arten, sondern auch unersetzliche Ressourcen und
klimarelevante Ökosystemleistungen." Hoffnung setzt der NABU in die
aktuell laufende Fortschreibung der Meeresraumordnung. In dem vom
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) koordinierten
Verfahren sollen bis Mitte 2021 Nutzung und Schutz der Meere
ausgehandelt und abgestimmt werden. Die Raumordnung schafft wichtige
Voraussetzungen, um die europarechtlich vorgegebenen Ziele der
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie sowie der FFH- und
Vogelschutz-Richtlinie zu erreichen.

Der Weltklimarat hat in seinem Ozean-Bericht im letzten Jahr
eindringlich darauf hingewiesen, wie stark die Meere unser Klima
regulieren. Beispielsweise Seegraswiesen und Mangroven entziehen der
Atmosphäre große Mengen CO2. Insbesondere Salz- und Seegraswiesen
sollten deshalb auch in Nord- und Ostsee verstärkt renaturiert werden.

Die Vereinten Nationen gehen davon aus, dass die Artenvielfalt im Meer
die Existenz von weltweit drei Milliarden Menschen sichert. Kim
Detloff: "Das zeigt, Meere sind viel mehr als ein Wirtschaftsraum oder
als ein Erschließungsgebiet für Offshore Windparks. Neben der
naturverträglichen Nutzung sind deshalb gut gemanagte
Meeresschutzgebiete eine wichtige Voraussetzung gesunder Meere." Doch
bislang wird der Schutz in Deutschlands Meeresschutzgebieten nicht
umgesetzt, obwohl die Gebiete bereits vor 16 Jahren an die Europäische
Kommission gemeldet wurden. "Wir appellieren an die Minsiterien für
Umwelt, Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft, eine Einigung zu
erreichen und die Hälfte der ausgewiesenen Schutzgebietsflächen im
Meer aus der Nutzung zu nehmen. Das unterstützt im Übrigen auch die
neue Biodiversitätsstrategie der EU, sowie neue Notfallmaßnahmen des
internationalen Rates für Meeresforschung für den Ostseeschweinswal.
Wir brauchen eine echte Schutz-Offensive für die Meere und starke
Umsetzungstrukturen," so Detloff.

 * 
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STELLUNGNAHME/618: NRW-Landesregierung will den Gewässerschutz schwächen (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 5. Juni 2020

CDU und FDP wollen den Gewässerschutz schwächen

BUND zum "Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts"



Düsseldorf | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fordert die Landesregierung
auf, die geplante Schwächung des Gewässerschutz in NRW zu stoppen.
Hintergrund ist der Entwurf für die Novellierung des
Landeswassergesetzes, der zahlreiche Verschlechterungen der
derzeitigen Gesetzeslage beinhaltet.

"In Zeiten des Klimawandels mit sinkendem Wasserdargebot und
zunehmenden Nutzungen muss der Gewässerschutz gestärkt und nicht
geschwächt werden. Das Gegenteil sehen wir in weiten Teilen des
Entwurfs zur Änderung des Landeswasserrechts", sagte Holger Sticht,
Landesvorsitzender des BUND.

In einer im Rahmen der Verbändebeteiligung eingereichten Stellungnahme
kritisieren die Umweltschützer zahlreiche Punkte des Gesetzentwurfs.
So soll zum Beispiel die Befristung sogenannter 'gehobener
Erlaubnisse' abgeschafft werden. Mit der Entfristung entfällt eine
regelmäßige Prüfung, ob die vergebenen Wassernutzungsrechte noch
zeitgemäß sind. Der BUND hält dies vor dem Hintergrund zu erwartender
Klimaänderungen aber auch mit Blick auf mögliche neue wassersparender
Technologien für unverantwortlich. Der weiteren Wasserverschwendung
werde damit der Weg bereitet.

Entschieden spricht sich der BUND auch gegen die Einführung der
Anzeigepflicht als Ersatz für das Genehmigungsverfahren beim Betrieb
von Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen aus. Bislang mussten
solche Anlagen ausdrücklich genehmigt und dazu von den Behörden
geprüft werden. Mit Einführung der Anzeigepflicht gilt eine Anlage als
genehmigt, wenn die zuständige Behörde nicht innerhalb von vier Wochen
Einwände erhebt. Aus Sicht des BUND steht bei der augenblicklichen
Personalausstattung der Behörden zu befürchten, dass damit bislang
nicht genehmigungsfähige Anlagen in Betrieb genommen werden. "Das ist
ein reaktionärer Rückschritt in der Überwachung von
abwassertechnischen Anlagen", kritisiert der BUND-Vorsitzende Sticht.
"Erfolge und Fortschritte der letzten Jahre werden so mit potenziell
großen Gefahren für unsere Umwelt untergraben."

Heftige Kritik erntet auch die geplante Streichung des
Abgrabungsverbotes in Wasserschutzgebieten. Diese stehe in eklatantem
Widerspruch zu dem von der Landesregierung angestrebten Vorrang der
öffentlichen Trinkwasserversorgung. Durch den ungezügelten Abbau von
Rohstoffen werde die zum Schutz des Grundwassers notwendige
Überdeckung zerstört. Mit diesem Verlust der Filter- und
Pufferfunktion gehe eine unmittelbare Gefährdung des Trinkwassers
einher.

Verschlechterungen sieht der BUND auch beim Schutz der Fließgewässer
vor schädlichen Einträgen. So plane die Landesregierung, die jetzt
schon ungenügende Gewässerrandstreifen-Regelung künftig nur noch für
erosionsbedingte Phosphateinträge gelten soll. "Hinreichend breite
Gewässerrandstreifen schützen auch vor Stickstoff-, Pestizid- und
Feinsedimenteinträgen und eigenen sich hervorragend zum
Biotopverbund," so der BUND-Chef Sticht.

Der BUND forderte die Landesregierung auf, den Entwurf für das neue
Landeswassergesetz zu überarbeiten und endlich den Erfordernissen des
Klimawandels und der Umweltvorsorge anzupassen.



Stellungnahme der Naturschutzverbände zum Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Landeswasserrechts

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/Wasser/STN_Naturschutzverbaende__LWG_2020.pdf

 * 
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KLIMA/757: Regenwald - die Säge am eigenen Ast ... (SB)




Die globale Erwärmung geht auf eine Reihe von menschlichen Einflüssen
zurück, einer davon hat mit der Geringschätzung der
Bäume und Wälder zu tun. Diese erfüllen - in der Sprache der
Wissenschaft - wichtige "Ökosystemdienstleistungen", anders gesagt,
sie sind für das Leben auf der Erde unverzichtbar.

Seit mehreren Jahrzehnten warnen Expertinnen und Experten vor dem
wachsenden Waldverlust, doch politisch hat sich viel zu wenig getan.
Nach 2016 und 2017 war das vergangene Jahr das waldverlustreichste
der letzten mindestens zwei Dekaden. 2019 verschwand alle sechs
Sekunden eine fußballfeldgroße Fläche ursprünglichen tropischen
Regenwalds. Nimmt man noch den tropischen Sekundärwald hinzu,
verdreifacht sich der Wert. Der Gesamtverlust belief sich im
vergangenen Jahr auf 38.000 Quadratkilometer; das entspricht etwa der
Fläche der Schweiz. Darüber berichteten Mikaela Weisse und ihr Team
vom "Global Forest Watch" des World Resources Institute (WRI). [1]

Sie haben Satellitenaufnahmen ausgewertet und darüber den Verlust der
Baumbedeckung des tropischen Regenwalds festgestellt. Ein "Verlust
der Baumbedeckung" (tree cover loss) ist nicht deckungsgleich mit
"Entwaldung" (deforestation) und schließt sowohl ursprünglichen Wald
als auch Plantagen mit ein. Die Baumbedeckung geht zwar durch
menschliche Aktivitäten verloren, aber beispielsweise auch durch
natürlich entstandene Brände. Indem sich die Analyse aber auf den
ursprünglichen tropischen Regenwald beschränkt hat, liefert sie ein
bezeichnendes Bild für den Zustand dieser für den gesamten Planeten
wichtigen Region.

Mehr als ein Drittel des Waldverlustes findet in Brasilien statt, wo
zur Zeit mit Jair Bolsonaro ein ultranationalistischer, rassistischer
Präsident das Sagen hat. Eng verbunden mit der Bergbau- und der
Agroindustrie hat er der Abholzung des Amazonas-Regenwalds und dem
Vordringen von Holzfällern in die indigenen Schutzgebiete grünes
Licht erteilt. Ein Trend, der allerdings bereits unter seinem
Vorgänger Michel Temer, der mittels eines kalten Putschs an die Macht
gekommen war, eingesetzt hat.

Mit deutlichem Abstand zu Brasilien liegt die Demokratische Republik
Kongo auf Platz zwei der Waldverluste, gefolgt von Indonesien. Auch
Bolivien, an vierter Stelle der Rangfolge, erlebte im vergangenen
Jahr immense Waldverluste. Sie waren 80 Prozent höher als in
irgendeinem Jahr zuvor in diesem Land. So wie in Bolivien ausgedehnte
Brände für Waldverluste sorgten, erfuhr auch Australien durch
historisch außergewöhnlich schwere Feuersbrünste eine signifikante
Verringerung seiner Waldfläche.

Gegenüber AFP drückte Weisse ihre Besorgnis aus, daß trotz der
Bemühungen einzelner Länder und Unternehmen, die Waldrodungen zu
reduzieren, die Geschwindigkeit, mit der die Bäume gefällt werden,
nach wie vor sehr hoch ist. [2]

Dem noch nicht genug, berichteten in einer kürzlich veröffentlichten
"Science"-Studie Nate McDowell vom Pacific Northwest National
Laboratory und sein Team von einem weiteren Effekt: Auf der ganzen
Welt sind die Bäume in den Wäldern jünger und weniger groß als
früher. Als Ursache wurden die steigenden Temperaturen, die Zunahme
der Kohlenstoffdioxidkonzentration in der Atmosphäre sowie
Umweltstreß und häufigere Extremwetterereignisse genannt. [3]

Ursprünglicher Regenwald mit seinen häufig weit über hundert Jahre
alten Bäumen zählt zu den artenreichsten Refugien der Erde, zugleich
bindet er große Mengen an Kohlenstoff. Der wird freigesetzt, wenn die
Wälder in Flammen aufgehen, und trägt zur globalen Erwärmung bei.
Mancher Feuerausbruch in den tropischen Regenwäldern war nicht
natürlich entstanden, sondern wurde durch Unachtsamkeit oder Absicht
von Menschen verursacht. Wald wird abgebrannt oder gerodet, um
landwirtschaftliche Flächen zu gewinnen. Davon profitiert nicht
zuletzt eine Handvoll Unternehmen, die eine hohe Rendite einfahren,
weil sie für die von ihnen erzeugten Verluste nicht zur Rechenschaft
gezogen werden.

Der Preis dafür ist hoch: Langfristige Abnahme der Biodiversität des
Planeten, Reduzierung der globalen Sauerstofffreisetzung, wachsender
Wassermangel innerhalb und außerhalb der Tropen, da die Wolkenbildung
unterbrochen wird, Begünstigung der Entstehung von Zoonosen durch die
Einengung der Lebensräume von Wildtieren.

Die oben beschriebenen Waldbedeckungsverluste entsprechen den
Emissionen von 1,8 Gigatonnen Kohlenstoffdioxid. Das ist soviel wie
der jährliche Ausstoß von 400 Millionen Autos. Darüber hinaus werden
sich voraussichtlich gegen Mitte des Jahrhunderts die tropischen
Regenwälder von Kohlenstoffsenken zu Kohlenstoffquellen wandeln,
sofern nicht entschieden gegengesteuert wird. Doch wo ein
Wirtschaftssystem als alternativlos angesehen wird, stehen die für
manche der Waldverluste verantwortlichen Unternehmen verschiedener
Branchen zwangsläufig in Konkurrenz zueinander. Aufgrund des hohen
Verwertungsdrucks müssen sie laufend expandieren. Letztlich richtet
sich der räuberische Umgang mit den natürlichen Ressourcen
unmittelbar gegen die Lebensvoraussetzungen der Menschen und ihrer
Mitwelt.


Fußnoten:

[1] https://www.wri.org/blog/2020/06/global-tree-cover-loss-data-2019

[2] https://www.terradaily.com/reports/Football_pitch_of_rainforest_destroyed_every_six_seconds_999.html

[3] https://science.sciencemag.org/content/368/6494/eaaz9463
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AKTION/289: Sontag, 7. Juni - Aktionen gegen Atomanlagen und Kohlekraft in Gronau, Gorleben und Münster


SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Fossil Free Münster

Students for Future Münster

Umweltforum Münster

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Münster, 5. Juni 2020



Sonntag, 7. Juni, 14 Uhr:

Fahrrad-Demo gegen Kohle und Atom in Münster

- Kundgebung vor Büro der Bundesumweltministerin

"Datteln IV, AKW Lingen und Uranmüllexporte stoppen"

Anti-Atomkraft- und Klima-Initiativen aus Münster sowie der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz rufen mit Unterstützung
der russischen Umweltorganisation Ecodefense für jetzt Sonntag, 7.
Juni, zu einer Fahrrad-Demo in Münster gegen die Kohle- und
Atompolitik der Bundesregierung auf. Die Demonstration richtet sich
insbesondere gegen die klimapolitisch unverantwortliche Inbetriebnahme
des Kohle-Dinosauriers Datteln IV sowie gegen das Wiederanfahren des
AKW Lingen und die fortgesetzten Uranmüllexporte von der
Urananreicherungsanlage Gronau nach Russland.

Start der Demonstration ist um 14 Uhr mit einer Auftaktkundgebung auf
der Kreuzung Alfred-Krupp-Weg/Roddestraße am Münsteraner Güterbahnhof.
Danach geht es als Rad-Demo zur Hauptkundgebung, die um 14.45 Uhr vor
dem Wahlkreisbüro von Bundesumweltministerin Svenja Schulze in der
Bahnhofstraße am Hauptbahnhof stattfindet. Anschließend geht es per
Rad rund um die Bahnanlagen weiter ins Erpho- und Hansaviertel zum
Abschluss auf dem Hafenplatz.

"Derzeit ist vom versprochenen Kohle- und Atomausstieg nicht viel zu
sehen. In Lingen gibt es einen neuen Rissefund im AKW und noch am
Dienstag rollte weiterer Uranmüll von Gronau durch Münster nach
Russland. Obwohl erst im Januar russische Umweltschützer im
Bundesumweltministerium 70 000 Unterschriften gegen diesen perfiden
Atommüllexport überreicht hatten, schweigt sich die
Bundesumweltministerin zu den Urantransporten direkt unter ihrem
Münsteraner Bürofenster komplett aus - das ist nicht akzeptabel für
die zuständige Ministerin", so Matthias Eickhoff von der Initiative
SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster.

"Die rein politisch motivierte Inbetriebnahme von Datteln IV ist eine
klare Kampfansage an die gesamte Klimabewegung. Der versprochene
Kohle-Ausstieg stellt sich in Wirklichkeit als Ausbau der
Kohle-Kraftwerke dar. So wird die Klimakrise weiter verschärft,
anstatt erneuerbare Energien zu fördern. Sowohl die Bundes- wie auch
die NRW-Landesregierung haben hier Wortbruch begangen. Der Import von
dreckiger Kohle aus Russland und Kolumbien ist zudem extrem
unverantwortlich. Die Bundesumweltministerin darf sich hier nicht
wegducken - wir fordern die sofortige Stilllegung von Datteln IV und
einen echten Kohle-Ausstieg," erklärte Moritz May von Students for
Future Münster.




Sonntag, 14 Uhr: Sonntagsspaziergang UAA Gronau

Zeitgleich findet um Sonntag um 14 Uhr der traditionelle
Sonntagsspaziergang an der Urananreicherungsanlage Gronau statt. Im
Fokus stehen auch hier die Forderung nach einem sofortigen Stopp der
Uranmüllexporte sowie die Stilllegung der Urananreicherungsanlage
Gronau.

Weitere Infos:

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.bbu-online.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/termine

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 05.06.2020

weitergeleitet von:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/508: Faszination Kranich-Tanz und Naturimpressionen - Aquarelle im Duvenstedter BrookHus ab 9.6. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 2. Juni 2020

Faszination Kranich-Tanz und Naturimpressionen

Vom 9. Juni bis 19. Juli 2020 zeigt der NABU im Duvenstedter BrookHus
Aquarelle der Künstlerin Adelheid Mehlhorn. Der Eintritt ist frei.



Nachdem das Duvenstedter BrookHus seit dem 2. Juni wieder geöffnet
ist, wird dort nun auch eine neue Kunstausstellung zu sehen sein.
Adelheid Mehlhorn, die seit 2015 immer wieder als Malerin und
Musikerin im BrookHus in Erscheinung getreten ist, legt bei ihrer
neuen Ausstellung den Fokus auf den Kranich-Tanz und zeigt eine
Auswahl an Aquarellen. In skizzenhafter Form versucht Adelheid
Mehlhorn mit sparsamen Mitteln dem Wesen dieser immer wieder so
faszinierenden Tiere Ausdruck zu verleihen. Aber auch andere
stimmungsvolle Naturimpressionen können bewundert werden.

Die Ausstellung "Faszination Kranich-Tanz und Naturimpressionen" ist
vom 9. Juni bis 19. Juli 2020 im BrookHus im Duvenstedter Triftweg 140
zu sehen.

Öffnungszeiten: Di-Fr von 13.30 bis 17 Uhr, So von 11-17 Uhr, Montag
und Samstag geschlossen

Weitere Termine, die der NABU Hamburg im Juni anbietet, sind mitsamt
Informationen zur Anmeldung zu finden unter: 

www.NABU-Hamburg.de/neustart

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.06.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg
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TOUR/584: Berlin, 7. Juni - Start der BUND-Führungen auf dem Schöneberger Südgelände (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Info 11/Berlin, 3. Juni 2020

Jetzt geht es los!

Vögel entdecken und Bahnbrechende Natur erleben

BUND startet Führungs-Programm im Natur-Park Schöneberger Südgelände



Ab Sonntag, den 7. Juni finden wieder die BUND-Führungen im Naturpark
Schöneberger Südgelände statt.

Den Anfang macht um 9 Uhr die "vogelkundliche Führung".
Der Natur-Park Schöneberger Südgelände bietet mit seinen seltenen
Vogelarten und Kräutern eine für Berlin einzigartige Tier- und
Pflanzenwelt.

Der ehemalige Rangierbahnhof ist aufgrund seiner dichten Waldflächen
und großen Wiesenbereiche ein Lebensraum für viele, teilweise in
Berlin selten gewordene Vögel. Unter den 26 verschiedenen Arten
befinden sich Raritäten wie Zilpzalp, Zaunkönig und Nachtigall.

Am Nachmittag ab 14 Uhr startet die Führung "Bahnbrechende Natur":
Hier entdecken die Teilnehmer nicht nur eine reichhaltige Flora und
Fauna, sondern erfahren auch viel Wissenswertes über die politische
und eisenbahngeschichtliche Entwicklung des Geländes. In über 40
Jahren eroberte sich die Natur das Areal zurück, heute bietet es eine
herausragende Artenvielfalt. Allein 366 Pflanzenspezies konnten sich
ansiedeln wie z. B. Nachtkerzen, Apfel-Rose und Täuschendes
Habichtskraut. Auch mit seiner Tierwelt bietet der Naturpark
Außergewöhnliches: allein 95 Wildbienenarten und andere Insekten, vom
Heidegrashüpfer bis zur exotischen Südfranzösischen Höhlenspinne, die
mit Militärtransporten ihren Weg nach Berlin fand.

Auch Sonderführungen für Gruppen und Schulklassen sind nach Absprache
möglich.

Kosten: 10 EUR (ermäßigt 7,50 EUR), Kinder unter 12 Jahre kostenlos
Es wird von den Parkbetreibern ein Eintrittsgeld von 1 EUR für
Personen ab 14 Jahre erhoben
Gruppenführungen auf Anfrage

Dauer: ca. 120 min

ANMELDUNG ERFORDERLICH!

Für die vogelkundliche Führung unter:

info@wildpfoten.de

Für Bahnbrechende Natur unter:

gartengestaltung@detlevdahlmann.de oder 030/450 23 189

Folgendes muss zur Einhaltung von Hygiene- und Abstandsregeln
beachtet werden:

Der Teilnehmendenkreis ist auf maximal 20 Personen begrenzt.
Bitte bringen Sie einen Mund-Nasenschutz mit. Alle Teilnehmenden
müssen einen geeigneten Mund-Nasen-Schutz tragen.
Es ist generell ein Abstand von 1,5 Metern zu haushaltsfremden
Personen einzuhalten.

Jede Teilneher*in ist verpflichtet sich in eine Teilnehmendenliste mit
Vor- und Familienname, vollständige Anschrift und Telefonnummer
einzutragen.

Nächste Termine:

Vögel entdecken: 21. Juni, 9 Uhr

Bahnbrechende Natur: 12. Juli, 9. August, 6. September und 11. Oktober
um 14 Uhr

Weitere Infos unter:

https://www.bund-berlin.de/service/termine/

 * 

Quelle:

Presseinformation 11/20, 03.06.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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ERSTAUFLAGE/1061: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3067 (SB)


Michael Marcus Thurner

Die Ägidenwelt

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3067



Galaxis NGC 1169, Ägidenwelt, April 2047 NGZ

Icho Tolot und Onker Dou werden von Petresse 7-McNamara, der
Oberkommandierenden der Flotte der Villanova-Terraner in ihrem
Flaggschiff KAWA DANTROFF empfangen. Sie freut sich fast schon
kindlich über die Anwesenheit Icho Tolots, des berühmten unsterblichen
Haluters aus der Milchstraße, und führt ihn durch das Schiff. Onker
Dou hört sich derweil unter der Zentrale-Besatzung um, erfährt aber
nur Unbedeutendes. Die Besucher, Gustav und das Zain-Konstrukt
eingeschlossen, werden zur Heimatwelt der Villanova-Terraner
eingeladen, zur Ägidenwelt. Petresse 7-McNamara will aber nicht, daß
die FEEDRA BERGSON, das Schiff der Besucher, dorthin fliegt. Sie
sollen an Bord der KAWA DANTROFF kommen. Icho Tolot nimmt Kontakt zu
Cascard Holonder auf und erklärt ihm die Lage. Er versiegelt das
Liga-Schiff und beauftragt Holonder, es nach der Aufladung des
Hüllensalkrits der RAS TSCHUBAI im Spandad-System abzuholen, falls sie
dann noch nicht zurück sein sollten.

Auf der Ägidenwelt herrschen ähnliche klimatische Verhältnisse wie auf
der Erde. Die Villanova-Terraner sind den Terranern zwar ähnlich,
allerdings legen sie ein übertrieben lebenslustiges Verhalten an den
Tag und scheinen ständig unterwegs zu sein, so als wüßten sie nicht
wohin mit ihrer Energie. Auffallend ist, daß es keine Kinder oder
Jugendliche gibt.

Tolot und sein Gefolge werden in der Hauptstadt Neu-Terrania zum
STARDUST-Palast gebracht und dort von einigen Würdenträgern in
Phantasieuniformen, sowie der Schirmherrin Tipa 8-Riordan und ihrem
Vordenker Alaska 9-Saedelaere empfangen. Wie ihre Namensgeberin tritt
Tipa 8-Riordan herausfordernd unverschämt auf, während Alaska
9-Saedelaere mäßigend wirkt. Er trägt wie sein Namensgeber eine Maske
hinter der es irrlichtert. Ob sich tatsächlich ein Cappinfragment
dahinter verbirgt, das diejenigen, die es erblicken, in den Wahnsinn
treibt, läßt sich nicht feststellen. Die beiden Führer der
Villanova-Terraner wissen, daß sie Klone sind und wollen von Icho
Tolot erfahren, wie ihre Originale denn gewesen seien.

Icho Tolot möchte Antworten darauf, wie diese Zivilisation entstanden
ist und wer der Schöpfer der Klone ist. Tipa 8-Riordan und Alaska
9-Saedelaere ignorieren diese Fragen einfach, als würden sie sie gar
nicht wahrnehmen, wohingegen sie andere gerne beantworten.
Beispielsweise alle, die den Kampf gegen die Tellerköpfe betreffen.
Die Aufgabe der Villanova-Terraner sei es, ein natürliches
Gleichgewicht zu bewahren und die Gataser daran zu hindern, sich
weiter auszubreiten. Perry Rhodan habe sie hierher geschickt, um die
Tellerkopf-Plage zu bekämpfen, erklären sie. Auf die Frage nach
Cairanern antworten sie ausweichend, die seien ein Mythos.

Den Besuchern zu Ehren wird ein Fest gegeben. Terranische Musik wird
gespielt. Musik, Literatur, Malerei und Bildhauer - das gesamte
kulturelle Erbe aus der Milchstraße ist übernommen worden, damit die
Identität der Terraner erhalten bleibt. Damit sie, wenn sie eines
Tages kommen, Welten vorfinden, auf denen sie sich heimisch fühlen.
Tipa 8-Riordan will wissen, ob Tolot gekommen sei, um zu sehen, ob
sich die Villanova-Galaxis als Rückzugsgebiet eignet. Der Haluter
verneint, für ihn tun sich immer mehr Fragen auf, auf die er keine
Antworten bekommt.

Im Gedächtnis der Villanova-Terraner scheint es blinde Flecken zu
geben, was bestimmte Themen betrifft. Wie man bereits an Bord der
FEEDRA BERGSON bei der Obduktion von Raspor-7-Ye, einem
villanova-terranischen Kommandanten, herausgefunden hatte, werden die
Gehirne der Villanova-Terraner von positronischen Einheiten
instruiert. Mitten im Gespräch sagen Tipa 8-Riordan und Alaska
9-Saedelaere plötzlich, es sei Pause, wenden sich ab und gehen wie
ferngesteuert in einen kaminartigen Raum mit einem sternförmigen
Muster auf dem Boden. Sie und ihr Geheimdienstchef Corla 7-Bchisama
stellen sich auf jeweils einen Zacken des Sterns und fallen, wie alle
anderen Villanova-Terraner auch, in eine Art Wachkoma. Aus der Wand
löst sich ein mechanisches Gestänge, an dem sich Haken befinden, die
über die Nase der Erstarrten ins Gehirn eindringen. So werden sie
offenbar mental wieder richtig kalibriert.

Am nächsten Tag tun alle so, als wäre nichts gewesen. Tipa 8-Riordan
fordert die Besucher auf, sich von Corla 7-Bchisama durch die Stadt
führen zu lassen. Mit einem der typischen Fortbewegungsmittel, der
Monocassatta-Bahn, fahren sie an ausgewählte Orte. Tolot möchte nach
Sun City, das sich, wie er von Petresse 7-McNamara erfuhr, nachts in
Sin City verwandelt. Corla 7-Bchisama will es ihm ausreden, das sei zu
gefährlich, dort lebten Villanova-Terraner, die anders seien. Außerdem
seien in der Vergnügungsstadt seine Befugnisse eingeschränkt. Icho
Tolot besteht nun erst recht darauf, dorthin zu fahren. Er will diesen
Aufpasser los werden. Notgedrungen begleitet der sie aber.

Icho Tolot wird in Sun City stürmisch begrüßt, junge betrunkene Frauen
hängen sich an seine Beine und verlangen, von ihm hochgeworfen zu
werden. Icho tut ihnen den Gefallen, wirft sie 40 Meter hoch und fängt
sie behutsam wieder auf. Eine der Frauen namens 8-Correka wirkt anders
als die anderen; sie ist auch nicht betrunken. Icho Tolot wirft sie
wesentlich weiter und höher als die anderen und muß ein Stück weit
rennen, um sie aufzufangen. Dadurch entzieht er sich 7-Bchisamas
Überwachung. Onker Dou, Gustav und Annba haben sich schon zuvor
abgesetzt und stoßen wieder zu Tolot, als dieser die Frau auffängt.
Sie gibt ihnen einen Tip, wo er sich vor 7-Bchisama verbergen kann.
Sie ist eine Halbe - so nennen sich Villanova-Terraner, die erkannt
haben, daß etwas nicht mit ihnen stimmt. 8-Correka verweist Tolot und
seine Begleiter an 5-Brand, der sie zur Rebellenführerin Ramona 8-
Sermyon führt. Von ihr hofft Tolot, endlich die Wahrheit zu erfahren.
8-Sermyon will ihre Erkenntnisse aber nur gegen Informationen aus der
Milchstraße tauschen. Onker Dou ist bereit, sich zu diesem Zweck an
einen von den Rebellen umgebauten Gedankenhaken anschließen zu lassen.
Annba überwacht den Vorgang, damit Dous Gehirn keinen Schaden nimmt.

Der Gedankenhaken besteht aus mehreren positronisch gesteuerten
Nanosträngen, die sich in Dous Innerstem umsehen. Der Kontakt ist
nicht unangenehm. Ehe er sich versieht, ist die Prozedur schon vorbei.
8-Sermyon erklärt, daß sie eine von wenigen ist, die hinter die
Fassade blicken. Sie hat keine Gedankensperre in ihrem Gedächtnis,
weil sie ein Konstruktionsfehler ist. Ihre positronischen Einheiten
sind schon früh zerfallen. Sie verspürt auch keinen Drang, den
Gedankenhaken aufzusuchen. Es gibt eine Menge Halbe wie 8-Correka, die
ahnen, das etwas falsch läuft, aber immer wieder daran erinnert werden
müssen. Versuche, ihre Positronikmaschinchen zu zerstören, damit sie
frei werden, hatten jedoch fatale Folgen. 8-Sermyon hat Sin City unter
Kontrolle. Wer sich nachts hier aufhält, wird während der
Funktionspausen an einen ihrer präparierten Gedankenhaken
angeschlossen. So erkennt sie einen Halben und klärt ihn auf.

Die Villanova-Terraner sind in verschiedenen Baureihen entstanden.
Gesteuert wird dies vom Qualitätskontrollzentrum aus, das sich auf der
Nebelinsel befindet. Es wird von einem Cairaner geleitet. 8-Sermyons
Wissen ist zwar beschränkt, aber sie erinnert sich an einen
Bilokal-Kontakt zur Milchstraße, der irgendwann abgebrochen ist. Die
Baureihen Eins bis Drei wurden vor dem Abbruch dorthin geschickt.
Danach wurden aber auch weiterhin neue Baureihen entwickelt. Die
Achter-Baureihe war die letzte, die eine größere Anzahl
Villanova-Terraner hervorgebracht hat. Aber es gibt das Gerücht, daß
eine 10er-Baureihe geplant war, die jedoch gestoppt wurde, weil die
Klone zu eigenständig wurden.

Icho Tolot vermutet, daß die Cairaner auf dem Weg zur Milchstraße hier
ein Experiment gestartet haben, um Informationen über die dort
lebenden Völker zu sammeln. 8-Sermyon leidet unter dem Wissen, das sie
besitzt. Es gibt zu wenige, die es mit ihr teilen. Zu wenige, um zur
Nebelinsel vorzudringen und die dort gezüchteten Villanova-Terraner,
die nicht für wert befunden wurden, leben zu dürfen, zu befreien. Sie
möchte, daß Icho Tolot dies tut.

Unterdessen gibt es eine Untergrundbewegung um einen anderen
Villanova-Terraner, der der 10er-Baureihe angehört. Er nennt sich
Corey. Sein Körper ist deformiert, so daß er sich nur in einem
schwebenden Stuhl fortbewegen kann. Er hat allerdings die Gabe, andere
durch seine Rede beeinflussen zu können. Er und ein Tipa-Riordan-Klon
der 10er-Baureihe haben etliche Villanova-Terraner um sich geschart,
die sie dazu bringen, sich nicht an die Gedankenhaken anzuschließen,
sondern ganz normal zu schlafen. Corey beschließt, mit 150 seiner
Anhänger zur Nebelinsel vorzudringen, um den Cairaner zur Rechenschaft
zu ziehen.

Als Icho Tolot, Dou, 5-Brand, Gustav und Annba beim
Qualitätskontrollzentrum eintreffen, werden sie von Robotern
attackiert, die sie in große Bedrängnis bringen. Als Dou und 5-Brand
zu unterliegen drohen, greift das Zain-Konstrukt Annba ein, das sich
als herausragender Kämpfer entpuppt und die Roboter in die Flucht
schlagen kann.

Aller Abwehrmechanismen beraubt, zeigt sich schließlich ein greiser
Cairaner, der einen kranken Eindruck macht. Er nennt sich
Quamadse Simdua und bezeichnet sich als Niemands-Konsul und Herr der
Ägidenwelt. Er zeigt Tolot und seinen Begleitern bereitwillig seine
Labore, in denen Villanova-Terraner in unterschiedlichen
Entwicklungsstadien in Glaskuben schwimmen. Er erläutert, daß die
Cairaner zwischen 1560 NGZ und 1570 NGZ ein Vorauskommando in die
Milchstraße geschickt haben, das Testpersonen aus allen dort lebenden
Völkern in die Villanova-Galaxis brachten. Ursprünglich gab es viele
Cairaner, die an unterschiedlichen Klon-Zivilisationen arbeiteten. Es
gab also nicht nur Terraner- und Jülziish-, sondern auch Arkoniden-,
Topsider-, Tefroder-, Linguiden-Klone und etliche mehr. 40 Jahre lang
konnte die Verbindung zur Milchstraße durch eine Bilokal-Sphäre
aufrechterhalten werden, dann brach sie zusammen. Einige Cairaner
versuchten, die Milchstraße mit Raumschiffen zu erreichen, man hat nie
wieder etwas von ihnen gehört.

Die anderen cairanischen Wissenschaftler plädierten dafür, die
Experimente einzustellen. Doch Simdua war dagegen. Da er sich nicht
gegen seine Kollegen durchsetzen konnte, hat er sie ermordet. Das ist
nun schon sehr lange her. Simdua führte seine Experimente an
Terraner- und Jülziish-Klonen weiter, eine Vitaltränke verlängert sein
Leben. Doch deren Energie geht allmählich zur Neige und damit auch
sein Leben.

5-Brand ist schockiert, als er erfährt, daß Simdua auch für die
Tellerkopf-Plage verantwortlich ist. Bei den Jülziish ist dem Cairaner
nämlich ein Fehler unterlaufen. Sie breiten sich so ungehemmt aus, daß
sie die ganze Galaxis zu überschwemmen drohen. Deshalb hat er die
Villanova-Terraner so instruiert, daß sie der explosionsartigen
Vermehrung der Jülziish entgegenwirken.

Simdua erwähnt, daß eine Gruppe Villanova-Terraner bereits vor drei
Tagen versucht hat, das Qualitätskontrollzentrum anzugreifen und an
den Robotern gescheitert ist. Es waren Coreys Anhänger. Sie sind noch
in der Nähe und Corey beobachtet die Ankunft der Galaktiker. Nachdem
der Verteidigungsring gefallen ist, kann seine Gruppe ebenfalls ins
Qualitätskontrollzentrum eindringen. Als sie auf Simdua stoßen, kommt
es zum Kampf zwischen Tolot und den Rebellen, die den Cairaner
umbringen wollen. Icho Tolot erkennt, daß es sich bei Corey um einen
Ribald Corello-Klon handelt. Er kann mit der Macht seiner Worte andere
manipulieren. Icho Tolot will verhindern, daß Corey zu Simdua gelangt,
wird aber von Tipa-10-Riordan, die ein umfangreiches Waffenarsenal
mitführt, aufgehalten.

Obwohl Dou von Icho Tolot den Auftrag erhielt, auf Simdua aufzupassen,
läßt der sich von Corey dazu verleiten, ihn zu dem Cairaner zu lassen.
Corey ist so besessen von der Idee, Simdua dazu zu bringen, sich
umzubringen, daß er selbst dabei stirbt. Als Tolot bei dem sterbenden
Cairaner eintrifft, bittet der ihn, dafür zu sorgen, daß das
Qualitätskontrollzentrum zerstört wird.

Da sich die Villanova-Terraner nicht fortpflanzen können, wäre das das
Ende ihrer Zivilisation. Da meldet sich das Zain-Konstrukt
überraschend zu Wort. Annba möchte die Villanova-Zivilisation erhalten
und schlägt vor, als ihr Mentor in NGC 1169 zu bleiben. Icho Tolot ist
dagegen. In ihm regt sich wieder die Drangwäsche, die auf ihren
Endpunkt zusteuert. Er liefert sich mit Annba einen Kampf, in dem der
Haluter eine Menge einstecken muß. Endlich hat er einen würdigen
Gegner gefunden, an dem er sich austoben kann. Mit diesem
befriedigenden Kampf endet die Drangwäsche und als Tolot wieder klar
denken kann, findet er Annbas Vorschlag gut. Er wird auf der
Ägidenwelt bleiben und neue Klongenerationen schaffen.

Tolot und Gustav kehren zur RAS TSCHUBAI zurück, die den Flug nun zur
Milchstraße fortsetzt.

5. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/uila0134newsimage336189.jpg





OEBPS/Images/ufaoe098newsimage336191.jpg





OEBPS/Images/bfam1069_720x350.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/sph07292-1.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Elekironische Zeitung Schatenblick

POLITIK/ KOMMENTAR

Dortmund - rechte Szene

Macudemensiaon, el

Indien - Frontstaat mit besonderem Gewicht ...

e St nw/.-m i

iben nicht von infang. an

Wm\wn i in e s 000
Hohe,um Sid

hen et e G ke
Schisse sbgegeben, do
Vergleich zur Rumschub

von damals priszelien sich dic
Soldtn repsnht md v
fen sich gegr Steiner
N s i Miitraneshirgs

POLITIK / KOMMENTAR

USA - Benachteiligung
nichtweifier Amerikaner
ist geblieben

Der Glaube daran, cin
Nehttnd i thon o
e Wande dos s
n USA heilen, it Teil des
Pt Di Bewiligung -
sl Ungliche sciner
Cicrwindung Hand i Han,und

EUROPOOL / POLITIK

COVID-19 n Hatien - Uberra-
schung, Schreck, Verlauf ..
562020

15B) - Vor dem fir Sommabend 2
dem Zueck, die ialienische

e jin
pirung s dramatischr s der
Steit 2017 um den Ausbon ciner
S i chinesichen Chumb-

it gt nd isehen dem
indischen Bundessat Skki
und Bhutan, das New-Delhi ls
Protektorat betachic,legt.

Dismalkam e 2 Hondgr
ichkeiten an_ mehrerer Ab-

umm et Gronze, smot im
Westen nahe Pakistan zwischen

dem chineischen Ak Chin

he
e Amehvv:\ doi g

i
o des Hbron s Sl

o i b
e Fedlaat i bhan-

der Volkrepubil mibssch
cinzubinden.

m i s s im Kalen

sovieren, USA nden

‘Nukleart
oo ot 24 e, Dot
war cin eklatanter Versto W
shingions gegen den Ao
ensper
il eigereten ot und e

Nuklcaranlagen deshalb von den
Tepekiomen do eratonaen






OEBPS/Images/ufaoe098newsimage336192.jpg





OEBPS/Images/ufaf1617newsimage336390.jpg





OEBPS/Images/wett9006_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





